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Einleitung 

 

In den letzten Jahren haben die Persönlichkeitsrechtsverletzungen, insbesondere 

auch die Verletzung des Rechts am eigenen Bild, zugenommen. Zu dieser Zu-

nahme haben neue technische Entwicklungen im Bereich der Fotoapparate und 

vor allem das Internet beigetragen. Die zunehmende Digitalisierung von Fotos in 

Verbindung mit dem Internet ermöglicht es, Fotos in Sekundenschnelle weltweit 

zu verbreiten.  

Durch das Internet ist eine Veröffentlichung von Bildaufnahmen zudem nicht 

mehr der Presse oder Verlagen vorbehalten. Sie kann inzwischen „per Maus-

klick“ von jedermann bewirkt werden und ist in der Weite des Internets kaum 

mehr kontrollierbar. Die abgebildete Person kann die Verbreitung ihres Fotos – 

ist es erst einmal ins Internet gelangt – praktisch nicht mehr aufhalten. Hinzu 

kommt die sinkende Hemmschwelle der Gesellschaft, peinliche Aufnahmen an-

derer Personen ins Internet zu stellen. Der Erfolg von Internetplattformen wie 

„Youtube“, „Myspace“ oder „Myplace“ spricht für sich. Außerdem kann mit Hil-

fe von Suchmaschinen wie zum Beispiel Google im Internet gezielt nach Bild-

aufnahmen gesucht werden.  

Neben dem Internet trägt aber auch die technische Weiterentwicklung von Mo-

biltelefonen – die Möglichkeit des Herstellens und Verschickens von Fotos oder 

ganzen Videos – zu einer Nichtkontrollierbarkeit bei. Die Tatsache, dass die “Fo-

toapparate” immer kleiner werden, erleichtert das Herstellen des unbemerkten 

Schnappschusses. Inzwischen sind nicht nur Handykameras, sondern sogar Ka-

meras in Kugelschreibern, sog. „Pencams“, für den privaten Gebrauch zu erwer-

ben. Dies birgt die Gefahr, dass der Betroffene es oftmals gar nicht bemerken 

dürfte, dass er fotografiert wird, und somit gar keine Chance bekommt, die Auf-

nahme zu verweigern.  

Der Fortschritt der Technik geht nicht nur mit positiven neuen Kommunikati-

onsmöglichkeiten einher, sondern birgt auch die Gefahr zunehmender Persön-

lichkeitsrechtsverletzungen. Schon 1966 hat der BGH darauf hingewiesen, dass 

wenn durch die Fortschritte der Technik die Möglichkeiten, heimliche Bildauf-
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nahmen herzustellen, erleichtert worden seien, auf die Wahrung der vom Recht 

gesetzten Schranken zu achten sei. „Das Recht darf sich der technischen Ent-

wicklung nicht beugen“1. Entsprechend dieser Aussage hat der Gesetzgeber An-

lass zum Handeln gesehen und 2004 den neuen § 201 a – Verletzung des höchst-

persönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen – in das StGB eingefügt.  

 

Die Arbeit widmet sich der Untersuchung des strafrechtlichen Schutzes des 

Rechts am eigenen Bild durch § 201 a StGB. Dieser soll anschließend mit dem 

strafrechtlichen Schutz des Bildnisses im spanischen Recht, Art. 197 Código Pe-

nal aus dem Jahr 1995, verglichen werden, um die Vorteile oder Nachteile der 

jeweiligen Regelung herauszuarbeiten. Ein Vergleich mit einer ähnlichen Straf-

rechtsnorm aus einem anderen europäischen Rechtsstaat bietet die Möglichkeit 

der Betrachtung des § 201 a StGB aus einem anderen Blickwinkel und ist inso-

fern für dessen Beurteilung hilfreich. Das spanische Recht erscheint interessant, 

da der strafrechtliche Bildnisschutz durch Art. 197 Código Penal aus dem Jahr 

1995 herrührt, also aus einer Zeit, in der die Internetverbreitung und Digitalisie-

rung noch nicht so fortgeschritten war, und die dadurch bedingte Bedrohung des 

Persönlichkeitsschutzes in seiner heutigen Form noch nicht existierte.  

Zudem handelt es sich bei Spanien um einen vergleichsweise jungen demokrati-

schen Rechtsstaat, der aufgrund seiner Geschichte – der Demokratisierungspro-

zess setzte erst nach dem Tod General Francos im Jahr 1975 ein – zwangsläufig 

eine schnellere und auf der Basis einer parlamentarischen Monarchie auch andere 

rechtliche Entwicklung als der deutsche Rechtsstaat genommen hat. 

In einem ersten Teil der Arbeit wird die historische Entwicklung des Rechts am 

eigenen Bild und des allgemeinen Persönlichkeitsrechts dargestellt. Dabei wird 

auch auf den zivilrechtlichen Schutz kurz eingegangen. Der Schwerpunkt der 

Betrachtung liegt aber auf dem strafrechtlichen Schutz. 

Der zweite Teil der Arbeit befasst sich daher ausführlich mit dem strafrechtlichen 

Schutz des Bildes insbesondere durch den „neuen“ § 201 a StGB. Dabei wird 

nicht beabsichtigt zu beurteilen, ob tatsächlich eine Strafbarkeitslücke bestand 

                                              
1 BGH NJW 1966, 2353 (2354) – Vor unserer eigenen Tür. 
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und die Einführung des § 201 a StGB notwendig war2. Auch von der Verfas-

sungsmäßigkeit der Norm wird ausgegangen. Die Arbeit beschäftigt sich viel-

mehr mit der Auslegung der Norm, um die Reichweite des strafrechtlichen 

Schutzes des eigenen Bildes zu untersuchen. Nach der anschließenden Darstel-

lung des Bildnisschutzes durch Art. 197 CP folgt in einem dritten Teil ein Ver-

gleich der Straftatbestände § 201 a StGB und Art. 197 CP, um abschließend den 

Schutzumfang des § 201 a StGB bewerten zu können. 

                                              
2 Vergleiche dazu Linkens, S. 9 ff., Kächele, S. 105 ff. 
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1. Teil: Die Historische Entwicklung des Rechts am eigenen Bild 

A. Die historische Entwicklung in Deutschland 

Um den (strafrechtlichen) Bildnisschutz des deutschen Rechts beurteilen zu kön-

nen, ist es sinnvoll, zunächst einen Blick auf seine Entstehung und die zivilrecht-

liche Ausprägung zu werfen. 

I. Rechtslage im 19. Jahrhundert  

Die vorliegende Darstellung der historischen Entwicklung des Rechts am eigenen 

Bild beginnt im 19. Jahrhundert. Zu jener Zeit wurde der Schutz des Abgebilde-

ten, der in der Regel zugleich der Besteller des Bildes war, lediglich als Ausnah-

me zum Urheberschutz gesehen und als Einschränkung des Vervielfältigungs-

rechts des Bildnisurhebers im Photographieurhebergesetz von 1876 geregelt3. Ein 

Schutz der Persönlichkeit der abgebildeten Person im Zusammenhang mit Bild-

aufnahmen bestand noch nicht. Das Recht am eigenen Bild – nach heutigem Ver-

ständnis – war also im 19. Jahrhundert noch nicht anerkannt.  

Jedoch wurde es durch die unbefugte Herstellung und Veröffentlichung von 

Bildaufnahmen Ende des 19. Jahrhunderts zunehmend zu einem relevanten juris-

tischen Problem. Die Notwendigkeit einer Regelung des Bildnisschutzes trat vor 

allem in zwei Fällen, die das Reichsgericht zu entscheiden hatte, zu Tage. Bereits 

1898 hatte das Reichsgericht den Fall der „Dame im Badekostüm“ zu entschei-

den. Es ging dabei um die heimlich aufgenommene Fotografie einer Dame im 

Badekostüm im Damenbad Cranz. Die Fotografie wurde auf Briefbeschwerern 

veröffentlicht und verkauft. Das Reichsgericht verurteilte die Täter wegen Belei-

digung gemäß § 185 StGB und begründete das Urteil folgendermaßen: Bei Drit-

ten werde die Annahme hervorgerufen, die Dame habe sich freiwillig im Bade-

kostüm fotografieren und veröffentlichen lassen. Dies werfe ein bedenkliches 

Licht auf das Scham- und Sittlichkeitsgefühl der Dame und werde ihre Achtung 

                                              
3 Dreier in Dreier/Schulze, vor § 22 KUG Rn. 2.  
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bei anderen schwer schädigen. Somit enthalte die Handlung der Täter eine vor-

sätzliche, die Ehre der Dame verletzende Kundgebung an andere und demzufolge  

eine Beleidigung im Sinne des § 185 StGB4. Da ein Recht am eigenen Bild im 

19. Jahrhundert noch nicht anerkannt war, wurde vom Reichsgericht die Verlet-

zung eines solchen Rechts gar nicht erst in Erwägung gezogen. 

Ein Jahr später folgte der bekannte Bismarck-Fall, der die Diskussion bezüglich 

eines Rechts am eigenen Bild stark anregte und aus heutiger Sicht den Anlass zur 

Verabschiedung des „Gesetzes betreffend das Urheberrecht an Werken der bil-

denden Kunst und der Photographie“, des so genannten KunstUrhG von 1907, 

gab5. In der Nacht nach dem Tod von Bismarck drangen die Täter widerrechtlich 

gegen den Willen der Kinder in das Zimmer ein, in dem die Leiche ruhte, und 

machten eine Aufnahme von Bismarcks Leichnam. Die Kinder klagten und for-

derten ein Verbot der Veröffentlichung und die Vernichtung der Aufnahmen. Das 

Reichsgericht verurteilte die Beklagten, sich die Vernichtung der Aufnahmen 

gefallen zu lassen und sich jeder Verbreitung zu enthalten. Das damals geltende 

Recht – die Hamburger Statuten und der Sachsenspiegel – enthielt jedoch keine 

einschlägigen Normen, die zur Anwendung gebracht werden konnten. Es gab 

also eine Gesetzeslücke im geltenden Recht. Das Reichsgericht versuchte jedoch 

nicht, die Lücke mit der Anerkennung eines Rechts am eigenen Bild zu füllen, 

sondern es griff auf das Römische Recht zurück und konstruierte eine bereiche-

rungsrechtliche Lösung. Das Römische Recht gewähre dem durch eine rechts-

widrige Handlung Verletzten eine condictio iniustam causam auf Wiedererstat-

tung all desjenigen, was durch die rechtswidrige Handlung aus seinem Machtbe-

reich in die Gewalt des Täters gelangt sei6. Das Reichsgericht vertrat die Ansicht, 

dass die rechtswidrige Handlung im Bismarck-Fall in einem Hausfriedensbruch 

zu sehen sei, da die Fotografen widerrechtlich das Zimmer betreten hätten, in 

dem die Leiche ruhte. Den Erben stehe daher ein Recht auf Erstattung all desje-

nigen zu, was durch den Hausfriedensbruch aus ihrem Machtbereich in die Ge-

walt der Hausfriedensbrecher gelangt sei, also auch ein Anrecht auf die fotogra-

                                              
4 RG, abgedruckt bei Kohler, S. 32 – Dame im Badekostüm. 
5 Schricker/Götting, § 60/22 KUG Rn. 3; vgl. KG JW 1928, 363 (364). 
6 RGZ 45, 170 (173 ff.) – Bismarck. 
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phischen Erzeugnisse und deren Vernichtung7. Diese Argumentation vermag aus 

heutiger Sicht wenig zu überzeugen. Auch damals wurde eine Unzulänglichkeit 

des geltenden Rechts wahrgenommen und der Bismarck-Fall regte eine lebhafte 

Diskussion über ein Recht am eigenen Bild an.  

Ein großer Befürworter des Rechts am eigenen Bild war Hugo Keyssner. Er ver-

trat eine persönlichkeitsrechtliche Sichtweise und betrachtete das Recht am eige-

nen Bild als ein besonderes Persönlichkeitsrecht8. Ohne eine Genehmigung dürfe 

keine Person „durch Abbilder veranschaulicht oder durch Illustration berühmt 

gemacht werden“9. 

Josef Kohler dagegen bildete seine Meinung aus urheberrechtlicher Perspektive 

und lehnte ein Recht am eigenen Bild ab. „Ebenso beruht es auf einer völligen 

Verwechslung, wenn man sagt, am eigenen Bild habe man so viel Recht, wie an 

einem Bild, das man gezeichnet oder gemalt habe. Was ich geschaffen habe, ha-

be ich in die Welt gebracht und ich kann darum verlangen, dass es mir vorbehal-

ten bleibt; denn ich entziehe dadurch der Menschheit nichts, was sie nicht schon 

hatte. Habe ich aber meine eigene Gestalt geschaffen, bin ich der Urheber meines 

körperlichen Ichs? Meiner Erscheinung?“10. 

Kohler vertrat die Ansicht, dass die Bevölkerung ein Recht habe, sich ein Bild 

machen zu können von den Personen, die den Staat regierten, die Geschichte be-

einflussten oder aus einem anderen Grund in der Öffentlichkeit ständen. Jedoch 

wollte Kohler Ausnahmen für den Fall zulassen, dass die Veröffentlichung eines 

Bildes allein dem Zweck eines Skandals oder einer persönlichen Kränkung dien-

te11. 

Die Diskussion über ein Recht am eigenen Bild war somit jedenfalls entfacht und 

führte einige Jahre später zur Verabschiedung des „Gesetzes betreffend das Ur-

                                              
7 RGZ 45, 170 (173 ff.) – Bismarck; auch wenn das Ergebnis in der Literatur Zustim-

mung fand, so wurde doch die Begründung, insbesondere von Kohler, stark kriti-
siert, vgl. Kohler, S. 12. 

8 Keyssner, S. 23, 31, 49. 
9 Keyssner, S. 31. 
10 Kohler, S. 8. 
11 Kohler, S. 10. 
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heberrecht an Werken der bildenden Kunst und der Photographie“ vom 

9. Januar 1907 – dem so genannten KunstUrhG. 

II. Rechtslage nach Inkrafttreten des KunstUrhG 

Am 9. Januar 1907 trat das KunstUrhG in Kraft. Die den Bildnisschutz betref-

fenden Vorschriften – § 22 ff. – gelten gemäß § 141 Abs. 5 UrhG bis heute fort. 

Das KunstUrhG regelte den Bildnisschutz als ein besonderes Persönlichkeits-

recht des Abgebildeten und als Einschränkung der Befugnisse des Bildurhebers. 

In den §§ 22 ff. KunstUrhG wird der Abgebildete gegen die unerlaubte Verbrei-

tung und Veröffentlichung seiner Bildnisse durch den Fotografen sowie durch 

Dritte geschützt.  

Gemäß § 22 S. 1 KunstUrhG dürfen Bildnisse nur mit Einwilligung des Abgebil-

deten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Auffallend ist, dass 

das Anfertigen von Bildnissen als solches keiner Einwilligung bedarf und somit 

nicht durch das KunstUrhG beschränkt wird. Der Ausschluss der Herstellung 

einer Aufnahme aus dem Schutzbereich der Norm kann möglicherweise mit der 

damaligen Situation der Fotografie erklärt werden. Die Fotografie befand sich 

erst in ihren Anfängen. Die Technik war noch nicht so weit fortgeschritten, so 

dass das Herstellen eines Fotos eine gewisse Zeit in Anspruch nahm. Es wurden 

überwiegend Porträtaufnahmen von Personen gefertigt. Die vor allem von Pro-

minenten „gefürchteten Schnappschüsse“ waren mit damaligen Fotoapparaten 

gar nicht möglich, so dass kein Bedürfnis für den Schutz vor unbefugtem Anfer-

tigen eines Bildnisses bestand. 

1. Begriff des Bildnisses 

§ 22 S. 1 KunstUrhG schützt Bildnisse von Personen. Bildnisse sind „Abbildun-

gen von Personen, das heißt die Darstellung der Person in ihrer wirklichen, dem 

Leben entsprechenden Erscheinung“12. Damit sind nicht nur Fotografien gemeint, 

sondern jegliche Art der Darstellung, zum Beispiel Zeichnungen – auch Karika-

                                              
12 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn.1. 
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turen –, Gemälde und Skulpturen sowie Bilder in Film und Fernsehen13. Sogar 

die Darstellung einer Person durch ein Double oder einen Schauspieler kann dem 

Bildnisbegriff unterfallen14.  

Voraussetzung ist aber immer, dass der Abgebildete erkennbar ist15. Die Erkenn-

barkeit wird nach großzügigem Maßstab bejaht. Sie soll bereits vorliegen, wenn 

der Abgebildete begründeten Anlass zu der Annahme hat, er könne als die abge-

bildete Person identifiziert werden16, sei es durch seine Gesichtzüge oder sonsti-

ge Merkmale, die seiner Person eigen sind17. So wurde zum Beispiel die Erkenn-

barkeit eines Torwarts, der nur von hinten durch das Netz fotografiert wurde, 

vom BGH bejaht, da er durch Haltung, Statur, Haarschnitt für einen Kenner der 

Fußballmannschaft unschwer zu erkennen gewesen sei18. 

2. Das Verbreiten und öffentliche Zurschaustellen i.S.d. § 22 KunstUrhG 

§ 22 KunstUrhG erfordert eine Einwilligung für das Verbreiten und öffentliche 

Zurschaustellen eines Bildnisses. Verbreiten im Sinne des § 22 KunstUrhG um-

fasst jede Art der Verbreitung in körperlicher Form, zum Beispiel in Zeitungen, 

Büchern und auf Werbeträgern. Dabei muss das Verbreiten nicht unbedingt zu 

kommerziellen Zwecken stattfinden und auch nicht an die Öffentlichkeit erfol-

gen, es reicht eine Weitergabe an einzelne Personen19. Öffentliches Zurschaustel-

len dagegen soll dann zu bejahen sein, wenn ein Bildnis öffentlich sichtbar ge-

macht wird – auch unkörperlich – und für Dritte die Möglichkeit der Wahrneh-

                                              
13 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 1; LG München, AfP 1997, 559; Strittig 

bezüglich Karikaturen, wird von der h.M. aber bejaht vgl. Schricker/Götting, 
§ 60/§ 22 KUG Rn. 15, 27; von Strobl-Albeg in Wenzel, 7/20.  

14 KG JW 1928, 363ff. – Piscator; Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 2; Rehbin-
der, Rn. 857; BGHZ 26, 52 (67) – Sherlock Holmes. 

15 Schricker/Götting, § 60/§ 22 KUG Rn. 14, 16; Rehbinder, Rn. 857; von Strobl-Albeg 
in Wenzel 7/13. 

16 BGH NJW 1971, 698 (700) – Liebestropfen. 
17 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 3; Schricker/Götting, § 60/§ 22 KUG 

Rn. 16; BGH NJW 1979, 2205 – Fußballtor. BGH GRUR 2000, 715 (717) – Der 
blaue Engel. 

18 BGH NJW 1979, 2205 – Fußballtor; weitere Ausführungen zur Erkennbarkeit vgl. 
Neumann-Klang, S. 15 ff. 

19 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 9; Rehbinder, Rn. 858. 
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mung besteht, zum Beispiel Ausstellen eines Bildnisses im Schaufenster, Muse-

um oder auch, wenn es live im Fernsehen gezeigt wird20.  

3. Erfordernis der Einwilligung 

Gemäß § 22 KunstUrhG ist grundsätzlich eine Einwilligung des Abgebildeten 

erforderlich. Umstritten war lange die rechtliche Einordnung der Einwilligung. 

Einerseits wurde vertreten, dass die Einwilligung eine rechtsgeschäftliche Erklä-

rung sei, andererseits wurde sie als geschäftsähnliche Handlung gesehen oder 

auch als bloßer Realakt21. Inzwischen wird heute herrschend vertreten, dass die 

Einwilligung eine rechtsgeschäftliche Erklärung ist und die §§ 104 ff. BGB An-

wendung finden22. Dies ist insbesondere in Hinsicht auf den Minderjährigen-

schutz zu befürworten. Minderjährige bedürfen danach der Einwilligung ihrer 

Eltern, um zum Beispiel Aufnahmen zu kommerziellen Zwecken zu veröffentli-

chen. Aufgrund der persönlichkeitsrechtlichen Aspekte ist aber auch die Grund-

rechtsmündigkeit des Minderjährigen zu beachten. So dürfen die Eltern nicht 

allein die Einwilligung abgeben, wenn der Minderjährige widerspricht23. Er hat 

also eine Art „Vetorecht“. 

Die Einwilligung kann ausdrücklich oder konkludent erteilt werden, sie kann 

unbeschränkt oder räumlich, zeitlich oder bezüglich des Verwendungszweckes 

beschränkt erteilt werden24. Der Umfang der Einwilligung ist anhand der Ausle-

gung der Erklärung und der Umstände zu ermitteln. Sie reicht grundsätzlich nicht 

weiter als der mit ihrer Erteilung verfolgte Zweck. So ist beispielsweise bei ei-

nem Schauspieler, der sich für eine Rundfunkzeitung auf einem Motorroller fo-

tografieren lässt, keine Einwilligung gegeben, das Foto auch zur Werbung des 

                                              
20 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 11; Schricker/Götting, § 60/§22 KUG 

Rn. 37. 
21 von Strobl-Albeg in Wenzel, 7/59 m.w.N.; Dasch, S. 38 ff. 
22 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 17; Frömming/Peters, NJW 1996, 958; von 

Strobl-Albeg in Wenzel, 7/59; OLG Hamburg AfP 1995, 504 (508) – Caroline von 
Monacos Sohn. 

23 Dasch, S. 103, 106; BGH NJW 1974, 1949. 
24 Schricker/Götting, § 60/§ 22 KUG Rn. 43; vgl. BGHZ 20, 345 (348) – Paul Dahlke. 
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Rollers zu verwenden25. Ebenso wenig erstreckt sich die Einwilligung in die 

Veröffentlichung eines Nacktfotos in einem Biologiebuch darauf, dass das Foto 

in den Medien gezeigt werden darf26. Dagegen ist bei einem Model, welches Ba-

demoden auf einer Modenschau vorführt, eine konkludente Einwilligung bezüg-

lich der späteren Veröffentlichung der Fotos in Modemagazinen im Rahmen ei-

nes Berichts über die Modenschau anzunehmen27, denn Zweck einer Moden-

schau ist gerade die Publizierung der Kollektion.  

Die Beweislast für das Vorliegen einer Einwilligung trägt grundsätzlich derjeni-

ge, der das Bild verbreitet28. Zu erwähnen ist aber, dass § 22 S. 2 KunstUrhG 

eine Vermutung der Einwilligung für den Fall enthält, dass an den Abgebildeten 

eine Vergütung gezahlt wurde. In diesem Fall findet somit eine Beweislastum-

kehr statt, so dass der Abgebildete beweisen muss, dass er in die Aufnahme nicht 

eingewilligt hat. 

Ist ermittelt, dass die betroffene Person eine Einwilligung abgegeben hat, stellt 

sich die Frage, ob die einmal abgegebene Einwilligung zur Veröffentlichung ei-

nes Fotos zurückgenommen werden kann. Zunächst kann die Einwilligung als 

Willenserklärung nach den Regeln des BGB angefochten werden, zum Beispiel 

wegen eines Inhaltsirrtums nach § 119 Abs. 1 BGB, wenn der Abgebildete sich 

in einem Irrtum darüber befand, in welche Verwendungszwecke seines Bildes er 

eingewilligt hat. Zudem wird von der Rechtsprechung dem Betroffenen unter 

engen Voraussetzungen die Möglichkeit eines Widerrufs der Einwilligung zuge-

standen. Er ist nur zulässig, wenn sich seit der Erteilung der Einwilligung die 

innere Einstellung der abgebildeten Person so grundlegend verändert hat, dass 

eine weitere Veröffentlichung eine Verletzung des allgemeinen Persönlichkeits-

rechts darstellen würde29.  

                                              
25 BGHZ 20, 345 (348) – Paul Dahlke; vgl. ähnliche Fälle: AG Frankfurt a. M. NJW 

1996, 531 (532) – Werbeprospekt; OLG Frankfurt a. M. AfP 1986, 140 – Ferien-
prospekt. 

26 BGH NJW 1985, 1617 (1618, 1619) – Nacktfoto. 
27 OLG Koblenz GRUR 1995, 771 – Werbefoto. 
28 von Strobl-Albeg in Wenzel, 7/76; OLG München NJW-RR 1996, 93 (94) – Ann  

Sophie Mutter. 
29 von Strobl-Albeg in Wenzel, 7/85; vgl. LG Köln, AfP 1996, 186 (187). 
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4. Ausnahmen zum Erfordernis der Einwilligung  

In den §§ 23, 24 KunstUrhG sind Ausnahmen normiert, in denen eine Einwilli-

gung nicht erforderlich ist. Demnach ist sie entbehrlich bei Bildnissen aus dem 

Bereich der Zeitgeschichte, bei Bildern, auf denen die Personen nur als Beiwerk 

einer Landschaft erscheinen, Bildern von Versammlungen sowie bei Bildnissen, 

die einem höheren Interesse der Kunst dienen. Auch bei der Veröffentlichung 

von Bildern, die dem Zwecke der Rechtspflege und der öffentlichen Sicherheit 

dienen, ist eine Einwilligung nicht erforderlich. 

Vorliegend soll sich die Darstellung jedoch nur auf die besonders praxisrelevante 

Ausnahme bezüglich Bildnissen „aus dem Bereich der Zeitgeschichte“ 

(§ 23 Abs. 1 Nr. 1 KunstUrhG) beschränken, zu denen insbesondere die soge-

nannten „Paparazzi-Fotos“ gehören.  

Dem Bereich der Zeitgeschichte sind alle Erscheinungen der Gegenwart zuzu-

rechnen, die von der Öffentlichkeit Beachtung und Aufmerksamkeit finden und 

im Informationsinteresse der Allgemeinheit stehen30. Erfasst werden insbesonde-

re Darstellungen und Abbildungen von Personen des politischen, wirtschaftlichen 

oder kulturellen Lebens, die im Blickfeld der Öffentlichkeit stehen – sog. „Per-

sonen der Zeitgeschichte“31. Dabei wird in der Rechtsprechung, je nachdem in 

welchem Bezug die jeweilige Person zur Zeitgeschichte steht, zwischen absolu-

ten und relativen Personen der Zeitgeschichte unterschieden32.  

a. Absolute und relative Personen der Zeitgeschichte 

Absolute Personen der Zeitgeschichte sind Menschen, die über ihren Tod hinaus 

Personen der Zeitgeschichte bleiben, weil sie durch Geburt, Stellung, Leistungen 

oder Taten im Bereich der Zeitgeschichte unter den Mitmenschen außergewöhn-

lich herausragen und deshalb in der Öffentlichkeit ein Informationsinteresse her-

                                              
30 Dreier in Dreier/Schulze, § 23 KUG Rn. 3; Schricker/Götting, § 60/23 KUG, Rn. 18; 

von Strobl-Albeg in Wenzel, 8/4, 5. 
31 Dreier in Dreier/Schulze, § 23 KUG Rn. 3, 4; vgl. Neumann-Duesberg, JZ 1960, 114. 
32 Dreier in Dreier/Schulze, § 23 KUG Rn. 4: Zurückgehend auf Neumann-Duesberg, 

JZ 1960,114 ff; Schricker/Götting, § 60/23 KUG, Rn. 19. 
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vorrufen33, zum Beispiel Staatsoberhäupter, Politiker34, Angehörige der Königs-

häuser35, Wissenschaftler, Künstler, Schauspieler36, herausragende Sportler und 

ihre Trainer37. 

Relative Personen der Zeitgeschichte dagegen werden die Personen genannt, die 

nur vorübergehend zu Personen der Zeitgeschichte werden, da sie nur vorüberge-

hend – im Zusammenhang mit einem konkreten zeitgeschichtlichen Ereignis – 

im Interesse der Allgemeinheit stehen38. Dies kann zum Beispiel bei Straftätern 

einer Aufsehen erregenden Tat der Fall sein sowie bei dem Vorsitzenden Richter 

eines solchen Prozesses oder bei Unfallopfern39. Außerdem können zu relativen 

Personen der Zeitgeschichte auch Familienangehörige und Lebensgefährten, so 

genannte „Begleitpersonen“ einer absoluten Person der Zeitgeschichte, werden40.  

Das Bundesverfassungsgericht hat die Verwendung des Begriffs „Person der 

Zeitgeschichte“ als „verkürzte Ausdrucksweise“ für verfassungsrechtlich unbe-

                                              
33 Neumann-Duesberg, JZ 1960, 114 (115, 116, 118); Schricker/Götting, § 60/23 KUG 

Rn. 21. 
34 KG JW 1928, 363 (365) – Kaiser Wilhelm II; BGH GRUR 1996, 195 (196) – Ab-

schiedsmedaille für Willy Brandt. 
35 BVerfG GRUR 2000,446 (448, 452) – Caroline von Monaco. 
36 BGH NJW 2000, 2195 (2200) – Marlene Dietrich; GRUR 1997, 125 (126) – Bob 

Dylan; LG Berlin AfP 2001, 246 (247) – Nina Hagen. 
37 BGH GRUR 1968, 652 (653) – Ligaspieler; GRUR 1979, 425 (426) – Franz Becken-

bauer; OLG Frankfurt a.M. NJW 2000, 594 – Katharina Witt. 
38 Neumann-Duesberg, JZ 1960, 114 (115); Wanckel, Rn. 190; von Strobl-Albeg in 

Wenzel, 8/13. 
39 Neumann-Duesberg, JZ 1960, 114 (116); BVerfG E 35, 202 ff. – Lebach; BVerfG 

NJW 2000, 2890 – Übertragung von Fernsehbildern aus dem Gerichtssaal; 
OLG Hamburg ZUM 1995, 336 (337): Bei Straftätern ist das öffentliche Interesse 
allerdings nur in Zusammenhang mit der Straftat gegeben, spätestens mit der Haft-
entlassung überwiegt das Persönlichkeitsrecht und somit das Interesse des Straftä-
ters an Resozialisierung gegenüber dem öffentlichen Interesse an der Berichterstat-
tung. 

40 BVerfG AfP 2001, 212 (218) – Prinz Ernst August von Hannover: Lebensgefährten 
einer absoluten Person der Zeitgeschichte müssen aber als solche in der Öffentlich-
keit aufgetreten sein, um zur relativen Person der Zeitgeschichte zu werden, reine 
Spekulationen sind nicht ausreichend; BGH ZUM 1996, 243 (244) – Caroline von 
Monacos Sohn: Insbesondere Kinder werden nur zu relativen Personen der Zeitge-
schichte, „wenn sie gleichfalls als Angehörige in der Öffentlichkeit auftreten oder 
im Pflichtenkreis ihrer Eltern öffentliche Funktionen wahrnehmen“; ebenso BGH 
ZUM 2005, 157 (159) – Caroline von Hannovers Tochter; zur sog. „Begleitperso-
nenrechtsprechung“ siehe Wanckel, Rn. 201 ff. 
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denklich erklärt, allerdings nur solange die einzelfallbezogene Abwägung zwi-

schen dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit und dem Interesse des Abge-

bildeten nicht unterbleibe41. Letztlich geht es nicht um die formale Zuordnung 

einer Person, sondern um die Abgrenzung des Zeitgeschichtlichen, welches 

durch ein Informationsbedürfnis gekennzeichnet ist42. Die Qualifizierung einer 

Person als „Person der Zeitgeschichte“ erfordert demnach immer ein legitimes 

Informationsinteresse der Allgemeinheit. Daher ist eine Abgrenzung zur Abwä-

gung im Sinne des § 23 Abs. 2 KunstUrhG in vielen Fällen kaum möglich, so 

dass die Frage der Einordnung als Person der Zeitgeschichte und die im Folgen-

den dargestellte Interessenabwägung im Sinne des § 23 Abs. 2 KunstUrhG häu-

fig im Rahmen einer Gesamtwürdigung behandelt werden43.  

b. Interessenabwägung gemäß § 23 Abs. 2 KunstUrhG  

Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte, also von absoluten und relativen 

Personen der Zeitgeschichte, können gemäß § 23 Abs. 1 KunstUrhG grundsätz-

lich im Informationsinteresse der Allgemeinheit ohne Einwilligung veröffentlicht 

werden.  

Die Grenze der Abbildungsfreiheit ist gemäß § 23 Abs. 2 KunstUrhG jedoch 

dann erreicht, wenn die berechtigten Interessen des Abgebildeten das Informati-

onsinteresse der Allgemeinheit überwiegen. In jedem Einzelfall ist somit eine 

konkrete Interessenabwägung vorzunehmen. 

Der Bildnisschutz einer Person der Zeitgeschichte hat seit 1907 eine lebhafte 

Entwicklung durchgemacht. Zunächst war der Schutz eher gering und oft über-

wog das Informationsinteresse der Allgemeinheit gegenüber dem Interesse des 

Abgebildeten. So verhielt es sich auch in dem Fall „Ebert und Noske in der Ba-

dehose“, den das Schöffengericht Ahrensböck im Jahr 1920 zu entscheiden hatte. 

Es ging dabei um die Frage, ob die Verbreitung einer Fotografie des damaligen 

Reichspräsidenten Ebert und Reichswehrministers Noske in der Badehose im 

Ostseebad Haffkrug objektiv widerrechtlich war. Bezüglich Ebert und Noske 

                                              
41 BVerfG GRUR 2000, 446 (452) – Caroline von Monaco. 
42 OLG Hamburg, ZUM 1995, 878. 
43 Schricker/Götting, § 60/23 KUG Rn. 80. 
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befand das Gericht, dass es sich um Personen der Zeitgeschichte handle und dass 

es deshalb gemäß § 23 KunstUrhG keiner Genehmigung zur Verbreitung bedurf-

te44. Hierzu ist zu bemerken, dass angesichts der Tatsache, dass 1920 die Gesell-

schaft noch nicht so freizügig war, ein Foto von Politikern in der Badehose 

durchaus gesellschaftliches Aufsehen erregen konnte. 

Aber auch kommerzielle Interessen des Abgebildeten blieben lange von der 

Rechtsprechung nicht ausreichend berücksichtigt oder sogar gänzlich unberück-

sichtigt. Zwar entschied das Reichsgericht 1910, dass es mit 

§§ 22, 23 KunstUrhG nicht vereinbar sei, ein Warenzeichen, bestehend aus einer 

Kombination des Namens – Graf Zeppelin – und dessen Brustbildes, eintragen zu 

lassen, es betonte bei dem Urteil jedoch nicht die kommerziellen Interessen des 

Grafen, sondern, dass mit der Eintragung als Warenzeichen die Befugnis zum 

ausschließlichen Gebrauch verbunden sei, was dem Zweck des § 23 Abs. 1 Nr. 1, 

der ja gerade darin bestehe, das Bild zum Gemeingebrauch freizustellen, wider-

spreche45. Im Jahr 1929 entschied das Reichsgericht in der „Tull-Harder-

Entscheidung“, dass es aufgrund des Allgemeininteresses gestattet sei, das Bild 

des damaligen berühmten Fußballspielers Tull Harder auch ohne dessen Einwil-

ligung zu kommerziellen Zwecken – als Sammelbild in Zigarettenschachteln – zu 

verwenden, solange dadurch keine Ansehensminderung stattfinde46. Es dauerte 

einige Jahrzehnte, bis der Schutz des Rechts am eigenen Bild von der Rechtspre-

chung auf kommerzielle Interessen ausgeweitet wurde. 1956, im „Paul-Dahlke-

Fall“, sprach der BGH einer Person der Zeitgeschichte erstmals eine Geldent-

schädigung – die fiktive Lizenzgebühr – zu, wegen der ungenehmigten Verwen-

dung von Aufnahmen für die Reklame eines Motorrollers47. 

Der Schutz von Personen der Zeitgeschichte wurde durch die Anerkennung eines 

allgemeinen Persönlichkeitsrechts im Jahr 1954 und vor allem durch drei „Caro-

line-von-Monaco-Entscheidungen“ aus den Jahren 1994/199548, wobei allerdings 

                                              
44 Schöffengericht Ahrensböck DJZ 1920, 596 – Ebert und Noske in der Badehose. 
45 RGZ 74, 308 (313) – Graf Zeppelin. 
46 RGZ 125, 80 (82, 82) – Tull Harder. 
47 BGHZ 20, 345 ff. – Paul Dahlke. 
48 BGH NJW 1995, 861 ff. – Caroline von Monaco I; BGH NJW 1996, 984 ff. –      

Caroline von Monaco II; BGH NJW 1996, 1128 ff – Caroline von Monaco III. 
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nur eine speziell die Veröffentlichung von Bildaufnahmen behandelt, zunehmend 

erweitert. 

Heute wird vertreten, dass das Interesse des Abgebildeten zumindest dann über-

wiegt, wenn es um die Veröffentlichung eines Bildes aus der Intimsphäre geht49. 

Die Intimsphäre umfasst die innere Gefühls- und Gedankenwelt, das Sexualleben 

und den Gesundheitszustand einer Person50, also den innersten privaten Kern. 

Zudem ist die Veröffentlichung von Aufnahmen zu Werbezwecken oder sonsti-

ger kommerzieller Verwendung grundsätzlich nicht ohne Einwilligung zulässig51.  

Des Weiteren wird zwischen absoluten und relativen Personen der Zeitgeschichte 

differenziert. Bei relativen Personen der Zeitgeschichte wird eine Veröffentli-

chung nur von § 23 KunstUrhG gedeckt, wenn das Bildnis im Zusammenhang 

mit einem zeitgeschichtlichen Ereignis steht52.  

Absolute Personen der Zeitgeschichte dagegen genossen lange einen geringeren 

Schutz. Die von § 23 KunstUrhG gedeckte Bildnisveröffentlichung war nicht auf 

Bildnisse beschränkt, die die Person bei der Ausübung ihrer gesellschaftlichen – 

zeitgeschichtlichen – Funktion zeigten. Es wurde vertreten, dass ein öffentliches 

Interesse auch daran bestehe, wie sich solche Personen generell in der Öffent-

lichkeit bewegen53, also auch wenn sie rein privat in der Öffentlichkeit auftraten.  

Zwar wurde auch absoluten Personen der Zeitgeschichte ein Recht auf Privat-

sphäre zugestanden, diese war lange Zeit aber nur geringfügig geschützt und auf 

den häuslichen Bereich beschränkt54. Der BGH entschied jedoch 1995 in der 

„Caroline-von-Monaco-III-Entscheidung“, dass die Privatsphäre nicht an der ei-

genen Haustür ende, sondern auch an einem öffentlichen Ort gegeben sein könne. 

Die Privatsphäre setze dann aber voraus, dass „sich jemand in eine örtliche Ab-

                                              
49 Dreier in Dreier/Schulze, § 23 KUG Rn. 7; vgl. Brandner, JZ 1983, 689 (690); 

LG Berlin AfP 2001, 246 (247) – Nina Hagen. 
50 Rickert, NJW 1990, 2097 (2098); vgl. Burkhardt in Wenzel, 5/47 ff; Palandt-Sprau, 

§ 823 Rn. 87. 
51 Dreier in Dreier/Schulze, § 23 KUG Rn. 35; BGHZ 20, 345 (350) – Paul Dahlke; 

BGH NJW 1971, 698 (700) – Liebestropfen; OLG Koblenz GRUR 1995, 771 (772) 
– Werbefoto.  

52 Schricker/Götting, § 60/23 KUG, Rn. 32. 
53 So auch noch BVerfG GRUR 2000, 446, (452) – Caroline von Monaco. 
54 Rickert, NJW 1990, 2097 (2098). 
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geschiedenheit zurückgezogen hat, in der er objektiv erkennbar für sich allein 

sein will und in der er sich in der konkreten Situation im Vertrauen auf die Abge-

schiedenheit so verhält, wie er es in der breiten Öffentlichkeit nicht tun würde“55. 

Im dem Fall handelte es sich um einen abgelegenen Tisch in einem Gartenlokal. 

Als weitere Beispiele nannte der BGH abgeschiedene Räumlichkeiten eines Re-

staurants oder Hotels, Sportstätten oder auch Telefonzellen56. Bilder, die in einer 

solchen Situation heimlich oder unter Ausnutzung einer Überrumpelung aufge-

nommen und anschließend veröffentlicht würden, verstießen gegen die 

§§ 22, 23 KunstUrhG. 

Dagegen seien Bilder, die die Person bei einer Freizeitbeschäftigung – im kon-

kreten Fall Caroline von Monaco beim Gang zum Markt, beim Reiten oder Fahr-

radfahren – zeigen, nicht der Privatsphäre, sondern der Öffentlichkeitssphäre zu-

zuordnen, in der Personen der Zeitgeschichte Veröffentlichungen ihrer Bildnisse 

aus dem Privatleben hinnehmen müssten57. Das Bundesverfassungsgericht bestä-

tigte die Rechtsprechung des BGH mit seiner Entscheidung vom 15. Dezember 

1999, in der es ausführte, die Zuordnung der Bilder, die Caroline von Monaco 

allein beim Reiten oder Fahrradfahren zeigten, zur Öffentlichkeitssphäre sei ver-

fassungsrechtlich nicht zu beanstanden58. Lediglich bezüglich der Fotos, auf de-

nen der familiäre Umgang von Caroline von Monaco mit ihren Kindern veröf-

fentlicht wurde, forderte das Bundesverfassungsgericht aufgrund von Art. 6 GG 

einen erweiterten Schutz des Privatlebens59.  

Man könnte sagen, dass in Deutschland die Auffassung herrschte, dass die Öf-

fentlichkeit ein Informationsinteresse daran habe zu erfahren, wie prominente 

                                              
55 BGH NJW 1996, 1128 – Caroline von Monaco III; BVerfG GRUR 2000, 446, (453) 

– Caroline von Monaco. 
56 BGH NJW 1996, 1128 (1130) – Caroline von Monaco III. 
57 BGH NJW 1996, 1128 – Caroline von Monaco III; BVerfG GRUR 2000, 446 (453) – 

Caroline von Monaco. 
58 BVerfG GRUR 2000, 446 (452) – Caroline von Monaco. 
59 BVerfG GRUR 2000, 446 (453) – Caroline von Monaco. BGH NJW 1996, 984 (986) 

– Caroline von Monaco II: Bereits 1995 hatte der BGH entschieden, dass die Kin-
der einer Person der Zeitgeschichte nur dann zu einer Person der Zeitgeschichte 
werden, deren Fotos veröffentlicht werden dürfen, wenn sie als Angehörige in der 
Öffentlichkeit auftreten oder im Pflichtenkreis ihrer Eltern öffentliche Funktionen 
wahrnehmen. 
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Personen leben, wo sie einkaufen und wie sie ihre Freizeit verbringen. Dieses 

Informationsinteresse, was meines Erachtens mit bloßer Neugier gleichgesetzt 

werden kann, wurde gegenüber dem Schutz der Persönlichkeit prominenter Per-

sonen als vorrangig angesehen. Caroline von Monaco wollte diese deutsche 

Rechtsprechung nicht akzeptieren und zog vor den Europäischen Gerichtshof für 

Menschenrechte (EGMR). Der EGMR verwarf in seinem Urteil vom 

24. Juni 2004 die Argumentation der deutschen Rechtsprechung und kam zu dem 

Ergebnis, dass die deutschen Gerichte bei der Abwägung der widerstreitenden 

Interessen das Recht auf Achtung des Privatlebens – wozu auch das Recht am 

eigenen Bild gehört – nach Art. 8 Abs. 1 EMRK verletzt haben60. Nach Auffas-

sung des EGMR ist grundsätzlich zu unterscheiden zwischen Berichterstattun-

gen, die einen Beitrag zu einer öffentlichen Diskussion in einer demokratischen 

Gesellschaft leisten, da sie Personen, zum Beispiel Politiker, bei Ausübung ihres 

Amtes betreffen, und einer Berichterstattung über das Privatleben einer Person, 

die keine öffentliche Funktion innehat, wie zum Beispiel Caroline von Hanno-

ver61. Im Fall von Caroline von Hannover handelte es sich um Fotos, die aus-

schließlich Einzelheiten ihres Privatlebens darstellten62 und nur die Neugier einer 

bestimmten Leserschaft befriedigen sollten, also keineswegs zu irgendeiner öf-

fentlichen Diskussion im allgemeinen Interesse beitrugen. Der EGMR erklärte, 

dass unter diesen Umständen die Freiheit der Meinungsäußerung weniger weit 

auszulegen sei und dass die Öffentlichkeit kein berechtigtes Interesse daran habe 

zu wissen, wie Caroline von Hannover sich allgemein in ihrem Privatleben ver-

halte63. Zudem kritisierte der EGMR die Auslegung des § 23 KunstUrhG durch 

die deutsche Rechtsprechung. „Die von den deutschen Gerichten entwickelten 

Kriterien („absolute Person der Zeitgeschichte“ und „örtliche Abgeschiedenheit“) 

                                              
60 EGMR NJW 2004, 2647 – Caroline von Hannover./.Bundesrepublik Deutschland. 
61 Caroline von Monaco änderte durch ihre Heirat ihren Namen in Caroline von Hanno-

ver. 
62 EGMR NJW 2004, 2647 (2648): In dem Verfahren handelte es sich um Fotos, die 

Caroline von Hannover zeigen, wie sie ihre Einkäufe macht, ein Restaurant be-
sucht, Fahrrad fährt, beim Reiten, beim Tennisspiel oder auch als sie im „Beach-
Club“ von Monte Carlo über einen Gegenstand stolpert.  

63EGMR NJW 2004, 2647, (2650/2651) – Caroline von Hannover./.Bundesrepublik 
Deutschland.  
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reichen für einen wirksamen Schutz des Privatlebens der Beschwerdeführerin 

(…) nicht aus“64. Der Begriff der absoluten Person der Zeitgeschichte – der einen 

geringen Schutz des Privatlebens zur Folge habe – möge zwar für Politiker in 

Betracht kommen, nicht jedoch für eine Privatperson, die nur aufgrund ihrer 

Herkunft in der Öffentlichkeit stehe. Weiterhin stellte der EGMR die Unbe-

stimmtheit der „örtlichen Abgeschiedenheit“ fest, die zudem in der Praxis für den 

Abgebildeten nur schwer nachweisbar sein dürfte65. Das Urteil des EGMR wurde 

teils kritisiert, hat aber auch Zustimmung in der Literatur gefunden66. 

Nach dem Urteil des EGMR hat die deutsche Rechtsprechung die Begrifflichkeit 

der Person der Zeitgeschichte zwar beibehalten, aber das Erfordernis der „örtli-

chen Abgeschiedenheit“ für einen Schutz vor Bildaufnahmen aus dem Privatle-

ben gelockert67. Im Sinne des EGMR kann einer Person der Zeitgeschichte auch 

dann ein Anspruch auf Achtung ihres Privatlebens zustehen, wenn sie sich nicht 

an einer abgeschiedenen Örtlichkeit aufhält, sondern bei einer privaten Handlung 

in der Öffentlichkeit, zum Beispiel während eines privaten Einkaufsbummels68 

oder eines Cafébesuchs69 fotografiert wird.  

Bei der Abwägung der widerstreitenden Interessen steht nunmehr nicht der Auf-

enthaltsort und der Bekanntheitsgrad der abgebildeten Person im Vordergrund, 

sondern die Frage, ob das Bild ein zeitgeschichtliches Ereignis von allgemeinem 

Interesse darstellt70. Auch wenn der Begriff der Zeitgeschichte weiterhin grund-

sätzlich weit auszulegen ist, fällt die Berichterstattung über den Urlaub Promi-

nenter, sei es ein Foto von Caroline von Hannover in St. Moritz oder ein Foto 

                                              
64 EGMR NJW 2004, 2647 – Caroline von Hannover./.Bundesrepublik Deutschland.  
65 EGMR NJW 2004, 2647 (2650) – Caroline von Hannover./.Bundesrepublik Deutsch-

land.  
66 Kritisch.: Soehring/Seelmann-Eggebert, NJW 2005, 571 (576); Grabenwarter, 

AfP 2004, 309 ff.; zustimmend: Stürner, JZ 2004, 1018 (1019). 
67 KG NJW 2005, 605 ff. – Lebenspartnerin von Herbert Grönemeyer II. 
68 Vgl. KG ZUM 2006, 872 (874 ff.). 
69 KG NJW 2005, 605 (607) – Lebenspartnerin von Herbert Grönemeyer II. 
70 Vgl. BGH NJW 2007, 1977 – Caroline von Hannover; BGH ZUM 2007, 858 (860) – 

Oliver Kahn. 
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von Oliver Kahn bei einem Spaziergang in St. Tropez, nicht darunter71. Aller-

dings ist grundsätzlich auch die zu dem Bild gehörende Wortberichterstattung für 

die Beurteilung eines allgemeinen zeitgeschichtlichen Interesses maßgeblich. So 

hat der BGH entschieden, dass die Veröffentlichung eines Fotos des Prinzen 

Ernst August von Hannover während eines Skiurlaubs in St. Moritz als Bebilde-

rung einer Berichterstattung nicht zu beanstanden ist, sofern der Bericht sich 

nicht auf den Urlaub, sondern auf eine Erkrankung des Prinzen – also ein zeitge-

schichtliches Ereignis – bezieht72. 

Festzustellen ist, dass die deutsche Rechtsprechung durch das Urteil des EGMR 

von der Voraussetzung der örtlichen Abgeschiedenheit Abstand genommen hat 

und sich somit die Möglichkeit eines deutlich stärkeren Schutzes des Privatle-

bens prominenter Personen, auch in der Öffentlichkeit, ergeben hat. Nach dem 

letztgenannten Urteil des BGH bleibt aber abzuwarten, inwieweit die Rechtspre-

chung davon Gebrauch machen wird oder ob die Boulevardzeitungen die Ur-

laubsschnappschüsse Prominenter in Zukunft mit „seriösen“ Berichterstattungen 

von zeitgeschichtlichem Interesse versehen werden.  

5. Postmortaler Rechtsschutz  

Zu bemerken bleibt noch, dass § 22 S. 3 KunstUrhG ausdrücklich einen 10-

jährigen postmortalen Schutz des Bildnisses normiert, den die Angehörigen nach 

§ 22 S. 4 KunstUrhG geltend machen können.  

III. Anerkennung eines allgemeinen Persönlichkeitsrechts (APR) 

1. Die historische Entwicklung des APR 

Die Idee eines allgemeinen Persönlichkeitsrechts stammt aus dem 

19. Jahrhundert. Die Anerkennung eines solchen Rechts wurde jedoch lange Zeit 

abgelehnt73. Erst nach dem Zweiten Weltkrieg und den Machenschaften des na-

                                              
71 BGH NJW 2007, 1977 (1980) – Caroline von Hannover; BGH ZUM 2007, 858 ff. – 

Oliver Kahn. 
72 BGH NJW 2007, 1981 (1982) – Prinz Ernst August von Hannover II. 
73 Vgl. Darstellung bei Kächele, S. 31. 
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tionalsozialistischen Regimes kam in Deutschland verstärkt das Bedürfnis nach 

Persönlichkeitsschutz auf. Diesem ist zunächst im Grundgesetz in den Art. 1, 2 

Ausdruck verliehen worden. In Art. 1 des Grundgesetzes wurde die Würde des 

Menschen zum unantastbaren Recht erklärt. Art. 2 Abs. 1 GG garantiert die freie 

Entfaltung der Persönlichkeit74. 

Aus diesen Artikeln des Grundgesetzes wird heute das allgemeine Persönlich-

keitsrecht abgeleitet75.  

Die Entwicklung eines allgemeinen Persönlichkeitsrechts ging aber von den Zi-

vilgerichten aus. In der „Leserbrief-Entscheidung“ erkannte der BGH im Jahr 

1954 erstmals das allgemeine Persönlichkeitsrecht an. Damals ging es um die 

Veröffentlichung eines anwaltlichen Schreibens, in dem um die Berichtigung 

eines Artikels über das politische Wirken des Dr. S. während des nationalsozia-

listischen Regimes gebeten wurde. Die Zeitung veröffentlichte die schriftlichen 

Ausführungen des Rechtsanwalts, allerdings in veränderter Form unter der Rub-

rik Leserbriefe. Der Rechtsanwalt klagte wegen Verletzung seiner Persönlich-

keitsrechte, da die Zeitung den unrichtigen Eindruck erweckt habe, er hätte einen 

Leserbrief – der Ausdruck seiner politischen Meinung sei – zu dem vorangegan-

genen Artikel geschrieben. Der BGH gab der Klage statt und erklärte, dass aus 

dem in den Art. 1, 2 GG verankerten Schutz der Persönlichkeit folge, dass grund-

sätzlich dem Verfasser allein die Befugnis zustehe, ob und in welcher Form seine 

Aufzeichnungen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden76.  

Der BGH sprach in diesem Fall einem Kläger erstmals ein allgemeines Persön-

lichkeitsrecht zu und erkannte es als ein sonstiges Recht im Sinne des 

§ 823 Abs. 1 BGB an77, so dass der in seinem allgemeinen Persönlichkeitsrecht 

Verletzte die Möglichkeit bekam, Schadensersatz zu verlangen, wenn auch zu-

nächst nur für Vermögensschäden. Der genaue Inhalt des allgemeinen Persön-

lichkeitsrechts wurde allerdings von Anfang an aufgrund dessen Unbestimmtheit 

                                              
74 BVerfGE 6, 32 (36) – Elfes. 
75 Hk-BGB/Staudinger, § 823 Rn. 90. 
76 BGHZ 13, 334 (338, 339) – Leserbrief. 
77 BGHZ 13, 334 (338) – Leserbrief; vgl. BGHZ 24, 72. 
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nicht abschließend definiert. Vielmehr stellte der BGH fest, dass stets eine Gü-

terabwägung im Einzelfall vorgenommen werden müsse78. 

Bereits 1958 folgte eine weitere Leitentscheidung des BGH, der sogenannte 

„Herrenreiter-Fall“. Der BGH sprach einem Herrenreiter, dessen Bild unbefugt 

als Vorlage für ein Werbeplakat diente, Schadenersatz wegen eines immateriellen 

Schadens zu79. Er begründete sein Urteil damit, dass die Art. 1, 2 GG den inneren 

Persönlichkeitsbereich schützen, der nur der freien und eigenverantwortlichen 

Selbstbestimmung des Einzelnen unterstehe und dessen Verletzung gerade durch 

Erzeugung immaterieller Schäden gekennzeichnet sei80. Dabei stützte der BGH 

sein Urteil auf den damaligen § 847 BGB (heutiger § 253 BGB), der im Wege 

der Analogie auch bei Eingriffen, die das Recht der freien Willensbetätigung ver-

letzen, anwendbar sei81. In diesem Fall sprach der BGH dem in seinem Persön-

lichkeitsrecht Verletzten erstmals Schadensersatz wegen eines immateriellen 

Schadens zu. In folgenden Entscheidungen baute der BGH dann die Grundsätze 

des „Herrenreiter-Falles“ weiter aus, mit dem Unterschied, dass er nicht mehr 

§ 847 BGB analog anwendete, sondern direkt § 823 Abs. 1 BGB. Der BGH be-

tonte stets, dass den Schädiger eine schwere Schuld treffen müsse oder es sich 

um eine erhebliche Beeinträchtigung des Persönlichkeitsrechts handeln müsse, 

um Schadenersatz wegen eines immateriellen Schadens zugesprochen zu be-

kommen82.  

Das Bundesverfassungsgericht bestätigte die Verfassungsgemäßheit dieser 

Rechtsprechung des BGH 1973 in der „Soraya-Entscheidung“83. 

Bemerkenswert ist, dass trotz dieser rasanten Entwicklung der Rechtsprechung 

bezüglich des allgemeinen Persönlichkeitsrechts in den 50er Jahren, es bis heute 

nicht kodifiziert worden ist. Der „Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des 

zivilrechtlichen Persönlichkeits- und Ehrenschutzes“ der Bundesregierung 1959, 

                                              
78 BGHZ 13, 334 (338) – Leserbrief. 
79 BGHZ 26, 349 ff. – Herrenreiter. 
80 BGHZ 26, 349 (355) – Herrenreiter. 
81 BGHZ 26, 349 (356) – Herrenreiter. 
82 Zum Beispiel BGHZ 35, 363 (369) – Ginseng.  
83 BVerfG NJW 1973, 1221 – Soraya. 
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der eine Grundnorm des zivilrechtlichen Persönlichkeitsschutzes im BGB 

(§ 12 BGB) vorsah, wurde im Bundestag nicht verabschiedet84. Auch ein weite-

rer Gesetzesentwurf von 1967, der die Aufnahme des APR als sonstiges Recht im 

Sinne des § 823 Abs. 1 BGB beabsichtigte, scheiterte85. Das Allgemeine Persön-

lichkeitsrecht wird weiterhin ausschließlich von der Rechtsprechung geprägt und 

erweitert.  

2. Die Sphärentheorie 

Um den Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts zu konkretisieren, wurde 

der Persönlichkeitsschutz in verschiedene, unterschiedlich stark geschützte Sphä-

ren unterteilt. Hubmann bemühte sich als erster, eine geeignete Einteilung zu 

formulieren. Er unterscheidet drei Schutzkreise des Persönlichkeitsrechts: die 

Individualsphäre, die Privatsphäre und die Geheimsphäre86. Die Individualsphäre 

schütze den Eigenwert des Menschen in der Öffentlichkeit. Zur Privatsphäre ge-

hören die Lebensumstände, die zwar einer beschränkten Anzahl von Personen 

zugänglich sind, die der einzelne aber nicht der breiten Öffentlichkeit preisgeben 

möchte. Die Geheimsphäre letztlich umfasse die Handlungen, Äußerungen und 

Gedanken, an denen ein Geheimhaltungsinteresse besteht, die niemand oder nur 

eng vertraute Personen kennen dürfen87. Der Schutz einer Person sei unterschied-

lich, je nachdem in welcher Sphäre sie betroffen sei88. Hubmann folgten andere 

Autoren mit ähnlichen Sphären, die sich inhaltlich nur geringfügig unterschei-

den89. Daher kann auf eine ausführliche Darstellung verzichtet werden. Die 

Rechtsprechung folgt heute einer Sphärentheorie, die den Ansätzen von Hub-

mann entspricht. Sie unterscheidet zwischen drei Sphären: einer Intimsphäre, 

einer Privatsphäre und einer Individual- oder Sozialsphäre90. 

                                              
84 BT-Drucks. 3. Wahlperiode 63/1237. 
85 Vgl. BVerfG NJW 1973, 1221 – Soraya. 
86 Hubmann, JZ 1957, 521 (524); siehe auch Hubmann, S. 269. 
87 Hubmann, S. 270. 
88 Hubmann, S. 271. 
89 Vgl. Burkhardt in Wenzel, 5/38 ff.; Nipperdey, UFITA 30/1960, 1(17ff.).  
90 Palandt-Sprau, § 823 Rn. 87; Rickert, NJW 1990, 2097 (2098). 
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Die Intimsphäre umfasst die innere Gefühls- und Gedankenwelt mit ihren äuße-

ren Erscheinungsformen und ist umfassend geschützt, so dass Eingriffe grund-

sätzlich unzulässig sind und eine Verletzung des allgemeinen Persönlichkeits-

rechts darstellen91. 

Die Privatsphäre umfasst vor allem den familiären und häuslichen Bereich92, ist 

aber seit der „Caroline-von-Monaco-III-Entscheidung“ nicht mehr auf diesen 

beschränkt93.  

Bei einem Bild aus der Privatsphäre ist eine Abwägung der gegenläufigen Inte-

ressen vorzunehmen. Eingriffe in die Privatsphäre können durch Überwiegen des 

Informationsinteresses der Allgemeinheit gerechtfertigt sein94. 

Die Individual- oder Sozialsphäre bezieht sich auf die Beziehungen einer Person 

zu ihrer Umwelt und auf ihr Auftreten in der Öffentlichkeit95. Die Individual- 

oder Sozialsphäre genießt den geringsten Schutz. Es überwiegt grundsätzlich das 

öffentliche Interesse gegenüber dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht96. 

3. Das Verhältnis des Schutzes des Rechts am eigenen Bild durch § 22 

KunstUrhG zum APR 

Auch das Recht am eigenen Bild, als besonderes Persönlichkeitsrecht, gehört 

zum allgemeinen Persönlichkeitsrecht97. Daher fließt der Schutz des allgemeinen 

Persönlichkeitsrechts bei der Interessenabwägung im Rahmen des 

§ 23 KunstUrhG mit ein, wie man bereits an der Rechtssprechung in den Caroli-

ne-von-Monaco-Fällen erkennen konnte. Der Schutz des Rechts am eigenen Bild 

gemäß den §§ 22, 23 KunstUrhG wird durch das allgemeine Persönlichkeitsrecht 

ergänzt. Wie bereits festgestellt, schützt das KunstUrhG nicht vor der Herstel-

lung von Bildnissen. Vor dieser kann aber durch das allgemeine Persönlichkeits-

                                              
91 BGH NJW 1981, 1366; Palandt-Sprau, § 823 Rn. 87, 96; Hk-BGB/Staudinger, § 823 

Rn. 99; Soergel-Beater, § 823 Anh. IV Rn. 43. 
92 Burkhardt in Wenzel 5/54; Hk-BGB/Staudinger, § 823 Rn 99; Palandt-Sprau, § 823 

Rn. 87. 
93 BGH NJW 1996, 1128 (1130) – Caroline von Monaco III. 
94 Palandt-Sprau, § 823 Rn. 96; Burkhardt in Wenzel, 5/60. 
95 Soergel-Beater, § 823 Anh.IV Rn. 45. 
96 Soergel-Beater, § 823 Anh.IV Rn. 45. 
97 BVerfG E 35, 202 (224) – Lebach. 
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recht geschützt werden98. Zum allgemeinen Persönlichkeitsrecht gehört das 

Recht auf Selbstbestimmung. Daraus abgeleitet ergibt sich, dass jeder selbst 

bestimmen kann, ob ein Bildnis von ihm angefertigt wird. 

Bereits drei Jahre nach der Anerkennung eines allgemeinen Persönlichkeitsrechts 

wurde in dem „Spätheimkehrer-Fall“ eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts 

nicht erst mit der Veröffentlichung von Fotos angenommen, sondern bereits mit 

der Herstellung einer Aufnahme, und zwar wenn sie heimlich mit der Absicht 

gemacht wird, sie später ohne Erlaubnis zu veröffentlichen99. Während in dem 

„Spätheimkehrer-Fall“ der BGH noch eine Veröffentlichungsabsicht forderte, 

hält die jüngere Rechtsprechung dies nicht mehr für erforderlich100.  

Um ein weiteres Beispiel zu nennen, inwiefern die Anerkennung eines allgemei-

nen Persönlichkeitsrechts die Rechtsprechung zum Recht am eigenen Bild beein-

flusst hat, kann der Fall „Nacktaufnahmen“ herangezogen werden. In dem Fall 

„Nacktaufnahmen“ war die Klägerin von hinten fotografiert worden und daher 

auf dem Foto nicht erkennbar. Aufgrund fehlender Erkennbarkeit konnte der 

BGH einen Schutz des Rechts am eigenen Bild gemäß § 22 KunstUrhG nicht 

bejahen. Er leitete jedoch einen Schutz des Rechts am eigenen Bild aus dem all-

gemeinen Persönlichkeitsrecht der Klägerin ab. „Zum rechtlich geschützten Be-

reich des Persönlichkeitsrechts gehört in Ausformung der verfassungsrechtlichen 

Wertentscheidung der Art. 1 und Art. 2 GG zugunsten des freien eigenverant-

wortlichen Individuums auch, dass der Einzelne allein zur Verfügung über die 

Verwendung seines Bildnisses oder seines Namens berechtigt ist. Auch wer Ab-

bildungen eines anderen ohne Erlaubnis veröffentlicht, insbesondere aus gewerb-

lichen Gründen, kann damit, auch wenn er dessen Namen nicht erwähnt und der 

Abgebildete nicht erkennbar ist, das Persönlichkeitsrecht des Betroffenen verlet-

zen, weil er dessen Selbstbestimmungsrecht missachtet“101.  

                                              
98 Hubmann, S. 298; Nipperdey, UFITA 30/1960, 1 (10); Schricker/Götting, 

§ 60/22 KUG Rn. 5; BGHZ 24, 200 (208) – Spätheimkehrer; BGH NJW 1966, 
2353 (5354) – Vor unserer eigenen Tür; vgl. BVerfG GRUR 2000, 446. 

99 BGHZ 24, 200 (208 ff.) – Spätheimkehrer. 
100 BGH AfP 1995, 597 – Videoüberwachung. 
101 BGH NJW 1974, 1948, 1949. 
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Der BGH hat somit den Schutz des Rechts am eigenen Bild, der bereits von 

§ 22 KunstUrhG gewährleistet wurde, durch die Anerkennung des allgemeinen 

Persönlichkeitsrechts erweitert. Dies gilt auch bezüglich des Schutzes Verstorbe-

ner vor Persönlichkeitsrechtsverletzungen. § 22 S. 3 KunstUrhG gewährt einen 

auf zehn Jahre befristeten, postmortalen Schutz des Bildnisses. Das allgemeine 

Persönlichkeitsrecht gewährt ebenfalls einen postmortalen Persönlichkeits-

schutz102. Es können grundsätzlich die Ansprüche geltend gemacht werden, die 

auch einem Lebenden zugestanden hätten, mit der Beschränkung, dass Geldan-

sprüche ausgeschlossen sind, da der Zweck der Genugtuung bei einem Verstor-

benen nicht mehr erreicht werden kann103. 

Im Gegensatz zu § 22 S. 3 KunstUrhG lässt sich die Dauer des Schutzes des Per-

sönlichkeitsrechts Verstorbener jedoch nicht generell festlegen, sondern ist von 

den Umständen des Einzelfalls abhängig. Er kann sogar 30 Jahre nach dem Tod 

noch bestehen104. Der Schutz nimmt jedoch ab, je mehr die Erinnerung an den 

Verstorbenen verblasst und sich damit auch das Interesse an der „Nichtverfäl-

schung des Lebensbildes“ verringert105. Insofern ist auch im Bereich des 

postmortalen Schutzes des Rechts am eigenen Bild durch das allgemeine Persön-

lichkeitsrecht ein ergänzender Schutz gewährleistet. 

IV. Zivilrechtliche Ansprüche bei Verletzung des Rechts am eigenen Bild  

Bei einer Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts – sei es durch Bilder, 

erfundene Interviews oder sonstige falsche Darstellungen einer Person – gibt es 

mehrere Möglichkeiten einer zivilrechtlichen Klage. Vorliegend ist die Darstel-

lung auf einen Überblick derjenigen Ansprüche beschränkt, die bei einer Verlet-

zung des Rechts am eigenen Bild in Betracht kommen. 

                                              
102 BGHZ 50, 133 (138) – Mephisto; BGHZ 107, 385 (391) – Emil Nolde; Hubmann, 

S. 340 ff. 
103 Hubmann, S. 348. 
104 BGHZ 107, 385 (392) – Emil Nolde. 
105 BGHZ 107, 385 (392) – Emil Nolde; BGHZ 50, 133 (141) – Mephisto; 

BVerfG E 30, 173 (196) – Mephisto. 
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1. §§ 37 ff. KunstUrhG: Anspruch auf Vernichtung der Bilder 

Gemäß § 37 KunstUrhG hat der Verletzte einen Anspruch auf Vernichtung der 

Bilder. Er kann aber auch statt der Vernichtung nach § 38 KunstUrhG verlangen, 

die Bilder gegen Zahlung einer angemessenen, höchstens dem Betrag der Her-

stellungskosten gleichkommenden Vergütung zu übernehmen. 

2. Anspruch auf Unterlassung 

Bei Verletzung des Rechts am eigenen Bild hat die betroffene Person einen An-

spruch auf Unterlassung gemäß § 1004 Abs. 1 S. 2 BGB analog. Es handelt sich 

dabei um einen quasi-negatorischen Anspruch. Der Anspruch besteht verschul-

densunabhängig und verlangt stattdessen eine Wiederholungsgefahr oder eine 

Erstbegehungsgefahr. Die Wiederholungsgefahr erfordert die Besorgnis weiterer 

Beeinträchtigungen106 und ist bei einer bereits erfolgten Verletzung regelmäßig 

indiziert107. Eine Beseitigung der Wiederholungsgefahr ist durch die Abgabe ei-

ner strafbewehrten Unterlassungserklärung möglich108. Zudem kann sie auf 

Grund veränderter Umstände aus rechtlichen Gründen zu verneinen sein. Dies ist 

zum Beispiel der Fall, wenn eine unbekannte Person selbst in der Öffentlichkeit 

ihre Rolle als neue Lebensgefährtin eines Prominenten offenlegt, so dass die 

künftige Veröffentlichung von Aufnahmen nicht mehr zwangsweise rechtswidrig 

ist109. Eine Erstbegehungsgefahr erfordert konkrete und greifbare Anhaltspunkte 

dafür, dass eine Rechtsverletzung droht110, zum Beispiel bei nachweisbarer Ab-

sicht einer Filmausstrahlung111. Das bloße journalistische Recherchieren reicht 

für die Annahme einer Begehungsgefahr allerdings noch nicht aus112. Der An-

spruch auf Unterlassung mag zwar die Gefahr der Wiederholung einer unbefug-

ten Bildnisveröffentlichung bannen, da der Verletzte in der Regel die Verletzung 

                                              
106 BGH NJW 2005, 594 (595). 
107 Dreier in Dreier/Schulze, § 33 KUG ff. Rn.6; LG Köln NJW 1992, 443 (444). 
108 BGH NJW 2005, 594 (595). 
109 BGH NJW 2005, 594 (595 ff.). 
110 Fricke in Wandtke/Bullinger, § 22 KUG Rn. 24; Petersen, § 5 Rn. 9; vgl. Palandt-

Bassenge, § 1004 Rn. 32; Burkhardt in Wenzel, 12/33. 
111 LG München AfP 1997, 559 ff. 
112 Burkhardt in Wenzel, 12/35; OLG Hamburg AfP 1992, 279, 280. 
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jedoch erst durch die Veröffentlichung seines Bildnisses bemerken dürfte, ver-

mag er nur in seltenen Fällen eine Veröffentlichung gänzlich zu vereiteln. Daher 

ist ihm wohl bezüglich des Schutzes des Verletzten nur wenig Bedeutung 

beizumessen. 

3. Anspruch auf Beseitigung der Beeinträchtigung 

Zudem hat der Betroffene gemäß § 1004 Abs. 1 S. 1 BGB analog einen An-

spruch auf Beseitigung der Beeinträchtigungen, die nach der Verletzung noch 

fortwirken, zum Beispiel kann er die Entfernung oder das Überkleben von Plaka-

ten verlangen113. Des Weiteren kann als besondere Form der Beseitigung eine 

Gegendarstellung in Form einer berichtigenden Bildveröffentlichung verlangt 

werden114. Der Gegendarstellungsanspruch ist in den Landespressegesetzen nor-

miert, in Schleswig-Holstein lautet er gemäß § 11 Schl-HPrG “der verantwortli-

che Redakteur und der Verleger eines periodisch erschienenen Druckwerks sind 

verpflichtet, eine Gegendarstellung der Person oder Stelle zum Abdruck zu brin-

gen, die durch eine in dem Druckwerk aufgestellte Tatsachenbehauptung betrof-

fen ist (...)”115. Voraussetzung des Anspruchs ist demnach, dass mit dem Bild 

eine Tatsachenbehauptung, das heißt eine Behauptung, die dem Beweis zugäng-

lich ist und sich als wahr oder falsch feststellen lässt116, verbunden ist. Zunächst 

ist daher festzustellen, dass auch Bilder eine Tatsachenbehauptung enthalten 

können. Dies ist zum Beispiel der Fall bei der Verwechslung eines Bildes, bei 

einem falschen Bezug von Bild und Text oder bei einer Verfälschung des Inhalts 

durch Fotomontage117. Die Gegendarstellung kann in Form eines Textes118 oder 

                                              
113 Dreier in Dreier/Schulze, § 33 KUG ff. Rn. 9. 
114 Seitz/Schmidt/Schoener, Rn. 367; vgl. OLG Hamburg AfP 1984, 115 (116). 
115 Seitz/Schmidt/Schoener, S. 329; Aufstellung der Gegendarstellungsansprüche in den 

Landespressegesetzten von Burkhardt in Wenzel, 11/9 ff. und 
Seitz/Schmidt/Schoener, S. 304 ff.  

116 Burkhardt in Wenzel, 11/38; vgl. ausführliche Darstellung des Begriffs der Tatsa-
chenbehauptung bei Seitz/Schmidt/Schoener, Rn. 292 ff. 

117 Dreier in Dreier/Schulze, § 33 KUG ff. Rn. 12; Burkhardt in Wenzel, 11/45; 
OLG München AfP 1979, 364; OLG München ZUM 1996, 160 (161) – „Telefon-
sex-Foto“; LG München AfP 2003, 373 (374). 

118 LG München AfP 2003, 373ff.; Gerhardt, Anm. zu OLG München AfP 1979, 365. 
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als Gegenfoto119 erfolgen. Das zu veröffentlichende Gegenfoto muss grundsätz-

lich in gleicher Größe, Technik und Farbe abgedruckt werden wie das ursprüng-

liche Foto120.  

In der „Caroline-von-Monaco-I-Entscheidung“ wurde ihr ein Gegendarstellungs-

recht bezüglich eines Fotos, das mit dem Begleittext “Der Photobeweis: Erster 

Schnappschuss aus dem neuen Familienalbum. Caroline, 35, Vincent Lindon, 32, 

Pierre, 4.” erschienen war, zugesprochen. Die Gegendarstellung sah folgender-

maßen aus: “Hierzu stelle ich fest: das Photo stammt nicht aus meinem Familien-

album”121.  

In der Regel dürften Gegendarstellungen bei einer Verletzung des Rechts am ei-

genen Bild aber die Ausnahme darstellen und eher bei falschen Berichten oder 

Interviews üblich sein.  

4. Anspruch auf Schadensersatz 

a. Materieller Schadensersatz 

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht – zu dem auch das Recht am eigenen Bild 

gehört – ist als sonstiges Recht im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB anerkannt122. Der 

in seinem Recht am eigenen Bild Verletzte kann daher gemäß § 823 Abs. 1 BGB 

oder § 823 Abs. 2 i.V.m. §§ 22, 23 KunstUrhG den Schaden ersetzt verlangen, 

der ihm durch die unberechtigte Bildnisveröffentlichung entstanden ist. Das all-

gemeine Persönlichkeitsrecht ist allerdings wesensverschieden von denen in 

§ 823 Abs. 1 BGB genannten Rechten und Rechtsgütern. Es beinhaltet im Ge-

gensatz zu den anderen Rechten und Rechtsgütern des § 823 Abs. 1 BGB keinen 

abschließend festgelegten Schutzbereich, sondern hat einen generalklauselartigen 

Charakter123. Der BGH hat entschieden, dass es ein sogenanntes Rahmenrecht 

darstellt, bei dem die Rechtswidrigkeit der Verletzung des allgemeinen Persön-

                                              
119 OLG Hamburg AfP 1984, 115 (116); Gerhardt, Anm. zu OLG München AfP 1979, 

365. 
120 Seitz/Schmidt/Schoener, Rn. 367; vgl. Burkhardt in Wenzel, 11/119. 
121 BGH NJW 1995, 861 – Caroline von Monaco I. 
122 BGHZ 24, 72. 
123 Burkhardt in Wenzel, 5/10. 
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lichkeitsrechts nicht indiziert ist, sondern aufgrund einer Güter – und Pflichten-

abwägung im Einzelfall konkret festgestellt werden muss124. Es ist also in jedem 

Einzelfall eine Interessenabwägung zwischen dem in seinem Persönlichkeitsrecht 

Betroffenen und dem Veröffentlichungsinteresse vorzunehmen.  

Als deliktischer Anspruch ist zudem ein Verschulden des Verwenders erforder-

lich. An dieses stellt die Rechtsprechung jedoch nicht allzu hohe Anforderungen. 

So soll es ausreichen, wenn der Verwender des Fotos keine Nachprüfung vorge-

nommen hat, ob und inwieweit er zur Verwertung befugt ist125. Diese Prüfungs-

pflicht entfällt auch dann nicht, wenn das Foto von einer Agentur erworben wur-

de126. Die Qualität der erforderlichen Nachprüfung ist allerdings abhängig von 

den jeweiligen Umständen, unter denen das Bild entstanden und dem Beklagten 

zugesandt worden ist. Wird das Bild einem Unternehmen von seinem Einkaufs-

verband zugesandt mit dem Vermerk „Abdruck honorarfrei“ und dem Hinweis, 

dass das Bild für die Pressearbeit bestimmt sei, werden an die Prüfungspflicht 

sehr geringe Anforderungen gestellt127. 

Ersatzfähig ist der materielle Schaden im Sinne des §§ 249 ff. Ein Schaden liegt 

vor, „wenn der jetzige Wert des Vermögens des Geschädigten geringer ist als der 

Wert, den das Vermögen ohne das die Ersatzpflicht begründende Ereignis haben 

würde“128 . 

Das Problem des Anspruchs liegt darin, dass ein Vermögensschaden durch eine 

unberechtigte Bildveröffentlichung häufig nicht nachweisbar sein wird, da der 

Verletzte sein Bild gar nicht gegen Entgelt veröffentlicht hätte.  

Anders sieht es in dem Fall kommerzieller Nutzung von Bildern bekannter Per-

sönlichkeiten aus, typischerweise bei Werbefotos. In diesem Fall kann ein Scha-

den in Form der üblichen, entgangenen Lizenzgebühr ermittelt werden.  

                                              
124 Vgl. BGHZ 50, 133 (143) – Mephisto; BGH NJW 1978, 751 (752, 753). 
125 BGHZ 24, 200 (211) – Spätheimkehrer; BGH NJW 1971, 698 (700) – Liebestropfen; 

vgl. BGH GRUR 1992, 557– Talkmasterfoto; vgl. Neumann-Duesberg, NJW 1966, 
624 (625); vgl. Hubmann, S. 349. 

126 BGH NJW 1980, 994; OLG Frankfurt a.M. AfP 1986, 140 (141) – Ferienprospekt; 
OLG Frankfurt NJW 1992, 441 (442); BGH GRUR 1992, 557 – Talkmasterfoto. 

127 BGH GRUR 1992, 557 – Talkmasterfoto. 
128 Fricke in Wandtke/Bullinger, § 22 KUG Rn. 29. 
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Der Verletzte erhält als Schadensersatz die fiktive Lizenzgebühr – das heißt die 

Gebühr, die gezahlt worden wäre, wenn ein Lizenzvertrag zustande gekommen 

wäre129. Voraussetzung des Anspruchs ist dabei aber, dass der Verletzte der 

Verwendung seines Bildnisses zu Werbezwecken gegen ein übliches Honorar 

generell zugestimmt hätte130.  

b. Immaterieller Schadensersatz 

Eine Geldentschädigung für einen immateriellen Schaden gewährte der BGH 

erstmals im bereits genannten „Herrenreiter-Fall“. Der BGH bildete damals eine 

Analogie zum Schmerzensgeld gemäß § 253 Abs. 2 (früher § 847 BGB) und 

sprach von einer „Freiheitsberaubung im Geistigen“131. Diese Begründung gab 

der BGH jedoch bald wieder auf und vertritt seit der „Ginseng-Entscheidung“ 

von 1961, dass der Anspruch auf Geldentschädigung wegen schwerer Persön-

lichkeitsrechtsverletzung einen eigenständigen Anspruch darstelle und sich aus 

§ 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 1, 2 Abs. 1 GG ergebe132. Man könnte meinen, 

dies verstößt gegen § 253 Abs. 1 BGB, wonach Schadensersatz für immaterielle 

Schäden nur in den durch Gesetz bestimmten Fällen gefordert werden kann.  

Dem ist entgegenzusetzen, dass die vermeintliche Durchbrechung des 

§ 253 BGB vom Bundesverfassungsgericht in der „Soraya-Entscheidung“ als mit 

dem Grundgesetz vereinbar erklärt worden ist. Der BGH habe die Bestimmung 

des § 253 BGB unangetastet gelassen und nicht für verfassungswidrig gehalten. 

Er habe lediglich die Fälle des immateriellen Schadensersatzes um einen Fall 

erweitert, „in dem ihm die Entwicklung der Lebensverhältnisse, aber auch jus 

superveniens von höherem Rang, nämlich Art. 1 und Art. 2 des Grundgesetzes 

                                              
129 BGHZ 20, 345 (353) – Paul Dahlke; Dreier in Dreier/Schulze, § 33 KUG ff. Rn. 18; 

BGH NJW 1979, 2205 (2206) – Fußballtor; BGH GRUR 1992, 557 (558) – Talk-
masterfoto; OLG Koblenz GRUR 1995, 771 – Werbefoto; 
BGH NJW 2000, 2195 (2201) – Marlene Dietrich. 

130 BGHZ 26, 349 (352) – Herrenreiter; BGH GRUR 1959, 430 (433) – Caterina Va-
lente. 

131 BGHZ 26, 349 (356) – Herrenreiter; Kritik zur Analogie: Larenz, NJW 1958, 827 
(829). 

132 BGHZ 35, 363 (369) – Ginseng; vgl. BGH NJW 1995, 861 (864) – Caroline von 
Monaco I . 
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diese Entscheidung als zwingend erforderlich erschienen ließ“133. Zudem kann 

man heute davon ausgehen, dass der immaterielle Schadensersatz inzwischen 

nach fast 50-jähriger Rechtsprechungspraxis gewohnheitsrechtlich anerkannt 

ist.134 

Der BGH hat die Geldentschädigung anerkannt, um die Lücke im Gesetz zu fül-

len, die besteht, wenn ein materieller Schaden bei einer Persönlichkeitsrechtsver-

letzung nicht nachweisbar ist. „Die Zubilligung einer Geldentschädigung beruht 

auf dem Gedanken, dass ohne einen solchen Anspruch Verletzungen der Würde 

und der Ehre des Menschen häufig ohne Sanktion blieben mit der Folge, dass der 

Rechtsschutz der Persönlichkeit verkümmern würde“135. Im Vordergrund der 

Schadensersatzleistung steht daher auch nicht die Entschädigungsfunktion, son-

dern die Genugtuung des Opfers und der Präventionszweck136. Es ist daher in 

jedem Einzelfall zu prüfen, ob dem Betroffenen Genugtuung für die erlittene 

Unbill zuzusprechen ist137. Dies ist nur unter besonderen Voraussetzungen zu 

bejahen, und zwar im Falle einer schweren Schuld des Schädigers oder im Falle 

eines schwerwiegenden Eingriffs, wenn die Beeinträchtigung nicht in anderer 

Weise befriedigend ausgeglichen werden kann138. Kriterien für eine schwerwie-

gende Verletzung sind dabei die Bedeutung und Tragweite des Eingriffs, der 

Beweggrund des Handelnden und der Grad seines Verschuldens139. 

                                              
133 BVerfG NJW 1973, 1221 (1226) – Soraya. 
134 Petersen, § 4 Rn. 11. 
135 BGH NJW 1995, 861 (865) – Caroline von Monaco I; vgl. BGH NJW 1996, 984 

(985) – Caroline von Monaco II; BGH ZUM 2005, 157 (159) – Caroline von Han-
novers Tochter. 

136 Während bei BGHZ 35, 363 (369) – Ginseng, noch ausschließlich die Genugtuungs-
funktion im Vordergrund stand, betont der BGH inzwischen zunehmend, dass mit 
der Geldentschädigung auch ein Präventionszweck verfolgt werden soll. BGH NJW 
1995, 861 (865) Caroline von Monaco I; BGH NJW 1985, 1617 (1619) – Nacktfo-
to; OLG Koblenz NJW 1997, 1375 (1376); Palandt-Sprau § 823, Rn. 124; BGH 
NJW 1997, 1148 (1150) – „Stern TV“; BGH ZUM 2005, 157 (159) – Caroline von 
Hannovers Tochter. 

137 BGHZ 35, 363 (369) – Ginseng. 
138 BGH NJW 1971, 698 (699) – Liebestropfen; BGH NJW 1985, 1617 (1619) – Nackt-

foto; BGH NJW 1995, 861 (864) – Caroline von Monaco I; LG Frankfurt a.M. 
ZUM 2003, 974 (975). 

139 BGH ZUM 1996, 243 (244) – Caroline von Monacos Sohn; OLG Koblenz 
NJW 1997, 1375 (1376); OLG Frankfurt NJW 1992, 441 (442). 
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1995 hat der BGH entschieden, dass auch eine wiederholte, hartnäckige Verlet-

zung des Rechts am eigenen Bild einen Anspruch auf eine Geldentschädigung 

rechtfertigen könne, auch wenn die einzelnen Bildveröffentlichungen nicht als 

schwerwiegend einzustufen sind. In jenem Fall, den der BGH zu entscheiden 

hatte, hatte die Beklagte wiederholt Fotos des Sohnes von Caroline von Monaco 

veröffentlicht140, obwohl der Sohn bereits nach dem ersten Bild eine einstweilige 

Verfügung erwirkt hatte, die eine erneute Veröffentlichung des Fotos verbot, und 

sich die Beklagte bezüglich zwei weiterer Bilder nach einer Abmahnung in einer 

Unterlassungserklärung verpflichtete, diese nicht erneut zu veröffentlichen. Der 

BGH stellte fest, dass die Persönlichkeitsrechtsverletzung eine besondere Schwe-

re dadurch erhalte, dass die Beklagte weitere Fotos veröffentlichte und sich wie-

derholt über den ihr ausdrücklich erklärten gegenteiligen Willen des Klägers 

hinwegsetzte, wobei sie um ihres eigenen wirtschaftlichen Vorteils willen han-

delte. Dieser Rechtsprechung folgte der BGH auch 2005 in einem ähnlichen Fall, 

in dem er nochmals betonte, dass die Besonderheit bei einer Verletzung des 

Rechts am eigenen Bild darin bestehe, dass dem Verletzten keine anderen Ab-

wehrmöglichkeiten als ein Anspruch auf Geldentschädigung zur Verfügung stän-

den141. 

Die Entschädigung soll zwar subsidiär gewährt werden, sie tritt aber nicht an die 

Stelle der negatorischen Ansprüche, sondern ergänzt diese142.  

Die Höhe der Geldentschädigung ist mit Hilfe verschiedener Bemessungsfakto-

ren vom Tatrichter zu ermitteln, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Höhe der 

Entschädigung letztlich zu einem Hemmungseffekt für die Zwangskommerziali-

sierung der Persönlichkeit beitragen soll143. Zu den Bemessungsfaktoren zählen 

zum Beispiel das Verschulden des Verletzers, die Solvenz des Verletzers, wei-

                                              
140 BGH ZUM 1996, 243 – die Fotos zeigten den Sohn vor einem PKW, auf dem Weg 

zur Schule, beim Fußballspielen und am Strand, sie stellten jeweils keine schwer-
wiegende Persönlichkeitsrechtsverletzung dar. 

141 BGH ZUM 2005, 157 (158, 160): Hier handelte es sich um die wiederholte Veröf-
fentlichung einiger Fotos von der Tochter von Caroline von Hannover. 

142 Steffen, NJW 1997, 11 (12, 13). 
143 BGH NJW 1995, 861 (865) – Caroline von Monaco I; BGH ZUM 2005, 157 (160) – 

Caroline von Hannovers Tochter. 
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terhin als präventive Kriterien die Wiederholungsgefahr und Gewinnerzielung144. 

Allerdings vertritt der BGH, dass auch im Falle vorsätzlicher, rücksichtsloser 

Kommerzialisierung der Persönlichkeit keine „Gewinnabschöpfung“ vorzuneh-

men ist, sondern der Gewinn weiterhin lediglich als Bemessungsfaktor in die 

Entscheidung über die Höhe der Geldentschädigung einzubeziehen ist145. Meines 

Erachtens ist insbesondere bei einer vorsätzlichen Verletzung des Rechts am ei-

genen Bild, bei der zum Beispiel Illustrierte rücksichtslos auf Kosten des Persön-

lichkeitsrechts anderer ihre Auflage – und damit ihren Umsatz – steigern, dem 

Präventionszweck mehr Beachtung zu schenken. Denn wie Medicus zutreffend 

formuliert, ist der Schutz vor der Presse nicht minder wichtig als der oft viel stär-

ker betonte Schutz der Presse146.  

Prinz ist zuzustimmen, wenn er kritisiert, dass die zugebilligten Geldbeträge für 

die Verlage nicht fühlbar seien und die Großverlage Persönlichkeitsrechtsverlet-

zungen als ein kalkulierbares, lohnendes Geschäft betrachten könnten147. Es kann 

nicht hingenommen werden, dass Großverlage ihre Auflagen vorsätzlich mit Per-

sönlichkeitsrechtsverletzungen steigern. Ob sich die Höhe der Geldentschädi-

gungen in Deutschland allerdings ändern wird, bleibt abzuwarten. Ein mit den 

USA vergleichbares Niveau werden sie sicherlich nicht erreichen. 

5. Anspruch aus Bereicherungsrecht 

Zudem kommt für den Verletzten ein Anspruch aus ungerechtfertigter Bereiche-

rung gemäß §§ 812 ff. BGB in Betracht, insbesondere wenn ein Verschulden 

nach § 823 BGB nicht festgestellt werden konnte. Das Erlangte ist in den Fällen 

die Nutzungsmöglichkeit des Bildnisses. Herauszugeben ist gemäß 

                                              
144 Prinz, NJW 1996, 953 (955); vgl. Hubmann, S. 356.  
145 BGH NJW 1995, 861 (865) – Caroline von Monaco I; BGH ZUM 2005, 157 (160) – 

Caroline von Hannovers Tochter. 
146 Medicus, Rn. 615. 
147 Prinz, NJW 1996, 953 (954); Dr. Matthias Prinz hat Caroline von Monaco in mehre-

ren Prozessen vertreten. In seinem Artikel moniert er u. a., dass der beklagte Verlag 
die zugesprochene Geldentschädigung „aus der Portokasse“ bezahlen könne, da sie 
nur 0,0006% des Jahresumsatzes ausmache.  
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§ 818 Abs. 2 BGB deren objektiver Verkehrswert – die übliche Lizenzgebühr148. 

Unbeachtlich ist dabei der Einwand des Beklagten, dass er die Fotos nicht ver-

wendet hätte, wenn er eine Lizenzgebühr hätte zahlen müssen. Der Verwender 

muss sich an dem von ihm geschaffenen Zustand festhalten lassen149.  

Das LG Frankfurt am Main hat in einem Urteil vom Juli 2003 den Anspruch al-

lerdings ausgeschlossen, wenn das Bildnis des Abgebildeten keinen Vermögens-

wert besitzt, weil eine Erlaubniserteilung der Nutzung gegen Entgelt gar nicht 

üblich ist, da es sich um eine in der Öffentlichkeit völlig unbekannte Person han-

delt, die nicht in der Lage sei, ihr Foto zu kommerzialisieren150. Dem ist jedoch 

zu entgegnen, dass sich auch unbekannte Personen gegen Zahlung einer Gebühr 

für Werbung zur Verfügung stellen können und sonst das Recht am eigenen Bild 

zu einem Recht für Prominente werden würde151. 

Umstritten ist ferner, ob der Anspruch besteht, wenn der Abgebildete der Ver-

marktung seines Bildes nicht zugestimmt hätte, sich also generell gar nicht für 

Werbefotos zur Verfügung gestellt hätte. Nach älterer Rechtsprechung wurde – 

wie auch beim materiellen Schadensersatz – der Anspruch ausgeschlossen, wenn 

der Abgebildete mit einer kommerziellen Verwertung generell nicht einverstan-

den gewesen wäre152. Inzwischen ist die Rechtsprechung aber von dieser Voraus-

setzung abgewichen153, mit der Begründung, dass im Bereicherungsrecht nicht 

die Vermögensminderung auf der Opferseite entscheidend sei, sondern der Ver-

mögenszuwachs auf Seiten des Verletzers den Anspruch begründe154.  

Meines Erachtens handelt es sich bei den Fällen, in denen der Abgebildete keiner 

Vermarktung zugestimmt hätte, um einen Fall der Verletzung des Persönlich-

                                              
148 Dreier in Dreier/Schulze, § 33 KUG ff., Rn. 13,14; MK-BGB/Rixecker § 12 Anh. 

Rn. 234; vgl. BGHZ 20, 345 (346) – Paul Dahlke; OLG München ZUM 1996, 160 
(162) – „Telefonsex-Foto“; BGH NJW 2007, 689 (690). 

149 BGH GRUR 1992, 557 (558) – Talkmasterfoto. 
150 LG Frankfurt ZUM 2003, 974 (976); vgl. Hubmann, S. 365.  
151 Marwitz, Anm. zu LG Frankfurt a.M. ZUM 2003, 977; vgl. Götting, S. 54, 55. 
152 BGHZ 26, 349 (352) – Herrenreiter; OLG Hamburg AfP 1995, 504 (505) – Caroli-

ne von Monacos Sohn; Steffen NJW 1997, 11 (13). 
153 OLG München ZUM 1996, 160 (162) – „Telefonsex-Foto“; vgl. BGH NJW 2007, 

689; Beuthien/Hieke, AfP 2001, 353 (361); Götting, S. 55. 
154 Fricke in Wandtke/Bullinger § 22 KUG Rn. 27; Götting, S. 55. 
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keitsrechts, bei der die Möglichkeit immateriellen Schadensersatzes zu prüfen ist. 

Typisch für das Bereicherungsrecht ist eine Vermögensverschiebung. Diese hat 

aber in den Fällen gerade nicht statt gefunden, da kein Vermögen geflossen ist. 

Dem Abgebildeten geht es auch gar nicht um seine finanziellen Interessen, da er 

an einer Vermarktung nicht interessiert ist, sondern es geht ihm um die Achtung 

seiner Person – seines Rechts am eigenen Bild. Wenn sein Bildnis unbefugt ver-

öffentlicht wird, wird er folglich nicht in seinen kommerziellen Interessen ver-

letzt, sondern in seinem Persönlichkeitsrecht. Daher handelt es sich meines Er-

achtens um einen Fall des immateriellen Schadensersatzes. 

 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass der Schutz des Rechts am eigenen Bild seit 

1900 eine beachtliche Entwicklung durchgemacht hat, so dass dem Betroffenen 

zum Schutz seines Rechts am eigenen Bild inzwischen einige zivilrechtliche 

Möglichkeiten offenstehen. 

Dennoch besteht weiterhin gerade im Hinblick auf den immateriellen Schadens-

ersatz im deutschen Zivilrecht noch Diskussionsbedarf. 

 

B. Die historische Entwicklung eines Rechts am eigenen Bild in Spanien  

Die Entwicklung des Bildnisschutzes in Spanien soll ebenfalls kurz skizziert 

werden. 

I. Rechtslage zu Beginn des 20. Jahrhunderts 

Während in Deutschland der Bildnisschutz entwickelt wurde, hatte in Spanien 

zunächst der Schutz der Ehre Vorrang. Zivilrechtlicher Ehrenschutz wurde vom 

Tribunal Supremo (TS) im Urteil vom 6. Dezember 1912 anerkannt, indem erst-

mals immateriellen Schadensersatz wegen einer Verletzung der Ehre zugespro-

chen worden ist155. Es wurde dabei auf Art. 1902 Código Civil verwiesen, die 

Generalklausel für außervertragliche, zivilrechtliche Haftung.  

                                              
155 STS vom 6.12.1912, Jurisdiccion civil, tomo (Band) 125, S. 582.  
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Der Bildnisschutz hat erst sehr viel später Einzug ins spanische Recht erhalten. 

1967 erkannte die Audiencia Territorial de Zaragoza erstmals ein Recht am eige-

nen Bild als Persönlichkeitsrecht an. Da es weder ein Gesetz noch Gewohnheits-

recht bezüglich des Rechts am eigenen Bild gab, stützte sich das Gericht auf die 

„principios generales del derecho“ – die allgemeinen Prinzipien des Rechts156. 

Bis zu seiner Kodifizierung in der spanischen Verfassung existierte in der spani-

schen Rechtsordnung keine Norm, die das Recht am eigenen Bild geschützt 

hat157. 

Kodifiziert wurde das Recht am eigenen Bild in der spanischen Verfassung von 

1978 im Abschnitt der Grundrechte in Art. 18.1. „Se garantiza el derecho al 

honor, a la intimidad personal y familiar y a la propia imagen“. Das Recht auf 

Ehre, auf persönliche und familiäre Privatsphäre158 und am eigenen Bild werden 

garantiert. Es ist also im Gegensatz zum deutschen Recht ausdrücklich in der 

Verfassung verankert.  

Zudem hat der Schutz der in Art. 18.1 Constitución Española (CE) genannten 

Persönlichkeitsrechte seine zivilrechtliche Ausprägung in der Ley Orgáni-

ca159 1/1982 de 5 de Mayo, de la Protección Civil del derecho al Honor, a la In-

timidad Personal y Familiar y a la Propia Imagen, gefunden (zivilrechtlicher 

Schutz des Rechts auf Ehre, auf persönliche und familiäre Privatsphäre und am 

eigenen Bild). 

                                              
156 ADC 1968, 195 ff; RabelsZ 33 (1969), 153 f.  
157 Crevillén Sánchez, S. 94; O´Callaghan, S. 119. 
158 Der Begriff „Intimidad“ wird zum Teil auch mit „Intimsphäre“ übersetzt (vgl. Neu-

mann-Klang, S. 190). Er entspricht inhaltlich aber der Privatsphäre, weshalb diese 
Übersetzung vorliegend bevorzugt wird. Im strafrechtlichen Teil wird auf den Beg-
riff „Intimidad“ - als geschütztes Rechtsgut - noch näher eingegangen. 

159 Ley Orgánica ist mit „Organgesetz“ zu übersetzen. Nach Art. 81 CE sind Organge-
setze jene Gesetze, die sich auf die Entwicklung der Grundrechte und der öffentli-
chen Freiheiten beziehen, jene, die die Autonomiestatute und das allgemeine Wahl-
gesetz verabschieden sowie die weiteren von der Verfassung vorgesehenen Geset-
ze. Es handelt sich also um Gesetze, die die verfassungsrechtlichen Regelungen nä-
her ausgestalten.  
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II. Rechtslage nach Inkrafttreten der Ley Orgánica 1/1982 de 5 de Mayo 

Die Ley Orgánica (LO) gewährleistet zivilrechtlichen Schutz der Ehre, der Pri-

vatsphäre und des eigenen Bildes. Untersucht werden soll ausschließlich der 

Schutz des Rechts am eigenen Bild. 

Allerdings sind in vielen Fällen, in denen Bilder private Situationen abbilden, 

wie zum Beispiel bei Nacktaufnahmen, das Recht am eigenen Bild und die Pri-

vatsphäre betroffen. Auch die Rechtsprechung behandelt in vielen Fällen beide 

Rechte zusammen und verzichtet oftmals auf eine genaue Differenzierung. 

Trotzdem sind das Recht auf eine Privatsphäre und das Recht am eigenen Bild 

autonome Rechte. Die Verletzung eines Rechts bedeutet nicht automatisch auch 

die Verletzung des anderen Rechts160.  

Das Besondere des Rechts am eigenen Bild gegenüber den anderen beiden Rech-

ten ist der Schutz vor Reproduktionen des Bildes, die zwar die persönliche Sphä-

re des Inhabers betreffen, aber weder seinen guten Ruf verletzen noch sein Intim-

leben bekannt geben161.  

Das Recht am eigenen Bild stellt sich als ein Persönlichkeitsrecht dar, welches, 

abgeleitet von der Würde des Menschen, darauf gerichtet ist, die Integrität („di-

mensión moral“) der Personen zu schützen. Es verleiht seinem Inhaber ein Recht, 

über seine grafische Information in Form seiner persönlichen physischen Ge-

sichtszüge zu bestimmen, die öffentlich verbreitet werden könnten. Dieses Recht, 

insoweit ein Grundrecht, besteht im wesentlichen darin, den Erhalt, die Repro-

duktion oder Veröffentlichung des eigenen Bildes durch einen nicht autorisierten 

Dritten zu verbieten, ungeachtet des Ziels, welches dieser verfolgt – sei es infor-

mativ, kommerziell, wissenschaftlich, kulturell, etc.162. 

Das Gesetz wurde wegen seiner Lücken in der spanischen Literatur als „schlech-

tes Gesetz” bezeichnet. Dem Gesetzgeber wurde vorgeworfen, er habe vergessen, 

das Recht auf eine Privatsphäre adäquat zu regeln, er differenziere nicht ausrei-

                                              
160 STC 14/2003 vom 28.01., FJ 4; Santos Vijande, S. 121. 
161 STC 81/2001 vom 26.03., FJ 2; STC 139/2001 vom 18.06., FJ 4; STC 83/2002 vom 

22.04., FJ 4; SAP Madrid 51/2006 vom 06.06., FJ 1. 
162 STC 81/2001 vom 26.03., FJ 2; STC 139/2001 vom 18.06., FJ 4; STC 83/2002 vom 

22.04., FJ 4; SAP Madrid 51/2006 vom 06.06., FJ 1. 
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chend zwischen den drei Rechten und erwähne mit keinem Wort die Pressefrei-

heit163. 

Auch bezüglich des Rechts am eigenen Bild enthält das Gesetz keine allgemeine 

Definition. In Art. 7 LO 1/1982 werden lediglich Handlungen aufgeführt, die ein 

unerlaubtes Eindringen („intromisión ilegítima“) darstellen. Diese werden aber 

nicht als abschließend betrachtet164. Zum einen erfordert die technologische Wei-

terentwicklung eine flexible Auslegung, zum anderen folgt dies aus der Einlei-

tung der LO 1/1982 selbst, in der es heißt, dass Art. 7 aus der Vielfalt möglicher 

Eingriffe diverse aufzählt165. Des Weiteren enthalten Art. 8.1 allgemeine und 

Art. 8.2 besondere das Recht am eigenen Bild betreffende Ausnahmen, in denen 

kein unerlaubtes Eindringen vorliegt. Insofern bestehen strukturelle Ähnlichkei-

ten zu den Normen des KunstUrhG. Zusätzlich wird jedoch in Art. 2.1 generell 

der Schutzbereich der Ley Orgánica begrenzt.  

Die Rechtsprechung zur LO 1/1982 hat im Laufe des 25 jährigen Bestehens des 

Gesetzes die „Lücken“ ergänzt und eigene Auslegungskriterien entwickelt, die 

im Folgenden noch benannt werden. 

1. Begriff des Bildnisses („imagen“) 

Das spanische Recht spricht von „imagen“, was mit Bild oder Abbild übersetzt 

werden kann. Der Begriff „imagen“ beinhaltet die Reproduktion einer Person mit 

jeglichen Mitteln, wie zum Beispiel Malerei, Fotografie, Zeichnungen oder Bild-

hauerei166. Es handelt sich um die grafische Darstellung einer menschlichen Ges-

talt mittels eines mechanischen oder technischen Vorgehens der Reproduktion167. 

Wie auch beim KunstUrhG ist aber die Erkennbarkeit der abgebildeten Person 

                                              
163 Fayos Gardó, InDret 4/2007, S. 7, 8; vgl. Trebes, GRUR Int. 2003, 519 (521). 
164 Vgl. Romero Coloma, S. 43; Crevillén Sánchez, S. 95. 
165 Vgl. Romero Coloma, S. 43. 
166 Crevillén Sánchez, S. 93.  
167 Caballero Gea, S. 31; O´ Callaghan, S. 127; STS vom 11.04.1988, AC 640; 

STS vom 29.03.1988, AC 586, FJ 3; STS vom 19.10.1992, AC 108/93, FJ 1; 
SAP Madrid 312/2007 vom 05.06., FJ 7. 
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erforderlich168. Die Gesichtszüge, die Gestalt der Person müssen erkennbar 

sein169. Der Bildnisbegriff erfasst ebenfalls Karikaturen170. Dies ergibt sich auch 

schon aus Art. 8.2 LO 1/1982, der sich speziell auf Karikaturen bezieht. Zusam-

menfassend kann festgestellt werden, dass der spanische Bildnisbegriff dem Beg-

riff des Bildnisses im Sinne des KunstUrhG entspricht. 

2. Unerlaubtes Eindringen gemäß Art. 7 LO („intromisión ilegítima“) 

In Art. 7 LO 1/1982 werden verschiedene Eingriffe in die Persönlichkeitsrechte 

einschließlich des Rechts am eigenen Bild aufgezählt. Näher eingegangen wird 

im Rahmen dieser Arbeit aber nur auf die Eingriffe in das Recht am eigenen 

Bild. 

Art. 7.1 LO 1/1982 erwähnt zwar auch die Aufstellung von Filmkameras, aber 

die besonderen Eingriffe in das Recht am eigenen Bild sind grundlegend in 

Art. 7.5 LO 1/1982 genannt. Nach Art. 7.5 LO 1/1982 werden die Gewinnung, 

Vervielfältigung oder Veröffentlichung des Bildes einer Person an Orten oder 

während Momenten ihres Privatlebens oder außerhalb dessen durch Fotografie, 

Film oder jegliches anderes Vorgehen als unerlaubtes Eindringen betrachtet, ab-

gesehen von den in Art. 8.2 genannten Ausnahmen.  

Zu „jeglichem anderen Vorgehen“ im Sinne der Norm sind auch das Anfertigen 

von einfachen Zeichnungen und Karikaturen zu zählen171. Damit enthält die 

LO 1/1982 eine weitreichende Eingriffsdefinition, unter die zunächst jede Anfer-

tigung eines Bildes subsumiert werden kann. 

Der Gesetzestext spricht von einem Schutz in und außerhalb der privaten Sphäre. 

Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, dass das Recht am eigenen Bild un-

abhängig von der Privatsphäre geschützt wird, das heißt unabhängig davon, ob 

                                              
168 Romero Coloma, S. 80, 81; O´ Callaghan, S. 116; SAP Madrid 312/2007 vom 

05.06., FJ 8; SAP Madrid 117/2006 vom 07.03., FJ 8; STS vom 18.05.2007; 
RJ 2325, FJ 3. 

169 Romero Coloma, S. 80, 81. 
170 Vgl. O´Callaghan, S. 122. 
171 O´ Callaghan, S. 122. 
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sich das Bild auf die Privatsphäre bezieht oder nicht172. Dem Wortlaut nach bein-

haltet das Gesetz somit einen umfassenden Schutz des Rechts am eigenen Bild. 

3. Einwilligung 

Wie im deutschen Recht, scheidet auch im spanischen Recht ein Eingriff aus, 

wenn die Einwilligung der betroffenen Person eingeholt worden ist 

(Art. 2.2 LO 1/1982). Eine Einwilligung setzt die Erklärung des Inhabers des 

Rechts am eigenen Bild voraus, dass er die Gewinnung, Reproduktion oder Pub-

likation seines Bildes gestattet173. Die LO 1/1982 sieht in Art. 2.2 nur die aus-

drückliche Einwilligung vor. Ebenfalls wird aber bestimmtes Verhalten als Ein-

willigung interpretiert, wie zum Beispiel das Posieren vor der Kamera174. Inso-

fern ist auch eine konkludente, stillschweigende Einwilligung möglich. Die Ein-

willigung kann generell erteilt werden oder nur für die Herstellung der Aufnahme 

ohne eine anschließende Veröffentlichung. Die Reichweite der Zustimmung ist 

in jedem Einzelfall zu ermitteln175. Wird die Zustimmung zur Herstellung eines 

Bildnisses erteilt, bedeutet das nicht zugleich, dass auch eine Veröffentlichung 

des Bildes gestattet ist176. 

Die Einwilligung ist nach Art. 2.3 LO 1/1982 jederzeit widerrufbar. Im Falle ei-

nes Widerrufs ist jedoch der entstandene Schaden inklusive der berechtigten Er-

wartungen zu ersetzen. 

Minderjährige und Unmündige sind gemäß Art. 3.1 LO 1/1982 einwilligungsfä-

hig, soweit ihre Reife dies erlaubt, in Einklang mit der Zivilgesetzgebung. In den 

übrigen Fällen muss gemäß Art. 3.2 LO 1/1982 schriftlich die Zustimmung ihres 

gesetzlichen Vertreters erteilt werden, der verpflichtet ist, vorher das „Ministerio 

Fiscal“ – die Staatsanwaltschaft – von der geplanten Zustimmung in Kenntnis zu 

setzen. Erhebt die Staatsanwaltschaft innerhalb einer Frist von acht Tagen Ein-

wendungen, entscheidet der Richter.  

                                              
172 O´ Callaghan, S. 123. 
173 O´ Callaghan, S. 137. 
174 Vgl. STS vom 3.11.1988, AC 268/1989, FJ 1, 2. 
175 Vgl. O´ Callaghan, S. 139; Crevillén Sánchez, S. 101. 
176 STS vom 3.11.1988, AC 268/1989, FJ 2. 
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4. Allgemeine Einschränkung des Schutzes durch Art. 2.1 LO 

„La Protección Civil del Honor, de la Intimidad y de la Propia Imagen quedará 

delimitada por las leyes y por los usos sociales atendiendo al ámbito que, por sus 

propios actos, mantenga cada persona reservada por si mismo o su familia”. 

Nach Art. 2.1 LO 1/1982 bleibt der zivilrechtliche Schutz begrenzt durch die Ge-

setze und die sozialen Gebräuche, wobei der Bereich berücksichtigt wird, den 

sich jede Person durch ihre eigenen Handlungen für sich selbst oder für ihre Fa-

milie vorbehalten hat.  

a. Durch die Gesetze („Por las leyes“) 

Der Schutz des Rechts am eigenen Bild wird durch die Gesetze begrenzt. Die 

erste gesetzliche Beschränkung ergibt sich aus Art. 120.1 CE, nach dem die ge-

richtlichen Handlungen öffentlich sind, mit den Ausnahmen, die das Verfahrens-

recht vorsieht. Daraus folgt, dass Bilder, die von einem Prozess gemacht werden, 

keinen Eingriff in das Recht am eigenen Bild der Betroffenen darstellen177. Wei-

tere gesetzliche Einschränkungen enthält Art. 8.2. LO 1/1982, auf den später nä-

her eingegangen wird.  

b. Durch die sozialen Gebräuche („Por los usos sociales“) 

Eine zusätzliche Einschränkung erfolgt durch die „usos sociales“. Der Begriff 

bedeutet die üblichen Praktiken, die bestehenden Gewohnheiten in einer be-

stimmten Gesellschaft und im gegebenen Moment178. Man könnte vielleicht von 

gesellschaftlichen Verhaltensnormen oder sozialen Gebräuchen sprechen. Als 

Beispiel können zunächst die Fälle des Art. 8.2 LO 1/1982 genannt werden. Des 

Weiteren wird unter Hinweis auf das niedrige moralische Niveau der Gesell-

schaft, die Veröffentlichung von Fotos von bekannten Personen in Begleitung 

ihrer „compañeros o compañeras sentimentales genannt“179. Damit dürfte der 

Auftritt von Prominenten mit ihren Partnern in der Öffentlichkeit gemeint sein. 

                                              
177 O´Callaghan, S. 146. 
178 O´Callaghan, S. 147. 
179 Crevillén Sánchez, S. 100. 
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Nach deutschem Recht würde man von der sogenannten „Begleitperson“ spre-

chen. Jedoch führen die Gebräuche der Gesellschaft nicht dazu, dass öffentlichen 

Personen jeglicher Schutz abgesprochen wird. Sie müssen zwar größere Eingriffe 

in ihr privates Leben dulden als Private, was aber nicht so radikal zu verstehen 

ist, dass sie freiwillig das Risiko der Verletzung ihrer Privatsphäre, welches die 

Figur der öffentlichen Person impliziert, akzeptieren180. Auf den Schutz öffentli-

cher Personen wird im Rahmen des Art. 8.2 LO 1/1982, der ausdrücklich die 

Herstellung von Bildern öffentlicher Personen regelt, noch näher eingegangen.  

 

Im Ergebnis ist damit zusammenzufassen, dass es keinen objektiv eingegrenzten 

Schutzbereich des Gesetzes gibt, sondern dieser allgemein abhängig ist von den 

jeweils herrschenden gesellschaftlichen Normen und dem individuellen Verhal-

ten der betroffenen Person. Daraus folgt, dass Personen, die generell ihr Privatle-

ben in der Öffentlichkeit ausbreiten, mit einem geringeren Schutz ihres Rechts 

am eigenen Bild rechnen müssen. Es ist also in jedem Einzelfall zu prüfen, in-

wieweit der Schutz des Gesetzes greift. 

5. Rechtfertigung nach Art. 8 LO 

a. Art. 8.2 - Besondere Rechtfertigung für Bildnisse 

Art. 8.2 LO 1/1982 enthält besondere Rechtfertigungsgründe für einen Eingriff in 

das Recht am eigenen Bild.  

aa. Bildaufnahmen von „öffentlichen Personen“ 

Die ersten beiden Unterabsätze des Art. 8.2 LO 1/1982 enthalten Ausnahmen, in 

denen von „öffentlichen Personen“ Bildaufnahmen hergestellt werden dürfen. 

Gemäß Art. 8.2. a LO 1/1982 verbietet das Recht am eigenen Bild nicht das An-

fertigen, die Vervielfältigung oder Veröffentlichung eines Bildes durch jegliches 

Medium, wenn es sich um Personen handelt, die ein öffentliches Amt oder einen 

Beruf von öffentlichem Interesse ausüben und das Bildnis während eines öffent-

lichen Aktes oder an einem öffentlichen Ort hergestellt wird. Die Ausnahme ist 
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allerdings ausdrücklich nicht anwendbar auf Amtsträger oder Personen, die 

Funktionen wahrnehmen, die ihrer Natur nach Anonymität erfordern.  

Zunächst muss es sich um Personen handeln, die ein öffentliches Amt ausüben 

oder einen Beruf ausüben, der ihnen zu Berühmtheit verhilft. Politiker oder auch 

Schauspieler und Sportler stellen Personen in diesem Sinne dar. Der Verweis auf 

Personen, die ein öffentliches Amt ausüben oder einen Beruf von öffentlichem 

Interesse, ist weit zu verstehen181. Er umfasst auch Personen, die nur aufgrund 

ihrer Liebesbeziehungen, ihrer Ehe oder ihres Adelstitels öffentliche Bekanntheit 

oder Berühmtheit erlangt haben182.  

Zusätzlich muss die Bildaufnahme der Personen während einer öffentlichen 

Handlung oder an einem öffentlichen Ort hergestellt worden sein. Der erste dies-

bezügliche Fall, über den das Tribunal Supremo (TS) zu entscheiden hatte, war 

der des Toreros „Paquirri“. Er erlitt während eines Stierkampfes schwere Verlet-

zungen. Journalisten filmten seine Verletzungen in der Arena und seinen an-

schließenden Todeskampf in der Krankenstation der Arena. Die Bilder wurden 

zunächst im Fernsehen ausgestrahlt und anschließend von der Beklagten als Vi-

deo vermarktet. Die Witwe klagte gegen die Verbreitung des Videos wegen Ver-

letzung des Rechts am eigenen Bild und der Privatsphäre.  

Das TS wies die Klage ab, mit der Begründung, dass der Schutz des eigenen Bil-

des bezogen auf öffentliche Personen aufhöre, wenn das Bild während einer öf-

fentlichen Handlung oder an öffentlichen Orten hergestellt worden ist. Es beton-

te, dass die hergestellten Bilder nach Art. 8.2.a LO 1/1982 an einem öffentlichen 

Ort, nämlich unter Anwesenheit von geschätzten 17.000 Zuschauern hergestellt 

worden waren. Zudem berief es sich darauf, dass der Stierkampf mit all seinen 

Konsequenzen ein Teil der spanischen Kultur sei, so dass auch ein kulturelles 

Interesse im Sinne des Art. 8.1 LO 1/1982 vorliege.  

Indem der Torero an einem solchen öffentlichen Spektakel teilnehme, akzeptiere 

er außerdem das Risiko, im Rahmen eines Kampfes, unter den Augen der öffent-
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lichen Massen, Verletzungen bis hin zu seinem Tod davonzutragen183. Die 

Kommerzialisierung der Bilder problematisierte das TS in seinem Urteil nicht.  

Die daraufhin eingelegte Verfassungsbeschwerde der Witwe hatte Erfolg. Das 

Tribunal Constitucional (TC) bejahte trotz der Öffentlichkeit die intime Natur der 

Bilder, die keine Verbreitung zuließen184.  

Da die Persönlichkeitsrechte des Toreros mit seinem Tod endeten, bezog es sich 

aber auf die eigenen Rechte der Witwe. Es sah ihr Recht auf familiäre Privat-

sphäre als verletzt an. Auch das TC unterließ in seinem Urteil eine Differenzie-

rung zwischen der Ausstrahlung der Bilder im Fernsehen und der Vermarktung 

als Video185. Außerdem wurde dem TC vorgeworfen, es habe in seinem Urteil 

verfehlt, angemessen zwischen dem Recht auf Privatsphäre und dem Recht am 

eigenen Bild zu differenzieren186.  

Zwei Jahre später relativierte auch das TS im Fall der Schauspielerin „Silvia M.“ 

den Begriff des öffentlichen Ortes. In dem Fall ging es um Bildaufnahmen der 

Schauspielerin, die nur mit einer Bikinihose bekleidet war und an einem wenig 

besuchten Strand auf Menorca mit einem Teleobjektiv aufgenommen wurde. Die 

Aufnahmen wurden anschließend in einer Zeitschrift veröffentlicht. Das Gericht 

bejahte eine Verletzung des Rechts am eigenen Bild, obwohl es sich bei der 

Schauspielerin um eine „öffentliche Person“ handelte und die Aufnahmen an ei-

nem öffentlich zugänglichen Ort hergestellt worden waren. Das Gericht verneinte 

diesen öffentlichen Charakter des Strandes jedoch, da die Schauspielerin einen 

ausgewählten Ort des Strandes aufgesucht habe, von wenig Leuten besucht und 

entfernt von den Bevölkerungszentren und somit mit ihrem Verhaltensmuster 

klar zum Ausdruck gebracht habe, dass sie beabsichtigte, ihre Privatsphäre und 

ihr eigenes Bild zu bewahren und zu beschützen187. 
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zivilrechtlicher Natur, so dass sie über diese Frage mangels einer verfassungsrecht-
lichen Dimension nicht entscheiden könnten.  
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Das Tribunal Constitucional hat in weiteren Fällen von Bildern an öffentlichen 

Orten, wie einem Strand oder einem Jagdrevier in Kenia, den Klägern Recht ge-

geben188. In einem weiteren „Strand-Fall“ vertrat das TC, dass sich aus der Natur 

der Bilder (der private Charakter) und den Umständen, unter denen die Aufnah-

men hergestellt worden seien (von einem Freund mit dessen Kamera als private 

Erinnerung), eine Verletzung des Rechts am eigenen Bild ergebe. Dass die Auf-

nahmen an einem öffentlichen Ort hergestellt worden waren, sah das Gericht als 

irrelevant an, da diese Tatsache nicht den besonderen Umstand eliminiere, dass 

die Bilder innerhalb des intimen Kreises der betroffenen Personen entstanden 

seien, ohne dass sie ihre Privatsphäre preisgegeben und der Öffentlichkeit geöff-

net haben. Daher lag eine Verletzung des Rechts am eigenen Bild und auch der 

Privatsphäre vor189. In dem „Kenia-Reise-Fall“ betonte das Gericht ebenfalls den 

privaten Charakter der Aufnahmen, die während einer privaten Reise, begleitet 

von Familienangehörigen und Freunden, entstanden waren und bejahte eine Ver-

letzung des Rechts am eigenen Bild190. Das Kriterium des „öffentlichen Ortes“ ist 

demnach nicht wörtlich zu nehmen, sondern wird im Einzelfall je nach den spezi-

fischen Gegebenheiten des Aufenthaltsortes von der Rechtsprechung ausgelegt. 

Dabei stellt die Rechtsprechung darauf ab, ob die Person sich einen Ort ausge-

sucht hat, an dem sie eine gewisse Erwartung hatte, privat zu sein191. Es bestehen 

insofern Ähnlichkeiten zur Rechtsprechung der „örtlichen Abgeschiedenheit“ des 

BGH. 

Die Lehre und Rechtsprechung verlangen zudem eine dritte, ungeschriebene 

Voraussetzung. Gefordert wird, dass ein öffentliches Interesse an der Information 

besteht. Der Eingriff werde gerechtfertigt durch das öffentliche Interesse, wel-

ches das Leben dieser Personen begleitet und durch die in Art. 20.1.d CE aner-

kannte Pressefreiheit192. Nur das Ziel bloßer Information legitimiert die Herstel-

lung oder Veröffentlichung einer Bildaufnahme ohne Zustimmung, niemals je-
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doch kommerzielle oder Werbezwecke193. An das Informationsinteresse stellt die 

Rechtsprechung jedoch nicht allzu hohe Anforderungen. Die Fälle, in denen ein 

solches Informationsinteresse abgelehnt wurde, handelten überwiegend von 

„Oben-ohne-Fotos“, Nacktfotos, Aufnahmen einer Schauspielerin mit ihrem 

Freund im Bett, von einem sich küssenden Paar oder von Misshandlungsfotos 

eines minderjährigen Opfers194, also Bilder, die den intimen Lebensbereich der 

abgebildeten Personen betrafen. Eine prominente Person kann demnach an öf-

fentlichen Orten fotografiert werden, es sei denn, ihr intimer Lebensbereich ist 

betroffen oder die Aufnahme ist unter privaten Umständen innerhalb des intimen 

Kreises der betroffenen Person entstanden. Die Veröffentlichung von Nacktauf-

nahmen einer Person ohne deren Zustimmung ist grundsätzlich, auch bei Promi-

nenten, rechtswidrig195.  

Die kommerzielle Verwendung von Bildern öffentlicher Personen stellt dagegen 

nicht in jedem Fall einen unerlaubten Eingriff in das Recht am eigenen Bild dar. 

So wurden kommerzielle Zwecke in dem Fall abgelehnt, in dem das Foto eines 

Athleten bei der Teilnahme an einem öffentlichen Wettkampf auf der Titelseite 

eines Buches abgebildet war. Da es sich um ein wissenschaftliches Buch handel-

te und das Bild des Athleten zufällig auf das Titelbild geraten war und nicht aus 

Werbe- oder anderen kommerziellen Gründen benutzt wurde, lehnte das Gericht 

einen unerlaubten Eingriff ab196.  

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass trotz der Erforderlichkeit eines Informationsin-

teresses der Öffentlichkeit und dem Ausschluss bloßer Neugier, sich der Schutz 

öffentlicher Personen vor unbefugten Bildaufnahmen in der Praxis auf einem 

eher niedrigen Niveau bewegt. 

bb. Karikaturen 

In Art. 8.2. b LO 1/1982 wird klargestellt, dass auch Karikaturen von „öffentli-

chen Personen“ zulässig sind, vorausgesetzt sie stehen in Übereinkunft mit dem 
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sozialen Gebrauch. In Übereinkunft mit dem sozialen Gebrauch bedeutet nichts 

anderes, als in Übereinstimmung mit der Meinung der Gesellschaft bezüglich des 

Gebrauchs von Karikaturen, um einen Kommentar zu illustrieren, eine Parodie 

oder einen Witz zu machen197. Der Gesetzgeber beabsichtigte mit dieser Aus-

nahme, dass Karikaturen von bekannten Persönlichkeiten in der täglichen Presse 

als Ergänzung zu einem Artikel oder als mehr oder weniger seriöse Nachricht 

benutzt werden können, aber ohne dass die besagte Person verachtet oder lächer-

lich gemacht wird198. Die Grenze der Zulässigkeit von Karikaturen wurde der 

Presse zuletzt im Juli 2007 in einem prominenten Fall der spanischen Königsfa-

milie aufgezeigt. Nachdem der spanische Ministerpräsident José Luis Rodríguez 

Zapatero verkündet hatte, an junge Mütter eine Geburtsprämie von 2500 € für 

jedes Neugeborene zahlen zu wollen, war auf der Titelseite des spanischen Sati-

remagazin „El Jueves“ eine Karikatur des Thronfolgerpaares Prinz Felipe von 

Asturien und Prinzessin Letizia in einer eindeutigen Sexualpose abgebildet wor-

den. Der Richter Juan del Olmo vom Nationalen Gerichtshof in Madrid („Au-

diencia Nacional“) ließ die Ausgabe des Magazins wegen Majestätsbeleidigung 

beschlagnahmen, denn die Justiz hielt die Karikatur für „klar beleidigend und 

objektiv entehrend“199. 

cc. Bild lediglich „nebensächlich“ 

Art. 8.2. c LO 1/1982 dagegen bezieht sich auf alle Personen, also auch auf Pri-

vate. Ihm zufolge verbietet das Recht am eigenen Bild keine Bildinformationen 

über ein Geschehen oder öffentliches Ereignis, wenn das Bildnis der bestimmten 

Person nur „nebensächlich“ erscheint.  

Bei dieser Ausnahme tritt das Recht am eigenen Bild zugunsten des objektiven 

Interesses zurück. So wurde von der Lehre darauf hingewiesen, dass die Dring-

lichkeit, die die Information charakterisiert, dazu führen kann, dass die Fotogra-

fie eines Geschehens versehentlich Bildnisse beinhaltet, die objektiv nichts mit 

dem zu berichtenden Geschehen zu tun haben und außerdem zu Personen gehö-
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ren, die vom Gegenstand der grafischen Information getrennt sind. In diesem Fall 

erscheine es logisch, dass die Verbreitung des „nebensächlichen“ Bildes keine 

Verantwortung erzeugen könne200. Das Recht am eigenen Bild ist nicht verletzt, 

da das Bild nicht Gegenstand oder Mittelpunkt der Information ist201. Der Begriff 

der Nebensächlichkeit stellt darauf ab, was das Hauptobjekt der grafischen In-

formation ist und ob eine Verbindung des Bildes zu der geschriebenen Informati-

on besteht202. 

Als Beispiel kann folgender Fall genannt werden. Eine Zeitschrift berichtete über 

wahre Ereignisse, die von Interesse der Allgemeinheit waren. Es ging dabei um 

den beruflichen Bereich des Klägers, der mit seinen Kollegen an einer Fernseh-

sendung teilgenommen hatte. Die Sendung berichtete über einen Arbeitskonflikt 

zwischen der Feuerwehr und dem Gemeinderat. Die veröffentlichte Fotografie 

war ein Standbild der Fernsehsendung und hatte lediglich nebensächliche Bedeu-

tung zur geschriebenen Information. In diesem Fall bestand eine direkte Verbin-

dung zwischen dem Bild und dem Inhalt des Artikels. Das Gericht stellte ein 

Überwiegen der Pressefreiheit fest gegenüber dem Recht am eigenen Bild des 

Klägers203. Weitere Beispiele dieser Fallgruppe sind Fernsehreportagen über ein 

Fußballspiel, einen Stierkampf oder ein Radrennen204. Die in 

Art. 8.2. c LO 1/1982 normierte Ausnahme entspricht der in § 23 KunstUrhG 

genannten Ausnahme zum Erfordernis der Einwilligung, in dem Fall, dass eine 

Person nur „als Beiwerk“ einer Landschaft erscheint. 

b. Art. 8.1- allgemeine Rechtfertigung 

Art. 8.1 LO 1/1982 enthält allgemeine Rechtfertigungsgründe für Eingriffe in das 

Recht auf Ehre, auf Privatsphäre und das Recht am eigenen Bild. Demnach liegt 

kein unerlaubtes Eindringen vor, wenn die Handlungen autorisiert oder von der 

zuständigen Behörde in Übereinstimmung mit dem Gesetz angeordnet werden. 
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Solche Fälle liegen bei Fotos oder Zeichnungen der Polizei von gesuchten Straf-

tätern und Fotos, die im Prozess als Beweismittel dienen, vor205.  

Ebenso ist nach Art. 8.1 LO 1/1982 kein Eindringen anzunehmen, wenn ein rele-

vantes historisches, wissenschaftliches oder kulturelles Interesse überwiegt. 

Ein historisches Interesse, sei es vergangene Geschichte oder Zeitgeschichte, ist 

anzunehmen, wenn das Bild ein wichtiges Geschehen reflektiert, das für die 

Entwicklung der Gesellschaft relevant und von allgemeinem Interesse ist. Bei-

spielhaft wird eine Fotoserie des Todeskampfes vom sterbenden General Franco 

genannt206. Ein wissenschaftliches Interesse ist ein solches, das jeglicher Wissen-

schaft dient, es wirkt sich aber vor allem in der Medizin aus207. Ein kulturelles 

Interesse kann jeglicher Art sein. Es muss sich jedoch um ein relevantes Interesse 

handeln, was ein Interesse reiner – mehr oder weniger krankhafter – Neugier 

oder ein kommerzielles Interesse ausschließt208. Das Tribunal Supremo hat zum 

Beispiel einem an Pädagogen gerichteten Artikel über die Gesundheit von Kin-

dern in Las Palmas kulturelle Relevanz zugesprochen, nicht jedoch dem beglei-

tenden Foto eines an einem Dialysator angeschlossenen Kindes, das in keinem 

Zusammenhang zu den geschilderten Erfahrungen stand und in einem Kranken-

haus außerhalb der öffentlichen Schule aufgenommen worden war. In dem Fall 

wurde eine Verletzung des Rechts am eigenen Bild des Kindes bejaht209.  

Zusammenfassend kann man sagen, dass auch hier ein öffentliches Interesse er-

forderlich ist, welches gegenüber dem Interesse der abgebildeten Person über-

wiegen muss. Bei Privatpersonen werden aber höhere Anforderungen an ein all-

gemeines Informationsinteresse gestellt. 

c. Abwägung  

Zur Klarstellung sei nochmals erwähnt, dass im spanischen Recht – wie im deut-

schen Recht – eine Abwägung im Einzelfall zwischen dem Informationsinteresse 
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und dem Interesse der betroffenen Person vorgenommen wird210. In jedem Fall 

ist also für eine Rechtfertigung der Veröffentlichung ein öffentliches Interesse 

erforderlich. Auch wenn das öffentliche Interesse in der LO 1/1982 nicht aus-

drücklich erwähnt wird, wird es als Basis betrachtet, um den Schutzbereich zu 

bestimmen211. Dies gilt insbesondere auch für die Veröffentlichung von Bildern 

öffentlicher Personen. Die Rechtsprechung betont zwar, dass öffentliche Perso-

nen stärkere Eingriffe in ihr Privatleben zu erdulden haben. Wenn das Enthüll-

te/Preisgegebene allerdings unnötig ist für die Information und die auf die Aus-

übung eines öffentlichen Amtes bezogene Kritik, die professionelle Tätigkeit der 

Person oder eine zuvor verbreitete Information, ist auch eine öffentliche Person 

eine Privatperson wie jede andere, die ihr Recht auf Ehre, ihr Recht auf eine Pri-

vatsphäre und das Recht am eigenen Bild geltend machen kann gegenüber den 

verletzenden Meinungen, Kritiken oder Informationen212. An dieser Stelle ist 

aber nochmals darauf hinzuweisen, dass die Rechtsprechung bei öffentlichen 

Personen in der Praxis dennoch großzügig ein öffentliches Interesse bejaht.  

Im Rahmen der Abwägung ist außerdem zu beachten, dass die Pressefreiheit ge-

mäß Art. 20.1.d CE nur die Verbreitung „wahrer“ Informationen schützt. Dies ist 

jedoch nicht so zu verstehen, dass die Verbreitung irrtümlich falscher oder un-

bewiesener Informationen gänzlich vom Schutz ausgenommen ist213. Die Anfor-

derung an die „Wahrheit“ beinhaltet, dass der Informant die besondere Pflicht 

hat, die Wahrheit der angegebenen Tatsachen nach seinen Ermittlungsmöglich-

keiten und mit der einem Professionellen zumutbaren Sorgfalt zu überprüfen214. 

Die „Wahrheit“ ist demnach nicht gleichbedeutend mit „der Wirklichkeit“. Die 

Informationen müssen lediglich im Rahmen der üblichen professionellen Presse-

arbeit festgestellt worden sein, was Erfindungen, Gerüchte und bloße Intrigen 

ausschließt215. Das Erfordernis der Wahrheit bezieht sich zwar eher auf die Ver-
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öffentlichung von Informationen, es kann aber auch auf Bildveröffentlichungen 

übertragen werden und zwar in dem Sinne, dass überprüft werden muss, ob es 

sich um ein Originalfoto oder um eine Fotomontage handelt. 

Um ein Überwiegen des öffentlichen Interesses anzunehmen, ist ferner erforder-

lich, dass die verbreitete Information für die Gemeinschaft relevant ist. Denn die-

se Relevanz rechtfertigt die Forderung, dass jemandem für die Verbreitung einer 

bestimmten Nachricht gelegentlich Belästigungen aufgebürdet werden216. Ent-

scheidendes Element der Abwägung ist also die öffentliche Relevanz der enthüll-

ten Tatsachen, an deren Kenntnis die öffentliche Meinung aus legitimen Motiven 

interessiert ist217. Eine solche Relevanz kann zum Beispiel bei einer investigati-

ven Reportage mit versteckter Kamera über Missstände in einem Altenheim an-

genommen werden218. Grundsätzlich ist bloße Neugier kein relevantes öffentli-

ches Interesse, was die spanische Rechtsprechung immer wieder in ihren Urteilen 

betont219 und zumindest bezüglich privater Personen auch befolgt. So wurde zum 

Beispiel ein öffentliches Interesse an Bildern einer nicht prominenten Person, die 

im Zusammenhang mit dem Scheitern der Beziehung eines Prominenten veröf-

fentlicht wurden, abgelehnt220. Bei Prominenten ist die öffentliche Meinung nach 

der Rechtsprechung zum Teil aber auch an scheinbar unbedeutenden Aufnahmen 

interessiert, wie an der Veröffentlichung des Fotos eines bekannten Finanziers, 

das ihn beim Essen eines Brötchens in seiner Gefängniszelle zeigt221. Das Gericht 

bejahte ein Überwiegen des öffentlichen Informationsinteresses gegenüber der 

Privatsphäre und dem Recht am eigenen Bild. Bezogen auf das Recht am eigenen 

Bild fügte es hinzu, dass das Foto ein übliches Mittel sei, eine öffentlich relevan-

te Nachricht zu ergänzen oder hervorzuheben222. Dieser Fall ist ein weiteres Bei-
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spiel dafür, dass bei prominenten Personen wesentlich niedrigere Anforderungen 

an ein überwiegendes öffentliches Interesse gestellt werden. Im Übrigen ergibt 

sich aus Art. 7.6 LO 1/1982, dass im spanischen wie im deutschen Recht eine 

Veröffentlichung zu rein kommerziellen Zwecken ohne Einwilligung nicht 

rechtmäßig ist.  

6. Postmortaler Schutz des Persönlichkeitsrechts 

Schon in der Präambel der LO 1/1982 wird der postmortale Schutz der Persön-

lichkeit angesprochen. Demnach schließt der Tod des Rechtssubjekts zwar die 

Persönlichkeitsrechte aus, nicht jedoch den Schutz des Andenkens an die ver-

storbene Person. In dem Fall, dass die Verletzung nach dem Versterben einer 

Person stattgefunden hat, ist die Geltendmachung des Schutzes in einer als an-

gemessen erachteten zeitlichen Begrenzung demjenigen übertragen, der in dem 

Testament dazu bestimmt worden ist oder in Ermangelung eines Testaments den 

Verwandten oder letzten Endes dem „Ministerio Fiscal“. Wer das Recht des Ver-

storbenen geltend machen kann, ist ausführlich in Art. 4 LO 1/1982 geregelt.  

Wenn die Rechtsverletzung vor dem Versterben der Person stattgefunden hat, 

ohne dass der Rechtsinhaber die vom Gesetz vorgesehenen Klagemöglichkeiten 

ausgeübt hat, bestehen diese nur weiter, wenn sie durch ihn oder seinen gesetzli-

chen Vertreter nicht ausgeübt werden konnten. Denn wenn sie ausgeübt werden 

konnten und der Rechtsinhaber nicht geklagt hat, besteht die fundierte Annahme, 

dass die Handlungen, die objektiv gesehen eine Verletzung darstellen könnten, 

aus der Sicht des Geschädigten nicht als eine solche angesehen worden sind. 

Art. 4-6 LO 1/1982 enthalten detaillierte Regelungen. Der postmortale Schutz 

muss gemäß Art. 4.3 LO 1/1982 innerhalb von 80 Jahren nach dem Tod des Be-

troffenen geltend gemacht werden. 

7. Rechtsfolgen der LO 1/1982 

Gemäß Art. 9. 2 LO 1/1982 umfasst der gerichtliche Schutz die Ergreifung aller 

Maßnahmen, die notwendig sind, um dem Eingriff ein Ende zu setzen und dem 

Geschädigten die Nutzung seines Rechts wieder zu ermöglichen, sowie um uner-

laubten Eingriffen vorzubeugen oder diese zu verhindern. Zu diesen Maßnahmen 

gehören einstweilige Maßnahmen, die dazu dienen, den Eingriff unmittelbar zu 
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beenden, sowie die Anerkennung des Rechts auf Gegendarstellung, die Veröf-

fentlichung des Urteils und die Verurteilung zum Ersatz der verursachten Schä-

den. 

Nach Art. 9.3 LO 1/1982 wird das Bestehen eines Schadens immer dann vermu-

tet, wenn ein unerlaubter Eingriff vorliegt. Die Entschädigung erstreckt sich auch 

auf den immateriellen Schaden („daño moral“), der nach den Umständen des 

Einzelfalles und der Schwere der tatsächlich zugefügten Verletzung bewertet 

wird, wobei die Verbreitung oder das Publikum des Mediums, durch welches sie 

zugefügt wurde, zu berücksichtigen ist. Ebenso wird der Gewinn, den der Verur-

sacher der Verletzung durch diese erhalten hat, gewertet. 

Das spanische Recht sieht somit einen Unterlassungsanspruch, einen Anspruch 

auf Gegendarstellung und Schadensersatzansprüche (ausdrücklich auch den Er-

satz des immateriellen Schadens) vor. Darüber hinaus wird die Veröffentlichung 

des Urteils als mögliche Maßnahme genannt. 

Der Unterlassungsanspruch und der Gegendarstellungsanspruch haben in der 

Praxis aber nur geringe Bedeutung. Überwiegend wird nur auf Schadensersatz in 

Verbindung mit einer Urteilsveröffentlichung geklagt223. 

 

C. Zusammenfassung 

Der zivilrechtliche Schutz des Rechts am eigenen Bild im deutschen und im spa-

nischen Recht weist große Gemeinsamkeiten auf. Zunächst ist der Bildnisbegriff 

identisch. Es wird die Erkennbarkeit der abgebildeten Person verlangt und 

Zeichnungen oder Karikaturen werden in den Begriff einbezogen.  

In beiden Rechtsordnungen ist grundsätzlich die Veröffentlichung eines Bildes 

ohne Einwilligung der betroffenen Person nicht gestattet. Die LO 1/1982 enthält 

eine weit reichende Definition des Eingriffs in das Recht am eigenen Bild, die 

einen Eingriff nur bei Vorliegen einer Einwilligung ausschließt. Das KunstUrhG 

erklärt ebenfalls in § 22 S. 1 KunstUrhG zunächst die Veröffentlichung eines 

Bildnisses ohne Einwilligung grundsätzlich für unzulässig. 

                                              
223 Trebes, GRUR Int. 2003, 519 (523). 
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Im Gegensatz zum KunstUrhG sieht die LO 1/1982 allerdings nicht erst die Ver-

öffentlichung, sondern bereits die Gewinnung – also die Herstellung – eines Bil-

des als rechtswidrig an. Die LO 1/1982 enthält damit nicht die von deutscher Sei-

te stark kritisierte, im KunstUrhG bestehende Strafbarkeitslücke bezüglich der 

Herstellung von Bildnissen. 

Beide Gesetze sehen aber auch ähnliche Ausnahmen zum Erfordernis einer Ein-

willigung der abgebildeten Person vor – zum Beispiel „Person als Beiwerk“ – 

und die in der Öffentlichkeit bekannten Personen genießen einen geringeren 

Schutz ihres Bildnisses als Private. Das spanische Recht kennt dabei jedoch kei-

ne Differenzierung zwischen „relativen“ und „absoluten Personen der Zeitge-

schichte“, sondern spricht lediglich von „öffentlichen Personen“. Auch gibt es im 

spanischen Recht keine Abstufung des Schutzes nach der Unterscheidung ver-

schiedener Sphären. Dennoch basieren die Urteile der Rechtsprechung in beiden 

Ländern auf einer Abwägung zwischen dem Interesse der Öffentlichkeit und dem 

Interesse der abgebildeten Person.  

Im Rahmen dieser Abwägung wird von der deutschen wie auch von der spani-

schen Rechtsprechung stets betont, dass bloße Neugier kein öffentliches Interesse 

begründe. Die Anwendung in der Praxis spricht jedoch in beiden Ländern eine 

andere Sprache. Der BGH vertrat noch in den 90er Jahren, dass ein generelles 

Interesse auch an dem privaten Verhalten Prominenter bestünde224. Das Urteil 

des TS vom 08. Juli 2004, in dem ein Interesse an dem Bild eines Finanziers 

beim Essen eines „bocadillo“ in seiner Zelle bejaht wurde, lässt auf eine ähnlich 

hohe Wertung des öffentlichen Interesses schließen225.  

Allerdings wird in beiden Ländern Prominenten auch in der Öffentlichkeit eine 

Privatsphäre zugestanden. In Spanien darf eine öffentliche Person an einem öf-

fentlich zugänglichen Ort nicht fotografiert werden, wenn sie sich abseits der 

breiten Öffentlichkeit intim verhält, zum Beispiel „oben ohne“ an einem einsa-

men Strand liegt. Auch Fotos, die abgeschieden im privaten Kreis aufgenommen 

wurden, wie zum Beispiel bei dem „Kenia-Reise-Fall“, dürfen nicht ohne Einwil- 

                                              
224 Vgl. BGH NJW 1996, 1128 – Caroline von Monaco III. 
225 STS vom 08.07.2004, RJ 694, FJ 1. 
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ligung veröffentlicht werden. Der Schutz wird also nicht so sehr nach der Ört-

lichkeit, sondern vor allem nach dem Inhalt des Bildes und den Umständen, unter 

denen es hergestellt wurde, bestimmt.  

Auch in Deutschland können Bilder, die die Intimsphäre betreffen, insbesondere 

Nacktaufnahmen, nicht aufgrund eines Überwiegens des öffentlichen Interesses 

veröffentlicht werden. Darüber hinaus hat der BGH Prominenten ebenfalls in der 

Öffentlichkeit in einer „örtlichen Abgeschiedenheit“ Schutz vor unbefugten 

Bildaufnahmen gewährt. Bis zu dem EGMR-Urteil vom 24. Juni 2004 hat er den 

Schutz der Privatsphäre mittels der „örtliche Abgeschiedenheit“ räumlich einge-

grenzt. Erst seit dem EGMR-Urteil hat der BGH von der Voraussetzung der „ört-

lichen Abgeschiedenheit“ Abstand genommen und bestimmt den Schutz der Pri-

vatsphäre in der Öffentlichkeit nach rein inhaltlichen Kriterien. Das Bild muss 

ein zeitgeschichtliches Ereignis von allgemeinem Interesse zeigen, was der BGH 

bei reinen Urlaubsfotos Prominenter verneint hat. Das EGMR-Urteil hat damit in 

Deutschland seine Wirkung gezeigt und den Schutz Prominenter vor unbefugten 

Bildaufnahmen in der Öffentlichkeit verbessert.  

Im Ergebnis kann man sagen, dass sich die Reichweite des zivilrechtlichen 

Schutzes des Rechts am eigenen Bild in beiden Ländern bis zu dem EGMR-

Urteil in der Praxis qualitativ nur wenig unterschieden hat. 

Die spanische Rechtsprechung tendierte zu einer etwas großzügigeren Auslegung 

des öffentlichen Interesses, indem sie fast nur bei Bildern, die die Intimsphäre 

betrafen, ein solches verneint hat. Dies lässt sich aber auf eine Besonderheit des 

spanischen Rechts zurückführen: Der Schutz des eigenen Bildes wird nach 

Art. 2.1 LO 1/1982 generell durch die allgemeinen Gebräuche der Gesellschaft 

und durch das eigene Verhalten der betroffenen Person begrenzt, was den Ge-

richten gerade bei prominenten Personen, die häufig auch ihr privates Leben in 

die Öffentlichkeit tragen, einen großen subjektiven Auslegungsspielraum zu-

gunsten der Pressefreiheit ermöglicht.  

Dass der Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts in Spanien generell gerin-

ger ist, geht im Übrigen auch aus der Ausstrahlung des Kinofilms „Rohten-
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burg“226 hervor. Während das OLG Frankfurt aufgrund einer Persönlichkeits-

rechtsverletzung des Täters es untersagte, den Film vorzuführen227, wurde dage-

gen in Spanien die Ausstrahlung des Films nicht verboten. Der Film hat am 

14. Oktober 2006 auf dem „Sitges Festival Internacional de Cinema de Catalu-

nya“ sogar Preise gewonnen.  

Bezogen auf das Recht am eigenen Bild bleibt festzuhalten, dass der Schutz des 

Bildnisses einer prominenten Person seit dem Urteil des EGMR in Deutschland 

angestiegen ist. Daher kann man sagen, dass das deutsche Recht Personen in der 

Öffentlichkeit inzwischen immerhin einen qualitativ höheren Schutz gewährt als 

das spanische Recht. 

 

                                              
226 Es handelt sich dabei um den Horrorfilm einer kalifornischen Filmproduktionsge-

sellschaft, der an den wahren Fall des so genannten „Kannibalen von Rohtenburg“ 
angelehnt ist. Der Film hält sich eng an der Lebensgeschichte des Klägers, der in 
den Medien als „Kannibale von Rohtenburg“ bezeichnet wurde und die vom 
Schauspieler gespielte Hauptfigur weist große Ähnlichkeiten zu seinem äußeren Er-
scheinungsbild auf, vgl. OLG Frankfurt a.M. ZUM 2006, 407 ff. – Rohtenburg. 

227 OLG Frankfurt a.M ZUM 2006, 407 – Rohtenburg. 
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2. Teil: Der strafrechtliche Schutz des Rechts am eigenen Bild 

A. Deutschland 

In diesem Abschnitt soll der strafrechtliche Schutz des Rechts am eigenen Bild in 

Deutschland untersucht werden. Dabei werden nur die Strafrechtsnormen be-

trachtet, die gerade einen Bildnisschutz bezwecken, insbesondere § 201 a StGB. 

Auf die Darstellung der Vorschriften, die lediglich indirekt oder als Reflex das 

Opfer vor unbefugten Bildaufnahmen schützen, wie § 123 StGB und § 185 StGB 

wird verzichtet.  

I. § 33 KunstUrhG 

Das Recht am eigenen Bild wurde seit Inkrafttreten des KunstUrhG auch straf-

rechtlich geschützt. Allerdings wurde der strafrechtliche Schutz nicht in das 

StGB integriert, sondern durch § 33 i.V.m. §§ 22, 23 KunstUrhG – Normen des 

Nebenstrafrechts – gewährleistet.  

1. Schutzumfang 

Gemäß § 33 KunstUrhG wird mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 

Geldstrafe bestraft, wer entgegen den §§ 22, 23 KunstUrhG ein Bildnis verbreitet 

oder öffentlich zur Schau stellt. Im objektiven Tatbestand setzt § 33 KunstUrhG 

demnach einen Verstoß gegen §§ 22, 23 KunstUrhG voraus. Da 

§§ 22, 23 KunstUrhG nur das Verbreiten oder öffentliche Zurschaustellen ohne 

Einwilligung der abgebildeten Person verbieten, wird das Herstellen einer Auf-

nahme somit nicht durch § 33 KunstUrhG strafrechtlich bekämpft. 

Als Straftatbestand erfordert § 33 KunstUrhG zudem im subjektiven Tatbestand 

einen Vorsatz. Aufgrund fehlender gegenteiliger Anzeichen kann davon ausge-

gangen werden, dass dolus eventualis ausreichend ist. Der Täter muss es also 

zumindest für möglich halten und billigend in Kauf nehmen, dass er ein Bildnis 

ohne die erforderliche Einwilligung der abgebildeten Person veröffentlicht. 

Weiterhin ist das Erfordernis eines Strafantrags zu beachten 

(§ 33 Abs. 2 KunstUrhG). Berechtigt, Strafantrag zu stellen, ist gemäß 
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§ 77 Abs. 1 StGB der Verletzte, das heißt derjenige, in dessen Rechtsgut durch 

die Tat unmittelbar eingegriffen wird228. 

Es handelt sich bei § 33 KunstUrhG gemäß § 374 Abs. 1 Nr. 8 StPO um ein Pri-

vatklagedelikt. Die Staatsanwaltschaft verfolgt gemäß § 376 StPO Privatklagede-

likte nur, wenn ein öffentliches Interesse daran besteht. Ein öffentliches Interesse 

ist gegeben, wenn der Rechtsfrieden über den Lebenskreis des Verletzten hinaus 

gestört und die Strafverfolgung ein allgemeines Anliegen ist229. Stellt die Staats-

anwaltschaft kein öffentliches Interesse fest, muss der Kläger den Privatklage-

weg gehen. 

2. Bedeutung des § 33 KunstUrhG in der Praxis 

§ 33 KunstUrhG hat in der Praxis nur wenig Bedeutung erlangt230. Das mag zu-

nächst daran liegen, dass das Opfer in vielen Fällen die Tat gar nicht bemerken 

dürfte, wenn es nicht zufällig sein veröffentlichtes Bild wahrnimmt oder von Be-

kannten darauf aufmerksam gemacht wird. Hat das Opfer die unbefugte Veröf-

fentlichung seines Bildnisses bemerkt, treten Schwierigkeiten bei der Strafver-

folgung auf. Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt und ist ein Privatklagedelikt. 

Wenn ein Bildnis entgegen den §§ 22, 23 ff. KunstUrhG verbreitet oder öffent-

lich zur Schau gestellt wird, ist aber in der Regel nur das Interesse der abgebilde-

ten Person betroffen, so dass die Staatsanwaltschaften aufgrund fehlenden öffent-

lichem Interesse gemäß § 376 StPO keine Anklage erheben. Daher wird der Klä-

ger häufig gemäß § 374 Abs. 1 Nr. 8 StPO mit dem Privatklageweg vorlieb neh-

men müssen231.  

Der Privatklageweg birgt aber das Risiko der Kostentragung232 im Falle eines 

Scheiterns, was den Verletzten möglicherweise von der Erhebung einer Privat-

                                              
228 Stree/Sternberg-Lieben in Schönke/Schröder, § 77 Rn. 10. 
229 Meyer-Goßner, StPO § 376 Rn. 1. 
230 Vgl. Koch, GA 2005, 589 (594); Hoppe, GRUR 2004, 990 (995); vgl. Schertz, 

AfP 2005, 421 (426); von Strobl-Alberg in Wenzel, 9/44. 
231 Vgl. Koch, GA 2005, 589 (594), er verweist dabei auf den Fall der Geigerin Ann-

Sophie Mutter, OLG München NJW-RR 1996, 93; vgl. Kühl, AfP 2004, 190 (193). 
232 Der Privatkläger muss bei einer Zurückweisung der Klage oder bei einem Freispruch 

des Beschuldigten gemäß § 471 Abs. 2 StPO die Kosten des Verfahrens tragen, so-
wie die notwendigen Auslagen des Beschuldigten. 
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klage abhält. So kommt es, dass kaum Fälle der Rechtsprechung zu 

§ 33 KunstUrhG dokumentiert sind. Als ein gegenteiliges Beispiel können nur 

einzelne Fälle angeführt werden, zum Beispiel ein Polizeibeamter, der während 

eines Einsatzes gezielt fotografiert worden war und wegen der Verbreitung die-

ses Bildes Strafantrag stellte233. In einem weiteren Fall wurde Strafantrag wegen 

der unbefugten Veröffentlichung von Tauffotos eines prominenten Kindes ge-

stellt234. Außerdem kann auf eine Zeitungsnotiz verwiesen werden, die dokumen-

tiert, dass Strafantrag wegen der Verbreitung eines Fotos von einer an Lassa-

Fieber erkrankten Studentin gestellt worden ist235. 

Ein weiterer Grund für die Zurückhaltung der Strafanträge kann darin gesehen 

werden, dass der Geschädigte es möglicherweise vorzieht, zivilrechtlich gegen 

den Täter vorzugehen. Neben einer Strafanzeige bleibt ihm die Möglichkeit ge-

mäß §§ 22, 23 KunstUrhG in Verbindung mit §§ 823 Abs. 1, 2 StGB Schadens-

ersatz zu verlangen. Die Persönlichkeitsrechtsverletzung des Opfers ist bereits 

vollzogen. Dass das Bildnis in die Öffentlichkeit gelangt ist, ist nicht mehr rück-

gängig zu machen. Daher ist zu vermuten, dass das Opfer ein größeres Interesse 

daran hat, aus der Bildnisveröffentlichung wenigstens einen wirtschaftlichen 

Vorteil zu ziehen als strafrechtliche Sanktionen zu fordern – auch wenn sich dies 

gegenseitig nicht ausschließt. 

II. § 201 a StGB  

1. Entstehungsgeschichte des § 201 a StGB  

Die Forderung nach einem Bildnisschutz im StGB ist nicht neu. Es gab sie be-

reits im Alternativentwurf eines Strafgesetzbuches von 1971: § 146 des Entwurfs 

stellte unbefugtes Abhören und Abbilden in einer Norm unter Strafe236. Begrün-

det wurde die Regelung damit, dass der Angriff des Abbildens nach Art und 

                                              
233 OLG Karslruhe, NJW 1980, 1701. 
234 OLG München NJW-RR 1996, 93 – Ann-Sophie Mutter.  
235 Vgl. Schertz, AfP 2005, 421 (423) mit Verweis auf die „Berliner Zeitung“ vom 

07.3.2002, S. 17. 
236 Alternativ Entwurf-StGB § 146; vgl. Kühl, FS Schünemann, S. 212. 
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Schwere dem des Abhörens gleichwertig sei237. Durchsetzen konnte sich diese 

Regelung damals jedoch nicht.  

a. Anlass der Gesetzesinitiative 

Im Jahr 2001 erhob der Bundesbeauftragte für den Datenschutz die Forderung, 

einen Straftatbestand bezüglich Bildaufnahmen zu schaffen. In seinem Tätig-

keitsbericht vom 13. März 2001 für den Zeitraum 1999/2000 warnte er vor einer 

ansteigenden Anzahl von Persönlichkeitsrechtsverletzungen und appellierte an 

den Gesetzgeber, im Strafgesetzbuch eine Regelung für die Fälle zu schaffen, in 

denen mittels Bildaufnahme bzw. - veröffentlichung unbefugt in den Kernbereich 

der Privatsphäre und in die Intimsphäre eingegriffen werde238. Vor allem neue 

technische Entwicklungen in der Videotechnik und im Internet würden es ermög-

lichen, Bilder von Menschen unbemerkt aufzunehmen und weltweit zu verbrei-

ten, ohne dass der Einzelne dies wahrnehme, geschweige denn seine Zustim-

mung geben könne. Er habe mit großer Besorgnis immer öfter Eingriffe in die 

Persönlichkeitsrechte der Bürger festgestellt, insbesondere Veröffentlichungen 

von Fotos im Internet, von denen die abgebildete Person keine Kenntnis gehabt 

habe. Zudem seien diese Personen an Orten abgebildet, an denen sie sich bewusst 

der Öffentlichkeit entzögen und nicht mit einer Aufnahme zu rechnen bräuchten, 

zum Beispiel in Umkleidekabinen von Schwimmbädern. Zudem wies er darauf-

hin, dass es keinen sachlichen Grund für die unterschiedliche Behandlung gebe, 

die Aufnahme des nicht öffentlich gesprochenen Wortes gemäß § 201 StGB un-

ter Strafe zu stellen, die unbefugte Aufnahme eines Bildes dagegen nicht239. 

Im Mai 2001 kündigte die Bundesregierung auf die Anfrage des Abgeordneten 

Jörg van Essen an, diese Strafbarkeitslücke zu schließen, kam diesem Vorhaben 

aber nicht nach240.  

 

                                              
237 Alternativ Entwurf-StGB, S. 33. 
238 BT-Drucks. 14/5555, S. 22. 
239 BT-Drucks. 14/5555, S. 22. 
240 BT-Drucks. 14/6117, S. 6. 
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In seinem Tätigkeitsbericht vom 07. Mai 2003 wiederholte der Bundesdaten-

schutzbeauftragte seinen Appell an die Politik und erinnerte daran, dass er schon 

in seinem letzten Tätigkeitsbericht angemahnt habe, dass dringend Regeln im 

Strafgesetzbuch geschaffen werden müssten, die das unbefugte Aufnehmen von 

Bildern unter Strafe stellen241.  

Im Januar 2003, noch vor dem erneuten Appell des Bundesdatenschutzbeauftra-

gen, hatte die FDP-Fraktion bereits den ersten Entwurf für einen Straftatbestand 

vorgelegt242. Neben der Feststellung einer Zunahme der Verletzung der Intim-

sphäre durch die Verbreitung von Bildaufnahmen, verweist die FDP-Fraktion 

darauf, dass auch die Europäische Union in einer EU-Richtlinie zum Datenschutz 

für elektronische Kommunikation243 auf die Brisanz der technischen Entwicklung 

des Internets aufmerksam gemacht habe244. In dieser Richtlinie wird darauf hin-

gewiesen, dass Kommunikationsdienste über das Internet den Nutzern zwar neue 

Möglichkeiten eröffnen, aber auch neue Risiken in Bezug auf personenbezogene 

Daten und die Privatsphäre beinhalten. Die Mitgliedsstaaten werden daher aufge-

fordert, die Vertraulichkeit für öffentliche Kommunikationsnetze sicherzustellen. 

Es sollen besondere rechtliche, ordnungspolitische und technische Vorschriften 

zum Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten erlassen werden, insbesondere 

im Hinblick auf die zunehmenden Fähigkeiten zur automatischen Speicherung 

und Verarbeitung personenbezogener Daten über Teilnehmer und Nutzer245. 

Vor allem aber wurde die Ungleichbehandlung des Schutzes vor heimlichen 

Tonaufnahmen gegenüber Bildaufnahmen betont und auf die bestehende Straf-

barkeitslücke hingewiesen246. Als Beispiel ist dazu der Fall eines Gynäkologen 

                                              
241 BT-Drucks. 15/888, S. 50. 
242 BT-Drucks. 15/361. 
243 EU-RL 2002/58/EG vom 12. Juli 2002, in dem Gesetzesentwurf der FDP fälschli-

cherweise als EU-RL 2002/56/EG vom 12. Juli 2002 bezeichnet. 
244 BT-Drucks. 15/361, S. 3. 
245 EU-RL 2002/58/EG vom 12. Juli 2002. 
246 BT-Drucks. 15/361, S. 3. 
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zu nennen, der heimlich während der Untersuchung seine Patientinnen filmte und 

nur bestraft werde konnte, weil zufällig auch der Ton aufgenommen wurde247.  

Um die Strafbarkeitslücke hinsichtlich unbefugter  Bildaufnahmen zu schließen, 

hat der Gesetzgeber im Jahr 2004 den § 201 a StGB eingeführt248. 

b. Gesetzgebungsprozess 

Während des Gesetzgebungsprozesses wurden unterschiedliche Entwürfe des 

§ 201 a StGB diskutiert, auf die im Folgenden näher eingegangen wird. Der Ge-

setzgebungsprozess zog sich vom Januar 2003 bis zum August 2004 über einein-

halb Jahre hin. 

aa. Entwurf der FDP-Fraktion 

Der erste “Entwurf eines Gesetzes zum verbesserten Schutz der Intimsphäre” 

vom 28. Januar 2003 wurde durch die FDP-Fraktion eingebracht. Sie nannte 

§ 201 a StGB “Verletzung der Intimsphäre durch unbefugte Bildaufnahme und 

Beobachtung”. Nach dem Entwurf sollte bestraft werden, “wer die Intimsphäre 

einer anderen Person dadurch verletzt, dass er sie unbefugt auf einen Bildträger 

aufnimmt oder eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zu-

gänglich macht”249. Dem sollte die Verletzung der Intimsphäre durch bloßes Be-

obachten mittels technischer Geräte in einem zweiten Absatz gleichgestellt wer-

den. Ausdrücklich sollte nur die Intimsphäre unter den strafrechtlichen Schutz 

gestellt werden. Zum Begriff der Intimsphäre verwies die FDP auf die vom Bun-

desverfassungsgericht entwickelten Sphären – Sozial-, Privat- und Intimsphäre –, 

wobei die Intimsphäre im Sinne des Gesetzentwurfs „der letzte unantastbare 

Kernbereich privater Lebensgestaltung” sei250. Als Beispiele wurden Tagebuch-

aufzeichnungen oder das Geschlechtsleben genannt.  

Der Tatbestand sollte eine Bagatellklausel enthalten, die den Anwendungsbereich 

                                              
247 ZRP 2003, 293, Bericht der Justizministerin von Baden-Württemberg, Corinna 

Werwigk-Hertneck in einem Interview. 
248 Vgl. BT-Drucks. 15/2466, S.4; BT-Drucks. 15/2995, S. 2. 
249 BT-Drucks. 15/361, S. 3. 
250 BT-Drucks. 15/361, S. 4. 
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auf strafwürdiges Verhalten begrenzte. Außerdem sollte im Rahmen eines spe-

ziellen Rechtfertigungsgrundes – der Wahrnehmung überragender öffentlicher 

Interessen – die Meinungsfreiheit ausreichend berücksichtigt werden. Zudem 

befürwortete die FDP-Fraktion eine Qualifikation für Amtsträger und die Straf-

barkeit des Versuchs. 

bb. Entwurf der CDU/CSU-Fraktion 

Im März folgte der “Entwurf eines Gesetzes zum verbesserten Schutz der Privat-

sphäre” vom 10. März 2003 von der CDU/CSU-Fraktion251. Sie nannte 

§ 201 a StGB “Verletzung des persönlichen Lebensbereichs”. 

Im Gegensatz zum Entwurf der FDP stellte die CDU/CSU auf die Verletzung des 

persönlichen Lebensbereichs ab. Begründet wurde die Ablehnung der Intimsphä-

re damit, dass der Begriff dem Strafrecht fremd sei. Der Begriff des persönlichen 

Lebensbereichs dagegen sei aus §§ 171 b GVG, 68 a Abs. 1 StPO bekannt und 

durch eine bereits gefestigte Rechtsprechung hinreichend ausgelegt. Der erwei-

terte Anwendungsbereich des § 201 a werde durch die Aufnahme eines besonde-

ren Rechtfertigungsgrundes ausreichend begrenzt252. Wenn auch in abweichender 

Formulierung, so befürwortete auch die CDU/CSU einen besonderen Rechtferti-

gungsgrund der Wahrnehmung berechtigter Interessen, der weitgehend inhalts-

gleich mit § 193 StGB sein sollte. 

Erwähnenswert ist ferner, dass im Gegensatz zum Entwurf der FDP-Fraktion das 

bloße Beobachten einer Person straffrei bleiben sollte. Dafür sah die CDU/CSU 

zusätzlich den Fall für strafwürdig an, in dem eine befugt hergestellte Aufnahme 

gegen den Willen des Berechtigten gebraucht oder einem Dritten zugänglich ge-

macht wird. Außerdem wurde eine Qualifikation für Amtsträger ebenso wie die 

Strafbarkeit des Versuchs in den Entwurf übernommen. 

                                              
251 BT-Drucks. 15/533. 
252 BT-Drucks. 15/533, S. 4. 
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cc. Entwurf des Landes Baden-Württemberg/Bundesrats 

Ebenfalls im März, am 11. März 2003, legte das Land Baden-Württemberg dem 

Bundesrat einen Gesetzesentwurf vor253, den der Rechtsausschuss des Bundesra-

tes jedoch erheblich modifizierte, bevor er dem Bundesrat empfahl ihn in den 

Bundestag einzubringen254. Der modifizierte Entwurf wurde anschließend mit 

Beschluss vom 26. September 2003 vom Bundesrat wörtlich übernommen und 

im November 2003 in den Bundestag eingebracht255. 

Der Entwurf nannte § 201 a StGB “Verletzung der Intimsphäre durch Bildauf-

nahmen”256. In ihm wurde erstmals eine Eingrenzung des räumlichen Schutzbe-

reichs vorgenommen. Bestraft werden sollte nur, wer von einer in einer Woh-

nung oder einem gegen Einblicke besonders geschützten Raum befindlichen an-

deren Person unbefugt Bildaufnahmen herstellt oder überträgt und dadurch deren 

höchstpersönlichen Lebensbereich verletzt. Umfasst werden sollten eigene und 

fremde Wohnungen (auch Hotelzimmer) sowie Toilettenkabinen, Umkleide- 

oder ärztliche Behandlungszimmer – Räume, die Schutz vor unbefugten Einbli-

cken gewähren. Der strafrechtliche Schutz sollte auf den persönlichen Rückzugs-

bereich begrenzt werden, da sonst eine Vielzahl von Fotos, die in der Öffentlich-

keit gemacht werden und nur zufällig Personen zum Beispiel am Badestrand ab-

bilden, pönalisiert würden. Es wurde die Gefahr eines Verstoßes gegen das 

Übermaßverbot staatlichen Strafens und das Bestimmtheitsgebot gesehen. Als 

weiteres Argument für diese Eingrenzung wurde aufgeführt, dass jeder in der 

Öffentlichkeit damit rechnen müsse, auf Bildaufnahmen abgebildet zu werden, so 

dass keine strafwürdige Rechtsgutsverletzung vorliege257.  

Aus ähnlichen Gründen wurde in Übereinstimmung mit dem Entwurf der 

CDU/CSU-Fraktion die Strafbarkeit des bloßen Beobachtens, des sog. “frechen 

Blickes” abgelehnt.  

                                              
253 BR-Drucks. 164/03. 
254 BR-Drucks. 164/1/03. 
255 BR-Drucks. 164/03 (Beschluss); BT-Drucks. 15/1891. 
256 BR-Drucks. 164/1/03; vgl. BT-Drucks. 15/1891, S. 5. 
257 BR-Drucks. 164/1/03, S. 6; vgl. BT-Drucks. 15/1891, S. 6, 7. 
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Abweichend von den vorhergehenden Entwürfen stellte der vom Rechtsaus-

schuss empfohlene Entwurf weder auf die Verletzung der Intimsphäre noch auf 

den persönlichen Lebensbereich, sondern auf eine Verletzung des höchstpersön-

lichen Lebensbereichs ab. In der Begründung wird dazu ausgeführt, der Begriff 

sei enger als der persönliche Lebensbereich und entspreche dem Begriff der In-

timsphäre. Wie der höchstpersönliche Lebensbereich genau zu definieren ist, 

lässt der Entwurf jedoch offen. 

Im Gegensatz zu den vorhergehenden Entwürfen wurde auf einen besonderen 

Rechtfertigungsgrund mit der Begründung verzichtet, dass § 201 a StGB kein 

„Verbreitungsdelikt” sei, sondern bezüglich der Verbreitung § 33 i.V.m. §§ 22-

24 KunstUrhG die entsprechenden Kriterien enthielten258. 

Weiterhin sah der Entwurf auch eine Bestrafung desjenigen vor, der eine durch 

die oben genannte Tat unbefugt hergestellte Bildaufnahme gebraucht oder einem 

Dritten zugänglich macht. Im Gegensatz zur CDU/CSU-Fraktion hielt der 

Rechtsausschuss des Bundesrats allerdings das unbefugte Gebrauchen einer be-

fugt hergestellten Aufnahme nicht für strafwürdig. Es liege im Risikobereich des 

Betroffenen, nur von verlässlichen Personen Aufnahmen herstellen zu lassen. 

Zudem gewähre § 33 KunstUrhG ausreichend strafrechtlichen Schutz259. 

Letztlich bleibt noch zu bemerken, dass auch dieser Entwurf eine Strafbarkeit des 

Versuchs vorsah. 

dd. Fraktionsübergreifender Entwurf 

Im Februar 2004 folgte ein letzter, fraktionsübergreifender Entwurf des 

§ 201 a StGB – „Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bild-

aufnahmen”260. Der Entwurf übernahm die Eingrenzung des Schutzes auf die 

Wohnung und einen gegen Einblicke besonders geschützten Raum sowie die 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs. Weiterhin sah der Entwurf in 

einem Absatz 2 die von dem Bundesrat vorgeschlagene Strafbarkeit des Gebrau-

chens oder Zugänglichmachens einer unbefugt hergestellten Aufnahme sowie in 

                                              
258 BR-Drucks. 164/1/03, S. 9; vgl. BT-Drucks. 15/1891, S. 7. 
259 BR-Drucks. 164/1/03, S. 9; vgl. BT-Drucks. 15/1891, S. 7. 
260 BT-Drucks. 15/2466. 
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einem Absatz 3 die von der CDU/CSU angeregte Strafbarkeit des unbefugten 

Gebrauchens einer befugt hergestellten Aufnahme vor. Der Regelung des Absat-

zes 2 liegt die Überlegung zugrunde, dass ein Gebrauchen einer unbefugt herge-

stellten Aufnahme ebenso strafwürdig sei wie das Herstellen. Die Regelungen 

bezüglich des Gebrauchens einer Aufnahme sollten die Strafvorschrift des 

§ 33 KunstUrhG ergänzen.  

Auf einen besonderen Rechtfertigungsgrund wurde verzichtet und im Gegensatz 

zu allen vorhergehenden Entwürfen wurde auch eine Strafbarkeit des Versuchs 

abgelehnt. 

ee. Empfehlung des Rechtsausschusses 

Der Rechtsausschuss des Bundestags empfahl die Annahme des fraktionsüber-

greifenden Entwurfs. Allerdings nahm er in seine Empfehlung zwei Änderungen 

bezüglich § 201 a Abs. 3 StGB auf. Vor dem Wort „unbefugt“ wurde das Wort 

„wissentlich“ eingefügt, so dass der Täter „wissentlich unbefugt“ handeln muss. 

Darüber hinaus wurde die Tathandlung des unbefugten Gebrauchens einer befugt 

hergestellten Bildaufnahme aus der Vorschrift gestrichen261. Als Begründung 

dieser Änderungen wird angeführt, dass nicht strafwürdiges, sozialadäquates 

Verhalten damit aus der Vorschrift ausgenommen werden soll262. 

ff. Endgültiger Wortlaut des § 201 a StGB 

Am 29. April 2004 hat der Bundestag die Einführung des neuen § 201 a StGB – 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen – be-

schlossen. Die Vorschrift trat mit folgendem Wortlaut am 06. August 2004 in 

Kraft263:  

 

                                              
261 BT-Drucks. 15/2995, S. 4. 
262 BT-Drucks. 15/2995, S. 6. 
263 BGBl. 2004/I, S. 2012 (36. StrafÄndG). 



 

 67

§ 201 a 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch 

Bildaufnahmen 

 

(1) Wer von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung oder einem ge-

gen Einblick besonders geschützten Raum befindet, unbefugt Bildaufnah-

men herstellt oder überträgt und dadurch deren höchstpersönlichen Le-

bensbereich verletzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 

Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine durch eine Tat nach Abs. 1 hergestellte 

Bildaufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 

(3) Wer eine befugt hergestellte Bildaufnahme von einer anderen Person, die 

sich in einer Wohnung oder einem gegen Einblick besonders geschützten 

Raum befindet, wissentlich unbefugt einem Dritten zugänglich macht und 

dadurch deren höchstpersönlichen Lebensbereich verletzt, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. 

(4) Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder andere technische Mittel, 

die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. 

§ 74 a ist anzuwenden.  

 

Zusammenfassend kann man feststellen, dass die Reichweite des § 201 a StGB 

im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens zunehmend eingeschränkt wurde. Bloßes 

Beobachten wurde in den Tatbestand nicht aufgenommen, es bleibt damit weiter-

hin straflos264. Die Versuchsstrafbarkeit wurde endgültig abgelehnt, ebenso wie 

eine Qualifikation für Amtsträger. Der Strafrahmen wurde von Freiheitsstrafe bis 

zu zwei Jahren oder Geldstrafe auf Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geld-

strafe abgemildert.  

Als Schutzgut des § 201 a StGB wurde weder der in den Gesetzesentwürfen dis-

kutierte enge Begriff der Intimsphäre noch der weite Begriff des persönlichen 

                                              
264 Zumindest nach § 201 a StGB. Das Beobachten bzw. Nachstellen von Personen ist 

inzwischen mit der Einführung des § 238 StGB unter gewissen Umständen strafbar 
worden. 
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Lebensbereichs angenommen. Stattdessen einigten sich die Fraktionen auf einen 

neuen Begriff, den des höchstpersönlichen Lebensbereichs. Eine genauere Aus-

legung dieses Begriffes folgt im Rahmen der Erörterung der einzelnen Tatbe-

standsmerkmale des § 201 a Abs. 1 StGB. 

2. Der Tatbestand des § 201 a Abs. 1 

Gemäß § 201 a Abs. 1 StGB wird, wer von einer anderen Person, die sich in ei-

ner Wohnung oder einem gegen Einblick besonders geschützten Raum befindet, 

unbefugt Bildaufnahmen herstellt oder überträgt und dadurch deren höchstper-

sönlichen Lebensbereich verletzt, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 

Geldstrafe bestraft. 

a. Tatopfer 

Tatopfer ist eine andere Person. Eine Selbstaufnahme ist demnach nicht tatbe-

standsmäßig. Da es sich um Bildaufnahmen einer Person handeln muss, werden 

Aufnahmen von Sachen, wie zum Beispiel Fotos von Anwesen Prominenter oder 

deren privaten Räumlichkeiten, nicht von § 201 a StGB erfasst.  

§ 33 KunstUrhG i.V.m § 22 S. 3 KunstUrhG gewährt der abgebildeten Person 

einen postmortalen zehnjährigen Schutz des Rechts am eigenen Bild, der durch 

die Angehörigen wahrgenommen wird. Auch andere Strafrechtsnormen schützen 

die betroffene Person bis über ihren Tod hinaus. So erstreckt § 203 Abs. 4 StGB 

die Anwendbarkeit der Norm auf den Fall, dass der Täter das fremde Geheimnis 

nach dem Tod des Betroffenen offenbart. Es stellt sich daher die Frage, ob auch 

§ 201 a StGB postmortalen Schutz gewährt und Bildaufnahmen verstorbener 

Personen erfasst.  

Bei einem Blick ins StGB fällt zunächst auf, dass der Begriff der Person nur be-

züglich lebender Menschen verwendet wird. Handelt es sich um Tote, wie in 

§ 168 StGB, wird von verstorbenen Menschen gesprochen265. Der Begriff „Per-

son“ beinhaltet demnach nur lebende Menschen. Dies ergibt sich des Weiteren 

aus dem Schutzgut des höchstpersönlichen Lebensbereichs, der seinem Wortlaut 

                                              
265 So auch Flechsig, ZUM 2004, S. 605 (613). 
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nach ebenfalls eine lebende Person voraussetzt. Zudem enthält § 201 a StGB kei-

ne dem § 22 S. 3 KunstUrhG oder dem § 203 Abs. 4 StGB entsprechende Rege-

lung. Daraus kann geschlossen werden, dass der Gesetzgeber in § 201 a StGB 

Bildaufnahmen von Verstorbenen nicht unter Strafe stellen wollte. 

Aufnahmen eines Leichnams werden folglich vom Tatbestand des § 201 a StGB 

nicht erfasst266.  

Man könnte in Erwägung ziehen, Bilder einer Person, die zu Lebzeiten gemacht 

wurden, aber erst nach ihrem Tod im Sinne des § 201 a Abs. 2 StGB gebraucht 

oder anderen zugänglich gemacht werden, anders zu behandeln als Bilder eines 

Leichnams. Ein Grund für eine differenzierende Betrachtung ist allerdings nicht 

erkennbar. Auch in diesem Fall handelt es sich im Zeitpunkt der Tathandlung um 

Aufnahmen von verstorbenen Personen. Sie sind daher nicht durch § 201 a StGB 

erfasst. 

b. Räumliche Voraussetzung 

Der Tatbestand des § 201 a Abs. 1 StGB enthält eine räumliche Einschränkung. 

Das Opfer muss sich zum Zeitpunkt der Bildaufnahme in einer Wohnung oder 

einem gegen Einblick besonders geschützten Raum befinden.  

 aa. Begriff der Wohnung 

§ 201 a Abs. 1 StGB erfordert in seiner ersten Variante, dass sich die abgebildete 

Person in einer Wohnung befunden hat. 

Der Begriff der Wohnung ist in den Gesetzesentwürfen bezüglich § 201 a StGB 

nicht definiert. Im Rahmen anderer Paragrafen des StGB ist er aber bereits um-

fangreich erläutert worden.  

Dabei wird der Wohnungsbegriff in den verschiedenen Paragraphen des StGB 

jedoch unterschiedlich eng ausgelegt. Bezüglich des § 201 a StGB gehen die 

Meinungen auseinander, ob er an einem engen Wohnungsbegriff des 

§ 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB zu orientieren ist oder wie bei § 123 StGB weit auszu-

legen ist. 

                                              
266 Vgl. Koch, GA 2005, 589 (592); Lackner/Kühl, § 201 a Rn. 3.  
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(1) Anlehnung an den Wohnungsbegriff des § 123 StGB 

Von einigen wird zur Interpretation des Wohnungsbegriffs § 123 Abs. 1 StGB 

herangezogen267. Bezüglich des § 123 Abs. 1 StGB wird ein weiter Wohnungs-

begriff vertreten. Eine Wohnung sind die Räumlichkeiten, die einer Person zur 

Unterkunft dienen oder zur Benutzung freistehen268. Unter diesen weiten Woh-

nungsbegriff fallen auch Hotelzimmer und Nebenräume wie zum Beispiel Keller, 

Treppenhäuser oder Garagen und bewegliche Räume wie zum Beispiel Wohn-

wagen oder Zelte 269.  

(2) Anlehnung an den Wohnungsbegriff des § 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB  

Andere dagegen vertreten, dass der Wohnungsbegriff des § 201 a StGB dem des 

§ 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB entspricht270. 

Der Wohnungsbegriff des § 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB wird von der herrschenden 

Meinung eng ausgelegt. Es werden nur die Räumlichkeiten als Wohnung aner-

kannt, die den Mittelpunkt des privaten Lebens bilden271. Nebenräume, wie zum 

Beispiel Kellerräume eines Wohnblocks272 oder Nebengebäude, wie Garagen und 

Gartenhäuser,273 gehören nicht zum Wohnungsbegriff. Auch Hotelzimmer sind 

nach überwiegender Ansicht nicht in den Wohnungsbegriff mit einzubeziehen274.  

                                              
267 So etwa Rahmlow, HRRS 2005, 84 (86); Eisele, JR 2005, 6 (8); Koch, GA 2005, 589 

(599); Kargl, ZStW 117 (2005), 324 (330). 
268 Lackner/Kühl, § 123 Rn. 3; Krey/Heinrich, BT/1 Rn. 432; Wessels/Hettinger, BT I 

Rn 579; NK-StGB/Ostendorf, §123 Rn. 21. 
269 Lenckner in Schönke/Schröder, § 123 Rn. 4; Krey/Heinrich, BT/1 Rn. 432; Wes-

sels/Hettinger, BT I Rn. 579; NK-StGB/Ostendorf, § 123 Rn. 21. 
270 Joecks, § 201 a Rn. 2; SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 14; Lackner/Kühl, § 201 a 

Rn. 2; Kühl, AfP 2004, 190 (194); Heuchemer/Paul, JA 2006, 616 (618); Otto, § 34 
Rn. 15 b. 

271 Lackner/Kühl, § 244 Rn. 11; Wessels/Hillenkamp, BT II Rn. 267; OLG Schleswig 
NStZ 2000, 479 (480); Rengier, BT I § 4 Rn. 84, 85; a. A. Eser in Schön-
ke/Schröder, § 244 Rn. 30.  

272 OLG Schleswig NStZ 2000, 479. 
273 Fischer, § 244 Rn. 24 a; Wessels/Hillenkamp, BT II Rn. 267; Rengier, BT I § 4 

Rn. 85. 
274 Lackner/Kühl, § 244 Rn. 11; Wessels/Hillenkamp, BT II Rn. 267; MK-StGB/Schmitz 

§ 244 Rn. 56; Hellmich, NStZ 2001, 511, 513; zw. Fischer, § 244 Rn. 24 a; a.A.: 
BGH StV 2001, 624. 
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(3) Stellungnahme 

Zu klären bleibt nach den verschiedenen Verständnismöglichkeiten des Woh-

nungsbegriffs des § 201 a StGB, ob ein weiter oder ein enger Wohnungsbegriff 

anzunehmen ist. Der Wortlaut des § 201 a StGB ist in der Hinsicht nicht eindeu-

tig. Zum einen will § 201 a StGB seinem Wortlaut zur Folge eine Person nicht 

nur in Räumlichkeiten, die den Mittelpunkt des privaten Lebens darstellen, vor 

einer Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs schützen, sondern auch 

in anderen gegen Einblick besonders geschützten Räumen. Insofern könnte man 

aufgrund der Weite des Tatbestandes auch einen weiten Wohnungsbegriff an-

nehmen.  

Zum anderen kann der Wohnungsbegriff aber auch eng ausgelegt werden, da alle 

anderen Räumlichkeiten, die nicht den Mittelpunkt des privaten Lebens darstel-

len, über den Begriff des „gegen Einblick besonders geschützten Raumes“ erfasst 

werden können.  

Auch aus der Gesetzesbegründung geht keine eindeutige Auslegung des Woh-

nungsbegriffs hervor. Nach ihr werden von § 201 a StGB eigene und fremde 

Wohnungen umfasst, einschließlich Gäste- und Hotelzimmer275. Da Hotelzimmer 

von der herrschenden Meinung nicht in den Wohnungsbegriff des 

§ 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB einbezogen werden, spricht diese Aussage dafür, die 

Auslegung des Begriffs an dem weiteren Wohnungsbegriff des § 123 StGB zu 

orientieren.  

Allerdings besagt die Gesetzesbegründung auch, dass § 201 a StGB den „letzten 

Rückzugsbereich” einer Person schützt276. Ob die zum weiten Wohnungsbegriff 

gehörenden Nebenräume, wie zum Beispiel Keller, nach dem allgemeinen 

Sprachgebrauch zum letzten Rückzugsbereich einer Person zählen, erscheint aber 

fragwürdig.  

Sinn und Zweck der Vorschrift ist der Schutz eines privaten Rückzugsbereichs, 

einer „individuellen Eigensphäre als eines Freiraums, der für die Entfaltung der 

                                              
275 BT-Drucks. 15/2466 S. 5; Hesse, ZUM 2005, 432 (433). 
276 BT-Drucks. 15/2466 S. 5.  
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menschlichen Persönlichkeit unerlässlich ist”277. Insofern bestehen Parallelen 

zum Hausfriedensbruch, der ebenfalls den privaten Rückzugsbereich einer Per-

son schützt. Schutzgut des § 123 StGB ist das Hausrecht278. Es soll ein räumli-

cher Rückzugsbereich des Opfers gewährleistet werden, in dem es vor unbefug-

tem Eindringen Dritter geschützt ist. § 201 a StGB schützt ebenfalls vor unbefug-

tem Eindringen – wenn auch nicht vor körperlichem, sondern vor optischem Ein-

dringen in eine private Sphäre.  

Auf den ersten Blick ist kein Grund dafür ersichtlich, warum der durch 

§ 201 a StGB gewährleistete optische Schutz dieser privaten Sphäre im Gegen-

satz zu § 123 StGB auf Räume beschränkt sein soll, die den Mittelpunkt des pri-

vaten Lebens bilden. Koch ist insofern zuzustimmen, als das Opfer auch in Räu-

men, die nicht den Mittelpunkt seines privaten Lebens ausmachen, über die be-

rechtigte Erwartung verfügen darf, vor einer Verletzung seines höchstpersönli-

chen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen geschützt zu sein279. Dieser Erwar-

tung kann § 201 a StGB aber auch mit dem alternativen Tatbestandsmerkmal des 

„gegen Einblick besonders geschützten Raumes“ gerecht werden. Eine weite 

Auslegung des Wohnungsbegriffs ist dafür nicht unbedingt erforderlich. 

Auf den zweiten Blick weist § 201 a StGB nämlich einen erheblichen Unter-

schied gegenüber § 123 StGB auf: Im Gegensatz zu § 123 StGB kommt es nicht 

darauf an, dass der Geschädigte das Hausrecht innehat, da der Schutz in eigenen 

und fremden Wohnungen besteht280. In § 201 a StGB findet somit anders als in 

§ 123 StGB keine weitere Einschränkung statt. Dies spricht dafür zum Ausgleich 

in § 201 a StGB einen engen Wohnungsbegriff zu wählen. Zudem besteht eine 

Parallele zu § 244 Abs. 1 S. 3 StGB, indem der Täter auch bei § 201 a StGB aus 

der Wohnung etwas entwenden muss, und zwar das Abbild des Opfers281.  

                                              
277 Kargl, ZStW 117 (2005), 324 (331). 
278 Krey/Heinrich, BT/1 Rn. 431. 
279 Koch, GA 2005, 589 (599). 
280 Vgl. BT-Drucks. 15/2466, 3 (5). 
281 SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 14. 
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Auch die vor allem aus dem Erfordernis der Verletzung des höchstpersönlichen 

Lebensbereichs hervorgehende restriktive Schutzrichtung des § 201 a StGB 

spricht für einen engen Wohnungsbegriff. 

Der Wohnungsbegriff des § 201 a StGB ist daher im Ergebnis eng auszulegen 

und an § 244 Abs. 1 S. 3 StGB zu orientieren. Abweichend von der herrschenden 

Meinung zu § 244 Abs. 1 S. 3 StGB sind in § 201 a StGB jedoch auch Hotel-

zimmer mit einzubeziehen282. Ebenso sind auch alle anderen Räumlichkeiten, die 

nur vorübergehend den Lebensmittelpunkt ausmachen, wie zum Beispiel Wohn-

wagen oder Schiffskajüten von Hausbooten inbegriffen. Denn diese Räumlich-

keiten stellen zumindest zeitweise einen intensiven privaten Rückzugsbereich 

dar. Da § 201 a StGB mit einer Strafandrohung von Geldstrafe oder Freiheitsstra-

fe bis zu einem Jahr im Gegensatz zu § 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB – Mindeststrafe 

von sechs Monaten Freiheitsstrafe – eine geringe Strafandrohung vorsieht, gilt 

das Argument der hohen Strafandrohung für eine strikt restriktive Auslegung des 

Wohnungsbegriffs hier nicht.  

Zu einer Wohnung gehören demnach alle Räumlichkeiten, die den Mittelpunkt 

des privaten Lebens darstellen, wobei auch vorübergehende „Lebensmittelpunk-

te“ wie Hotelzimmer, Wohnwagen oder Hausboote inbegriffen sind. Nebenräu-

me wie zum Beispiel Kellerräume oder Nebengebäude wie Garagen, sind dage-

gen nicht als Wohnung anzusehen, können aber unter Umständen „gegen Ein-

blick besonders geschützte Räume“ darstellen. 

Unterschiedlich wird beurteilt, ob auch Gefängniszellen dem Wohnungsbegriff 

unterfallen. Praktisch gesehen geht es dabei um die Frage, ob die Bildaufnahmen 

aus Abu Ghraib 2004 oder die 2005 um die Welt gegangenen Fotos von Saddam 

Hussein „in Unterhose“ den Tatbestand des § 201 a StGB erfüllen würden.  

Gefängnisinsassen stehen als „letzter privater Rückzugsbereich“ lediglich ihre 

Zellen zur Verfügung. Gefängniszellen ersetzen für die Häftlinge die „Woh-

nung“, auch wenn bei ihnen ein durch den Strafvollzug bedingter Zwangsaufent-

halt vorliegt, der ihre Rechte und ihre Privatsphäre einschränkt. Trotz des für ih-

ren Insassen dort im Grunde unerwünschten Aufenthaltes, dient sie als Raum für 

                                              
282 Vgl. BT-Drucks. 15/2466, S. 5; SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 14; Sauren, 

ZUM 2005, 425 (429); Hoppe, GRUR 2004, 990 (992). 
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seine persönlichen Bedürfnisse und der Aufbewahrung seiner persönlichen Sa-

chen etc. Daher sind auch Gefängniszellen als Wohnung im Sinne des 

§ 201 a StGB zu betrachten283. Die Fotos von Saddam Hussein wären damit tat-

bestandsmäßig. Anders verhält es sich dagegen mit den Fotos aus Abu Ghraib. 

Der Schutz von Gefängniszellen als Wohnung muss nämlich in den Fällen entfal-

len, in denen sie „zur Folter zweckentfremdet“ werden284. In diesen Fällen dient 

die Zelle dem Opfer nicht mehr als räumlicher Rückzugsbereich; im Gegenteil 

verliert sie unter diesen Umständen jeglichen Charakter als Rückzugsbereich und 

es tritt die Folter in den Vordergrund, der sich das Opfer entziehen will. Diese 

Fälle sind vom Sinn und Zweck der Norm daher nicht erfasst und mittels einer 

teleologischen Reduktion vom Tatbestand auszunehmen. Es ist damit weiterhin 

möglich, Bildaufnahmen von Folter in Gefängnissen ungestraft an die Öffent-

lichkeit zu bringen. 

Hinzuzufügen bleibt, dass die Wohnung absolut geschützt ist, das heißt, ein 

Sichtschutz ist nicht erforderlich. Sie ist vom Schutz des § 201 a StGB umfasst, 

selbst wenn durch eine Glasfront der Einblick möglich ist285. Die Wohnung als 

privater Bereich genießt einen hohen Stellenwert, was durch Art. 13 GG zum 

Ausdruck gebracht wird und vom BVerfG in seinem Urteil zum „großen Lausch-

angriff“ unterstrichen worden ist. Die Privatwohnung sei „als letztes Refugium 

ein Mittel zur Wahrung der Menschenwürde“. Dies verlange einen absoluten 

Schutz des Verhaltens in diesen Räumen, soweit es sich als individuelle Entfal-

tung im Kernbereich privater Lebensgestaltung darstelle286. Daher ist die Woh-

nung vor unbefugtem Eindringen, sei es auch nur optischer Natur, besonders 

stark zu schützen. 

                                              
283 Im Ergebnis so auch Hoppe, GRUR 2004, 990 (992); Mitsch, JURA 2006, 

117 (119): gegen Einblick besonders geschützter Raum; a .A. Wendt, AfP 2004, 
181 (189); kritisch auch Bosch, JZ 2005, 377 (379). 

284 Kächele, S. 85. 
285 Lackner/Kühl, § 201 a Rn. 2; Eisele, JR 2005, 6 (8); Sauren, ZUM 2005, 425 (429); 

Joecks, § 201 a R. 2. 
286 BVerfG NJW 2004, 999 (1002) – „großer Lauschangriff“. 
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bb. Der ,,gegen Einblick besonders geschützte Raum” 

Alternativ zur Wohnung wird der „gegen Einblick besonders geschützte Raum” 

aufgeführt. Dieser Begriff ist neu im StGB. Nach Kargl soll der Bereich, der 

zwar nicht zum Wohnen, aber dennoch zur „Intimsphäre und zur privaten Le-

bensgestaltung” gehört, erfasst werden287. Nach Koch umfasst der Begriff private 

Räume, die die Funktion haben, vor unbefugten Einblicken zu schützen288. In den 

Gesetzesentwürfen wird beispielhaft auf Toilettenräume, Umkleidekabinen und 

ärztliche Behandlungszimmer verwiesen289.  

(1) Der Begriff des Raumes 

Der Begriff des Raumes ist bereits aus anderen Strafvorschriften, wie zum Bei-

spiel § 306 a StGB bekannt. Ein Raum setzt zunächst voraus, dass ein Aufent-

haltsort hinreichend von der Umwelt abgegrenzt ist290. Diese allgemeine Voraus-

setzung kann auch auf § 201 a StGB übertragen werden. Um den Begriff des 

Raumes zu erfüllen, muss der Aufenthaltsort des Tatopfers zunächst deutlich von 

der Umwelt abgegrenzt sein291. Es muss also ein eingegrenzter Bereich vorliegen. 

Eine einzelne Seitenbegrenzung zum Beispiel eine Hecke, die zu keinem Raum-

gebilde beiträgt, ist nicht ausreichend292. Selbstverständlich muss der Raum die 

Möglichkeit des Aufenthalts von zumindest einem Menschen – dem Tatopfer – 

bieten293, denn anderenfalls könnte in dem Raum keine unbefugte Bildaufnahme 

des Tatopfers hergestellt werden.  

Weitere Anforderungen bezüglich der Größe sind an die Räumlichkeit aber nicht 

zu stellen, so dass auch der Kofferraum eines Kraftfahrzeugs ausreichend sein 

kann. 

Eine andere Frage ist, ob der Raum zusätzlich „umschlossen“ sein muss, wie bei 

§ 243 I Abs. 1 Nr. 1 StGB. Dann müsste er zum Betreten durch Menschen be-

                                              
287 Kargl, ZStW 117 (2005), 324 (331). 
288 Koch, GA 2005, 589 (599). 
289 BT-Drucks. 15/1891, 5 (7); BT-Drucks. 15/2466, 3 (5). 
290 Vgl. Heine in Schönke/Schröder, § 306 a Rn. 4.  
291 So auch Rahmlow, HRRS 2005, 84 (87); SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 15. 
292 Rahmlow, HRRS 2005, 84 (87). 
293 Vgl. SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 15; Koch, GA 2005, 589 (599). 
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stimmt und mit künstlichen Vorrichtungen zur Abwehr des Eindringens versehen 

sein294. Nach der Gesetzesbegründung verlangt § 201 a StGB aber gerade keinen 

„umschlossenen” Raum im Sinne des § 243 Abs. 1 Nr. 1 StGB. Vielmehr ist der 

Sichtschutz entscheidend295. Auch Umkleidekabinen, die oftmals nur durch einen 

Vorhang Sichtschutz gewähren, stellen Räume im Sinne der Vorschrift dar296. Es 

kommt also nicht auf die absolute Umschlossenheit an, sondern auf die Nutzung 

des Raumes als höchstpersönlichem Rückzugsbereich. Gerade Umkleidekabinen 

stellen einen typischen höchstpersönlichen Rückzugsbereich dar, in den sich Per-

sonen zurückziehen, um unbeobachtet zu sein und damit rechnen zu können, dass 

sie dies auch bleiben.  

Nach der Intention des Gesetzgebers sollen auch Gärten tatbestandsmäßige Räu-

me sein können297. Dieser Auslegung ist allerdings mit Skepsis begegnet wor-

den298. Die Einbeziehung eines Gartens verstoße gegen das Bestimmtheitsgebot. 

Außerdem stelle ein Garten schon dem Wortlaut nach keinen „Raum“ dar299.  

Diesen Einwänden ist jedoch folgendes zu entgegnen: Der Sinn und Zweck des 

§ 201 a StGB ist es, einen privaten Rückzugsbereich zu gewährleisten. Ein Gar-

ten gehört zwar nicht zur Wohnung an sich, er gehört aber jedenfalls zum priva-

ten Rückzugsbereich einer Person. Er befindet sich auf einem Privatgrundstück 

und ist üblicherweise durch Mauern oder Zäune eingegrenzt. Zudem kann er dem 

Aufenthalt von Menschen dienen. Somit erfüllt ein Garten die Voraussetzungen 

eines „Raumes“ im Sinne des § 201 a StGB. Dass er nicht überdacht ist, ist uner-

heblich, da für § 201 a StGB gerade kein allseits umschlossener Raum verlangt 

wird. Der Persönlichkeitsschutz wäre zudem zufällig, würde er an der Terrassen-

tür zum Garten enden. Gerade auf einer geschützten Terrasse neigen Personen 

dazu, sich ungestört zu fühlen und zum Beispiel beim Sonnenbaden zu entspan-

                                              
294 Lackner/Kühl, § 243 Rn. 9. 
295 BT-Drucks. 15/2466, 3 (5). 
296 BT-Drucks. 15/ 2466, S. 5; Rahmlow, HRRS 2005, 84 (87); Eisele, JR 2005, 6 (8); 

SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 15. 
297 BT-Drucks. 15/2466, 3 (5). 
298 Eisele, JR 2005, 6 (8); Lackner/Kühl, § 201 a Rn. 2; Sauren, ZUM 2005, 425 (429); 

Heuchemer/Paul, JA 2006, 616 (618). 
299 Vgl. Eisele, JR 2005, 6 (8); Sauren, ZUM 2005, 425 (429). 
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nen. Nach dem Sinn und Zweck der Norm sind daher auch Personen in einem 

Garten vor unbefugten Bildaufnahmen geschützt. 

Flechsig geht noch weiter und will sogar Bekleidung als „Raum“ im Sinne des 

§ 201 a StGB anerkennen und somit das Fotografieren unter den Rock als straf-

bare Handlung einbeziehen300. Dies ist jedoch abzulehnen, da ein Kleidungsstück 

kein eingrenzbarer Aufenthaltsort eines Menschen ist. Kleidungsstücke dienen 

nach dem allgemeinen Sprachgebrauch nicht dem Aufenthalt, sondern werden 

getragen. Sie als Raum zu betrachten, ist mit dem Wortlaut unvereinbar und wi-

derspricht dem Bestimmtheitsgebot.  

(2) Das Erfordernis des Sichtschutzes 

§ 201 a StGB verlangt, dass der Raum gegen Einblick besonders geschützt ist. 

Das heißt, er darf von außen nicht einsehbar sein301. Das OLG Karlsruhe hat da-

her den Tatbestand des § 201 a StGB in dem Fall verneint, in dem ein Rechtsan-

walt in seiner hell erleuchteten Anwaltskanzlei hinter einem vorhanglosen Fens-

ter fotografiert worden war302.  

Der Sichtschutz ist also unbedingte Voraussetzung. Ein Sichtschutz kann zum 

Beispiel durch Mauern, Zäune oder durch dichte Hecken gewährleistet wer-

den303. Ebenso kann er in Form von Vorhängen oder verdunkelten Scheiben be-

stehen304.  

Als problematisch wird zum Teil der vom Gesetzgeber genannte Sichtschutz 

durch Hecken angesehen305. Nach dem Gesetzgeber könne sich, wer sich zum 

Sonnen in seinen durch eine hohe, undurchdringliche Hecke begrenzten, nicht 

einsehbaren Garten legt, darauf verlassen, vor unbefugten Aufnahmen geschützt 

zu sein306. In diesem Zusammenhang werden zahlreiche Auslegungsfragen ge-

                                              
300 Flechsig, ZUM 2004, 605 (610). 
301 Mitsch, JURA 2006, 117 (119); SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 16. 
302 OLG Karlsruhe, AfP 2006, 262 ff. 
303 Schertz, AfP 2005, 421 (427); Sauren, ZUM 2005, 425 (429); BT-Drucks. 15/2466, 

3 (5). 
304 Hoppe, GRUR 2004, 990 (992).  
305 Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (437); Bosch, JZ 2005, 377, (379); Borgmann, 

NJW 2004, 2133 (2135). 
306 Vgl. BT-Drucks. 15/2466, 3 (5). 



 

 78

stellt, zum Beispiel wie dicht oder undurchdringlich eine Hecke sein muss, um 

ausreichenden Sichtschutz zu gewähren307, oder ob der Sichtschutz jahreszeiten-

abhängig unterschiedlich zu beurteilen ist308. Letzteres ist jedenfalls zu bejahen, 

da es eine Tatsache ist, dass Sträucher im Winter ihre Blätter verlieren und offen-

sichtlich keinen Sichtschutz mehr bieten. Es widerspräche der allgemeinen Le-

benserfahrung, würde man Hecken generell – auch im Winter – Sichtschutz zu-

sprechen. Den Bedenken, dass es für einen Fotografen schwierig sein könnte zu 

bestimmen, ab wann eine Hecke undurchdringlich ist309, ist folgendes zu entgeg-

nen. Jeder Fotograf, der vor einer Hecke steht, ist in der Lage, mit gesundem 

Menschenverstand unter Einsatz seiner natürlichen Sehkraft festzustellen, ob eine 

Hecke Sichtschutz gewährt oder nicht. Die angesprochene Problematik, ab wann 

eine Hecke Sichtschutz gewährt, ist daher eher theoretischer denn praktischer 

Relevanz. Im Ergebnis ist die Hecke als Sichtschutz ausreichend bestimmbar und 

kann von § 201 a StGB miteinbezogen werden.  

Der Sichtschutz muss nicht qualitativ hochwertig sein. Er muss das willkürliche 

Hineinsehen erschweren310. Nicht zu verlangen ist, dass der Einblick vollständig, 

von jedwedem Ort unmöglich ist. So ist nach Schertz zum Beispiel auch ein Pri-

vatgrundstück geschützt, welches nur zur Meerseite einsehbar ist und somit die 

Herstellung von Fotos mittels eines Teleobjektivs ermöglicht. Ebenso unterfallen 

seiner Meinung nach Luftaufnahmen von Personen, die sich auf eingezäunten, 

sichtgeschützten Grundstücken befinden, dem § 201 a StGB311. Letzterem ist 

zuzustimmen, da es Personen nicht zumutbar ist, sich in ihrem privaten Rück-

zugsbereich gegen „Fotoangriffe“ aus der Luft abschotten zu müssen. Anderen-

falls müssten Prominente ihre Grundstücke nicht nur sichtgeschützt einzäunen, 

sondern vollständig überdachen, wollten sie sicher gehen, keine intimen Fotos 

von sich auf den Titelblättern der Boulevard-Zeitungen vorzufinden.  

                                              
307 Vgl. Borgmann, NJW 2004, 2133 (2135). 
308 Vgl. Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (437). 
309 Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (437). 
310 Rahmlow, HRRS 2005, (87).  
311 Schertz, AfP 2005, 421 (427). 
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Keinen Sichtschutz im Sinne des § 201 a StGB stellt allerdings die bloße Entfer-

nung dar312. Wenn sich also jemand in einem privaten, aber einsehbaren Garten 

aufhält und unter Einsatz eines Teleobjektivs fotografiert wird, liegt keine Tat 

nach § 201 a StGB vor. Auch das Deck einer Yacht, die in großer Entfernung 

zum Ufer liegt, ist nicht geschützt313. Im Gegensatz zu den Luftaufnahmen eines 

ansonsten sichtgeschützten Grundstückes, fehlt es in diesen Fällen nämlich be-

reits gänzlich an einem Sichtschutz. Daher ist auch das von Schertz genannte Pri-

vatgrundstück, welches nur zur Meerseite einsehbar ist, gegen Fotos, die von 

Schiffen aus gemacht werden, nicht geschützt. Das Meer an sich bietet keinen 

Sichtschutz, sondern vermittelt nur durch die Entfernung zum nächsten Ufer ei-

nen gewissen Schutz. Dieser ist jedoch, wie bereits festgestellt, für § 201 a StGB 

gerade nicht ausreichend. 

 

Aus der Formulierung „gegen Einblick besonders geschützter Raum“ leitet 

Rahmlow als zusätzliche Voraussetzung ab, dass es über den durch die Umgren-

zung des Raumes geschaffenen Sichtschutz hinaus der Installierung einer be-

wussten, nach außen erkennbaren Abschirmung bedürfe. So müsse zum Beispiel 

die Umkleidetür geschlossen sein. Als weiteres Beispiel für eine bewusste, er-

kennbare Abschirmung nennt Rahmlow eine Felsgrotte, deren Eingang mit einem 

Handtuch verdeckt werden müsse. Diese Abschirmung sei jedoch entbehrlich in 

den Fällen, in denen der Raum ohnehin nahezu lückenlosen Sichtschutz gewähre. 

In diesen Fällen müsse das „besonders“ als besonders intensiver Sichtschutz in-

terpretiert werden314.  

Das Beispiel der Felsgrotte ist nur in sehr wenigen Fällen einschlägig. Rahmlow 

übersieht, dass eine Felsgrotte in der Regel kein privater, sondern ein der allge-

meinen Öffentlichkeit zugänglicher Raum ist, vergleichbar einem Badestrand, 

der schon nicht von § 201 a StGB geschützt wird315. Nur in den Fällen, in denen 

                                              
312 Rahmlow, HRRS 2005, 84 (87); Hoppe, GRUR 2004, 990 (992); Koch, GA 2005, 

589 (600). 
313 Hesse, ZUM 2005, 432 (433). 
314 Rahmlow, HRRS 2005, 84 (88). 
315 Nähere Erläuterungen bzgl. der Öffentlichkeit des Raumes folgen unter (3) im nächs-

ten Abschnitt. 



 

 80

sich die Felsgrotte auf einem Privatgrundstück befindet, kommt überhaupt eine 

Verwirklichung des § 201 a StGB in Betracht. Für diese Fälle ist der Frage nach-

zugehen, ob es tatsächlich einer weiteren besonderen Abschirmung bedarf. Der 

Wortlaut des § 201 a StGB verlangt, dass der Raum gegen Einblick besonders 

geschützt ist. Ob dem „besonders“ tatsächlich eigenständige Bedeutung zu-

kommt, ist aber nicht eindeutig. „Besonders“ könnte generell lediglich ausdrü-

cken, dass es eines starken, qualifizierten Sichtschutzes bedarf und zum Beispiel 

nicht jeder Strauch, sondern nur eine hohe, undurchdringliche Hecke ausreichend 

ist. Schließlich vertritt Rahmlow selbst diese Interpretation für die Fälle, in denen 

bereits nahezu lückenloser Sichtschutz besteht.  

Es sind meines Erachtens keine Gründe dafür ersichtlich, das „besonders“ auf 

unterschiedliche Weise zu interpretieren und in einigen Fällen zusätzlich eine 

erkennbare Abschirmung zu verlangen, insbesondere, da die von Rahmlow ge-

nannte Abschirmung in Form von Schließen der Umkleidetür üblicherweise er-

füllt sein wird. Anderenfalls besteht ohnehin kein Sichtschutz, da eine offene Tür 

Einblick in die jeweilige Räumlichkeit ermöglicht. Zudem bereitet es überflüssi-

ge Schwierigkeiten auszulegen, ob ein nahezu lückenloser Sichtschutz besteht 

oder eine bewusste Abschirmung erforderlich ist und ob diese nach außen er-

kennbar ist. Das Erfordernis einer weiteren bewussten Abschirmung ist daher 

abzulehnen und das „besonders“ in dem Sinne auszulegen, dass ein besonders 

starker Sichtschutz bestehen muss.  

Zum Teil wird auch eine Zweckbestimmung des Sichtschutzes gefordert316. Die 

Funktion des Sichtschutzes müsse sein, gerade gegen eine Verletzung des 

höchstpersönlichen Lebensbereichs zu schützen317. Diese Zweckbestimmung wä-

re zum Beispiel bei Zelten gegeben, bei Kraftfahrzeugen mit abgedunkelten 

Scheiben dagegen nicht318. 

Gegen eine Zweckbestimmung des Sichtschutzes ist einzuwenden, dass der 

Wortlaut des § 201 a StGB eine solche nicht vorsieht. Zudem bestehen Schwie-

                                              
316 Fischer, § 201 a Rn. 9; a.A.: SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 16; Rahmlow, 

HRRS 2005, 84 (87). 
317 Fischer, § 201 a Rn. 9. 
318 Fischer, § 201 a Rn. 9. 
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rigkeiten zu bestimmen, wann der Zweck zum Beispiel einer Mauer darin be-

steht, Sichtschutz zu gewähren. Die meisten Wände oder Mauern dienen mehre-

ren Zwecken, in erster Linie der Schaffung eines Raumes oder einer Eingren-

zung. Die Gewährung von Sichtschutz stellt in den überwiegenden Fällen ledig-

lich einen Reflex oder eine Nebenfolge dar. Da der Tatbestand des § 201 a StGB 

bereits insgesamt sehr eng gefasst ist, ist eine derart restriktive Auslegung bezüg-

lich des Sichtschutzes auch nicht erforderlich.  

(3) Schutz ausschließlich privater Räume? 

Des Weiteren sollen nach der Gesetzesbegründung alle öffentlich zugänglichen 

Räumlichkeiten vom Schutz ausgeschlossen sein319. Der Gesetzgeber hielt diese 

Einschränkung für geboten, da sonst Alltagshandlungen unter Strafe gestellt 

würden und die Gefahr bestünde, das Übermaßverbot staatlichen Strafens zu ver-

letzen. Zudem müsse der Einzelne in der Öffentlichkeit damit rechnen, auf Bild-

aufnahmen abgebildet zu werden320.  

Aus dem systematischen Zusammenhang mit dem Wohnungsbegriff kann abge-

leitet werden, dass der Raum ein vergleichbares Gefühl der Abgeschirmtheit 

vermitteln muss321, welches vor allem in privaten Räumen gewährleistet sein 

dürfte. Daher sind Personen, die sich in einem Park oder an einem öffentlichen 

Badestrand aufhalten, nicht von § 201 a StGB geschützt. Auch der in dem BGH-

Urteil „Caroline-von-Monaco-III“ angesprochene abgelegene Tisch in einem Re-

staurant322 stellt jedenfalls keine geschützte Räumlichkeit im Sinne des 

§ 201 a StGB dar. 

Es gilt aber zu hinterfragen, ob tatsächlich alle öffentlich zugänglichen Räum-

lichkeiten vom räumlichen Schutzbereich ausgeklammert werden dürfen, so dass 

nur private Räumlichkeiten geschützt werden. 

Nach Hoppe sollen Geschäftsräume, deren Betreten von einer Einlasskontrolle  

                                              
319 BT-Drucks. 15/2466, S. 4, 5; Schertz, AfP 2005, 421 (427); so auch Sauren, 

ZUM 2005, 425 (429); Koch, GA 2005, 589 (600). 
320 BT-Drucks. 15/2466, S. 4. 
321 Koch, GA 2005, 589 (599); vgl. Wendt, AfP 2004, 181 (189). 
322 BGH NJW 1996, 1128 – Caroline von Monaco III. 
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abhängig ist – zum Beispiel Besprechungsräume von Rechtsanwaltskanzleien – 

einen Raum im Sinne des § 201 a StGB darstellen können323. Ebenso seien Per-

sonen in Krankenhauszimmern geschützt324.  

Diesen Räumen ist zunächst gemein, dass sie keine privaten Räumlichkeiten dar-

stellen, sondern einer Öffentlichkeit zugänglich sind. Sie erfüllen aber dennoch 

die Kriterien eines gegen Einblick besonders geschützten Raumes, da sie nicht 

der allgemeinen, sondern nur einer eingeschränkten Öffentlichkeit zugänglich 

sind. 

Geschäftsräume, deren Betreten von einer Einlasskontrolle abhängig ist, haben 

fast privaten Charakter und vermitteln ein Gefühl der Abgeschirmtheit. In ihnen 

muss keine Person damit rechnen, auf Bildaufnahmen abgebildet zu werden. 

Man denke zum Beispiel an ein Besprechungszimmer einer Rechtsanwaltskanz-

lei, das zu einem vertraulichen Gespräch genutzt wird.  

Auch Räume in Krankenhäusern sind nur einer begrenzten Öffentlichkeit, näm-

lich dem Personal, den Patienten und ihrem Besuch, zugänglich. Sie vermitteln 

ebenfalls ein Gefühl der Abgeschirmtheit, solange sie nicht wie Flure oder eine 

Cafeteria dem öffentlichen Durchgangsverkehr ausgeliefert sind. 

Als weitere Beispiele für diese Gruppierung von Räumlichkeiten sind die Wahl-

kabine oder der Beichtstuhl in der Kirche zu nennen. Hier erfolgt die Begrenzung 

der Öffentlichkeit dadurch, dass die Räumlichkeit immer nur von einer Person 

zurzeit betreten wird, was das Gefühl der Abgeschirmtheit noch verstärkt. Es gibt 

also Räumlichkeiten, die trotz einer gewissen Öffentlichkeit in bestimmten Mo-

menten „privat“ sind. Auch diese Räumlichkeiten sind meines Erachtens in den 

Schutzbereich des § 201 a StGB mit einzubeziehen. 

Aus der Gesetzesbegründung geht im Übrigen lediglich hervor, dass grundsätz-

lich keine öffentlichen Räume von § 201 a StGB geschützt werden. Jedoch kann 

ihr entnommen werden, dass unter den „gegen Einblick besonders geschützten 

Raum“ auch beschränkt öffentlich genutzte Räume subsumiert werden können325. 

Nach der Gesetzesbegründung sind zu solchen Räumlichkeiten Umkleidekabinen 

                                              
323 Hoppe, GRUR 2004, 990 (992); ebenso Hesse, ZUM 2005, 432 (433). 
324 Hoppe, GRUR 2004, 990 (992). 
325 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
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und ärztliche Behandlungszimmer zu zählen. Ein ärztliches Behandlungszimmer 

ist ebenfalls nicht als privat zu qualifizieren, sondern als eine einer eingeschränk-

ten Öffentlichkeit zugängliche Räumlichkeit. Besprechungszimmer von Kanzlei-

en und Krankenhauszimmer sind vergleichbarer vertraulicher Natur. Auch sie 

sind nur einer eingeschränkten Öffentlichkeit zugänglich, gewähren eine Abge-

schirmtheit und weisen dadurch privaten Charakter auf.  

Im Ergebnis heißt das, sobald eine Räumlichkeit nur noch begrenzt der Öffent-

lichkeit zugänglich ist wie zum Beispiel bei Kanzleien, ärztlichen Behandlungs-

zimmern, einer Wahlkabine oder einer geschlossenen Gesellschaft in einem Re-

staurant, ist ein strafrechtlicher Schutz nach § 201 a StGB möglich. Sofern das 

Kriterium des Sichtschutzes erfüllt ist, sind auch diese Räume, um Wertungswi-

dersprüche zu vermeiden, in den Schutz des § 201 a StGB mit einzubeziehen. 

Allerdings wird auch die Ansicht vertreten, dass es für die Frage, wann ein gegen 

Einblick besonders geschützter Raum vorliegt, nicht auf die Öffentlichkeit eines 

Raumes ankommt. Vorzugswürdiger sei, diese Frage mittels einer sozial-

normativen Anschauung zu beantworten. Neben dem Sichtschutz müsse die be-

rechtigte Erwartung bestehen, dass die betroffene Person prinzipiell selbst 

bestimmen könne, wer Einblick nehmen dürfe. Dies sei der Fall, wenn der Ein-

blick einen erheblichen sozialen Tabubruch darstelle326.  

Diese Ansicht bemängelt das Kriterium der Öffentlichkeit, übersieht dabei aber, 

dass zumindest die allgemeine Öffentlichkeit grundsätzlich als Indiz dafür dient, 

dass kein gegen Einblick besonders geschützter Raum vorliegt. Sie führt dazu, 

dass eine Räumlichkeit nicht mehr als ein privater Rückzugsbereich verstanden 

werden kann, den § 201 a StGB gerade schützen soll. Daher ist die Öffentlichkeit 

grundsätzlich bei der Ermittlung des gegen Einblick geschützten Raumes mit 

einzubeziehen. Ist ein Raum ohne jegliche Einschränkung der allgemeinen Öf-

fentlichkeit zugänglich, ist ein Schutz nach § 201 a StGB ausgeschlossen, auch 

wenn der Einblick einen Tabubruch darstellt. Anders verhält es sich dagegen bei 

Räumen, die zwar öffentlich zugänglich sind, deren Zugang aber eingeschränkt 

werden kann, sei es durch eine Einlasskontrolle in ein Besprechungszimmer einer 
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Kanzlei, Schließen der Tür einer Umkleide- oder Wahlkabine oder schlicht der 

Besetzung eines Beichtstuhls.  

Im Übrigen ist die Bestimmung eines gegen Einblick besonders geschützten 

Raumes an der Qualität eines vorhandenen Sichtschutzes zu orientieren. Eine 

sozial-normative Anschauung ist entbehrlich und führt meines Erachtens ledig-

lich zu weiteren Unklarheiten bei der Auslegung des § 201 a StGB.  

Als Definition bleibt damit festzuhalten: Ein gegen Einblick besonders geschütz-

ter Raum ist ein an allen Seiten eingegrenzter, besonderen Sichtschutz bietender 

Ort, der zumindest einem Menschen Aufenthalt gewähren kann, aber nicht der 

allgemeinen Öffentlichkeit jederzeit frei zugänglich ist. Unter diese Definition 

können eine Vielzahl an Räumlichkeiten subsumiert werden, so dass letztlich die 

Einzelfallentscheidung der Rechtsprechung entscheidend sein wird. 

c. Das Herstellen oder Übertragen von Bildaufnahmen 

Die Tathandlungen des § 201 a Abs. 1 StGB sind das Herstellen und Übertragen 

von Bildaufnahmen. 

aa. Bildaufnahme 

Der § 201 a StGB gebraucht im Gegensatz zu § 22 ff. KunstUrhG nicht den Beg-

riff des Bildnisses, sondern den der Bildaufnahme. Dieser Begriff ist enger. Eine 

Aufnahme setzt voraus, dass das Bild zumindest teilweise durch einen techni-

schen Vorgang hergestellt worden ist. Dies ergibt sich auch aus 

§ 201 a Abs. 4 StGB, in dem von Bildaufnahmegeräten und anderen technischen 

Mitteln, die der Täter verwendet hat, gesprochen wird. Fotografien und Filme 

werden unter Zuhilfenahme von technischen Geräten hergestellt und stellen typi-

sche Bildaufnahmen dar. Dagegen werden Zeichnungen und Karikaturen von 

Personen nicht von § 201 a StGB erfasst327. Denn hier wird die Personenabbil-

dung nicht durch technische Vorgänge, sondern handschriftlich, durch menschli-

che Fertigkeiten bewirkt. Unbefugte Zeichnungen und Karikaturen einer Person 
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stellen aber Bildnisse im Sinne des § 22 KunstUrhG dar und können von dem 

Betroffenen gemäß § 33 KunstUrhG strafrechtlich verfolgt werden. 

Fraglich ist, ob eine Bildaufnahme nur angenommen werden kann, wenn sie 

stofflich fixiert sichtbar ist oder auf einem Datenträger gespeichert ist. Dagegen 

spricht, dass bereits nur flüchtige Aufnahmen und Übertragungen, die nicht dau-

erhaft gespeichert werden (zum Beispiel heimliche Live-Übertragungen im In-

ternet aus fremden Wohnungen) von dritten Personen wahrgenommen werden 

können, so dass eine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs gegeben 

sein kann. Diese Verletzung in Fällen permanenter Übertragung von Aufnahmen 

dürfte in vielen Fällen sogar qualitativ stärker sein als bei einer Fotografie, die 

„nur“ eine Momentaufnahme darstellt. Zudem hatte der Gesetzgeber mit der 

Formulierung der Tathandlung des „Übertragens einer Bildaufnahme“ die Inten-

tion, Echtzeitübertragungen, die gerade nicht dauerhaft gespeichert werden, mit 

einzubeziehen328. Der Begriff der Bildaufnahme erfordert somit keine dauerhafte 

Speicherung. Auch flüchtige Übertragungen werden von § 201 a StGB erfasst.  

Zudem können auch Fotomontagen in den Schutz des § 201 a StGB einbezogen 

werden. Dabei sind keine satirischen, offensichtlich als solche erkennbaren Mon-

tagen gemeint, sondern solche, die für Laien nicht erkennbar sind. Auch wenn 

der Inhalt des Bildes manipuliert ist, stellt die Fotomontage dennoch ein Perso-

nenabbild dar. Des Weiteren werden sie in der Regel am Computer, also mithilfe 

technischer Mittel, hergestellt. Auch der Sinn und Zeck des § 201 a StGB, der 

Schutz des höchstpersönlichen Lebensbereichs, erfordert eine Einbeziehung von 

Fotomontagen. Denn gerade eine Fotomontage ist geeignet, den höchstpersönli-

chen Lebensbereich einer Person zu verletzen, indem sie ein Geschehen zum 

Ausdruck bringt, dass so gar nicht stattgefunden hat oder allenfalls unter Aus-

schluss der Öffentlichkeit im höchstpersönlichen Lebensbereich stattfinden wür-

de. Strafrechtlicher Schutz muss vor wahren und erst recht vor unwahren, nicht 

der Wirklichkeit entsprechenden Bildaufnahmen gegeben sein. Daher ist auch 

eine als solche nicht erkennbare Fotomontage als Bildaufnahme im Sinne des 

§ 201 a StGB zu betrachten.  
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bb. Herstellen im Sinne des § 201 a Abs. 1 StGB 

Der Begriff „Herstellen“ erfasst die Handlungen, mit denen Bildaufnahmen auf 

einem Bild- oder Datenträger abgespeichert werden329.  

Die in § 16 Abs. 2 UrhG enthaltene Legaldefinition für den Begriff des Bildträ-

gers kann für § 201 a StGB übernommen werden330. Ein Bildträger ist demnach 

eine Vorrichtung zur wiederholbaren Wiedergabe von Bildfolgen. Bei der Fixie-

rung des Bildes auf einem Träger ist es unbedeutend, ob diese auf chemische, 

elektromagnetische oder digitale Weise erfolgt331. Maßgeblich ist allein, dass das 

Bild reproduzierbar ist, also wahrnehmbar gemacht werden kann332. Typische 

Tathandlungen sind demnach das Fotografieren oder Filmen mit herkömmlichen 

oder auch Digitalkameras und Mobiltelefonen. Die Bildträger sind bei herkömm-

lichen Kameras der Negativfilm, bei Digitalkameras und Mobiltelefonen die je-

weilige Speicherkarte. Aber auch die Nutzung anderer technischer Mittel, die zur 

Reproduzierbarkeit der Aufnahme führen, müssen in Zeiten rasanter technischer 

Entwicklungen erfasst werden, so dass die Aufzählung als nicht abschließend 

betrachtet werden kann.  

(1) Unmittelbare Erkennbarkeit der Aufnahme 

Eine unmittelbare Erkennbarkeit der Aufnahme ist für das Herstellen nicht erfor-

derlich. Ausreichend ist, wenn das Bild mittels technischen Geräts sichtbar ge-

macht werden kann333. Ein Herstellen einer Aufnahme ist daher bereits zu beja-

hen, wenn eine Aufnahme mittels eines Fotoapparats auf einem Negativfilm fest-

gehalten ist. Eine Entwicklung des Films ist nicht notwendig. Ebenso ist die 

Speicherung der Aufnahme auf der Speicherkarte einer Digitalkamera ausrei-

chend, auch wenn die Kamera nicht über einen Display verfügt, auf dem die 

Aufnahme sofort betrachtet werden kann. Die Herstellung ist in dem Zeitpunkt 

                                              
329 BT-Drucks. 15/2466, 3 (5); Lackner/Kühl, § 201 a Rn. 4; NK-StGB/Kargl, § 201 a 

Rn. 6. 
330 Pollähne, KritV 2003, 387 (409). 
331 Heuchemer/Paul, JA 2006, 616 (617). 
332 Heuchemer/Paul, JA 2006, 616 (617). 
333 Rahmlow, HRRS 2005, 84 (89). 



 

 87

vollendet, in dem der Speichervorgang des Bildes beendet ist. Allerdings wird 

nur die erstmalige Speicherung erfasst. Mit jeder weiteren Speicherung, zum 

Beispiel einer Kopie, wird die Bildaufnahme nicht hergestellt, sondern gebraucht 

im Sinne des § 201 a Abs. 2 StGB334. 

(2) Heimlichkeit des Vorgehens ? 

Des Öfteren wird die Frage aufgeworfen, ob der Täter heimlich vorgehen müs-

se335. Ein heimliches Vorgehen wird zum Teil bei § 201 StGB gefordert, da der 

Betroffene nicht in seinem Persönlichkeitsrecht verletzt sein könne, wenn er wis-

sentlich hinnehme, dass er abgehört werde336. Bei § 201 a StGB spricht zunächst 

der Wortlaut gegen ein heimliches Vorgehen, da er ein solches nicht voraussetzt. 

Darüber hinaus widerspricht das Erfordernis eines heimlichen Vorgehens aber 

auch dem Sinn und Zweck der Norm. Penetrante Fotografen, insbesondere Papa-

razzi, die unbefugt Bilder machen und den betroffenen Personen dabei auch noch 

ohne jegliche Hemmungen direkt gegenübertreten, würden sich nicht strafbar 

machen. § 201 a StGB soll aber gerade dem Schutz vor derartigen Situationen 

dienen. Des Weiteren schließt ein Bemerken der Aufnahme die Verletzung des 

Rechts am eigenen Bild nicht aus. Wenn der Täter erst beim Drücken des Auslö-

sers der Kamera vom Opfer wahrgenommen wird, geschieht die Herstellung der 

Aufnahme zwar wissentlich, jedoch keineswegs mit Einwilligung des Opfers. 

Niemand würde auf die Idee kommen zu behaupten, das Persönlichkeitsrecht des 

Opfers sei nicht betroffen. Ein heimliches Vorgehen ist daher als Voraussetzung 

abzulehnen.  

cc. Übertragen im Sinne des § 201 a Abs. 1 StGB 

Das Übertragen einer Bildaufnahme ist eine eigenständige Tathandlung und stellt 

entgegen der Ansicht der Medienverbände keinen Unterfall der Herstellung 

dar337. Das ergibt sich zum einen aus der Formulierung „herstellt oder überträgt“. 

                                              
334 Vgl. Hoppe, GRUR 2004, 990 (992). 
335 Linkens, S. 110 ff.; Kächele, S. 165. 
336 Lenckner in Schönke/Schröder, § 201 Rn. 13; vgl. AG Hamburg, NJW 1984, 2111. 
337 Medienverbände, AfP 2004, 110 (112). 
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Zum anderen ergibt sich die eigenständige Bedeutung aber auch daraus, dass der 

Gesetzgeber mit dem Begriff des Übertragens auch Echtzeitübertragungen, bei 

denen die für eine Herstellung erforderliche dauerhafte Speicherung gerade nicht 

vorgenommen wird, mit einbeziehen wollte338. Insofern ist die Formulierung in 

der Gesetzesbegründung „das Merkmal „Übertragen“ stellt klar, dass (…)“339 

unglücklich gewählt. 

Das Übertragen soll also jegliche Fälle erfassen, in denen die Bildaufnahme nicht 

gespeichert wird. Dies ergibt sich im Übrigen auch schon aus dem Wortlaut 

„Übertragen“, der eine direkte Übermittlung an andere beinhaltet. Beispielhaft 

wird in der Gesetzesbegründung die Übertragung mittels WebCams oder Spy-

Cams genannt. Unter den Begriff dürften aber auch alle anderen Arten der direk-

ten Übertragung, zum Beispiel auch durch Überwachungskameras, fallen. Der 

Gesetzgeber wollte jegliche Fälle erfassen, in denen Bildaufnahmen nicht dauer-

haft gespeichert werden. Der Begriff ist meines Erachtens daher weit auszulegen.  

Nicht erforderlich ist es, dass der Täter während der Tat die Aufnahmen zur 

Kenntnis nimmt340. Der technische Begriff des „Übertragens“ beinhaltet keine 

Kenntnisnahme. Zudem besteht durch die Übertragung ins Internet die Möglich-

keit, dass zahlreiche Internetnutzer von den Aufnahmen Kenntnis nehmen und 

diese speichern. Dies ist bereits ausreichend, um eine Verletzung des höchstper-

sönlichen Lebensbereichs zu begründen.  

dd. Erforderlichkeit einer Umgehung des Sichtschutzes 

Zu klären ist, ob der Täter bei der Herstellung oder Übertragung der Aufnahme 

den vorhandenen Sichtschutz umgangen haben muss. Grundsätzlich muss es be-

sonderer Maßnahmen bedürfen, um den Sichtschutz zu überwinden341.  

Allerdings ist eine Überwindung des Sichtschutzes in den Fällen nicht erforder-

lich, in denen der Täter sich im Tatzeitpunkt bereits in dem gegen Einblick be-

                                              
338 BT-Drucks. 15/2466, 3 (5). 
339 BT-Drucks. 15/2466, 3 (5). 
340 Heuchemer/Paul, JA 2006, 616 (617); Lackner/Kühl, § 201 a Rn. 5. 
341 SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 16; Rahmlow, HRRS, 84 (88). 
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sonders geschützten Raum befindet342. Der Wortlaut des § 201 a StGB enthält 

keine Angaben darüber, ob der Täter sich im Tatzeitpunkt außerhalb oder in dem 

entsprechenden Raum aufhalten muss. Typischerweise wird er zwar von außen in 

den geschützten Raum hinein fotografieren, dies ist aber nicht erforderlich. Die 

Tat kann von jedem beliebigen Ort aus begangen werden343. Demzufolge können 

sich Täter und Opfer im selben Raum befinden. Dies führt zu dem Ergebnis, dass 

sich auch ein Gastgeber nach § 201 a StGB strafbar machen kann, der seine Gäs-

te in seinen eigenen Räumen fotografiert, oder umgekehrt die Gäste, die auf einer 

Feier den Gastgeber fotografieren. Um dem Gastgeber oder den Gästen in diesen 

Fällen eine Straflosigkeit einzuräumen, wird teilweise eine teleologische Reduk-

tion vorgeschlagen344. Der Gastgeber habe mit der Abendeinladung die Wohnung 

so geöffnet, dass sie nicht mehr als absolut geschützter Rückzugsbereich gelten 

könne345. Eine teleologische Reduktion ist jedoch nicht notwendig. Zum einen 

dürften im Rahmen von Feiern mit geladenen Gästen kaum Situationen entste-

hen, in denen der höchstpersönliche Lebensbereich eines Anwesenden verletzt 

wird. Zum anderen besteht kein Anlass dazu – sollte eine derartige Situation auf-

treten – den Gästen oder dem Gastgeber den Schutz des § 201 a StGB zu versa-

gen. Weder erhält der Gastgeber einen „Freifahrtsschein“ für eine Verletzung des 

höchstpersönlichen Lebensbereichs seiner Gäste, noch beinhaltet die Einladung 

für die Gäste das Recht, ihren Gastgeber in höchstpersönlichen Situationen bild-

lich festzuhalten.  

d. Die Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs 

§ 201 a StGB besagt, wer von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung 

oder einem gegen Einblick besonders geschützten Raum befindet, unbefugt Bild-

aufnahmen herstellt oder überträgt und dadurch deren höchstpersönlichen Le-

                                              
342 Schertz, AfP 2005, 421 (427); Kühl, AfP 2004, 190 (194); SK-StGB/Hoyer, § 201 a 

Rn. 17; Eisele, JR 2005, 6 (8).  
343 BT-Drucks. 15/1891, 5 (7). 
344 Kühl, AfP 2004, 190 (194). 
345 Kühl, AfP 2004, 190 (194); zust. Kächele, S. 89. 
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bensbereich verletzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe 

bestraft. 

Aus dem Wort dadurch ergibt sich, dass als Taterfolg der „höchstpersönliche 

Lebensbereich“ der abgebildeten Person verletzt worden sein muss. Der höchst-

persönliche Lebensbereich ist damit nicht nur geschütztes Rechtsgut, sondern 

zugleich Tatbestandsmerkmal346. Neben der Frage, was dem höchstpersönlichen 

Lebensbereich zuzurechnen ist, ist zunächst unklar, auf welche Art und Weise 

der höchstpersönliche Lebensbereich verletzt worden sein muss. Worauf sich das 

Wort „dadurch“ bezieht geht aus dem Wortlaut der Norm nicht eindeutig hervor. 

Es könnte sich auf das Herstellen der Aufnahme oder auf die Bildaufnahme an 

sich beziehen. Bezöge es sich auf das Herstellen, müssten die Bedingungen, un-

ter denen die Aufnahme entstanden ist, den höchstpersönlichen Lebensbereich 

verletzen. Nimmt man dagegen die Bildaufnahme als Bezugspunkt, müsste in der 

Bildaufnahme selbst eine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs 

widergespiegelt werden.  

Da das bloße Beobachten weiterhin straflos bleibt, kann davon ausgegangen 

werden, dass der Strafgrund des § 201 a StGB nicht in der Wahrnehmung einer 

bestimmten Situation durch den Täter liegt, sondern in einem darüber hinausge-

henden Unrecht.  

Bei der Herstellung einer Bildaufnahme im Sinne des § 201 a Abs. 1 StGB wird 

ein flüchtiges Ereignis festgehalten und für immer reproduzierbar gemacht. Die 

reine Übertragung einer Aufnahme zum Beispiel durch eine Webcam beinhaltet, 

die Bildaufnahme durch das Internet als Massenmedium direkt an beliebig viele 

Personen weiterzuleiten. Beide Tathandlungen des § 201 a Abs. 1 StGB bieten 

demzufolge im Gegensatz zum straflosen Beobachten die Möglichkeit der Wei-

tergabe der vom Täter beobachteten Situation an Dritte. Der Strafgrund des 

§ 201 a StGB liegt daher nicht in der Kenntnisnahme des Täters, sondern in der 

möglichen Kenntnisnahme der höchstpersönlichen Situation durch Dritte347. Da-

mit aber überhaupt die Möglichkeit der Wahrnehmung des höchstpersönlichen 
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Lebensvorgangs durch Dritte gegeben ist, muss das höchstpersönliche Geschehen 

selbst in der Aufnahme erkennbar sein348. Dass die Umstände, unter denen die 

Aufnahme hergestellt worden ist, den höchstpersönlichen Lebensbereich einer 

Person verletzen, ist somit nicht ausreichend.  

Ein weiteres Argument für diese Ansicht kann aus § 201 a Abs. 2 StGB hergelei-

tet werden. § 201 a Abs. 2 StGB setzt eine nach § 201 a Abs. 1 StGB hergestellte 

Aufnahme voraus. Hier hat der Gesetzgeber eine Aufnahme gemeint, die eine 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs abbildet349. Würde für 

§ 201 a Abs. 1 StGB jede Aufnahme ausreichen, die unter verletzenden Umstän-

den aufgenommen worden ist, wäre der Anwendungsbereich des 

§ 201 a Abs. 2 StGB äußerst problematisch. Für Dritte wäre es nicht erkennbar, 

unter welchen Umständen ein Bild hergestellt worden ist, und es bestände bei der 

Verwendung der Bildaufnahme die Gefahr, sich strafbar zu machen, vorausge-

setzt eine strafbare Herstellung der Aufnahme würde wenigstens im Sinne des 

dolus eventualis für möglich gehalten werden350. Im Ergebnis muss daher die 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs aus dem Bild selbst ersicht-

lich sein. 

Zu klären bleibt damit, welche Abbildungen einer Person eine Verletzung ihres 

höchstpersönlichen Lebensbereichs darstellen. 

Das Tatbestandsmerkmal der „Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbe-

reichs“ ist mit dem § 201 a neu in das StGB eingeführt worden. Die Auslegung 

dieses Merkmals kann als das zentrale Problem der Norm bezeichnet werden. 

Von mehreren Seiten werden Probleme hinsichtlich des Bestimmtheitsgebots 

gesehen351.  

                                              
348 Vgl. Hoyer, ZIS 2006, 1 (2). 
349 BT-Drucks. 15/2246, 3 (5); Rahmlow, HRRS 2005, 84 (92). 
350 Vgl. Rahmlow, HRRS 2005, 84 (92). 
351 Borgmann, NJW 2004, 2133 (2134); Tillmanns/Führ, ZUM 2005, 441 (444); 

Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (439); Schertz, AfP 2005, 421 (427). 
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aa. Auslegung nach der Gesetzesbegründung 

Nach der Gesetzesbegründung umfasst der Begriff des „höchstpersönlichen Le-

bensbereichs“ den Bereich privater Lebensgestaltung, in dem eine Abwägung 

zwischen dem Interesse der Allgemeinheit und dem Interesse des Einzelnen nicht 

stattfindet. Er sei an dem Begriff der Intimsphäre zu orientieren352.  

Der Intimsphäre sind insbesondere die Bereiche Krankheit, Tod und Sexualität 

zuzuordnen, eine abschließende Aufzählung der zugehörigen Lebensbereiche ist 

aber noch nicht entwickelt worden. Grundsätzlich umfasst die Intimsphäre die 

innere Gedanken- und Gefühlswelt mit ihren äußeren Erscheinungsformen wie 

Tagebucheintragungen und vertrauliche Briefe. Zudem umfasst sie alle Bereiche, 

die ihrer Natur nach Anspruch auf Geheimhaltung beanspruchen. Beispielhaft 

werden der Gesundheitszustand, Einzelheiten über das Sexualleben und Nackt-

aufnahmen genannt. So gehören zur Intimsphäre auch die gynäkologische Unter-

suchung, die Benutzung von Toiletten, Saunen oder Solarien und Umkleidekabi-

nen353. Dem höchstpersönlichen Lebensbereich sollen zusätzlich aber auch be-

stimmte Familienangelegenheiten zuzuordnen sein, und zwar solche, die die 

wechselseitigen persönlichen Beziehungen und Verhältnisse innerhalb der Fami-

lie betreffen und unbeteiligten Dritten nicht zugänglich sind.354 Dabei wird auf 

ein BGH-Urteil verwiesen, das sich mit dem Ausschluss der Öffentlichkeit bei 

einer Zeugenvernehmung befasste, in der es allerdings um Umstände aus dem 

persönlichen Lebensbereich eines Prozessbeteiligten ging und nicht um den 

höchstpersönlichen Lebensbereich355. 

Die Gesetzesbegründung enthält demnach eine Anzahl von Beispielen, welche 

Bereiche dem höchstpersönlichen Lebensbereich zuzuordnen sind. Zusammen-

fassend kann man sagen, dass es sich dabei nicht ausschließlich um Bereiche 

handelt, die der Intimsphäre zuzuordnen sind, sondern auch um Familienangele-

genheiten, die der Privatsphäre zugerechnet werden. Eine abschließende Aufzäh-
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lung oder eine allgemeine Definition des Begriffs „höchstpersönlicher Lebensbe-

reich“ enthält die Gesetzesbegründung allerdings nicht und hilft insofern nicht 

weiter.  

bb. Diskussion in der Literatur 

In der Literatur wurde der Begriff des höchstpersönlichen Lebensbereichs viel-

fach kritisiert356 und seine Auslegung ist äußerst umstritten. Es existieren ver-

schiedene Ansätze. 

(1) Intimsphäre als höchstpersönlicher Lebensbereich 

Es wird vertreten, dass der Begriff des höchstpersönlichen Lebensbereichs mit 

dem der Intimsphäre inhaltsgleich ist357. Zum Inhalt der Intimsphäre kann auf die 

in der Gesetzesbegründung gemachten Ausführungen verwiesen werden. Diese 

entsprechen auch der zivilrechtlichen Rechtsprechung358. 

Bloße indiskrete Aufnahmen von privaten, familiären oder peinlichen Situationen 

beträfen nicht den höchstpersönlichen Lebensbereich und seien somit straflos, 

ebenso wie Aufnahmen von Familienereignissen wie Hochzeiten, Taufen oder 

Trauerfeiern359.  

Der Gesetzgeber hat den Begriff der Intimsphäre lediglich abgelehnt, weil er be-

fürchtete, dass mit der Intimsphäre möglicherweise einengende Assoziationen 

auf die Bereiche Nacktheit und Sexualität verbunden werden360. Die zur Intim-

sphäre gehörenden Bereiche einer Person sollen aber jedenfalls geschützt wer-

den. Insofern erscheint es auf den ersten Blick vertretbar, den höchstpersönlichen 

Lebensbereich inhaltlich mit der Intimsphäre gleichzusetzen. 

Zu beachten ist aber, dass der Gesetzgeber den geschützten Bereich gerade nicht 

auf die Intimsphäre begrenzen wollte, sondern zudem bestimmte familiäre Berei-

che dem Schutz des § 201 a StGB unterstellt werden sollen361. Familiäre Bezie-

                                              
356 Vgl. Kühl, AfP 2004, 190 (193). 
357 Koch, GA 2005, 589 (596 ff.); Eisele, JR 2005, 6 (9). 
358 Vgl. Erläuterungen im zivilrechtl. Teil, S. 22; Palandt-Sprau, § 823 Rn. 87. 
359 Koch, GA 2005, 589 (597). 
360 BT-Drucks. 15/2466, S. 4. 
361 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
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hungen gehören aber der Privatsphäre an. Den Begriff des höchstpersönlichen 

Lebensbereichs mit der Intimsphäre gleichzusetzen, würde zu einem Ausschluss 

familiärer Beziehungen führen und widerspräche somit dem Anliegen des Ge-

setzgebers. Daher ist diese Ansicht im Ergebnis abzulehnen. 

(2) Weite Auslegung von Kühl und Hoppe 

Kühl geht zunächst vom letzten unantastbaren Kernbereich privater Lebensges-

taltung aus und übernimmt auch die Aufzählung von Krankheit, Tod und Sexua-

lität. Dieser Schutz geht ihm jedoch nicht weit genug. Zusätzlich will er alle Le-

bensäußerungen erfasst wissen, „mit denen man allein gelassen werden will und 

die andere nichts angehen“362.  

Auch Hoppe vertritt eine weite Auslegung des Begriffs. Nach seiner Ansicht sind 

neben familiären, ehelichen Beziehungen auch Freundschaften und außereheliche 

Affären geschützt363. Da die Gesetzesbegründung nicht abschließend gemeint sei 

und kein Grund für die Schlechterstellung persönlicher Beziehungen des Abge-

bildeten mit sonstigen Partnern oder Freunden bestehe, müssten auch diese Be-

ziehungen geschützt sein. Insbesondere gebe es Situationen, in denen für den 

Täter nicht erkennbar sei, ob der Betroffene mit einem Familienmitglied zusam-

men sei oder einem Dritten364. 

Die Definition von Kühl ist sehr vage und führt zu keinen eindeutigen Ergebnis-

sen. Mit welchen Lebensäußerungen man allein gelassen werden will, ist eine 

subjektive persönliche Ansichtssache. Dies kann nicht objektiv beurteilt werden 

und ist auch nicht zu verallgemeinern. Zudem führt diese weite Auslegung dazu, 

dass möglicherweise auch Handlungen vom Tatbestand des § 201 a StGB erfasst 

werden, die keine so gravierende Persönlichkeitsrechtsverletzung darstellen, dass 

für sie ein Strafbedürfnis besteht. Man möchte auch mit Lebensäußerungen allein 

gelassen werden, die der Privatsphäre, dem persönlichen Lebensbereich zuge-

ordnet werden. Der Gesetzgeber hat sich aber gegen den von der CDU/CSU-

                                              
362 Kühl, AfP 2004, 190 (196). 
363 Hoppe, GRUR 2004, 990 (993). 
364 Hoppe, GRUR 2004, 990 (993). 
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Fraktion vorgeschlagenen Begriff des persönlichen Lebensbereichs entschieden. 

Daher widerspricht diese Auslegung dem Willen des Gesetzgebers. 

Auch Hoppe ist zu entgegnen, dass seine Interpretation zu Auslegungsschwierig-

keiten führt. Es stellt sich die Frage, wie lange eine Freundschaft bestehen muss 

oder wie intensiv sie sein muss, um als Bestandteil des höchstpersönlichen Le-

bensbereichs geschützt zu werden. Flüchtige Freundschaften und Bekanntschaf-

ten gehören jedenfalls schon vom Wortlaut her nicht zum höchstpersönlichen 

Lebensbereich. 

(3) Die Wohnung an sich als höchstpersönlicher Lebensbereich 

Wolter will bereits die Wohnung an sich als höchstpersönlichen Lebensbereich 

ansehen365. Der höchstpersönliche Lebensbereich wäre also immer verletzt, wenn 

der Betroffene in seiner Wohnung fotografiert würde, unabhängig davon, ob er 

bekleidet oder nackt abgebildet wäre. Eine gesonderte Feststellung der Verlet-

zung des höchstpersönlichen Lebensbereichs sei nur erforderlich, wenn der Be-

troffene seine Wohnung für andere geöffnet, sie also der Öffentlichkeit zugäng-

lich gemacht habe. Als Beispiel nennt Wolter den Fall, dass sich der Täter als 

Gast in der Wohnung befindet oder dass die Vorhänge geöffnet sind. In diesen 

Fällen begebe sich der Betroffene des „Schutzwalles“ seiner Wohnung und eine 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs sei gesondert festzustellen366. 

Wie in diesen Fällen der höchstpersönliche Lebensbereich zu definieren ist, be-

antwortet Wolter allerdings nicht.  

Mit einem ähnlichen Ansatz versucht auch Kächele die Schwierigkeiten des un-

bestimmten Begriffs „höchstpersönlicher Lebensbereich“ in den Griff zu be-

kommen. Der Wohnungsbegriff sei restriktiv auszulegen und an 

§ 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB anzulehnen, so dass nur Räumlichkeiten des privaten 

Lebens geschützt würden. Befinde sich eine Person in diesen Räumen, könne 

vermutet werden, dass durch die Herstellung einer Bildaufnahme ihr höchstper-

sönlicher Lebensbereich verletzt sei. Diese Vermutung gelte auch bei einem 
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Rückzug des Opfers in gegen Einblick besonders geschützte Räume367. Dabei ist 

allerdings nicht ganz eindeutig, ob es sich um eine widerlegliche oder unwider-

legliche Vermutung handeln soll. 

Diese Ansätze bieten den Vorteil, dass sie die Auslegung vereinfachen. Jedoch 

verstoßen sie gegen den Wortlaut der Norm. Indem der Gesetzgeber formuliert 

hat „wer von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung (…) befindet, un-

befugt Bildaufnahmen herstellt oder überträgt und dadurch deren höchstpersönli-

chen Lebensbereich verletzt, (…)“, bringt er zum Ausdruck, dass eine Verletzung 

des höchstpersönlichen Lebensbereichs nicht schon allein dadurch bewirkt wird, 

dass eine andere Person in einer Wohnung fotografiert wird. 

Auch eine Vermutung einer Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs 

ist abzulehnen. Dabei kann dahinstehen, ob Kächele von einer unwiderleglichen 

oder widerleglichen Vermutung ausgegangen ist. Bei einer unwiderleglichen 

Vermutung der Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch die 

Herstellung einer Bildaufnahme in den geschützten Räumlichkeiten wird eine 

Prüfung der Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs umgangen. Das 

Tatbestandsmerkmal der Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs wä-

re damit überflüssig. Gegen eine solche Vermutung spricht des Weiteren, dass sie 

zu einer weiten Auslegung des Tatbestandes führt. Jede Bildaufnahme in einer 

Wohnung, auch sozialadäquate Fotos, würden tatbestandsmäßig sein. Der Ge-

setzgeber beabsichtigte aber einen restriktiven Schutz des höchstpersönlichen 

Lebensbereichs. Daher ist eine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbe-

reichs in jedem Einzelfall gesondert festzustellen. 

Geht man dagegen von einer widerleglichen Vermutung aus, so wird das Ausle-

gungsproblem des „höchstpersönlichen Lebensbereichs“ nicht gelöst, sondern 

nur verschoben. Denn auch im Rahmen der Prüfung, ob die Vermutung im Ein-

zelfall widerlegt ist, bedarf es einer Definition des „höchstpersönlichen Lebens-

bereichs“. Den Ansichten von Wolter und Kächele kann daher nicht gefolgt wer-

den. 

                                              
367 Kächele, S. 98. 
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(4) Theorie des sozialen Geltungsschadens 

Hoyer betrachtet § 201 a StGB als abstraktes Gefährdungs- und Verletzungsde-

likt. Bei einer Bildaufnahme bestehe die Gefahr, dass das Foto einem Dritten 

vorgelegt werde und die abgebildete Person bloßgestellt werde. Das Tatopfer 

könne dadurch einen so genannten sozialen Geltungsschaden erleiden. Allerdings 

müsse das Foto aber gar nicht einem Dritten gezeigt werden, bereits die abstrakte 

Gefahr eines sozialen Geltungsschadens sei ausreichend, um eine Verletzung des 

höchstpersönlichen Lebensbereichs anzunehmen. Der Verletzungserfolg – die 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs – bestehe also in der abstrak-

ten Gefahr eines sozialen Geltungsschadens.  

In welchen Fällen diese Gefahr eines sozialen Geltungsschadens angenommen 

werden kann, leitet Hoyer aus einem Vergleich zu den Ehrdelikten, 

§§ 186, 187 StGB, her.  

Die Ehrdelikte zielen ebenfalls darauf ab, den sozialen Geltungswert einer Person 

oder auch ihren guten Ruf zu erhalten368.   

Eine Verleumdung gemäß § 187 StGB erfordert die Behauptung von Tatsachen, 

die geeignet sind, das Opfer verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Mei-

nung herabzuwürdigen oder dessen Kredit zu gefährden. Dabei muss es sich um 

eine Behauptung unwahrer Tatsachen handeln369. Die unwahre Tatsache kann 

zum Beispiel auch in einer kompromittierenden Fotomontage bestehen370.  

§ 187 StGB begegne der Gefahr, dass ein richtiges Persönlichkeitsbild durch die 

Behauptung wahrheitswidriger Tatsachen verfälscht wird. Dagegen bestehe bei 

§ 201 a StGB die Gefahr, dass ein möglicherweise falsches Bild einer Person 

durch ein wahrheitsgemäßes Bild richtig gestellt wird. Der Schutz des falschen 

Bildes könne aber nicht stärker sein, als der durch § 187 StGB gewährleistete 

Schutz des richtigen Bildes. Daher sei auch bei § 201 a StGB zur Bestimmung 

des Begriffs des höchstpersönlichen Lebensbereichs auf den sozialen Geltungs-

schaden im Sinne der §§ 186, 187 StGB als Kriterium abzustellen. 

                                              
368 Lenckner in Schönke/Schröder, vor § 185 Rn 1; MK- StGB/Regge, vor § 185 Rn. 28. 
369 MK- StGB/Regge, § 187 Rn. 9. 
370 Hoyer, ZIS 2006, 1 (5). 
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Der höchstpersönliche Lebensbereich sei demzufolge dann verletzt, wenn eine 

Aufnahme „im Falle einer Verbreitung geeignet wäre, den Abgebildeten verächt-

lich zu machen, öffentlich herabzuwürdigen oder seine Kreditwürdigkeit zu ge-

fährden“371.  

Im Widerspruch zu der Intention des Gesetzgebers sind private Familienaufnah-

men, auf denen sich die abgebildeten Personen rollengerecht verhalten, nach 

Hoyers Ansicht nicht nach § 201 a StGB mit Strafe bedroht. 

Hoyers Ansicht ist auf den ersten Blick überzeugend. Sie ermöglicht es, den 

höchstpersönlichen Lebensbereich dem Bestimmtheitsgebot entsprechend einzu-

grenzen. Auf den zweiten Blick hat sie jedoch eine wesentliche Schwachstelle, 

indem bestimmte „neutrale“, meines Erachtens aber dennoch höchstpersönliche 

Lebensvorgänge aus dem Schutz ausgeschlossen werden. 

Nach Hoyer beinhaltet ein Bild aus dem höchstpersönlichen Lebensbereich im-

mer die Gefahr eines sozialen Geltungsschadens. Das Abbild von rollengerech-

tem Verhalten wird folglich nicht durch § 201 a StGB geschützt. Dieses ist je-

doch auch schutzbedürftig, wie folgende Beispiele verdeutlichen. Man stelle sich 

vor, eine stillende Mutter oder ein sich innig küssendes Ehepaar wird in seiner 

Wohnung fotografiert. Beide Handlungen sind nicht mit einer sozialen Missach-

tung behaftet, sondern stellen ein gesellschaftlich akzeptiertes Verhalten dar. 

Nach Hoyers Definition würden diese Aufnahmen demnach nicht den höchstper-

sönlichen Lebensbereich der Mutter oder des Paares verletzen. Dem ist zu wider-

sprechen. Stillen und Küssen sind intime Angelegenheiten. Auch wenn sie nicht 

sozial verachtet werden, soll die Öffentlichkeit nicht gegen den Willen der Betei-

ligten daran teilhaben können. Als weiteres Beispiel kann die mit „verheultem“ 

Gesicht in ihrer Wohnung sitzende, trauernde Witwe angeführt werden. Dieses 

Verhalten birgt jedenfalls auch keinen sozialen Geltungsschaden in sich, sondern 

stellt eine natürliche Reaktion eines Menschen auf den Tod seines Angehörigen 

dar. Es ist fragwürdig, ob solche höchstpersönlichen Aufnahmen nicht den 

höchstpersönlichen Lebensbereich verletzen sollen, nur weil sie nicht „sozial gel-

tungsschädlich“ sind. Meines Erachtens sind gerade solche Aufnahmen, die 
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Emotionen eines Menschen zeigen, höchstpersönlich und sollten von 

§ 201 a StGB geschützt werden. An dieser Stelle kann darauf verwiesen werden, 

dass auch die Störung einer Bestattungsfeier gemäß § 167 a StGB strafbar ist. 

Geschütztes Rechtsgut ist bei § 167 a StGB – im Gegensatz zu § 201 a StGB – 

das Pietätsempfinden der Angehörigen und der Allgemeinheit372. „Störung ist 

jede Verhaltensweise, die den Fortgang der Bestattungsfeier und das Pietäts-

empfinden nicht nur unwesentlich beeinträchtigt“373, es bedeutet das Behindern 

oder Erschweren der Feier, wobei es auf das Störungsmittel nicht ankommt374. 

Demzufolge kann auch exzessives Fotografieren, zum Beispiel bei der Beerdi-

gung eines Prominenten, die Bestattungsfeier stören. Das hat zur Folge, dass das 

Fotografieren unter Umständen während einer Bestattungsfeier strafbar sein 

kann. Besteht sogar die Möglichkeit der Strafbarkeit des Fotografierens während 

des Trauerzuges in der Öffentlichkeit, ist es nach dem allgemeinen Rechtsemp-

finden zumindest vertretbar, auch das Fotografieren einer trauernden Witwe oder 

eines Familienangehörigen in ihren privaten Räumen strafrechtlich zu sanktionie-

ren. Bei einem Verstoß gegen das allgemeine Pietätsempfinden liegt die Annah-

me einer höchstpersönlichen Situation nahe.  

Das Kriterium des sozialen Geltungsschadens ist im Ergebnis nicht geeignet. Die 

Ansicht ist daher abzulehnen. 

(5) Anlehnung an § 68 a StPO, § 171 b GVG 

Rahmlow leitet seine Definition des höchstpersönlichen Lebensbereichs aus 

§ 68 a Abs. 1 StPO und § 171 Abs. 1 S. 1 GVG ab.  

Auch nach der Gesetzesbegründung lehnt sich der Begriff des höchstpersönli-

chen Lebensbereichs an den Begriff des persönlichen Lebensbereichs des 

§ 68 a Abs. 1 StPO und § 171 Abs. 1 S. 1 GVG an375. 

Gemäß § 68 a Abs. 1 StPO sollen Fragen nach Tatsachen, die dem Zeugen oder 

einer Person, die im Sinne des § 52 Abs. 1 sein Angehöriger ist, zur Unehre ge-

                                              
372 NK-StGB/Herzog, § 167 a Rn. 1; Fischer, § 167 a Rn. 1. 
373 NK-StGB/Herzog, § 167 a Rn. 4. 
374 Lackner/Kühl, § 167 a Rn. 2. 
375 BT-Drucks. 15/2466, S. 4. 
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reichen können oder deren persönlichen Lebensbereich betreffen, nur gestellt 

werden, wenn es unerlässlich ist. Gemäß § 171 b GVG kann die Öffentlichkeit 

ausgeschlossen werden, soweit Umstände aus dem persönlichen Lebensbereich 

eines Prozessbeteiligten, Zeugen oder durch eine rechtswidrige Tat Verletzten 

zur Sprache kommen, deren öffentliche Erörterung schutzwürdige Interessen ver-

letzen würde, soweit nicht das Interesse an der öffentlichen Erörterung dieser 

Umstände überwiegt. 

Zunächst stellt Rahmlow fest, dass unter den persönlichen Lebensbereich die Tat-

sachen fallen, nach denen im Sozialleben nicht gefragt werde und über die man 

sich nicht spontan äußere. Als Beispiele werden der Gesundheitszustand, das 

Familienleben und religiöse oder politische Anschauungen genannt376. Da man 

den Begriff des „persönlichen Lebensbereichs“ aus dem Strafprozessrecht aber 

nicht mit dem des „höchstpersönlichen Lebensbereichs“ im materiellen Straf-

recht gleichsetzen könne, müsse in jedem Einzelfall ermittelt werden, ab wann 

eine Verletzung des persönlichen Bereichs so intensiv sei, dass sie den höchst-

persönlichen Lebensbereich verletze. Bei Bildaufnahmen, die politische oder re-

ligiöse Anschauungen betreffen, hält er dies zum Beispiel kaum für möglich377. 

Als Definition schlägt Rahmlow letztlich vor, dass eine Verletzung des höchst-

persönlichen Lebensbereichs vorliege, wenn auf dem Bild Geschehnisse abgebil-

det sind, über die im sozialen Miteinander nicht ohne Überwindung einer erheb-

lichen Hemmschwelle zu sprechen gepflegt wird378. 

Durch das Merkmal der Überwindung einer erheblichen Hemmschwelle erfordert 

diese Ansicht keine von der Gesellschaft negativ bewerteten Abbildungen, son-

dern erfasst auch „neutrale Handlungen“. Die trauernde Witwe wäre demzufolge 

geschützt. Problematisch ist aber die Bestimmbarkeit der erheblichen Hemm-

schwelle, denn gerade bezüglich persönlicher Angelegenheiten setzen Menschen 

ihre Hemmschwelle abhängig von ihrem Charakter individuell sehr unterschied-

lich an. Eine allgemeine objektive Hemmschwelle ist schon allein aufgrund von 

                                              
376 Rahmlow, HRRS 2005, 84 (90); vgl. Meyer-Goßner, § 68 a StPO Rn. 4; 

§ 171 b GVG Rn. 3.  
377 Rahmlow, HRRS 2005, 84 (92). 
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unterschiedlichen Auffassungen innerhalb der Generationen nicht konkretisier-

bar. Die Hemmschwelle des Betroffenen wäre im Einzelfall subjektiv zu 

bestimmen, was zu erheblichen Beweisschwierigkeiten führt.  

(6) Theorie des „inneren Kreises“ 

Nach Linkens handelt es sich bei dem höchstpersönlichen Lebensbereich um den 

inneren Kreis einer Person mit einem besonderen persönlichen Bezug, über den 

die jeweilige Person frei verfügen kann, in den sie sich allein oder mit von ihr 

ausgewählten Personen zurückziehen und aus dem sie die nicht zu diesem Kreis 

zählende Öffentlichkeit ausschließen kann379. 

Der Begriff des inneren Kreises ist nicht geläufig und wenig greifbar. Zudem 

wird nicht deutlich, worin gerade der besondere persönliche Bezug liegt oder 

anhand welcher Kriterien dieser zu bestimmen ist. Wo der Grad des persönlichen 

Bezugs verläuft, der den höchstpersönlichen Lebensbereich vom bloßen persön-

lichen Lebensbereich unterscheidet, ist aber meines Erachtens gerade die Proble- 

matik des Begriffs.  

cc. Vorschlag zur Begriffsbestimmung des höchstpersönlichen Lebensbereichs 

Nach der Darstellung der verschiedenen Definitionsansätze bleibt letztlich zu 

klären, welche Inhalte dem „höchstpersönlichen Lebensbereich“ zugeordnet wer-

den können. 

Dazu ist zunächst auf den Wortlaut abzustellen. Grammatikalisch betrachtet stellt 

das Wort „höchstpersönlich“ einen Superlativ dar, so dass keine weitere Steige-

rung möglich ist. Der Wortlaut „höchstpersönlicher Lebensbereich“ bringt somit 

zum Ausdruck, dass es sich um den persönlichsten Bereich überhaupt handelt. 

Daher beinhaltet der Begriff jedenfalls den engsten Kernbereich privater Lebens-

gestaltung – die so genannte Intimsphäre. Alle Bereiche, die zur Intimsphäre ge-

rechnet werden, zum Beispiel Sexualität, Krankheit und Tod, gehören auch zum 

höchstpersönlichen Lebensbereich. In diesem Punkt sind sich auch alle Meinun-

gen in der Literatur einig. 
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In der Gesetzesbegründung wird erwähnt, dass der Begriff des „höchstpersönli-

chen Lebensbereichs“ an den Begriff des „persönlichen Lebensbereichs“ aus 

§ 68 a Abs. 1 StPO und § 171 b Abs. 1 S. 1 GVG angelehnt sei380. Die Orientie-

rung an dem Begriff des persönlichen Lebensbereichs als Ausgangspunkt er-

scheint zudem sinnvoll, da auch die systematische Einordnung des § 201 a  in 

den 15. Abschnitt des StGB – Schutz des persönlichen Lebensbereichs – dafür 

spricht.  

Zum „persönlichen Lebensbereich“ einer Person gehören im Rahmen des 

§ 171 b GVG die Umstände, die dem privaten Bereich zuzuordnen sind. Dazu 

zählen insbesondere private Eigenschaften und Neigungen, der Gesundheitszu-

stand, die Sexualsphäre, politische und religiöse Einstellungen381. Zudem sind 

auch bestimmte Tatsachen aus dem Familienleben inbegriffen. 

Der BGH hat festgestellt, dass zum persönlichen Lebensbereich solche Tatsachen 

aus dem Familienleben gehören, die die wechselseitigen persönlichen Beziehun-

gen betreffen, daher unbeteiligten Dritten nicht ohne weiteres zugänglich sind 

und Schutz vor Einblicken Außenstehender verdienen382. In der Gesetzesbegrün-

dung zu § 201 a StGB werden diese Zeilen des BGH-Urteils zitiert, mit dem 

Hinweis, dass auch persönliche Familienbeziehungen zum höchstpersönlichen 

Lebensbereich gehören. Obwohl der Gesetzgeber zur Interpretation des „höchst-

persönlichen Lebensbereichs“ auf den „persönlichen Lebensbereich“ verweist, 

hat er sich jedoch zuvor im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens eindeutig gegen 

den Begriff des persönlichen Lebensbereichs entschieden. Zudem hat er in der 

Gesetzesbegründung ausdrücklich klargestellt, dass der verwendete Begriff des 

„höchstpersönlichen Lebensbereichs“ enger ist als der des „persönlichen Lebens-

bereichs“383. Der „höchstpersönliche Lebensbereich“ umfasst demnach neben der 

Intimsphäre einen zusätzlichen Bereich, der zwischen der Intimsphäre und dem 

persönlichen Lebensbereich anzusiedeln ist. Diesen Bereich gilt es zu bestim-

men. 

                                              
380 BT-Drucks. 15/2466, S. 4, 5. 
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Dabei kann der Sinn und Zweck des § 201 a StGB möglicherweise hilfreich sein. 

Sinn und Zweck des Gesetzes war unter anderem, die Ungleichbehandlung zwi-

schen dem Schutz der Persönlichkeit vor heimlichen Aufnahmen des gesproche-

nen Wortes (§ 201 StGB) und dem vor heimlichen Bildaufnahmen zu beseiti-

gen384. Bei § 201 StGB kommt es aber im Gegensatz zu § 201 a StGB nicht dar-

auf an, ob sich die betroffene Person in besonders geschützten Räumlichkeiten 

aufhält. Des Weiteren erfordert die Vorschrift keine Verletzung des höchstper-

sönlichen Lebensbereichs durch die Tonaufnahme als Taterfolg und dieser ist 

auch nicht geschütztes Rechtsgut. § 201 StGB schützt die Privatsphäre385, die 

dem persönlichen Lebensbereich zugeordnet wird. Der Schutz geht also viel wei-

ter als bei § 201 a StGB. Auch wenn der Gesetzgeber die Absicht hatte, eine be-

stehende Ungleichbehandlung zu beseitigen, hilft § 201 StGB aber bei der Aus-

legung des „höchstpersönlichen Lebensbereichs“ nicht weiter. 

Die Gesetzesinitiative zu § 201 a StGB ist durch die Berichte des Bundesdaten-

schutzbeauftragten beeinflusst worden. Dieser hatte vor heimlichen Aufnahmen 

von Personen zum Beispiel in Umkleidekabinen gewarnt386. § 201 a StGB wurde 

demnach geschaffen, um zu verhindern, dass Menschen solche intimen Situatio-

nen anderer Leute in Bildaufnahmen festhalten und an Dritte weiterreichen. Der 

Appell des Bundesdatenschutzbeauftragten spricht dafür, den höchstpersönlichen 

Lebensbereich weit auszulegen, um einen möglichst großen Schutz zu gewähr-

leisten.  

Es muss jedoch stets das Übermaßverbot des Strafrechts beachtet werden. Die 

strafbewehrte Persönlichkeitsrechtsverletzung muss so gravierend sein, dass ein 

zivilrechtliches Vorgehen gegen den Täter, zum Beispiel die Erstreitung einer 

Geldentschädigung, nicht ausreichend ist. 

Eine solche gravierende Verletzung kann zum Teil in den von Hoyer genannten 

Fällen der rufschädigenden Wirkung der Aufnahme gesehen werden. Hoyer ist 

bedingt zuzustimmen, dass der höchstpersönliche Lebensbereich verletzt ist, 

wenn die Aufnahme geeignet ist, den Abgebildeten verächtlich zu machen oder 

                                              
384 BT-Drucks. 15/2466, S. 4. 
385 Lackner/Kühl, § 201 Rn. 1.  
386 BT-Drucks. 14/5555, S. 22. 
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in der Öffentlichkeit herabzuwürdigen. Meines Erachtens ist es erforderlich, dass 

der Bildaufnahme gerade aufgrund eines intimen Bezuges rufschädigende Wir-

kung zugeschrieben wird. Ein intimer Bezug ist zum Beispiel bei einer Aufnah-

me, die die Annahme von Bestechungsgeldern dokumentiert, abzulehnen. 

Wie bereits erörtert, gibt es darüber hinaus auch „neutrale“ Handlungen, die 

höchstpersönlich sind. Es bietet sich daher folgende Definition an: Der höchst-

persönliche Lebensbereich einer Person ist verletzt, wenn persönliche oder fami-

liäre Situationen abgebildet sind, bei denen davon auszugehen ist, dass die an 

ihnen Beteiligten sie nach allgemeiner Lebenserfahrung aufgrund ihres intimen 

Bezuges nicht an die Öffentlichkeit getragen haben wollen. 

Unter diese Definition können auch neutrale Bildaufnahmen, wie die Aufnahme 

der trauernden Witwe, subsumiert werden. 

Dabei wird nicht verkannt, dass auch diese Definition sehr abstrakt ist und es 

einer konkreten Auslegung des Einzelfalles bedarf. Dies muss jedoch bei jedem 

Versuch einer Definition des „höchstpersönlichen Lebensbereichs“ in Kauf ge-

nommen werden, da der Begriff ebenso wie die „Intimsphäre“ nicht eindeutig 

bestimmbar ist. Eine Konkretisierung des Begriffs kann immer nur durch eine 

Auslegung im Einzelfall erfolgen. Um dem Vorwurf der Unbestimmtheit entge-

genzuwirken und eine einheitliche Auslegung zu ermöglichen, sind Indizien zur 

Hilfe zu nehmen. Ein Indiz, welches für eine Verletzung des höchstpersönlichen 

Lebensbereichs spricht, ist zunächst die von Hoyer genannte Eignung der Auf-

nahme, den Abgebildeten in der Öffentlichkeit verächtlich zu machen. Als weite-

res Indiz kann der Grad der Emotionalität herangezogen werden. Stark emotiona-

le Fotos, wie beim Beispiel der trauernden Witwe, weisen einen ausgeprägten 

persönlichen Charakter auf und gehören damit zum höchstpersönlichen Lebens-

bereich.  

Zudem ist die Nähe zur Intimsphäre als Indiz zu werten, während ein starker Be-

zug zur Öffentlichkeits- oder Sozialsphäre gegen eine Verletzung des höchstper-

sönlichen Lebensbereichs spricht. Ein starker Bezug zur Sozialsphäre kann zum 

Beispiel bei Fotos einer Straftat zu bejahen sein. Wird ein Politiker bei einem 

Betrug gefilmt, ist sein höchstpersönlicher Lebensbereich nicht betroffen, da der 

Bezug des Fotos zur Sozialsphäre des Politikers – sein öffentliches Auftreten, 
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seine Glaubwürdigkeit etc. – stärker ist als zu seiner Intimsphäre. Die Straftat an 

sich reicht nicht aus, um einen Vorgang höchstpersönlich zu machen. Alle Auf-

nahmen, die Straftaten in Zusammenhang mit öffentlichen Ämtern festhalten, 

zum Beispiel die Annahme von Bestechungsgeldern, Veruntreuung von Geldern 

oder Betrug, stellen somit keine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbe-

reichs dar. In diesen Fällen kann der Fotograf das Bild aufnehmen und an die 

Öffentlichkeit bringen, ohne sich nach § 201 a StGB strafbar zu machen. 

Nimmt der Täter bei Begehung der Straftat intime Verhaltensweisen vor, wie 

zum Beispiel sexuelle Handlungen, ist dagegen der höchstpersönliche Lebensbe-

reich betroffen. Hier ist die Nähe zur Intimsphäre ausschlaggebend. Die Herstel-

lung von Bildaufnahmen kann aber in diesen Fällen durch § 34 StGB gerechtfer-

tigt sein.  

 

Die aufgezählten Indizien sollen eine konkrete Auslegung im Einzelfall ermögli-

chen. Letztlich bleibt es aber abzuwarten, welche Fallgruppen von der Recht-

sprechung zum „höchstpersönlichen Lebensbereich“ entwickelt werden.  

e. Das Erfordernis der Erkennbarkeit 

Bei §§ 22, 23 KunstUrhG ist es erforderlich, dass die abgebildete Person erkenn-

bar ist. Bei § 201 a StGB dagegen wird zum Teil keine Erkennbarkeit der abge-

bildeten Person vorausgesetzt387. Das hat zur Folge, dass § 201 a StGB bereits 

dann verwirklicht werden kann, wenn der Täter nur einen intimen Körperteil fo-

tografiert, ohne dass die dazugehörige Person auf der Aufnahme erkennbar ist. 

Begründet wird diese Auffassung damit, dass bereits das Fehlen der Entschei-

dungsbefugnis über die Herstellung der Aufnahme den höchstpersönlichen Le-

bensbereich verletze388. 

Zudem hinge es sonst vom Zufall und technischen Geschick des Täters ab, ob die 

Aufnahme scharf sei und die Person erkannt werden könne389. 

                                              
387 Ernst, NJW 2004, 1277 (1278); Koch, GA 2005, 589 (595); Kargl, ZStW 117 

(2005), 324 (340); Linkens, S. 107. 
388 Linkens, S. 107. 
389 Linkens, S. 108. 
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Dieser Auffassung ist jedoch zu widersprechen. Zwar erfordert § 201 a StGB 

nach seinem Wortlaut keine Erkennbarkeit, dies schließt jedoch die Annahme 

eines solchen Erfordernisses nicht aus. § 22 KunstUrhG verlangt ebenfalls nach 

seinem Wortlaut keine Erkennbarkeit, diese ist jedoch als notwendige Vorausset-

zung allgemein anerkannt390.  

Als Taterfolg verlangt § 201 a StGB eine Verletzung des höchstpersönlichen Le-

bensbereichs. Der Täter muss einen Vorgang, der eine Verletzung des höchstper-

sönlichen Lebensbereichs beinhaltet, in einer Bildaufnahme fixieren. Ein Vor-

gang ist aber nur dann persönlich und kann damit auch erst höchstpersönlich 

werden, wenn er einer bestimmten Person zugeordnet werden kann391. Anderen-

falls handelt es sich um eine unpersönliche, neutrale Aufnahme. Daher ist auch 

bei § 201 a StGB für die Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs eine 

gewisse Erkennbarkeit erforderlich392. Der Wortlaut des § 201 a StGB verlangt 

Bildaufnahmen einer Person, das heißt die Aufnahmen müssen auf eine Person 

rückführbar sein. Die Abbildung von nicht personell zuzuordnenden Körperteilen 

eines Menschen ist nicht tatbestandsmäßig. Es dürfte aber ausreichen, wenn 

Identifikationsmerkmale erkennbar sind, an Hand derer man die Aufnahme, die 

zum Beispiel nur einen Körperteil zeigt, einer Person zuordnen kann. Denn so-

bald der Betroffene, wenn auch nur von Bekannten auf der Aufnahme erkannt 

werden kann, ist die Aufnahme nicht mehr neutral, sondern persönlich. Auch 

dürften unscharfe Bildaufnahmen ausreichen, da gewöhnlich trotz der Unschärfe 

die abgebildete Person noch erkannt werden kann.  

Die betroffene Person muss demnach also nicht komplett auf der Aufnahme ab-

gebildet und in aller Schärfe zu erkennen sein. § 201 a StGB erfordert aber, dass 

die Person in dem Sinne erkennbar ist, dass sie identifiziert werden kann393. An-

derenfalls könnte sich zudem die Beweisführung in einem Strafverfahren als 

                                              
390 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 3; Schricker/Götting, § 60/§ 22 KUG 

Rn. 16; BGH NJW 1979, 2205 – Fußballtor. BGH GRUR 2000, 715, (717) – Der 
blaue Engel. 

391 Vgl. Hoyer, ZIS 2006, 1 (2). 
392 So auch Hoyer, ZIS 2006, 1 (2); vgl. Lackner/Kühl, § 201 a Rn 4; Wendt, AfP 2004, 

181 (189). 
393 So auch Hoyer, ZIS 2006, 1 (2); vgl. Lackner/Kühl, § 201 a Rn 4. 



 

 107

schwierig erweisen, denn im Rahmen der Sachverhaltsermittlung muss die Bild-

aufnahme der Geschädigten oder dem Geschädigten zugeordnet werden können. 

Dies gilt insbesondere, wenn der Geschädigte im Wege des Adhäsionsverfahrens 

einen Schmerzensgeldanspruch geltend macht. Antragsberechtigt ist nach 

§ 403 StPO nur der aus der Straftat Verletzte und dessen Erbe. 

f. Der subjektive Tatbestand 

Der subjektive Tatbestand erfordert vorsätzliches Handeln. Damit ist grundsätz-

lich Vorsatz in Form des dolus eventualis ausreichend. Der Täter muss also nach 

einer Parallelwertung in der Laiensphäre zumindest für möglich halten, dass er 

den höchstpersönlichen Lebensbereich einer Person verletzt, und dieses billigend 

in Kauf nehmen.  

g. Einordnung des Merkmals „unbefugt“ 

Das Merkmal „unbefugt“ kann grundsätzlich auf der Tatbestandsebene oder auf 

der Rechtfertigungsebene von Bedeutung sein. Im Rahmen des 

§ 201 a Abs. 1 StGB ist nicht eindeutig, auf welche Ebene das Merkmal „unbe-

fugt“ einzuordnen ist.  

aa. Einordnung nach der Gesetzesbegründung 

Einerseits heißt es in der Gesetzesbegründung, die Befugnis wird sich in den 

überwiegenden Fällen aus dem Einverständnis der abgebildeten Person erge-

ben394. Ein Einverständnis wirkt tatbestandsausschließend395. Demzufolge wäre 

„unbefugt“ als Tatbestandsmerkmal einzuordnen. 

Andererseits wird aber zugleich darauf verwiesen, dass gesetzliche Befugnis-

normen und allgemeine Rechtfertigungsgründe unberührt bleiben396. Das spricht 

dafür, „unbefugt“ lediglich als Verweis auf die Rechtfertigungsebene zu verste-

                                              
394 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
395 Wessels/Beulke, Rn. 366; Kühl AT, § 9 Rn. 25; Krey, AT 1 § 15 Rn. 611, Lenckner 

in Schönke/Schröder, vor § 32 Rn. 29. 
396 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
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hen. Eine eindeutige Zuordnung des Merkmals „unbefugt“ kann demnach der 

Gesetzesbegründung nicht entnommen werden. 

bb. Einordnung des Merkmals „unbefugt“ in den §§ 201-203 StGB 

Nach der Gesetzesbegründung kann zur Auslegung des Merkmals „unbefugt“ 

aber die zu §§ 201-203 StGB ergangene Rechtsprechung und Literatur herange-

zogen werden397. Möglicherweise kann die Betrachtung der genannten Normen 

Auskunft über die Einordnung des Merkmals „unbefugt“ geben. 

Bei § 201 StGB wird überwiegend vertreten, dass das Merkmal „unbefugt“ auf 

mögliche Rechtfertigungsgründe verweise, die in diesem Bereich besonders häu-

fig vorlägen398. 

Zum Teil wird dem Merkmal aber auch schon Bedeutung auf der Tatbestands-

ebene zugeschrieben. Und zwar komme einer Einwilligung der betroffenen Per-

son in die jeweilige Handlung bereits tatbestandsausschließende Wirkung zu399. 

Dagegen wird vertreten, dass die Einwilligung nur rechtfertigend wirke400, so 

dass das Merkmal unbefugt auf der Tatbestandsebene keine Bedeutung habe.  

Im Rahmen des § 201 StGB existiert demzufolge keine einheitliche Einordnung 

des Merkmals „unbefugt“. 

 

Auch in § 202 StGB wird das Merkmal „unbefugt“ überwiegend auf der Rechts-

widrigkeitsebene eingeordnet401. Jedoch wird auch hier vertreten, dass eine Ein-

                                              
397 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
398 LK-StGB/Schünemann, § 201 Rn. 27; Fischer, § 201 Rn. 9; Wölfl, JURA 2000, 231; 

Klug, FS-Oehler, S. 397 (401 ff.); Gössel/Dölling, § 37 Rn. 63; Wessels/Hettinger, 
BT I Rn. 532; NK-StGB/Kargl, § 201 Rn. 22; Otto, § 34 Rn. 10; BGH NJW 1983, 
1570 (1571). 

399 Gössel/Dölling, § 37 Rn. 63; Maurach/Schroeder/Maiwald BT I, § 29 Rn. 59; vgl. 
Lenckner in Schönke/Schröder, § 201 Rn. 29. 

400 LK-StGB/Schünemann, § 201 Rn. 32; Fischer, § 201 Rn. 9, 10; NK-StGB/Kargl, 
§ 201 Rn. 23; Otto, § 34 Rn. 11. 

401 SK-StGB/Hoyer, § 202 Rn. 25; LK-StGB/Schünemann, § 202 Rn 33; Fischer, § 202 
Rn. 13 ; Lenckner in Schönke/Schröder, § 202 Rn. 12; Otto, § 34 Rn. 22, 10. 
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willigung bereits tatbestandsausschließend wirkt, weil dann in der Regel eine 

Berechtigung zur Kenntnisnahme vorliege402.  

„Unbefugt“ verweist auch innerhalb des § 202 a StGB auf die Rechtswidrigkeits-

ebene403. Einerseits wird vertreten, dass die Einwilligung des Berechtigten bereits 

den Tatbestand ausschließe404, andererseits wird angenommen, dass die Einwilli-

gung nur rechtfertigend eingreife405. 

Im Rahmen des § 203 StGB wird „unbefugt“ ebenfalls als allgemeines Merkmal 

der Rechtswidrigkeit verstanden406. Aber auch hier wird dem Merkmal teilweise 

eine Doppelfunktion zugeschrieben, indem die Einwilligung bereits den Tatbe-

stand ausschließen soll407. Eine tatbestandsausschließende Wirkung der Einwilli-

gung wird aber größtenteils abgelehnt, da es trotz der Einwilligung bei der Ver-

letzung eines objektiven Geheimhaltungsinteresses bleibe408.  

 

Als Ergebnis der Betrachtung ist damit festzuhalten, dass das Merkmal „unbe-

fugt“ innerhalb des 15. Abschnitts zwar allgemein als Hinweis auf die Rechtfer-

tigungsebene verstanden wird. Ob ihm aber als „Doppelfunktion“ im Rahmen 

einer Einwilligung bereits Bedeutung auf der Tatbestandsebene zukommt, ist 

umstritten. Ein Blick auf die zu §§ 201-203 StGB ergangene Rechtsprechung und 

Literatur führt somit zu keiner eindeutigen Einordnung des Merkmals „unbefugt“ 

innerhalb des § 201 a Abs. 1 StGB, sondern wirft die Frage auf, welche Wirkung 

eine Einwilligung in die Tathandlungen des § 201 a Abs. 1 StGB hat.  

                                              
402 Lackner/Kühl, § 202 Rn. 7; LK-StGB/Schünemann, § 202 Rn. 38; Mau-

rach/Schroeder/Maiwald BT I, § 29 Rn. 18; Lenckner in Schönke/Schröder, § 202 
Rn. 12; SK-StGB/Hoyer, § 202 Rn. 25. 

403 SK-StGB/Hoyer, § 202 a Rn. 15; Fischer, § 202 a Rn. 12; Lenckner in Schön-
ke/Schröder, § 202 a Rn.11. 

404 LK-StGB/Schünemann, § 202 a Rn. 11; Gössel/Dölling, § 37 Rn. 126, 62;                  
SK-StGB/Hoyer, § 202 a Rn. 15. 

405 Lackner/Kühl, § 202 a Rn.7; Lenckner in Schönke/Schröder, § 202 a Rn. 11. 
406 SK-StGB/Hoyer, § 203 Rn. 67; LK-StGB/Schünemann, § 203 Rn. 119; Fischer, 

§ 203 Rn. 31; Rogoll, NStZ 1983, 1 (6); OLG Köln NJW 2000, 3656 (3657); 
OLG Schleswig NJW 1985, 1090 (1092). 

407 Lenckner in Schönke/Schröder, § 203 Rn. 21, 22; Krey/Heinrich, BT/1 Rn. 459, 475; 
Maurach/Schroeder/Maiwald BT I, § 29 Rn. 45. 

408 SK-StGB/Hoyer, § 203 Rn. 67; LK-StGB/Schünemann, § 203 Rn. 93; Fischer, § 203 
Rn. 31; Rogoll, NStZ 1983, 1 (6); vgl. Otto, 34 Rn. 35, 10. 
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cc. Meinungen der Literatur zu „unbefugt“ i.S.d. § 201 a Abs.1 StGB 

Die Ansichten in der Literatur zur Einordnung des Merkmals „unbefugt“ in 

§ 201 a Abs. 1 StGB sind entsprechend den oben genannten Auffassungen unter-

schiedlich.  

Überwiegend wird vertreten, dass das Merkmal „unbefugt“ auf die Rechtswid-

rigkeitsebene gehöre409. Es sei lediglich als Hinweis auf mögliche Rechtferti-

gungsgründe, insbesondere die Einwilligung, zu verstehen410. Kühl begründet 

diese Auffassung damit, dass der Tatbestand und das darin verkörperte Unrecht 

schon verwirklicht sei, wenn von einer anderen Person im räumlichen Rückzugs-

bereich eine Bildaufnahme hergestellt wird, die ihren höchstpersönlichen Le-

bensbereich verletzt. Das dann typischerweise in Form einer Interessenverletzung 

vorliegende Unrecht führe nur bei Eingreifen eines Rechtfertigungsgrundes nicht 

zum Rechtswidrigkeitsurteil411.  

Zum Teil wird dagegen das Merkmal „unbefugt“ auch als Tatbestandsmerkmal 

eingeordnet412. Das Tatbestandsmerkmal „unbefugt“ habe die Bedeutung, die 

Tatbestandslosigkeit bei Vorliegen einer diesbezüglichen Einwilligung zu si-

chern413. Demnach soll die Einwilligung nach dieser Ansicht tatbestandsaus-

schließend wirken414. Dem Merkmal „unbefugt“ soll also auch auf der Tatbe-

standsebene Bedeutung zukommen. 

dd. Stellungnahme 

Es ist zum einen zu klären, ob das Merkmal „unbefugt“ ein Tatbestandsmerkmal 

darstellt oder als allgemeines Verbrechensmerkmal auf die Rechtswidrigkeits-

                                              
409 Kühl, AfP 2004, 190 (196); Koch, GA 2005, 589 (602); Fischer, § 201 a Rn. 16; 

Eisele, JR 2005, 6 (10); SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 23; NK-StGB/Kargl, § 201 a 
Rn. 15. 

410 Heuchemer/Paul, JA 2006, 616 (619); Kühl, AfP 2004, 190 (196); Fischer, § 201 a 
Rn. 16. 

411 Kühl, AfP 2004, 190 (196). 
412 Flechsig, ZUM 2004, 605 (612). 
413 Flechsig, ZUM 2004, 605 (612); vgl. Pollähne, der von einem Einverständnis aus-

geht, KritV 2003, 387 (414). 
414 So auch Linkens, S. 122. 
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ebene verweist. Zum anderen ist zu untersuchen, welche Wirkung eine Einwilli-

gung der betroffenen Person in die Tathandlung hat. 

 

Zunächst ist die Frage der Einordnung des Merkmals „unbefugt“ zu beantworten. 

Dazu ist aus folgenden Gründen die Unrechtsbegründung einer Tat im Sinne des 

§ 201 a Abs. 1 StGB näher zu untersuchen. Handelt ein Täter tatbestandsmäßig, 

hat er typischerweise Unrecht begangen415. Die Tatbestandsmäßigkeit einer 

Handlung indiziert ihre Rechtswidrigkeit, welche nur ausnahmsweise durch Ein-

greifen eines Rechtfertigungsgrundes entfallen kann416. Folglich stellt ein tatbe-

standsmäßiges Verhalten abstrakt strafwürdiges Unrecht dar, welches im konkre-

ten Einzelfall gerechtfertigt sein kann. 

Die Unbefugtheit einer Handlung ist demnach Tatbestandsmerkmal, wenn der 

Tatbestand die Strafwürdigkeit eines Handelns gerade aus dessen Unbefugtheit, 

zum Beispiel aus dem Fehlen einer Einwilligung, herleitet. Wenn die Tatbe-

standsverwirklichung an sich schon ausreicht, um strafwürdiges Unrecht zu be-

gründen, verweist das Merkmal „unbefugt“ dagegen nur auf die Rechtswidrig-

keitsebene.  

Es kommt also darauf an, ob das in § 201 a Abs. 1 StGB verkörperte typische 

Unrecht aus der Handlung an sich oder erst aus deren Unbefugtheit herrührt.  

Der Gesetzgeber wollte den Einzelnen in seinem letzten Rückzugsbereich vor 

einer Verletzung seines höchstpersönlichen Lebensbereichs durch unbefugte 

Bildaufnahmen schützen. Aus der Nähe zur Intimsphäre leitet sich ab, dass der 

höchstpersönliche Lebensbereich einer Person grundsätzlich für andere unantast-

bar ist. Inhalte, die zu diesem Bereich zählen, gehen andere nichts an. Das wird 

auch durch den Stellenwert des allgemeinen Persönlichkeitsrechts im Grundge-

setz zum Ausdruck gebracht. Die Beeinträchtigung einer Person an sich in die-

sem höchstpersönlichen Bereich stellt daher bereits Unrecht dar, welches aus-

reicht, um eine Tatbestandsmäßigkeit zu bejahen.  

                                              
415 Vgl. Kühl, AT § 3 Rn. 2. 
416 Vgl. Lackner/Kühl, vor § 32 Rn. 2. 
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Die Unbefugtheit der Handlung ist demnach nicht erforderlich, um die Tatbe-

standsmäßigkeit des Verhaltens zu begründen. Für diese Auffassung spricht auch 

die Tatsache, dass eine einmal hergestellte Aufnahme von beliebig vielen Perso-

nen zur Kenntnis genommen und weitergereicht werden kann. Die Norm beinhal-

tet somit ein hohes Gefährdungspotential, welches es rechtfertigt, die Herstellung 

einer Bildaufnahme, die den höchstpersönlichen Lebensbereich verletzt, bereits 

als abstrakt strafwürdiges Verhalten tatbestandsmäßig sein zu lassen. Das Merk-

mal „unbefugt“ wäre demnach auf der Rechtswidrigkeitsebene einzuordnen. 

Diese Ansicht stimmt auch mit der herrschenden Meinung bezüglich der Einord-

nung des Merkmals „unbefugt“ im 15. Abschnitt des StGB als Hinweis auf mög-

liche Rechtfertigungsgründe überein. Im Ergebnis ist das Merkmal „unbefugt“ 

damit nicht als Tatbestandsmerkmal, sondern als Hinweis auf die Rechtswidrig-

keitsebene einzustufen. 

 

Fraglich ist aber, ob eine Einwilligung bereits tatbestandsausschließend wirkt. Ob 

eine Einwilligung generell rechtfertigend oder tatbestandsausschließend wirkt, ist 

umstritten417. Nicht umstritten ist aber, dass das Einvernehmen einer Person mit 

dem Handeln des Täters als Einverständnis bei einigen Strafrechtsnormen bereits 

den Tatbestand ausschließt.  

Unabhängig von der Bezeichnung als Einverständnis oder Einwilligung geht es 

auch bei § 201 a Abs. 1 StGB um die Frage, inwiefern das Einvernehmen der 

abgebildeten Person zu einem Tatbestandsausschluss führen kann. Die Beantwor-

tung dieser Frage hängt davon ab, woran das strafwürdige Unrecht der Handlun-

gen des § 201 a Abs. 1 StGB geknüpft ist. 

Wenn das vom Tatbestand umschriebene Verhalten für seine Strafwürdigkeit ein 

Handeln gegen den Willen des Betroffenen erfordert, wird im Allgemeinen ein 

tatbestandsausschließendes Einverständnis angenommen418.  

 

                                              
417 Darstellung des Streitstandes: Kühl, AT § 9 Rn. 21, 22; Kindhäuser, AT § 12 

Rn. 2 ff. 
418 Lackner/Kühl, vor § 32 Rn. 11; Kindhäuser, AT § 12 Rn. 33, 34; Wessels/Beulke, 

Rn. 362. 
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Im Rahmen der §§ 201-203 StGB wird von den Vertretern der tatbestandsaus-

schließenden Wirkung der Einwilligung angeführt, dass erst durch das Fehlen 

einer Einwilligung das Unrecht begründet werde419. Das Unrecht rührt in diesen 

Fällen also aus dem entgegenstehenden Willen des Opfers her. 

Wenn die Tatbestandsverwirklichung an sich schon ausreicht, um strafwürdiges 

Unrecht zu begründen und keinen entgegenstehenden Willen des Opfers voraus-

setzt, stellt sich die Einwilligung lediglich als Rechtsschutzverzicht dar. Als 

Rechtsschutzverzicht wirkt sie nur rechtfertigend420.  

Wie Kühl formuliert, kommt es daher für die Abgrenzung von tatbestandsaus-

schließender Wirkung und rechtfertigender Wirkung des Einvernehmens darauf 

an, „ob schon die Tatbestandsverwirklichung allein als nicht unerheblicher Inte-

ressenverlust zu bewerten ist“421. 

Fraglich ist somit, ob die Tatbestandsverwirklichung des § 201 a Abs. 1 StGB 

allein als ein nicht unerheblicher Interessenverlust zu bewerten ist oder das vom 

Tatbestand umschriebene Verhalten für seine Strafwürdigkeit einen entgegenste-

henden Willen der abgebildeten Person erfordert.  

Gegen einen solchen erheblichen Interessenverlust und für eine tatbestandsaus-

schließende Einwilligung wird angeführt, dass wenn eine Person freiwillig Ein-

blick in ihre Privatsphäre gestatte, sie zum Ausdruck bringe, dass sie sich durch 

diese Aufnahmen nicht in ihrem höchstpersönlichen Lebensbereich, mithin in 

ihrem allgemeinen Persönlichkeitsrecht, verletzt sehe422.  

Dem ist jedoch zu widersprechen. Gegen eine tatbestandsausschließende Wir-

kung spricht nämlich, dass der Gesetzgeber in § 201 a Abs. 1 StGB ein Verhalten 

unter Strafe stellt, das generell einen Eingriff in ein fremdes Rechtsgut darstellt. 

Wenn eine Aufnahme einer Person in ihrem Rückzugsbereich hergestellt wird, 

die den höchstpersönlichen Lebensbereich verletzt, liegt bereits typisches Un-

recht in Form einer Interessenverletzung vor423. Das Interesse der betroffenen 

                                              
419 OLG Köln, NJW 1962, 686 ff.; zust. Maurach/Schroeder/Maiwald BT I, § 29 

Rn. 13.  
420 Vgl. Lackner/Kühl, vor § 32 Rn. 10. 
421 Lackner/Kühl, vor § 201 Rn. 2. 
422 Linkens, S. 121. 
423 Kühl, AfP 2004, 190 (196). 
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Person an einer Geheimhaltung ihres persönlichsten Bereiches ist verletzt. Auch 

wenn die Aufnahme befugt hergestellt worden ist, besteht die Gefahr, dass sie 

unbefugt weitergereicht wird. Diese Gefahr reicht meines Erachtens für die Beja-

hung einer Interessenverletzung aus. 

Die abstrakte Strafwürdigkeit entfällt nicht schon dadurch, dass die betroffene 

Person mit der Herstellung einer Bildaufnahme einverstanden ist. Das Einver-

nehmen der Person führt lediglich dazu, dass sie in dem konkreten Fall auf den 

Schutz ihres Rechtsguts verzichtet. Im Ergebnis ist der Einwilligung daher ledig-

lich rechtfertigende Wirkung zuzusprechen. 

3. Der Tatbestand des § 201 a Abs. 2 StGB 

Gemäß § 201 a Abs. 2 StGB wird ebenso bestraft, wer eine durch eine Tat nach 

Abs. 1 hergestellte Bildaufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich 

macht. Diesem Absatz lag die Überlegung zugrunde, dass das unbefugte Nutzen 

einer den höchstpersönlichen Lebensbereich verletzenden Bildaufnahme ebenso 

strafwürdig sei wie das Herstellen einer solchen Aufnahme424.  

a. Tatobjekt: Nach Abs. 1 hergestellte Bildaufnahme 

Tatobjekt ist die „durch eine Tat nach Abs. 1 hergestellte Bildaufnahme“. Zu-

nächst ist daher klärungsbedürftig, unter welchen Umständen eine Bildaufnahme 

durch eine Tat nach Abs. 1 hergestellt worden ist. Jedenfalls muss sie durch eine 

tatbestandsmäßige Handlung im Sinne des Abs. 1 hergestellt worden sein. Zu-

dem muss es sich um eine unbefugte, das heißt rechtswidrige Aufnahme handeln. 

Nach dem Gesetzgeber liegt der Regelung die Überlegung zugrunde, dass die 

unbefugte Nutzung einer unbefugten Bildaufnahme ebenso strafwürdig sei, wie 

deren Herstellung425. Außerdem wird anderenfalls, zum Beispiel in 

§ 201 a Abs. 3 StGB, ausdrücklich von einer befugt hergestellten Aufnahme ge-

sprochen. Auch aus dem Umkehrschluss ergibt sich somit, dass 

§ 201 a Abs. 2 StGB ebenso wie Abs. 1 eine unbefugt hergestellte Aufnahme 

voraussetzt. Auf ein Verschulden des Vortäters soll es dagegen nicht ankom-

                                              
424 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
425 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
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men426. Auf ein Verschulden des Täters zu verzichten, erscheint sinnvoll, da 

sonst der Hintermann B, der eine vom schuldunfähigen A hergestellte Aufnahme 

gebraucht, nicht für das Gebrauchen strafrechtlich belangt werden könnte. Wenn 

A eine Aufnahme schuldlos herstellt und B diese vorsätzlich gebraucht, besteht 

aber für B ein Strafbedürfnis.  

Des Weiteren ist zu bemerken, dass es sich um eine hergestellte Bildaufnahme 

handeln muss. Eine gemäß § 201 a Abs. 1 StGB übertragene Aufnahme ist kein 

taugliches Tatobjekt. Dies ist auch nicht notwendig, da eine übertragene Auf-

nahme mit ihrer Speicherung hergestellt wird, so dass auch sie letztlich ein taug-

liches Tatobjekt sein kann427. 

b. Gebrauchen oder Zugänglichmachen als Tathandlungen 

Der Tatbestand unterscheidet zwei Handlungsalternativen, das Gebrauchen der 

Aufnahme und das Zugänglichmachen. 

aa. Gebrauchen einer Aufnahme 

Gebrauchen umfasst nach seinem Wortsinn jegliche Nutzung der Bildaufnahme. 

Der Gesetzgeber hat dieser weiten Deutung des Begriffs aber vorgebeugt. Ein 

Gebrauchen der Aufnahme sei nur dann zu bejahen, wenn die technischen Mög-

lichkeiten des Bildträgers ausgenutzt werden, die Aufnahme zum Beispiel archi-

viert, gespeichert oder kopiert wird428. Die Nutzung muss demnach auf techni-

schem Wege erfolgen. Weitere Beispiele für den Gebrauch einer Bildaufnahme 

sind daher auch alle Handlungen, die mithilfe des Computers vorgenommen 

werden können, wie zum Beispiel das Scannen oder das Brennen der Aufnahme 

auf CD. 

Nach dem Gesetzesentwurf des Bundesrats soll ein Gebrauchen bereits dann vor-

liegen, „wenn der Täter eine Aufnahme für sich sichtbar macht, zum Beispiel 

einen gefertigten Film ansieht“429. Aus dieser Aussage ergibt sich die Frage, ob 

                                              
426 Fischer, § 201 a, Rn. 17. 
427 Vgl. Fischer, § 201 a, Rn. 17. 
428 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
429 BT- Drucks. 15/1891, S. 7. 
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das bloße Betrachten einer Aufnahme bereits ein Gebrauchen darstellt. Teilweise 

wird dies bejaht430. Das Gebrauchen im Sinne des § 201 a Abs. 2 StGB entspre-

che dem Gebrauchen im Sinne des § 201 StGB. Da es bei letzterem auf die Nut-

zung der fixierten Äußerung ankomme, stelle auch das Betrachten einer Bildauf-

nahme ein Gebrauchen dar431. Hoppe vertritt sogar, dass § 201 a StGB auch den 

Endverbraucher erfasse, der in einer Zeitschrift eine Aufnahme betrachtet. Als 

Argument führt er an, dass es keinen Unterschied machen könne, ob jemand ein 

Bild im Internet herunterlade und auf seiner Festplatte betrachte oder es im Zeit-

schriftenhandel erwerbe432. 

Demgegenüber wird es überwiegend abgelehnt, das bloße Betrachten eines Bil-

des als tatbestandsmäßiges Gebrauchen anzusehen433.  

Der Gesetzgeber hat sich im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens des 

§ 201 a StGB dafür entschieden, den „frechen Blick“ straflos zu lassen, da dieser 

nur Gebote des Anstands verletze434. Dies wird als Hauptargument gegen die 

Strafbarkeit des bloßen Betrachtens angeführt, mit dem Zusatz, dass es wider-

sprüchlich wäre, wenn das Betrachten eines Bildes strafbar wäre, während das 

„live Beobachten“ der abgebildeten Szene straflos ist435. Zudem wird darauf 

verwiesen, dass selbst bei kinderpornografischen Schriften das bloße Betrachten 

nicht strafbar sei436. § 184 b Abs. 4 StGB stellt nur die Verschaffung des Besitzes 

unter Strafe. Wann Besitz an den Bildern erlangt ist, ist bei Internetdateien zwar 

problematisch437, überwiegend wird aber vertreten, dass zur Besitzverschaffung 

ein Abspeichern auf der Festplatte oder anderen Datenträgern erforderlich ist. 

                                              
430 Hoppe, GRUR 2004, 991 (992); Sauren, ZUM 2005, 425 (429); Kargl, ZStW 117 

(2005), 324 (334); Linkens, S. 96.  
431 Kargl, ZStW 117 (2005), 324 (334). 
432 Hoppe, GRUR 2004, 991 (992). 
433 Koch, GA 2005, (601); SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn.28; Flechsig, ZUM 2004, 605 

(614); Lenckner in Schönke/Schröder, § 201 a Rn. 9; für eine allg. teleologische 
Reduktion: Bosch, JZ 2005, 377 (380), für eine teleologische Reduktion nur auf den 
unbefugten Zugriff durch Dritte: Kächele, S. 172. 

434 Vgl. BT-Drucks. 15/2466, S. 4. 
435 Koch, GA 2005, (601); Bosch, JZ 2005, 377 (380). 
436 Koch, GA 2005, (601); Heuchemer/Paul, JA 2006, 616 (619). 
437 Vgl. Harms, NStZ 2003, 646 ff. m.w.N. 
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Das mit dem bloßen Betrachten verknüpfte kurzfristige Speichern der Aufnah-

men im Arbeitsspeicher soll dagegen nicht ausreichend sein438. 

Nach dem Wortlaut könnte man zwar das bloße Betrachten als tatbestandsmäßi-

ges Gebrauchen bejahen. Aber das Gegenargument, dass der „freche Blick“ als 

lediglich moralwidriges Verhalten eingestuft worden sei und daher das Betrach-

ten eines Bildes erst recht als bloßes moralwidriges Verhalten angesehen werden 

müsse, hat auch nach der Einführung eines „Stalking-Paragrafen“ nicht an Über-

zeugungskraft verloren439. 

Gegen eine Strafbarkeit des bloßen Betrachtens einer Bildaufnahme spricht zu-

dem das Gebot des maßvollen Strafens. Das Strafrecht soll grundsätzlich nur ul-

tima ratio sein. Jeder, der in einer Boulevardzeitung blättert, in der strafbar her-

gestellte Fotos abgebildet sind, würde nach Hoppe Gefahr laufen, sich strafbar zu 

machen, vorausgesetzt, er handelt zumindest mit dolus eventualis. Dieses Ergeb-

nis widerspricht nicht nur dem Gebot des maßvollen Strafens, sondern auch dem 

Sinn und Zweck des § 201 a StGB, der grundsätzlich durch einen sehr einge-

schränkten Schutzbereich gekennzeichnet ist.  

Hinzu kommt, dass der Unrechtsgehalt des bloßen Betrachtens nicht mit dem des 

Gebrauchens im Sinne von Kopieren oder Archivieren und dem Herstellen in 

Abs. 1 vergleichbar ist. Das bloße Betrachten einer Aufnahme ist eine passive 

Handlung, wohingegen das Herstellen und Archivieren einen aktiven Eingriff in 

den höchstpersönlichen Lebensbereich darstellt. Daher beinhaltet das bloße Be-

trachten nicht annähernd die kriminelle Energie, die bezüglich des Herstellens 

oder Archivierens einer den höchstpersönlichen Lebensbereich verletzenden 

Aufnahme erforderlich ist. Ferner muss, wenn selbst bei Kinderpornografie nur 

der Besitz als strafbar angesehen wird, auch im Rahmen des § 201 a StGB das 

bloße Betrachten straffrei bleiben.  

Letztlich spricht schon gegen eine Strafbarkeit des bloßen Betrachtens, dass der 

Gesetzgeber das Ausnutzen technischer Möglichkeiten des Bildträgers ver-

                                              
438 Harms, NStZ 2003, 646 (648); Lenckner in Schönke/Schröder, § 184 b Rn. 15; 

Lackner/Kühl, § 184 b Rn 8; a.A. Fischer, § 184 b Rn. 22. 
439 Am 31. März 2007 ist mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zum strafrechtlichen 

Schutz von Stalking-Opfern der § 238 „Nachstellung“ in das StGB eingefügt wor-
den. Der flüchtige „freche Blick“ ist jedoch in § 238 StGB nicht mit einbezogen. 
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langt440. Wenn der Täter einen gefertigten Film für sich selbst sichtbar macht, 

indem er ihn abspielt, nutzt er die technischen Möglichkeiten des Bildträgers. In 

diesem Fall ist ein bloßes Betrachten tatbestandsmäßig, wobei in der Regel der 

Tatbestand auch schon durch ein vorheriges Abspeichern oder Archivieren erfüllt 

ist. Ein Dritter, der ihm dabei zusieht, tut dies dagegen nicht. Derjenige, der ein 

Bild lediglich betrachtet, ohne dass er es sich selbst verschafft und technisch be-

arbeitet, nutzt also keinerlei technische Möglichkeiten des Bildträgers und „ge-

braucht“ das Bild demzufolge nicht.  

Im Ergebnis bleibt daher festzustellen, dass das bloße Betrachten einer Aufnah-

me nicht unter den Tatbestand des § 201 a StGB fällt. 

Wenn das bloße Betrachten bereits kein Gebrauchen darstellt, ist erst recht auch 

der bloße Besitz nicht als eine Form des Gebrauchens anzusehen. Der Besitz der 

Bildaufnahme erfolgt nämlich in der Regel ohne jegliche Ausnutzung technischer 

Geräte. Lediglich Bilddateien werden mittels eines technischen Geräts – des 

Computers – besessen. In diesem Fall muss aber, wenn bezüglich 

§ 184 b Abs. 4 StGB überwiegend vertreten wird, dass zur Besitzverschaffung 

einer Internetdatei ein Abspeichern auf der Festplatte oder anderen Datenträgern 

erforderlich ist, dies auch für § 201 a StGB gelten. Dann kann aber ein Gebrau-

chen bereits durch das Abspeichern der Aufnahme bejaht werden. 

Die typischen strafbaren Handlungen im Sinne des Gebrauchens sind damit das 

Archivieren, Speichern oder Kopieren von Bildaufnahmen, die in der Regel der 

Bildhersteller vornehmen wird, der sich schon gemäß § 201 a Abs. 1 StGB straf-

bar gemacht hat. Der Tatbestand erlangt damit nur in den Fällen eigenständige 

Bedeutung, in denen ein anderer als der Bildhersteller die tatbestandsmäßigen 

Handlungen des § 201 a Abs. 2 StGB ausführt.  

bb. Zugänglichmachen einer Aufnahme 

Eine Aufnahme ist einem Dritten zugänglich gemacht, wenn der Täter Dritten die 

Kenntnisnahme der Aufnahme oder Zugriff auf diese ermöglicht441. Es ist dem-

nach nicht notwendig, dass ein Dritter die Aufnahmen tatsächlich visuell wahr-

                                              
440 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
441 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
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nimmt, auch wenn dies in der Regel der Fall sein dürfte. Einen typischen Fall des 

Zugänglichmachens stellt die vom Täter veranlasste Vorführung der Fotos oder 

Filme dar. Von praktisch größerer Bedeutung dürfte aber die Verbreitung der 

Aufnahme im Internet sein442, die durch die unbegrenzte Zahl von Internetsurfern 

eine quantitativ und dadurch bedingt qualitativ stärkere Verletzung des Persön-

lichkeitsrechts beinhaltet. Da es nur auf die Möglichkeit der Kenntnisnahme an-

kommt, genügt bereits das Einstellen einer Aufnahme ins Internet. Nicht erfor-

derlich ist, dass die Website von Dritten aufgerufen wird. 

4. Der Tatbestand des § 201 a Abs. 3 StGB 

Gemäß § 201 a Abs. 3 StGB wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 

Geldstrafe bestraft, wer eine befugt hergestellte Bildaufnahme von einer anderen 

Person, die sich in einer Wohnung oder einem gegen Einblick besonders ge-

schützten Raum befindet, wissentlich unbefugt einem Dritten zugänglich macht 

und dadurch deren höchstpersönlichen Lebensbereich verletzt.  

a. Tatobjekt 

Im Gegensatz zu den vorherigen Absätzen ist das Tatobjekt eine befugt herge-

stellte Aufnahme. Die Befugnis kann vor allem aus einer Einwilligung der abge-

bildeten Person, aber auch aus sonstigen Rechtfertigungsgründen herrühren. 

Der Gesetzgeber stellt hier demnach nicht ein Eindringen des Täters in den 

höchstpersönlichen Lebensbereich unter Strafe, sondern die unbefugte Weiterga-

be der Bildaufnahme und insbesondere den Vertrauensbruch bei der Weitergabe 

der Bildaufnahme, die mit Einwilligung hergestellt worden ist. Der Gesetzgeber 

hatte dabei insbesondere häusliche Nacktaufnahmen vor Augen, von denen der 

verlassene Partner aus Rache oder verletzter Eitelkeit andere Personen Kenntnis 

nehmen lässt443. 

                                              
442 Fischer, § 201 a, Rn. 18. 
443 Vgl. Raab, Protokoll der 105. Sitzung des BT, S. 9540. 
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b. Tathandlung  

Tathandlung ist das Zugänglichmachen der befugt hergestellten Bildaufnahme. 

Zur Erläuterung des Begriffs kann auf die Ausführungen zu § 201 a Abs. 2 StGB 

verwiesen werden.  

Der Entwurf der CDU-Fraktion und der fraktionsübergreifende Entwurf sahen in 

Absatz 3 ebenfalls das Gebrauchen der Bildaufnahme als Tathandlung vor444. 

Auf Empfehlung des Rechtsausschusses des Bundestags wurde diese Alternative 

aber gestrichen, um sozialadäquates Verhalten von der Vorschrift auszuneh-

men445. Als sozialadäquates Gebrauchen einer Bildaufnahme kann zum Beispiel 

das unbefugte Kopieren oder Archivieren einer befugt hergestellten Aufnahme 

betrachtet werden.  

Die Streichung des Gebrauchens aus § 201 a Abs. 3 StGB durch den Gesetzge-

bers wird zum Teil kritisiert. Es seien auch Fälle denkbar, in denen das unbefugte 

Gebrauchen einer befugt hergestellten Aufnahme strafwürdig sei. Und zwar sei 

dies bei Manipulationen einer Aufnahme der Fall, durch die auf die abgebildete 

Person ein falsches Licht geworfen werde446. 

Dem ist nicht zuzustimmen. Der genannte Fall der Manipulation, also der Her-

stellung einer Fotomontage, kann bereits von § 201 a Abs. 1 StGB strafrechtlich 

erfasst werden. Es kann offen bleiben, ob der Täter mit einer kompromittierenden 

Manipulation eine befugt hergestellte Bildaufnahme gebraucht. Er stellt nämlich 

zugleich unbefugt eine neue Bildaufnahme her. Herstellen erfordert ein Spei-

chern einer Bildaufnahme. Auch eine Fotomontage stellt eine Bildaufnahme dar, 

die in der Regel mit dem Computer erarbeitet und dann als neue Datei gespei-

chert wird. Demzufolge wird eine neue Bildaufnahme hergestellt. Diese neue 

Bildaufnahme kann den höchstpersönlichen Lebensbereich verletzen, und zwar 

dann, wenn die Montage als solche nicht erkennbar ist, so dass für den Abgebil-

deten die Gefahr besteht, Dritte könnten die Aufnahme für „echt“ halten. Dabei 

ist bei einer Montage die Besonderheit zu beachten, dass sie aus mehreren Perso-

                                              
444 BT-Drucks. 15/533, S. 3; BT-Drucks. 15/2466, S. 3. 
445 BT-Drucks. 15/2995, S. 4 ff. 
446 Linkens, S. 104. 
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nen zusammengesetzt sein kann, wie zum Beispiel, wenn der Kopf einer Person 

auf den nackten Körper einer anderen Person montiert wird. In diesem Fall wird 

der höchstpersönliche Lebensbereich desjenigen verletzt, der in der Fotomontage 

erkennbar abgebildet ist, also in der Regel desjenigen, dessen Gesicht zu erken-

nen ist. Die Manipulation einer Aufnahme kann demnach bereits den Tatbestand 

des § 201 a Abs. 1 StGB erfüllen. Es besteht somit keine Strafbarkeitslücke. Die 

Kritik an der Entscheidung des Gesetzgebers ist unbegründet. 

c. Einordnung des Merkmals „unbefugt“ 

Umstritten ist, ob das Merkmal „unbefugt“ in § 201 a Abs. 3 StGB als Tatbe-

standsmerkmal oder auf der Rechtswidrigkeitsebene einzuordnen ist. Der Streit 

rührt aus der Kombination von „wissentlich unbefugt“ her, deren Auslegung sich 

als schwierig erweist.  

Auch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die den Begriff „wissentlich“ 

in § 201 a Abs. 3 StGB eingeführt hat, hat in der Beschlussempfehlung und dem 

Bericht des Rechtsausschusses des Bundestags bemerkt, „man verhehle nicht, 

dass man sich damit außerordentlich schwer tue, weil es zu einem Problem in der 

Rechtsanwendung komme. Der Begriff „wissentlich“ sei ein Vorsatzelement und 

der Begriff „unbefugt“ sei nach überwiegender Meinung und in der Rechtspre-

chung ein Rechtfertigungselement. Man müsse abwarten, wie die Rechtspre-

chung die Kombination „wissentlich“ und „unbefugt“ auslege“447.  

aa. „Unbefugt“ als Tatbestandsmerkmal 

Nach der Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses des Bundestags stellt das 

Merkmal „unbefugt“ ein Tatbestandsmerkmal dar, auf welches sich das Wissen 

des Täters beziehen muss448. „Der Täter, der die Aufnahme an einen Dritten un-

befugt weitergebe, müsse wissen, dass er dieses nicht darf“449. Sinn und Zweck 

                                              
447 BT-Drucks. 15/2995, S. 6. 
448 BT-Drucks. 15/2995, S. 6; so auch Flechsig, ZUM 2004, 605 (615); Fischer, § 201 a 

Rn. 24; Koch, GA 2005, 589 (602); Heuchemer/Paul, JA 2006, 616 (620); 
Lackner/Kühl, § 201 a Rn. 8. 

449 BT-Drucks. 15/2995, S. 6. 
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sei es, sozialadäquate, nicht strafwürdige Fälle vom Tatbestand auszuschlie-

ßen450. Nach dieser Ansicht muss der Täter somit sicher wissen – in Form des 

dolus directus 2. Grades –, dass er unbefugt handelt. 

Bosch ordnet das Merkmal „unbefugt“ zwar auch als Tatbestandsmerkmal ein. 

Aber seiner Ansicht nach kann der Nachweis, dass der Handelnde sicher wusste, 

dass er keine Befugnis hatte, die Aufnahme anderen zugänglich zu machen, nicht 

gelingen. Daher zieht er in Erwägung, „wissentlich unbefugt“ in dem Sinne aus-

zulegen, dass der Täter sicher gewusst haben muss, dass keine ausdrückliche Ge-

nehmigung der abgebildeten Person vorgelegen hat451.  

bb. „Unbefugt“ als Hinweis auf die Rechtswidrigkeitsebene 

Hoyer vertritt die Ansicht, dass „unbefugt“ auch in § 201 a Abs. 3 StGB lediglich 

auf die Rechtswidrigkeitsebene verweist452. Das Wissentlichkeitsmerkmal stehe 

dem nicht entgegen, da das Vorsatzerfordernis nach der eingeschränkten Schuld-

theorie analog für die Rechtswidrigkeitsebene gelte. Bei § 201 a Abs. 3 StGB 

müsse der Täter bezüglich der Rechtswidrigkeit seines Zugänglichmachens dolus 

directus 2. Grades haben453. Der Täter muss also sicher wissen, dass kein Recht-

fertigungsgrund, insbesondere keine Einwilligung, vorliegt.  

cc. Stellungnahme 

Verkörpert „unbefugt“ ein Tatbestandsmerkmal, schließt eine Einwilligung der 

abgebildeten Person in die Weitergabe des befugt hergestellten Bildes an Dritte 

bereits den Tatbestand aus. 

Folgt man der Auffassung des Rechtsausschusses des Bundestags, reicht ein 

Handeln ohne Einwilligung der abgebildeten Person aber zur Erfüllung des Tat-

bestandes nicht aus. Durch die Einfügung des Wortes „wissentlich“ erfordert der 

subjektive Tatbestand vielmehr, dass der Täter Vorsatz in Form des dolus direc-

tus 2. Grades bezüglich der Unbefugtheit seines Handelns hat. Er muss also posi-

                                              
450 BT-Drucks. 15/2995, S. 6. 
451 Bosch, JZ 2005, 377 (382). 
452 SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 36. 
453 SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 36. 
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tiv wissen, dass er die Bildaufnahme ohne Einverständnis der abgebildeten Per-

son, also gegen ihren Willen, einem anderen zugänglich macht. Der dolus even-

tualis als Vorsatzform bezüglich der Unbefugtheit ist demnach ausgeschlossen. 

Es reicht somit nicht aus, wenn der Täter es lediglich für möglich hält, dass die 

abgebildete Person nicht damit einverstanden ist, dass er die Aufnahme anderen 

Personen zeigt.  

Bosch ist insofern zuzustimmen, als der Nachweis des sicheren Wissens des Tä-

ters, dass er unbefugt gehandelt hat, im Prozess kaum zu erbringen ist. Der Täter 

wird immer angeben, er sei von einem konkludenten Einverständnis ausgegan-

gen, so dass er sich in einem Tatbestandsirrtum befände, der gemäß § 16 StGB 

den Vorsatz entfallen ließe. Die Norm ist damit nach dieser Auslegung in der 

Praxis großen Beweisschwierigkeiten ausgesetzt.  

Folgt man der Auslegung von Bosch und verlangt ein sicheres Wissen, dass keine 

ausdrückliche Genehmigung der abgebildeten Person vorgelegen hat, macht sich 

der Täter bereits nach § 201 a Abs. 3 StGB strafbar, sobald er kein ausdrückli-

ches Einverständnis der betroffenen Person zur Weitergabe der Bildaufnahme an 

Dritte einholt. Indirekt setzt nach dieser Auslegung § 201 a StGB damit voraus, 

dass vor jedem Zeigen einer befugt hergestellten Aufnahme immer ein ausdrück-

liches Einverständnis einzuholen ist. Somit wird dem Täter die Berufung auf ein 

konkludentes Einverständnis verwehrt und damit eine Haftungsverschärfung her-

beigeführt. Diese Auslegung mag zwar bei Nacktfotos von der Ex-Freundin zu 

vertretbaren Lösungen führen, da in diesen Fällen erwartet werden kann, ein aus-

drückliches Einverständnis der abgebildeten Person einzuholen. Zu beachten ist 

jedoch, dass der Gesetzgeber mit der Einfügung des Merkmals „wissentlich“ 

§ 201 a Abs. 3 StGB beschränken wollte. Sozialadäquate Fälle sollten vom Tat-

bestand ausgeschlossen werden. Das Erfordernis eines ausdrücklichen Einver-

ständnisses führt dagegen zu einer verschärften Strafbarkeit, da die Berufung auf 

ein konkludentes Einverständnis ausgeschlossen wird. Insbesondere sozialadä-

quate Handlungen, bei denen der Täter oftmals ein konkludentes Einverständnis 

annehmen wird, wie zum Beispiel das Herumzeigen der Aufnahme seines Neu-

geborenen an der Mutterbrust, wären strafbar. Die Auslegung von Bosch ist da-

her abzulehnen.  
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Es bleibt aber die Frage, ob „unbefugt“ auf der Tatbestandsebene oder der 

Rechtswidrigkeitsebene einzuordnen ist.  

Als Hauptargument für die Einordnung als Tatbestandsmerkmal wird angeführt, 

dass „unbefugt“ mit dem Vorsatzelement „wissentlich“ kombiniert worden sei454. 

Die Kombination von „wissentlich unbefugt“ bedeutet jedoch nicht stets, dass 

„unbefugt“ ein Tatbestandsmerkmal darstellt.  

In § 108 b Abs. 1 Nr. 2 UrhG findet man ebenfalls die Kombination „wissentlich 

unbefugt“. Dort heißt es verkürzt dargestellt, wer wissentlich unbefugt eine von 

Rechtsinhabern stammende Information für die Rechtewahrnehmung entfernt 

oder verändert und dadurch wenigstens leichtfertig die Verletzung von Urheber-

rechten veranlasst, wird, wenn die Tat nicht ausschließlich zum eigenen privaten 

Gebrauch des Täters erfolgt, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-

strafe bestraft. In dieser Norm wird das Merkmal „unbefugt“, trotz der Kombina-

tion mit dem Vorsatzelement „wissentlich“, lediglich als Hinweis auf allgemeine 

Rechtfertigungsgründe eingeordnet455. Als Argument wird angeführt, dass die 

Norm die Sozialwidrigkeit ahnde, die in der Verletzungshandlung an sich liege 

und nicht in der fehlenden Autorisierung. Der Eingriff als solcher verletze das 

geschützte Rechtsgut, was auch durch eine Einwilligung nicht beseitigt werden 

könne. Die Einwilligung führe nur dazu, dass das rechtsgutsverletzende Verhal-

ten ausnahmsweise gestattet sei456. 

Diese Argumentation zur Problematik der Einordnung des Merkmals „unbefugt“ 

entspricht derjenigen, die bereits in Bezug auf § 201 a Abs. 1 StGB verfolgt wor-

den ist und kann auf § 201 a Abs. 3 StGB übertragen werden. Ahndet 

§ 201 a Abs. 3 StGB eine Sozialwidrigkeit, die in der Verletzungshandlung an 

sich liegt, ist „unbefugt“ auf der Rechtswidrigkeitsebene einzuordnen. Ergibt sich 

die Sozialwidrigkeit und damit die Strafwürdigkeit erst aus einer fehlenden Auto-

risierung, stellt „unbefugt“ ein Tatbestandsmerkmal dar.  

Kühl vertritt, dass das Zugänglichmachen befugt hergestellter Aufnahmen in 

§ 201 a Abs. 3 StGB ohne das Merkmal der Unbefugtheit noch kein typisches 

                                              
454 Vgl. Lackner/Kühl, § 201 a Rn. 8. 
455 Schricker/Vassilaki, § 108 b Rn. 11. 
456 Schricker/Vassilaki, § 108 b Rn. 11. 
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Unrecht, sondern sozialübliches Verhalten umschreibt; zum Unrecht werde es 

erst, wenn gegen den Willen des Abgebildeten gehandelt werde457. Dem ist je-

doch zu widersprechen: Bei § 201 a Abs. 3 StGB ist die Aufnahme zwar befugt 

hergestellt worden, die Bildaufnahme beinhaltet aber dennoch eine abstrakt 

strafwürdige Rechtsgutsverletzung in Form der Verletzung des Geheimhaltungs-

interesses des höchstpersönlichen Lebensbereichs. Die Befugnis – zum Beispiel 

durch Einwilligung – zur Herstellung einer den höchstpersönlichen Lebensbe-

reich betreffenden Bildaufnahme beseitigt nicht den Tatbestand, sondern wirkt 

lediglich rechtfertigend458.  

Wenn die befugte Herstellung der Aufnahme eine abstrakt strafwürdige Rechts-

gutsverletzung beinhaltet, gilt dies konsequenterweise auch für das Zugänglich-

machen dieser Aufnahme. Denn auch durch das Zugänglichmachen – zum Bei-

spiel in Form der Weitergabe an Dritte – wird das Interesse der abgebildeten Per-

son an der Geheimhaltung ihres höchstpersönlichen Lebensbereichs verletzt. Da-

her liegt das typische Unrecht des § 201 a Abs. 3 StGB nicht bloß in einer feh-

lenden Autorisierung. Das Merkmal „unbefugt“ ist demnach in 

§ 201 a Abs. 3 StGB als Hinweis auf mögliche Rechtfertigungsgründe zu verste-

hen.  

Für eine solche Einordnung des Merkmals „unbefugt“ spricht auch die Systema-

tik des 15. Abschnitts des StGB und des Tatbestandes des § 201 a StGB. Das 

Merkmal „unbefugt“ stellt in den §§ 201 ff. StGB und auch in 

§ 201 a Abs. 1 StGB, nur einen Hinweis auf etwaige Rechtfertigungsgründe 

dar459. Würde man „unbefugt“ in § 201 a Abs. 3 StGB als Tatbestandsmerkmal 

ansehen, würde es innerhalb derselben Norm dogmatisch unterschiedlich einge-

ordnet werden. Dies würde einen „Bruch im System“ 460 darstellen.  

Im Ergebnis ist das Merkmal „unbefugt“ daher auch in § 201 a Abs. 3 StGB als 

Hinweis auf mögliche Rechtfertigungsgründe einzuordnen.  

 

                                              
457 Lackner/Kühl, § 201 a Rn. 8. 
458 Vgl. die Ausführungen zu „unbefugt“ in § 201 a Abs. 1 StGB, S. 111 ff. 
459 Koch, GA 2005, 589 (602); Eisele, JR 2005, 6 (10); Kühl, AfP 2004, 190 (196). 
460 Eisele, JR 2005, 6 (10). 
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Problematisch bleibt die Beurteilung des Vorsatzelementes „wissentlich“. Mit 

der Einordnung des Merkmals „unbefugt“ auf die Rechtswidrigkeitsebene be-

zieht sich das Vorsatzelement „wissentlich“ auf Rechtswidrigkeitsgründe. Diese 

Konstellation stellt zwar ein Novum im StGB dar, sie ist jedoch nicht ausge-

schlossen. 

Hoyer ist zuzustimmen, dass eine Übertragung des Wissentlichkeitsmerkmals auf 

die Rechtswidrigkeitsebene möglich ist. 

Nach der eingeschränkten Schuldtheorie gilt das Vorsatzerfordernis analog für 

die Rechtswidrigkeitsebene. Danach ist für die Vorsatzstrafe ein Unrechtsvor-

satz, das heißt Kenntnis der Umstände des gesetzlichen Tatbestandes sowie die 

Nichtannahme rechtfertigender Umstände, erforderlich461. Dagegen wird der 

Vorsatz analog § 16 StGB bei der irrtümlichen Annahme rechtfertigender Um-

stände ausgeschlossen. Während gewöhnlich ein Mitbewusstsein bezüglich des 

Fehlens rechtfertigender Umstände ausreicht462, ist bei einem wissentlich unbe-

fugten Handeln erforderlich, dass der Täter sicher wissen muss, dass Rechtferti-

gungsgründe nicht eingreifen. 

Hoyers Ansicht ist somit im Ergebnis zu folgen. Dabei bleibt das Problem der 

Beweisführung bestehen. Es ist anzunehmen, dass der Täter auch hier immer be-

haupten wird, er habe geglaubt oder auch nur für möglich gehalten, dass eine 

Einwilligung vorliege. Dann wusste er nicht sicher, dass er rechtswidrig handelte, 

und wäre nicht strafbar. Bei § 201 a Abs. 3 StGB muss somit in Kauf genommen 

werden, dass die Norm aufgrund der Beweisschwierigkeiten in der Praxis wahr-

scheinlich keine große Bedeutung erlangen wird. 

d. Teleologische Reduktion bei strafunwürdigen Fällen 

Ein weiterer Kritikpunkt an § 201 a Abs. 3 StGB ist, dass der Tatbestand Verhal-

tensweisen erfasst, deren Strafwürdigkeit höchst fraglich ist. Den Tatbestand 

verwirklicht der Mann, der heimlich Bilder seiner nackten Ex-Freundin im Inter-

net veröffentlicht, genauso wie derjenige, der die Bilder im privaten Kreis einem 

                                              
461 Roxin, AT I § 14 Rn. 70; vgl. SK-StGB/Rudolphi, § 16 Rn. 10. 
462 Roxin, AT I § 14 Rn. 71. 
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guten Freund zeigt. Fraglich ist, ob letzteres die Grenze der Strafwürdigkeit be-

reits überschreitet. Bosch nennt als weiteres Beispiel den Familienvater, der Fo-

tos seiner Frau beim Stillen des Kindes ohne deren Wissen im Familienkreis 

zeigt463. Zum Familienvater ist jedoch festzustellen, dass dieser gewöhnlich dar-

auf vertraut, dass eine konkludente Einwilligung seiner Frau vorliegt. Nach der 

hier favorisierten Auslegung fehlt dem Familienvater in diesem Fall das sichere 

Wissen im Sinne des dolus directus 2. Grades, dass Rechtfertigungsgründe nicht 

vorliegen. Er macht sich demnach nicht nach § 201 a Abs. 3 StGB strafbar. 

Anders hingegen sieht es bei den Fällen aus, in denen nicht an eine konkludente 

Einwilligung geglaubt wird, deren Strafwürdigkeit aus ganz anderen Gründen 

fragwürdig erscheint. Zu nennen ist der Fall, in dem ein Redakteur ein für eine 

bestimmte Veröffentlichung genehmigtes Foto unbefugt an andere Zeitungen 

weitergibt oder ein Fotograf innerhalb einer Wohnung Nacktaufnahmen eines 

Models herstellt und diese dann vertragswidrig an weitere Magazine verkauft464. 

Zunächst ist festzustellen, dass diese Fälle unter § 201 a Abs. 3 StGB subsumiert 

werden können. Das Model befand sich in einer Wohnung und die Weitergabe 

von Nacktaufnahmen verletzt den höchstpersönlichen Lebensbereich. Der Foto-

graf, der die Aufnahmen unbefugt weiterverkauft, weiß auch sicher – im Sinne 

des dolus directus 2. Grades – dass für die vertragswidrige Weitergabe der Bild-

aufnahmen keine Rechtfertigungsgründe eingreifen. Denn in seinem Vertrag 

wird die Verwendung der Aufnahmen ausdrücklich geregelt sein. 

Würden diese Fälle von § 201 a Abs. 3 StGB erfasst werden, hinge die Strafbar-

keit bei vertragswidrigem Verkauf professioneller Nacktaufnahmen lediglich da-

von ab, ob die Fotos in einer Wohnung oder an einem öffentlichen Ort hergestellt 

worden sind. Diese willkürliche Ungleichbehandlung ist in einem Rechtsstaat 

jedoch nicht hinnehmbar. Koch vertritt daher eine teleologische Reduktion des 

Tatbestandes. Die Aufnahmen, die von vornherein für anonyme Dritte bestimmt 

gewesen seien, seien nicht von § 201 a Abs. 3 StGB geschützt. Denn wer einge-

willigt habe, dass die Bilder einem unbestimmten Leserkreis zugänglich gemacht 

                                              
463 Bosch, JZ 2005, 377 (381). 
464 Koch, GA 2005, 589 (602). 
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werden, könne sich nicht auf die Verletzung seiner Intimsphäre berufen465. In 

diesen Fällen wird zwar auch ein Vertrauensbruch begangen, jedoch kein beson-

ders schwerer, persönlicher Vertrauensbruch, sondern einer auf geschäftlicher 

Ebene.  

Es wird eine Vertragsverletzung begangen, der mit Mitteln des Zivilrechts aus-

reichend begegnet werden kann. Der Fotograf kann zum Beispiel gemäß den 

§§ 812 ff. BGB zur Zahlung der üblichen Lizenzgebühr verurteilt werden. Eine 

Strafverfolgung ist nicht gerechtfertigt. Zudem haben die Models ihre Intimsphä-

re preisgegeben. Sie bedarf in diesen Fällen nicht mehr des Schutzes durch 

§ 201 a StGB. Würde man eine Strafbarkeit annehmen, würde § 201 a StGB 

kommerzielle Interessen der abgebildeten Person schützen. Der Schutzzweck des 

§ 201 a StGB besteht aber in dem Schutz der Intimsphäre vor der Öffentlichkeit 

und nicht im Schutz von Vermögenswerten. Die teleologische Reduktion ist da-

her zu befürworten. Unter einer „befugt hergestellten Bildaufnahme“ im Sinne 

des § 201 a Abs. 3 StGB ist somit nur eine Aufnahme zu verstehen, die nicht von 

vornherein für anonyme Dritte bestimmt gewesen ist. 

e. Beurteilung des § 201 a Abs. 3 StGB 

Insgesamt ist § 201 a Abs. 3 StGB im Ergebnis als missglückte Vorschrift einzu-

stufen. Sie weist durch die Kombination von „wissentlich unbefugt“ dogmatische 

Schwierigkeiten auf. Zudem wird sie in der Praxis erheblichen Beweisschwierig-

keiten ausgesetzt sein. Die Erforderlichkeit einer teleologischen Reduktion bringt 

des Weiteren zum Ausdruck, dass dem Gesetzgeber eine präzise Abgrenzung von 

strafwürdigem und strafunwürdigem Verhalten nicht gelungen ist. Es bleibt ab-

zuwarten, wie die Rechtsprechung die Probleme des § 201 a Abs. 3 StGB hand-

haben wird. 

                                              
465 Koch, GA 2005, (602). 
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5. Rechtfertigungsmöglichkeiten 

a. Anwendbarkeit allgemeiner Rechtfertigungsgründe 

Die allgemeinen Rechtfertigungsgründe sind anwendbar466. In Betracht kommen 

vor allem die Einwilligung sowie die Rechtfertigungsgründe der Notwehr und 

des Notstands. 

aa. Einwilligung 

Praxisrelevant ist vor allem die Einwilligung. Wenn die abgebildete Person in die 

Herstellung der Aufnahme einwilligt, handelt der Täter nicht mehr unbefugt. 

Sind auf einer Bildaufnahme mehrere Personen abgebildet, kann jede Person nur 

für sich selbst eine Einwilligung abgeben467. Die Einwilligung kann ausdrück-

lich, aber auch konkludent erteilt werden. Eine konkludente Einwilligung wird 

aber nur dann annehmbar sein, wenn die betroffene Person Kenntnis von der 

Bildaufnahme hat und es trotz Kenntnis unterlässt, der Aufnahme entgegenzu-

wirken468. Anderenfalls gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass die betroffene 

Person mit der Herstellung einer Bildaufnahme einverstanden ist. 

Auch eine mutmaßliche Einwilligung kommt als Rechtfertigungsgrund in Be-

tracht. Sie ist aber gegenüber der Einwilligung subsidiär, das heißt wenn der Tä-

ter die betroffene Person befragen kann, ist eine Rechtfertigung über eine mut-

maßliche Einwilligung nicht möglich469. Eine mutmaßliche Einwilligung setzt 

voraus, dass der Betroffene nicht rechtzeitig einwilligen kann470.  

Bezüglich § 201 a Abs. 1 StGB wird die mutmaßliche Einwilligung in der Regel 

daran scheitern, dass der Täter bei der Herstellung der Aufnahme der betroffenen 

Person gegenübersteht und somit die Möglichkeit hatte, vor der Aufnahme eine 

Einwilligung der betroffenen Person einzuholen. 

                                              
466 BT-Drucks. 15/2466, S. 5; BT-Drucks. 15/2995, S. 6. 
467 NK-StGB/Kargl, § 201 a Rn. 16. 
468 So auch NK-StGB/Kargl, § 201 a Rn. 16. 
469 Kühl, AT § 9 Rn. 46; Roxin, AT I § 18 Rn. 10; Hoyer, JR 2000, 473 (474); Lenckner 

in Schönke/Schröder, Vorbem. § 32 Rn. 54. 
470 BVerfG NJW 2002, 2164 (2165); Fischer, Vorbem. § 32 Rn. 4; Kindhäuser, 

AT § 19 Rn. 5. 
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bb. Notwehr und rechtfertigender Notstand 

Zudem könnte auch eine Rechtfertigung durch Notwehr gemäß § 32 StGB oder 

durch Notstand gemäß § 34 StGB möglich sein. Bei § 201 StGB ist in den Fällen 

der Erpressungskonstellationen nach überwiegender Ansicht die Aufnahme der 

Stimme des Erpressers gerechtfertigt, wobei unterschiedlich Notwehr oder Not-

stand als Rechtfertigungsgrund herangezogen werden471.  

Auch bei § 201 a StGB kann die Aufnahme eines Erpressers gerechtfertigt sein, 

wenn die Dauergefahr einer Erpressung anders nicht beendet werden kann472. 

Notwehr oder Notstand dürften aber bei § 201 a StGB eher selten einschlägig 

sein. Es sind nur wenige Ausnahmefälle denkbar, in denen gerade eine Verlet-

zung des höchstpersönlichen Lebensbereichs des Täters durch Bildaufnahmen 

zur Verteidigung von Rechtsgütern erforderlich ist. Zu denken ist zum Beispiel 

an Fälle, in denen heimlich Fotos von regelmäßigem sexuellem Missbrauch her-

gestellt werden, um den Täter zu überführen und weitere Übergriffe zu verhin-

dern. In diesem Fall ist eine Rechtfertigung nach § 34 StGB möglich. Die Not-

standslage besteht in einer Dauergefahr für das geschützte Rechtsgut der körper-

lichen Unversehrtheit und sexuellen Selbstbestimmung des Opfers. Eine Bildauf-

nahme ist geeignet, die Gefahr zu beenden. Im Rahmen der Verhältnismäßig-

keitsprüfung des § 34 StGB überwiegt hier das geschützte Interesse des Opfers 

an seiner körperlichen Unversehrtheit gegenüber dem beeinträchtigten Interesse 

des Täters an der Unverletzbarkeit seines höchstpersönlichen Lebensbereichs. 

Handelt der Fotograf zudem mit Rettungswillen, ist er gemäß 

§ 34 StGB gerechtfertigt. 

Vertritt man mit der herrschenden Meinung, dass auch Rechtsgüter der Allge-

meinheit durch § 34 StGB geschützt werden473, kann sich auch die Presse bei  

                                              
471 BGH NJW 1982, 277 (278); BGH NJW 1958, 1344 (1345); BVerfG, NJW 2002, 

3619 (3624); BGHSt 34, 39 (51); NK-StGB/Kargl, § 201 Rn. 25; Kramer, 
NJW 1990, 1760 (1762); Wölfl, JURA 2000, 231 (232); SK-StGB/Hoyer, § 201 
Rn. 39; Lenckner in Schönke/Schröder, § 201 Rn. 31 a. 

472 Hoppe, GRUR 2004, 990 (994). 
473 Krey, AT 1 Rn. 544; Kühl, AT § 8 Rn. 27 ff.; Fischer, § 34 Rn 3 a; Lenckner/Perron 

in Schönke/Schröder, § 34 Rn. 10; LK-StGB/Zieschang, § 34 Rn. 23; Kindhäuser, 
AT § 17 Rn. 17; a. A: SK-StGB/Günther, § 34 Rn. 23.  
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Aufnahmen zur Aufdeckung von gesellschaftlichen Missständen auf § 34 StGB 

berufen. Zu beachten ist aber, dass es für eine Rechtfertigung nach § 34 StGB 

nicht ausreicht, wenn die Bildherstellung dem bloßen Informationsinteresse der 

Allgemeinheit dient. Vielmehr verlangt § 34 StGB, dass die Aufnahme geeignet 

und erforderlich zur Gefahrabwendung für ein Rechtsgut der Allgemeinheit ist, 

welches gegenüber dem Interesse der abgebildeten Person an der Unverletzbar-

keit ihres höchstpersönlichen Lebensbereichs überwiegt. Diese Voraussetzung 

dürfte aber nur in den wenigsten Fällen gegeben sein zum Beispiel, wenn die 

Bildaufnahmen der Aufdeckung und dadurch der Beendigung schwerer Strafta-

ten474 oder erheblicher gesellschaftlicher Missstände – u.a. in Pflegeheimen und 

ähnlichen Institutionen – dienen.  

Im Rahmen der Interessenabwägung wird daher sehr genau untersucht werden 

müssen, ob die Herstellung der Bildaufnahme bloßer Information und Neugier 

der Allgemeinheit oder aber der Abwendung einer Gefahr für ein rechtlich ge-

schütztes Interesse der Allgemeinheit dient. 

Ein allgemeiner Beweisnotstand auch zur Verfolgung zivilrechtlicher Ansprüche 

ist aber abzulehnen, da der Schutz des höchstpersönlichen Lebensbereichs des 

Täters im Rahmen der Interessenabwägung des § 34 StGB überwiegt475. 

Die allgemeinen Rechtfertigungsgründe der Notwehr und des Notstandes dürften 

im Ergebnis gegenüber der Einwilligung eine sehr untergeordnete Rolle spielen.  

b. Anwendbarkeit besonderer Rechtfertigungsgründe 

Neben den allgemeinen Rechtfertigungsgründen kommen möglicherweise auch 

besondere Rechtfertigungsgründe in Betracht. 

aa. Spezialgesetzliche Befugnisnormen der StPO 

Die StPO enthält einige Vorschriften, die die Herstellung von Lichtbildaufnah-

men gegen den Willen des Betroffenen zulassen. Diese Vorschriften gelten je-

                                              
474 Vgl. Schertz, AfP 2005, 421 (428); vgl. SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 26; Flechsig, 

ZUM 2005, (609) Kühl, AfP 2004, 190 (197).  
475 Vgl. NK-StGB/Kargl, § 201 a Rn. 17; Hoppe, GRUR 2004, 990 (994). 
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doch nur für das Handeln der Strafverfolgungsbehörden und rechtfertigen somit 

nicht das Handeln Privater. 

Gemäß § 81 b StPO dürfen, soweit es für die Zwecke der Durchführung des 

Strafverfahrens notwendig ist, Lichtaufnahmen des Beschuldigten gegen seinen 

Willen aufgenommen werden.  

Die Vorschrift gestattet Identifizierungsmaßnahmen und Maßnahmen für erken-

nungsdienstliche Zwecke476. Da grundsätzlich die Verhältnismäßigkeit der Maß-

nahme gewahrt werden muss, sind auch hier kaum Fallkonstellationen denkbar, 

in denen eine den höchstpersönlichen Lebensbereich verletzende Aufnahme des 

Beschuldigten notwendig und zulässig ist.  

§ 100 h Abs. 1 Nr. 1 StPO gestattet die Herstellung von Lichtbildern zu Zwecken 

der Observation, allerdings nur außerhalb einer Wohnung477. Aufnahmen von 

Personen, die sich in gegen Einblick besonders geschützten Räumen im Sinne 

des § 201 a StGB aufhalten, können demnach theoretisch nach 

§ 100 h Abs. 1 Nr.1 StPO zulässig sein. Jedoch wird die Zulässigkeit einer tatbe-

standsmäßigen Aufnahme im Sinne des § 201 a StGB auch hier gewöhnlich an 

der Unverhältnismäßigkeit der Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbe-

reichs scheitern. 

bb. Analoge Anwendung des § 193 StGB auf § 201 a StGB 

§ 201 a StGB selbst enthält keinen besonderen Rechtfertigungsgrund der Wahr-

nehmung berechtigter Interessen. Möglicherweise könnte man einen solchen aber 

analog anwenden. In Betracht kommt § 193 StGB. Er normiert besondere Recht-

fertigungsgründe für den Bereich der Beleidigungsdelikte. Gemäß § 193 StGB ist 

eine Beleidigung unter Umständen nicht strafbar, wenn sie unter anderem zur 

Verteidigung von Rechten oder zur Wahrnehmung berechtigter Interessen be-

gangen worden ist. Ob eine Wahrnehmung berechtigter Interessen einschlägig 

ist, ist durch eine Abwägung zu ermitteln, wobei insbesondere die in Art. 5 GG 

garantierte Meinungs- und Pressefreiheit zu berücksichtigen ist.  

                                              
476 Meyer-Goßner, § 81 b StPO Rn. 2, 3. 
477 Meyer-Goßner, § 100 h StPO Rn. 1. 
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Auch Handlungen von Journalisten, die den Tatbestand des § 201 a StGB ver-

wirklichen, könnten durch die Pressefreiheit geschützt sein. Fraglich ist, ob 

§ 193 StGB analog bezüglich § 201 a StGB angewendet werden kann. Das setzt 

zunächst voraus, dass eine Analogie im Strafrecht überhaupt möglich ist. 

Art. 103 Abs. 2 GG enthält ein Verbot für strafbegründende oder strafschärfende 

Gesetzesanalogien, also solchen, die zu Lasten des Täters wirken478. Wenn eine 

Analogie im Strafrecht zu Gunsten des Täters eingesetzt wird, ist sie demnach 

möglich. Da Rechtfertigungsgründe immer zu Gunsten des Täters wirken, ist ei-

ne analoge Anwendung jedenfalls nicht ausgeschlossen.  

Voraussetzung für jede Analogie ist aber eine planwidrige Regelungslücke, an 

der es hier bereits fehlt. Die Entwürfe der FDP-Fraktion und der CDU/CSU-

Fraktion hatten noch die Rechtswidrigkeit der Tat verneint, wenn die Tat zur 

Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen begangen wird479. Dabei 

sollte die Rechtfertigung inhaltsgleich mit § 193 StGB sein480. Letztlich hat sich 

der Gesetzgeber aber ausdrücklich gegen einen besonderen Rechtfertigungsgrund 

der Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen entschieden. Der Gesetz-

geber hat also die Problematik gesehen und sich mit dem Thema eines besonde-

ren Rechtfertigungsgrundes befasst. Daher liegt keine planwidrige Regelungslü-

cke vor. Eine analoge Anwendung des § 193 StGB ist im Ergebnis abzulehnen481. 

cc. Analoge Anwendung der §§ 23 ff. KunstUrhG auf § 201 a StGB 

In den §§ 23 ff. KunstUrhG sind Ausnahmen normiert, in denen eine Einwilli-

gung der abgebildeten Person nicht erforderlich ist. Gemäß 

§ 23 Abs. 1 KunstUrhG ist sie entbehrlich bei Bildnissen aus dem Bereich der 

Zeitgeschichte, bei Bildern, auf denen die Personen nur als Beiwerk einer Land-

schaft erscheinen, Bildern von Versammlungen und bei Bildnissen, die einem 

höheren Interesse der Kunst dienen.  

                                              
478 BGHSt, 35, 390, 395; BVerfGE 73, 206 (234 ff.); Krey, AT 1 § 3 Rn. 85; vgl. Roxin, 

AT I § 5 Rn. 8. 
479 BT-Drucks. 15/361, S. 2; BT-Drucks. 15/533, S. 2. 
480 BT-Drucks. 15/533, S. 4. 
481 So auch Fischer, § 201 a Rn. 16. 
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Gemäß § 24 KunstUrhG dürfen Behörden ohne Einwilligung Bildnisse, die dem 

Zwecke der Rechtspflege und der öffentlichen Sicherheit dienen, veröffentlichen.  

Fraglich ist, ob diese Fälle auf § 201 a StGB übertragbar sind und die 

§§ 23 ff. KunstUrhG analog auf § 201 a StGB angewendet werden können.  

Dass es sich bei §§ 23 ff. KunstUrhG um zivilrechtliche Normen handelt, steht 

einer analogen Anwendung auf § 201 a StGB nicht entgegen. Die Einheit der 

Rechtsordnung gebietet, dass auch Erlaubnissätze des Zivilrechts, die Rechtswid-

rigkeit von Straftatbeständen ausschließen. So sind zum Beispiel auch 

§§ 228, 904 BGB als Rechtfertigungsgründe anerkannt. 

 

Zunächst ist § 23 KunstUrhG zu untersuchen. Fraglich ist, ob die genannten 

Ausnahmen bei § 201 a StGB überhaupt einschlägig sein können. § 201 a StGB 

erfasst nur Bilder, die in einer geschützten Räumlichkeit hergestellt wurden und 

den höchstpersönlichen Lebensbereich verletzen. Diese Art von Bildern ist mei-

nes Erachtens nur bei Bildnissen von Personen der Zeitgeschichte und bei Bild-

nissen, die einem höheren Interesse der Kunst dienen wie zum Beispiel Aktauf-

nahmen möglich.  

Zu klären ist damit, ob in diesen zwei Fällen, wenn der Tatbestand des 

§ 201 a StGB erfüllt ist, § 23 KunstUrhG analog angewendet werden kann. 

Voraussetzung für jede Analogie ist das Bestehen einer planwidrigen Regelungs-

lücke und eine vergleichbare Interessenlage. Es ist bereits fraglich, ob eine Rege-

lungslücke besteht. Der Gesetzgeber hat einen besonderen Rechtfertigungsgrund 

entsprechend dem § 193 StGB in Erwägung gezogen, im Ergebnis aber abge-

lehnt. Die Möglichkeit besonderer Rechtfertigungsgründe ist damit vom Gesetz-

geber erkannt worden. Dies spricht gegen die Planwidrigkeit einer möglichen 

Lücke. Hätte der Gesetzgeber die Anwendbarkeit von § 23 ff. KunstUrhG befür-

wortet, hätte er dies durch einen Verweis in § 201 a StGB zum Ausdruck bringen 

können. Da ein solcher Verweis in § 201 a StGB keinen Eingang gefunden hat, 

ist davon auszugehen, dass eine Anwendung der §§ 23 ff. KunstUrhG nicht ge-

wollt ist. Auch dies spricht gegen das Vorliegen einer planwidrigen Regelungslü-

cke. 
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Ob tatsächlich eine Lücke besteht, kann aber dahingestellt bleiben, wenn die 

Ausnahmen der § 23 ff. KunstUrhG ohnehin bezüglich § 201 a StGB nicht ein-

schlägig sind. 

Der Sinn und Zweck der §§ 23 ff. KunstUrhG besteht darin, das Recht am eige-

nen Bild mit der Pressefreiheit und dem Informationsinteresse der Allgemeinheit 

in Einklang zu bringen482. § 23 Abs. 2 KunstUrhG sieht zu diesem Zweck eine 

Interessenabwägung zwischen dem Recht am eigenen Bild der abgebildeten Per-

son und dem Informationsinteresse der Allgemeinheit vor.  

§ 201 a StGB dagegen sieht diese Abwägung nicht vor. Dies hängt damit zu-

sammen, dass er einen wesentlich engeren Schutzbereich aufweist. Das Recht am 

eigenen Bild ist nur im Rahmen des höchstpersönlichen Lebensbereichs ge-

schützt, der insbesondere die Intimsphäre beinhaltet und nach der Gesetzesbe-

gründung mit dem Bereich privater Lebensgestaltung umschrieben wird, in dem 

eine Abwägung zwischen dem Interesse der Allgemeinheit und dem Interesse des 

Einzelnen nicht stattfindet483.  

Im Rahmen des § 23 Abs. 2 KunstUrhG überwiegt die Intimsphäre der abgebil-

deten Person gegenüber dem Informationsinteresse der Allgemeinheit484. Der 

Begriff des „höchstpersönlichen Lebensbereichs“ ist in Bezug auf 

§ 23 KunstUrhG noch nicht verwendet worden. Aus seiner Nähe zur Intimsphäre 

und dem Umstand, dass er nach der Gesetzesbegründung keiner Abwägung mit 

dem Allgemeininteresse zugänglich sein soll, ergibt sich aber, dass auch der 

höchstpersönliche Lebensbereich bei einer Abwägung mit dem allgemeinen In-

formationsinteresse im Rahmen des § 23 KunstUrhG überwiegt. Daher kann ein 

Eingriff in den höchstpersönlichen Lebensbereich nicht aufgrund eines Überwie-

gens des bloßen Informationsinteresses der Allgemeinheit gemäß 

§ 23 KunstUrhG gerechtfertigt werden. Es bleibt demnach kein Raum für eine 

                                              
482 Vgl. Schricker/Götting, § 60/§23 KUG Rn. 1. 
483 BT-Drucks. 15/2466, 3 (5). 
484 Dreier in Dreier/Schulze, § 23 KUG Rn. 27; Fricke in Wandtke/Bullinger, 

§ 23 KUG Rn. 40; Schricker/Götting, § 60/§ 23 KUG Rn. 102; Eisele, JR 2005, 6 
(10). 
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Interessenabwägung und demzufolge auch kein Raum für eine analoge Anwen-

dung des § 23 KunstUrhG.  

Auf den ersten Blick könnte man dieses Ergebnis als Widerspruch zu einer mög-

lichen Rechtfertigung nach § 34 StGB sehen, in dem eine Interessenabwägung zu 

Lasten des höchstpersönlichen Lebensbereichs der betroffenen Person ausfallen 

kann. Es ist jedoch zwischen der Abwägung im Rahmen des § 23 KunstUrhG auf 

der einen Seite und derjenigen des § 34 StGB auf der anderen Seite zu differen-

zieren.  

Bei § 23 KunstUrhG wird unmittelbar zwischen dem Informationsinteresse der 

Allgemeinheit – und der dahinter stehenden Pressefreiheit – und dem Persönlich-

keitsrecht des Betroffenen abgewogen.  

Im Gegensatz dazu findet im Rahmen des § 34 StGB keine direkte Abwägung 

mit dem bloßen Informationsinteresse der Allgemeinheit statt. Vielmehr wird 

eine Abwägung zwischen einem, sich in Gefahr befindenden, geschützten 

Rechtsgut, welches ein Rechtsgut der Allgemeinheit sein kann, und dem beein-

trächtigten Interesse des Abgebildeten am Schutz seines höchstpersönlichen Le-

bensbereichs vorgenommen. Das bedeutet, wenn die Presse Bildaufnahmen her-

stellt, müssen diese zur Abwendung einer Gefahr für ein rechtlich geschütztes 

Allgemeininteresse erforderlich sein. § 34 StGB erfordert demnach andere Vor-

aussetzungen als § 23 KunstUrhG, so dass eine unterschiedliche Beurteilung der 

Normen keinen Widerspruch darstellt. 

 

Möglicherweise könnte aber § 24 KunstUrhG analog angewendet werden. Dies-

bezüglich ist aber ebenfalls aufgrund der oben gemachten Ausführungen eine 

planwidrige Regelungslücke eher zu verneinen.  

§ 24 KunstUrhG erlaubt nur Behörden die Veröffentlichung von Bildnissen zum 

Zweck der Rechtspflege. Daher kommt diese Norm als Rechtfertigungsgrund für 

Privatpersonen nicht in Betracht. Typische Fälle des § 24 KunstUrhG sind die 

Veröffentlichung von Bildnissen gesuchter Straftäter oder von vermissten Perso-

nen. Auch Fernsehsendungen, die im Ersuchen der Staatsanwaltschaft Fahn-

dungshilfe leisten, sind nach § 24 KunstUrhG zulässig. Die in diesem Zusam-

menhang verwendeten Bilder, zumeist Portraitfotos, verletzen den höchstpersön-
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lichen Lebensbereich der abgebildeten Person allerdings nicht. Fraglich ist, ob 

überhaupt eine Veröffentlichung von Bildnissen, die den höchstpersönlichen Le-

bensbereich verletzen, zugunsten der Rechtspflege nötig und verhältnismäßig ist.  

§ 24 KunstUrhG setzt zwar keine Interessenabwägung im Einzelfall voraus, aber 

das Handeln von Behörden unterliegt dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit485. 

Insofern wird auch hier von Gesetzes wegen eine Interessenabwägung vorge-

nommen, in der das Interesse an der Aufklärung und der Verhinderung von Straf-

taten gegenüber dem Persönlichkeitsrecht der betroffenen Person überwiegt486. 

Bildaufnahmen, die den höchstpersönlichen Lebensbereich, also insbesondere die 

Intimsphäre, verletzen, sind nicht verhältnismäßig. So darf meines Erachtens eine 

Aufnahme von einem sexuellen Missbrauch, die Täter und Opfer abbildet, 

zwecks Fahndung aus Gründen der Unverhältnismäßigkeit nicht veröffentlicht 

werden. Dies dürfte aber auch nicht erforderlich sein, da es zur Fahndung aus-

reicht, den Kopf der gesuchten Person abzubilden, und die Bildaufnahme inso-

weit technisch bearbeitet werden kann. Problematisch könnte ausschließlich die 

Herstellung der Aufnahme sein, was jedoch nicht von § 24 KunstUrhG erfasst 

wird: § 24 KunstUrhG erlaubt nur das Vervielfältigen, Verbreiten oder öffentli-

che Zurschaustellen eines Bildnisses. Im Ergebnis ist daher festzuhalten, dass für 

eine analoge Anwendung des § 24 KunstUrhG kein Raum bleibt.  

6. Strafmaß 

Die Strafdrohung beträgt Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. Damit 

fällt das Strafmaß deutlich geringer aus als bei § 201 StGB, der in seinem Grund-

tatbestand eine Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren oder Geldstrafe vorsieht. 

Ein Grund für die unterschiedlich hohe Strafandrohung ist hingegen nicht er-

kennbar, da schließlich beide Delikte den Schutz des allgemeinen Persönlich-

keitsrechts bezwecken und der Schutz des Rechts am eigenen Bild nicht weniger 

wiegt als der Schutz des gesprochenen Wortes, zumal bei § 201 a StGB zusätz-

lich der höchstpersönliche Lebensbereich betroffen ist. 

                                              
485 Dreier in Dreier/Schulze, § 24 KUG Rn. 7. 
486 Schricker/Götting, § 60/24 KUG Rn. 4. 
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Vergleicht man die Strafrahmen der anderen Vorschriften des 15. Abschnitts des 

StGB stellt man fest, dass die Obergrenze des Strafrahmens bis auf 

§ 201 Abs. 3 StGB und § 206 Abs. 1 StGB zwischen einem und drei Jahren liegt. 

Lediglich die Qualifikation des § 201 Abs. 3 StGB für Amtsträger und 

§ 206 Abs. 1 StGB sehen mit einer Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren ein hö-

heres Strafmaß vor. Somit kann man zugunsten des Gesetzgebers sagen, dass 

§ 201 a StGB insgesamt dem Strafrahmengefüge des 15. Abschnitts des StGB 

entspricht. Zudem entspricht das Strafmaß auch dem des § 33 KunstUrhG und 

trägt somit zu einer einheitlichen strafrechtlichen Sanktionierung der Verletzung 

des Rechts am eigenen Bild bei. 

7. Konkurrenzen innerhalb des § 201 a StGB 

Es können nur die Tathandlungen im Sinne der § 201 a Abs. 1 StGB und 

§ 201 a Abs. 2 StGB aufeinandertreffen. § 201 a Abs. 1, 2 StGB und 

§ 201 a Abs. 3 StGB schließen sich dagegen aus, da § 201 a Abs. 3 StGB eine 

befugte Aufnahme voraussetzt, während es sich in den vorhergehenden Absätzen 

um eine unbefugte Bildaufnahme handeln muss. 

Innerhalb des § 201 a Abs. 1 StGB schließen sich ebenfalls die Handlungen 

„Herstellen“ und „Übertragen“ bezüglich derselben Bildaufnahme gegenseitig 

aus, da das Übertragen im Gegensatz zum Herstellen gerade keine Speicherung 

der Bildaufnahmen beinhaltet.  

Das Herstellen im Sinne des Abs. 1 und Gebrauchen der Aufnahme im Sinne des 

Abs. 2 wird von einem späteren Zugänglichmachen im Sinne des Abs. 2 ver-

drängt, wenn der Täter schon bei der Herstellung der Aufnahme den Vorsatz hat-

te, diese später Dritten zugänglich zu machen487. Das Zugänglichmachen stellt 

nämlich die intensivere Rechtsgutsverletzung dar, indem die Aufnahme den Tä-

terkreis verlässt und weiteren Personen bekannt gegeben wird. Fasst der Täter 

dagegen erst später den Entschluss des Zugänglichmachens, ist Tatmehrheit an-

zunehmen488.  

                                              
487 SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 40; Fischer, § 201 a Rn. 30. 
488 Fischer, § 201 a Rn. 30. 
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Realkonkurrenz ist auch anzunehmen, wenn Bildaufnahmen mehrmals gebraucht 

werden oder einzelne Bildaufnahmen mehreren verschiedenen Personen zugäng-

lich gemacht werden489.  

8. Verhältnis von § 201 a StGB zu § 33 KunstUrhG 

§ 201 a StGB und § 33 KunstUrhG dienen beide dem Bildaufnahmeschutz. Im 

Gegensatz zu § 201 a StGB befindet sich § 33 KunstUrhG aber im Nebenstraf-

recht. Daneben weisen die Normen noch weitere Unterschiede auf.  

a. Unterschiede 

Beim Vergleich der Normen fällt zunächst auf, dass im Gegensatz zu 

§ 33 KunstUrhG der § 201 a StGB kein Privatklagedelikt, sondern ein Antrags-

delikt ist. Es wird gemäß § 205 StGB auf Antrag verfolgt.  

Ferner ist zu bemerken, dass § 201 a StGB zwar keine Abwägung vorsieht, dafür 

aber den Schutz auf den höchstpersönlichen Lebensbereich innerhalb der ge-

schützten Räumlichkeiten begrenzt.  

§ 33 KunstUrhG dagegen ist grundsätzlich weiter gefasst, insbesondere örtlich 

nicht eingeschränkt. Er ermöglicht dafür aber im Rahmen der 

§§ 22, 23 KunstUrhG eine Abwägung. Die Normen weisen somit starke struktu-

relle Unterschiede auf. 

§ 201 a StGB wurde eingeführt, um den § 33 KunstUrhG zu ergänzen, der nur 

das Verbreiten und öffentliche Zurschaustellen von Aufnahmen unter Strafe 

stellt490. § 201 a Abs. 1 StGB beseitigt die Strafbarkeitslücke, die bezüglich des 

Herstellens von Aufnahmen bestand. Zudem erfasst er auch das private Herum-

zeigen von Bildaufnahmen.  

b. Konkurrenzen 

§ 33 KunstUrhG ist von der Einführung des § 201 a StGB nicht beeinträchtigt 

worden. Die Vorschrift besteht weiterhin im Nebenstrafrecht und stellt das 

                                              
489 SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 40. 
490 BT-Drucks. 15/2466, S. 4. 
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Verbreiten oder öffentliche Zurschaustellen entgegen den §§ 22, 23 KunstUrhG 

unter Strafe. Der Gesetzgeber hat ausdrücklich festgestellt, dass es bei dem zu-

sätzlichen Schutz des § 33 KunstUrhG bleibt491. Zu klären ist daher, wie die bei-

den Vorschriften zueinander stehen.  

Das Zugänglichmachen einer Aufnahme im Sinne des § 201 a Abs. 2 StGB kann 

zugleich ein „Verbreiten“ oder „öffentliches Zurschaustellen“ der Aufnahme im 

Sinne des § 33 KunstUrhG darstellen. Wenn beide Tatbestände einschlägig sind, 

verdrängt § 201 a Abs. 2 StGB als Spezialtatbestand den § 33 KunstUrhG, da das 

Zugänglichmachen im Sinne des § 201 a StGB eine Verletzung des höchstper-

sönlichen Lebensbereichs beinhaltet492. Es ist also die intensivere Rechtsgutsver-

letzung.  

Ist die abgebildete Person im Zeitpunkt des Zugänglichmachens allerdings be-

reits verstorben, ist § 201 a Abs. 2 StGB nicht mehr einschlägig. Der Täter bleibt 

aber wegen des „Verbreitens“ der Aufnahme gemäß § 33 KunstUrhG strafbar. 

Fraglich ist, wie dann die Herstellung der Aufnahme im Sinne des 

§ 201 a Abs. 1 StGB zu dem Verbreiten derselben im Sinne des § 33 KunstUrhG 

steht. In diesem Fall tritt die Herstellung der Aufnahme nicht zurück. Sie bein-

haltet durch die Verletzung des persönlichen Rückzugsbereichs eine qualitativ 

stärkere Verletzung des Rechts am eigenen Bild. Um dies zum Ausdruck zu 

bringen, stehen § 33 KunstUrhG und § 201 a Abs. 1 StGB in Tatmehrheit zuein-

ander493. 

Bei einem einheitlichen Vorsatz bezüglich der Herstellung und anschließenden 

Verbreitung kann allerdings auch hier Tateinheit angenommen werden. 

Das Nebeneinander des § 201 a StGB und des § 33 KunstUrhG führt zu einigen 

Unübersichtlichkeiten. Daher wäre es ratsam gewesen, den § 33 KunstUrhG 

vollständig in § 201 a StGB zu integrieren.  

                                              
491 BT-Drucks. 15/2995, S. 5. 
492 SK-StGB/Hoyer, § 201 a Rn. 40; vgl. Hoppe, GRUR 2004, 990 (995). 
493 Lackner/Kühl, § 201 a Rn. 11; Fischer, § 201 a Rn. 30; a.A: SK-StGB/Hoyer, 

§ 201 a Rn. 40: Idealkonkurrenz. 
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9. Das Erfordernis eines Strafantrags gemäß § 205 StGB 

Gemäß § 205 Abs. 1 StGB ist ein Strafantrag Voraussetzung für die Verfolgung 

einer Tat nach § 201 a StGB. Das Strafantragserfordernis gilt, abgesehen von 

zwei Ausnahmen (§ 201 Abs. 3 StGB und § 206 StGB), für alle Delikte des 

15. Abschnitts des StGB. In dieser Hinsicht entspricht § 201 a StGB der Syste-

matik des 15. Abschnitts des StGB. 

Antragsberechtigt ist gemäß § 77 Abs. 1 StGB der Verletzte, also derjenige, in 

dessen Rechtsgut durch die Tat unmittelbar eingegriffen worden ist494. Somit ist 

die Person antragsberechtigt, von der den höchstpersönlichen Lebensbereich ver-

letzende Bildaufnahmen hergestellt, gebraucht oder Dritten zugänglich gemacht 

wurden.  

Begründet wurde die Einordnung des § 201 a StGB als Antragsdelikt damit, dass 

es um den höchstpersönlichen Lebensbereich einer Person gehe und diese selbst 

entscheiden solle, ob ein Strafverfahren in Gang gesetzt werde495. Der Begrün-

dung ist zuzustimmen, da durch einen Prozess weitere Personen die Aufnahmen 

aus dem höchstpersönlichen Lebensbereich des Betroffenen zur Kenntnis neh-

men. Würde die abgebildete Person nicht selbst über eine Strafverfolgung ent-

scheiden können, könnte ihr eine erneute Bloßstellung ihres höchstpersönlichen 

Lebensbereichs gegenüber weiteren an dem Prozess beteiligten Personen aufge-

zwungen werden. Das kann aber nicht der Sinn einer Vorschrift sein, die dem 

Schutz des höchstpersönlichen Lebensbereichs dient.  

10. § 201 a Abs. 4 StGB 

Nach § 201 a Abs. 4 StGB können die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder 

andere technische Mittel, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, eingezo-

gen werden. § 74 a StGB ist anzuwenden.  

Dieser Absatz der Vorschrift ist der Gesetzesbegründung zufolge 

§ 201 Abs. 5 StGB nachgebildet496. Die Einziehung der Aufnahme und der tech-

nischen Geräte dient der Beweissicherung. Durch den Verweis auf § 74 a StGB 

                                              
494 Stree/Sternberg-Lieben in Schönke/Schröder, § 77 Rn. 10. 
495 BT-Drucks. 15/1891, S. 7; BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
496 BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
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können die genannten Gegenstände nicht nur vom Täter selbst eingezogen wer-

den, sondern auch von Dritten. Jedoch ist bei jeder Einziehung gemäß 

§ 74 b StGB der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu wahren. Die Einziehung 

darf nicht außer Verhältnis zur Bedeutung der begangenen Tat und zum Vorwurf, 

der den Täter oder Teilnehmer oder den von der Einziehung betroffenen Dritten 

trifft, stehen.  

11. Kritik an § 201 a StGB 

Der § 201 a StGB ist zum Teil stark kritisiert worden, vor allem auch von Seiten 

der Medienverbände. Der folgende Abschnitt dient der Darstellung der Hauptkri-

tikpunkte und soll untersuchen, ob sie berechtigt sind.  

a. „Problem“ des investigativen Journalismus 

Die Presse lebt vor allem von der Bildberichterstattung. Denn Bilder ziehen das 

Interesse der Leser auf die jeweiligen Zeitschriften und werden deshalb nicht 

grundlos oft als „Aufhänger“ für brisante Artikel verwendet. Die Einführung des 

§ 201 a StGB ist daher für die Presse von nicht unbedeutender Relevanz. 

 

Die Presse beurteilt die Einführung des § 201 a StGB überwiegend kritisch. Der 

§ 201 a Abs. 1 StGB tangiere das „Kernarbeitsfeld“ von Pressefotografen, es 

wird von einer „praktischen Beschneidung der investigativen Recherche“ ge-

sprochen497. Der Tatbestand des § 201 a StGB führe zu Verunsicherungen der 

Journalisten und Fotografen498.  

§ 201 a StGB stellt bereits das Herstellen einer Aufnahme unter Strafe. Während 

bislang erst in der Redaktion in aller Ruhe beurteilt werden konnte, ob eine Ver-

öffentlichung bestimmter Aufnahmen zulässig ist, muss der Fotograf die Ent-

scheidung, ob der beabsichtigte „Schnappschuss“ den Straftatbestand verwirk-

licht, jetzt in den wenigen Sekunden treffen, bevor er das Bild herstellt. Zudem 

muss er vor Ort Auslegungsfragen bezüglich des geschützten Raumes und der 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs bewältigen. 

                                              
497 Tillmanns/Führ, ZUM 2005, 441 (442). 
498 Hesse, ZUM 2005, 432 (433); Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (438). 
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Es wird befürchtet, dass die persönliche strafrechtliche Haftung des Journalisten 

und die Unsicherheiten bezüglich der Auslegung des § 201 a StGB dazu führen, 

dass Journalisten sich nunmehr grundsätzlich gegen investigative Recherchen 

entscheiden werden499. Fraglich ist, ob diese Befürchtungen berechtigt sind und 

der § 201 a StGB den investigativen Journalismus zu stark beeinträchtigt, so dass 

die Journalisten Gefahr laufen, sich strafbar zu machen. 

Von den Kritikern werden verschiedene Beispiele der Behinderung des investiga-

tiven Journalimus genannt, deren Stichhaltigkeit im Folgenden zu untersuchen 

ist.  

Des Öfteren wird der Fall des hochrangigen Politikers aufgegriffen, der nachdem 

er zuvor „das hohe Lied auf Ehe und Familie gesungen hat“, mit einer fremden 

Frau in einem Wohnwagen verschwindet500.  

Dieses Beispiel ist jedoch nicht einschlägig. Denn § 201 a StGB erfordert, dass 

die abgebildeten Personen sich in einer Wohnung oder einem sichtgeschützten 

Raum befinden. Solange der Politiker sich mit seiner Begleitung vor dem 

Wohnwagen aufhält oder gerade dabei ist, ihn zu betreten, können Journalisten 

Bildaufnahmen herstellen. Lediglich die Aufnahme in dem Wohnwagen wäre 

strafbar, aber nur dann, wenn der höchstpersönliche Lebensbereich betroffen ist. 

Es bleibt den Journalisten demnach genügend Raum, um nicht strafbare Bildauf-

nahmen – zum Beispiel eine Aufnahme des Abschiedskusses in der Wohnwagen-

tür – herzustellen und die Öffentlichkeit auf die Unglaubwürdigkeit des betroffe-

nen Politikers aufmerksam zu machen oder zumindest bei nicht eindeutigen 

Bildaufnahmen eine Diskussion über dessen Glaubwürdigkeit anzuregen501. 

Zudem wird behauptet, dass eine Reportage über Folter in Gefängnissen unter 

Verwendung einer versteckten Kamera nicht mehr hergestellt werden könnte502. 

Auch diese Behauptung ist jedoch nicht haltbar. Gefängniszellen sind zwar 

grundsätzlich geschützt, bei Folter ist aber eine teleologische Reduktion vorzu-

                                              
499 Vgl. Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (437/438). 
500 Tillmanns/Führ, ZUM 2005, 441 (442). Medienverbände, AfP 2004, 110 (112). 
501 Im Ergebnis so auch Koch, GA 2005, 589 (604); Sauren, ZUM 2005, 425 (431). 
502 Vgl. Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (437). 
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nehmen503, so dass die Herstellung dieser Bildaufnahmen nicht nach 

§ 201 a StGB strafbar wäre. 

Des Weiteren werden mehrfach Beispiele aus dem Magazin „Akte“ angeführt, 

die nach Einführung des § 201 a StGB problematisch sein sollen. 

Als erstes Beispiel kann folgender Fall genannt werden. Zur Aufdeckung eines 

Geldwechselbetruges hatten Reporter die Geldübergabe in der Ecke einer Hotel-

bar sowie die Festnahme der Täter durch die Polizei mit versteckter Kamera ge-

filmt504. Schon dieses erste Beispiel aus dem Magazin „Akte“ ist nicht einschlä-

gig. Die Handlungen der Reporter sind nicht nach § 201 a StGB strafbar. Die 

Ecke einer Hotelbar ist der Öffentlichkeit zugänglich und stellt daher keinen ge-

gen Einblick besonders geschützten Raum im Sinne der Vorschrift dar. Zudem 

ist keine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs gegeben, da die Be-

gehung eines Betrugs außerhalb des höchstpersönlichen Lebensbereichs liegt505. 

Jegliche Fälle, in denen Journalisten Betrügereien oder Korruptionsfälle, in die 

Politiker verwickelt sind, mit verdeckter Kamera aufdecken, bleiben weiterhin 

straflos. 

Als weiteres Beispiel des Magazins „Akte“ wird eine Reportage über einen Kin-

derpornohändler genannt. Reporter filmten mit versteckter Kamera ein Treffen 

mit einem Kinderpornohändler in einem Hotelzimmer. Während des Treffens 

wurden zwei Mädchen, die von ihrer Mutter begleitet worden, nackt fotogra-

fiert506. In diesem Fall ist der Tatbestand des § 201 a StGB erfüllt. Das Hotel-

zimmer stellt eine geschützte Räumlichkeit dar und der höchstpersönliche Le-

bensbereich der beiden Mädchen ist aufgrund ihrer Nacktheit eindeutig verletzt. 

Die Reporter können aber gemäß § 34 StGB gerechtfertigt sein. Das geschützte 

Rechtsgut ist in diesem Fall der Schutz von Kindern vor Kinderpornographie im 

Allgemeinen sowie die körperliche bzw. seelische Unversehrtheit der Mädchen 

im Einzelnen. Durch die Aufdeckung der Tat wird die bestehende Dauergefahr 

erneuten Missbrauchs beendet. Das Interesse der Allgemeinheit an der Aufde-

                                              
503 Vgl. S. 74. 
504 Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (437). 
505 Vgl. S. 104. 
506 Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (439). 
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ckung dieses Kinderpornohändlers überwiegt gegenüber dem Persönlichkeits-

recht der abgebildeten Mädchen. Folgt man der Auffassung, dass eine Personen-

verschiedenheit der Interesseninhaber für § 34 StGB nicht erforderlich ist507, 

kann auch eine Abwägung zwischen verschiedenen Interessen eines Rechts-

gutsträgers vorgenommen werden. Dann überwiegt das Interesse der Mädchen an 

ihrer körperlichen bzw. seelischen Unversehrtheit gegenüber ihrem Interesse am 

Schutz des höchstpersönlichen Lebensbereichs. Nach der Gegenansicht sind sol-

che Fälle, in denen Erhaltungs- und Eingriffsgut demselben Rechtsgutträger zu-

stehen, nach den Regeln der mutmaßlichen Einwilligung zu behandeln508. Eine 

mutmaßliche Einwilligung könnte in diesem Fall daran scheitern, dass der Foto-

graf mit versteckter Kamera, theoretisch die Möglichkeit hatte, eine Einwilligung 

der Mädchen einzuholen. Allerdings besteht diese Möglichkeit hier faktisch 

nicht, denn dies liefe dem Zweck des Handelns mit versteckter Kamera zuwider. 

Im Übrigen wäre eine Rechtfertigung nach § 34 StGB auch unter Berufung auf 

das Interesse der Allgemeinheit am Schutz von Kindern vor Kinderpornographie 

möglich. 

Die genannten Beispiele zeigen, dass der investigative Journalismus nicht unver-

hältnismäßig durch § 201 a StGB beeinträchtigt wird. Grundsätzlich hat die Pres-

se die Möglichkeit, durch Berichte auf Missstände aufmerksam zu machen. Auch 

weiterhin kann sie außerhalb der engen Grenzen des § 201 a StGB durch Bildbe-

richterstattung Missstände dokumentieren. Es sind kaum Fälle denkbar, in denen 

eine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs der abgebildeten Person 

notwendig ist, um die Öffentlichkeit auf Missstände aufmerksam zu machen. Ei-

ne seriöse Berichterstattung erfordert in der Regel keine Verletzung des höchst-

persönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen. Einzig denkbare Fälle sind 

die der Kindesmisshandlung oder anderer schwerer Straftaten, wobei auch hier 

fragwürdig ist, ob ausgerechnet eine Bilddokumentation notwendig ist. In diesen 

                                              
507 Kühl, AT § 8 Rn. 34; Wessels/Beulke, Rn. 322; Fischer, § 34 Nr. 7; vgl. BGHSt 42, 

301 (305). 
508 Jacobs, 13. Abschn. Rn. 34; Kindhäuser, AT § 17 Rn. 33; differenzierend Roxin, 

AT I § 16 Rn. 101:im Normalfall über mutmaßliche Einwilligung, anders nur, wenn 
der Rechtsgutträger einwilligungsunfähig ist oder über das gefährdete Rechtsgut 
nicht verfügen kann. 
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Fällen bleibt der Presse jedenfalls die Möglichkeit einer Rechtfertigung nach 

§ 34 StGB.  

Im Ergebnis ist daher festzuhalten, dass die Befürchtungen der Medien in Bezug 

auf den investigativen Journalismus bei näherer Betrachtung der genannten Bei-

spiele unbegründet sind. Der investigative Journalismus wird nicht unverhältnis-

mäßig „beschnitten“. Auch wenn in einigen Fällen die Herstellung von Bildauf-

nahmen im Rahmen von Pressearbeit den Tatbestand des § 201 a StGB erfüllen 

kann, wird jedenfalls nicht das „Kernarbeitsfeld“ von seriösen Pressefotografen 

tangiert. 

b. Fehlen einer besonderen Rechtfertigungsklausel 

Die Entwürfe der FDP-Fraktion und der CDU/CSU-Fraktion sahen jeweils in-

nerhalb des § 201 a StGB eine besondere Rechtfertigungsklausel vor. Die Tat 

sollte nicht rechtswidrig sein, wenn sie zur Wahrnehmung überragender öffentli-

cher Interessen begangen werde509. Dieses sei dann der Fall, wenn die Bedeutung 

der Information für die Unterrichtung der Öffentlichkeit gegenüber den Nachtei-

len des Rechtsbruches überwiege. Dazu müsse es um die Aufdeckung erheblicher 

Missstände gehen510. Die vorgesehene Rechtfertigungsklausel entsprach inhalt-

lich derjenigen des § 201 Abs. 2 S. 3 StGB511. 

Die Rechtfertigungsklausel wurde jedoch im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 

aus folgenden Gründen abgelehnt: Eines solchen Rechtfertigungsgrundes bedürfe 

es nicht, da § 201 a StGB im Gegensatz zu § 201 StGB kein Verbreitungsdelikt 

sei. Die öffentliche Verbreitung von Bildaufnahmen sei in § 33 KunstUrhG unter 

Strafe gestellt und werde nach den in den §§ 22-24 KunstUrhG normierten spezi-

fischen Kriterien beurteilt512. Zudem sei der Tatbestand des § 201 a StGB in sei-

nem endgültigen Wortlaut wesentlich enger gefasst worden als zu Beginn des 

Gesetzgebungsprozesses beabsichtigt war513. 

                                              
509 BT-Drucks. 15/361, S. 2; BT-Drucks. 15/553 S. 2. 
510 BT-Drucks. 15/361, S. 4. 
511 Vgl. Fischer, § 201 Rn. 13. 
512 BT-Drucks. 15/1891, S. 7; so auch NK-StGB/Kargl, § 201 a Rn. 15.  
513 BT-Drucks. 15/2995, S. 6. 
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Die Ablehnung einer besonderen Rechtfertigungsklausel wurde von den Medien-

verbänden kritisiert514und als „besonders bedenklich“ bewertet, da der Presse 

kein Rechtfertigungsgrund zur Verfügung stehe, der eine besondere Interessen-

abwägung mit der Pressefreiheit vorsehe515.  

Fraglich ist daher, ob der Entscheidung des Gesetzgebers zuzustimmen ist oder 

ob es nicht doch einer besonderen Rechtfertigungsklausel bedurft hätte. Dem 

Argument des Gesetzgebers, dass § 201 a StGB kein Verbreitungsdelikt sei, kann 

nicht gefolgt werden. Die Tathandlungen des Gebrauchens und Zugänglichma-

chens von Bildaufnahmen erfordern, dass dritte Personen Kenntnis von der Auf-

nahme erlangen. Wie viele Personen die Aufnahme wahrnehmen, ist dabei uner-

heblich. Somit wird auch die öffentliche Verbreitung der Bilder, die die Kennt-

nisnahme einer unbestimmten Zahl von Personen zur Folge hat, erfasst. Daher 

kann auch § 201 a StGB als Verbreitungsdelikt gesehen werden. 

Als Argument kann aber der unterschiedlich weite Schutzbereich der beiden 

Vorschriften herangezogen werden. Der § 201 StGB ist insgesamt weiter gefasst. 

Geschütztes Rechtsgut ist nicht der höchstpersönliche Lebensbereich, sondern 

die Privatsphäre und zwar als Vertraulichkeitssphäre, in der die Unbefangenheit 

menschlicher Kommunikation gesichert werden soll516. Des Weiteren enthält 

§ 201 StGB keine räumliche Einschränkung. Aufgrund des weiten Schutzberei-

ches ist eine Einschränkung der Strafbarkeit durch eine besondere Rechtferti-

gungsklausel durchaus geboten.  

Dagegen zeichnet sich § 201 a StGB bereits durch einen sehr restriktiven 

Schutzbereich aus. Seine Anwendung ist bereits räumlich und durch das Erfor-

dernis eines Verletzungserfolgs erheblich begrenzt. Daher ist es nicht erforder-

lich, die Strafbarkeit weiter einzuschränken.  

Des Weiteren wird zu Recht befürchtet, dass bei einer weiteren Einschränkung, 

insbesondere durch einen so offenen Begriff wie der des „berechtigten, öffentli-

                                              
514 Medienverbände, AfP 2004, 110 (112); Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (440). 
515 Tillmanns/Führ, ZUM 2005, 441 (446). 
516 Fischer, § 201 Rn. 2; Lenckner in Schönke/Schröder, § 201 Rn. 2. 
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chen Interesses“ die Gefahr besteht, dass der Straftatbestand nach Belieben aus-

gehebelt werden könnte517.  

Zudem ist selbst den Strafverfolgungsbehörden durch § 100 f StPO nur gestattet, 

Bildaufnahmen außerhalb der Wohnung anzufertigen. Es ist kein Grund ersicht-

lich, weshalb den Medien weitergehende Eingriffsmöglichkeiten gestattet werden 

sollen518. Im Übrigen stehen die Medien nicht völlig schutzlos vor unverhältnis-

mäßiger Strafverfolgung da. Es steht ihnen weiterhin eine Rechtfertigung nach 

§ 34 StGB offen. Der Entscheidung des Gesetzgebers gegen die Aufnahme einer 

besonderen Rechtfertigungsklausel ist im Ergebnis zuzustimmen. Die Kritik der 

Medienverbände ist unberechtigt. 

c. Strafbarkeitslücken im Rahmen des § 201 a StGB 

Der § 201 a StGB enthält einige „Strafbarkeitslücken“, die im Folgenden darge-

stellt werden sollen. Zudem soll der Frage nachgegangen werden, ob sie zu Recht 

kritisiert wurden oder eine Straflosigkeit des relevanten Verhaltens vertretbar ist. 

aa. Postmortaler Schutz 

§ 201 a StGB schützt nur lebende Personen. Der Verzicht auf postmortalen 

Schutz ist zu Recht kritisiert worden519. 

Durch die Norm soll der Schutz der Intimsphäre gewährleistet werden. Da der 

Tod in den Gesetzesentwürfen mehrfach als Beispiel für den Schutzbereich der 

Intimsphäre genannt worden ist520, ist es widersprüchlich, dass der Gesetzgeber 

Bildaufnahmen Verstorbener aus dem Tatbestand ausgeschlossen hat521. Der 

Ausschluss Verstorbener aus dem Schutzbereich der Norm hat zur Folge, dass es 

zwar verboten ist, jemanden während der Sterbephase zu fotografieren, sobald 

der Tod eingetreten ist, ist die Herstellung eines Fotos aber nicht mehr strafbar. 

Paparazzi können somit „auf den Todeseintritt warten“, um die beabsichtigten 

                                              
517 So Gisela Hilbrecht (SPD), Protokoll der 105. Sitzung des BT, S. 9539. 
518 So zu Recht Hoppe, GRUR 2004, 990 (994).  
519 Hoppe, GRUR 2004, 990 (994); Kühl, AfP 2004, 190 (195); Kächele, S. 187. 
520 BT-Drucks. 15/1891, S.7; BT-Drucks. 15/2466, S. 5. 
521 Ähnlich: Kächele, S. 187. 
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Bildaufnahmen herzustellen. Dieses Ergebnis ist nicht hinnehmbar, insbesondere, 

da gerade an der Veröffentlichung von Aufnahmen prominenter Verstorbener seit 

jeher ein großes Interesse der Presse besteht522. Da das Persönlichkeitsrecht auch 

zivilrechtlich über den Tod hinaus geschützt ist523, ist kein Grund für eine Be-

schränkung des § 201 a StGB auf den Schutz lebender Personen ersichtlich.  

bb. Straflosigkeit des „frechen Blickes“ 

Das bloße Beobachten einer Person war noch im Entwurf der FDP-Fraktion unter 

Strafe gestellt. Der Entwurf sah einen Absatz vor, nach dem bestraft werden soll-

te, wer unbefugt die Intimsphäre dadurch verletzt, dass er sie mit einem Bildauf-

nahmegerät oder anderen technischen Mitteln beobachtet524. Diese Regelung ist 

aber letztlich nicht in den Tatbestand des § 201 a StGB aufgenommen worden. 

Begründet wurde die Ablehnung damit, dass der „freche Blick“ keine strafwürdi-

ge Rechtsgutsverletzung darstelle, sondern lediglich als Moralwidrigkeit Gebote 

des Anstands verletze. Hinzu kämen kaum überwindliche Interpretation- und 

Nachweisprobleme525. Diese Entscheidung des Gesetzgebers hat überwiegend 

Zustimmung gefunden526. Vereinzelt ist sie aber auch kritisiert worden. Es liege 

nur ein „kurzer Schritt“ zwischen der Beobachtung und dem Festhalten des Bli-

ckes und die Zielsetzung der Norm, der Schutz des höchstpersönlichen Lebens-

bereichs, spreche ebenfalls für eine Strafbarkeit527. Flechsig verweist zudem auf 

§ 6 b BDSG, nach dem sogar die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume in 

Form der Videoüberwachung nur begrenzt zulässig ist528.  

Die Kritik von Flechsig ist aber unbegründet. Bei der Beobachtung einer Person 

mit dem Objektiv eines Fotoapparates liegt tatsächlich nur ein kurzer Schritt zwi-

schen Beobachtung und Aufzeichnung. Dieser Schritt ist jedoch entscheidend. 

                                              
522 Dies zeigt schon der Bismarck-Fall, RGZ 45, 170 oder auch der Fall des toten Minis-

terpräsidenten Uwe Barschel, der von einem Reporter in der Badewanne eines Gen-
fer Hotels fotografiert wurde (NJW 1994, 504). 

523 BGHZ 50, 133 (138) – Mephisto. 
524 BT-Drucks. 15/361, S. 2. 
525 BT-Drucks. 15/1891, S. 6. 
526 Bosch, JZ 2005, 377 (380); Eisele, JR 2005, 6 (9); Kühl, AfP 2004, 190 (194). 
527 Flechsig, ZUM 2005, 605 (607). 
528 Flechsig, ZUM 2005, 605 (607). 
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Das Beobachten ist häufig die Vorstufe vor der Herstellung der Aufnahme und 

wäre damit von einer Versuchsstrafbarkeit umfasst. Der Gesetzgeber hat sich 

aber gegen eine Versuchsstrafbarkeit entschieden und damit auch gegen die 

Strafwürdigkeit des Beobachtens mit einem technischen Mittel wie einer Kame-

ra. Das BDSG ist nur für die Erhebung von personenbezogenen Daten durch öf-

fentliche Stellen anwendbar (§ 1 BDSG). Es regelt demnach nur die zulässige 

staatliche Beobachtung der Bürger und setzt dieser gewisse Grenzen. Daraus 

kann aber nicht geschlossen werden, dass die Beobachtung von Personen durch 

einen Privaten strafwürdig ist.  

Der „freche Blick“ ist für die betroffene Person zwar ärgerlich, aber nicht in je-

dem Fall strafwürdig. Im Unterschied zum Herstellen der Aufnahme wird die 

Situation nur im Kopf des Beobachters gespeichert. Sie wird nicht körperlich 

festgehalten, so dass keine Gefahr besteht, dass sie von weiteren Personen zur 

Kenntnis genommen wird. Es liegt daher keine intensive Verletzung des höchst-

persönlichen Lebensbereichs vor. Im Übrigen bieten bei wiederholter, penetran-

ter Beobachtung das Gewaltschutzgesetz und § 238 StGB Schutz. Die strafwür-

digen Fälle können demnach auch strafrechtlich verfolgt werden. Eine Strafbar-

keit des Beobachtens gemäß § 201 a StGB ist daher zu Recht abgelehnt worden, 

nicht zuletzt auch deshalb, weil tatsächlich Beweisschwierigkeiten bestehen wür-

den, was oder wen der Täter genau im Blickfeld gehabt hat. 

cc. Kritik an der räumlichen Beschränkung  

Die räumliche Beschränkung ist zum Teil kritisiert worden. Sie sei nicht sachge-

recht und zu unbestimmt529 oder sie beschränke den Persönlichkeitsschutz zu 

sehr530. Die räumliche Beschränkung des Tatbestandes führt in der Tat zu einigen 

Strafbarkeitslücken.  

Alle intimen Situationen von Personen auf offener Straße können ohne straf-

rechtliche Konsequenzen abgelichtet werden, zum Beispiel ein schwerverletztes  

                                              
529 Bosch, JZ 2005, 377 (379); vgl. auch Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436. 
530 Kühl, AfP 2004, 190 (194). 
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Opfer eines Verkehrsunfalls531, ein sich übergebender Marathonläufer532 oder 

eine Person während des Toilettengangs im Gebüsch. Auch die Herstellung von 

Nacktaufnahmen an einem öffentlichen Badestrand ist nach § 201 a StGB nicht 

strafbar. Der Ausschluss von öffentlich zugänglichen Orten aus dem Schutzbe-

reich der Norm wird damit begründet, dass der Einzelne in der Öffentlichkeit 

damit rechnen müsse, auf Bildaufnahmen abgebildet zu werden533. Dagegen fragt 

Kühl zu Recht, wer anderen das Recht gebe, einen am Badestrand zu fotografie-

ren534.  

Aber der Gesetzgeber führt noch ein weiteres Argument an. Ohne eine räumliche 

Einschränkung bestehe die Gefahr, ein weites Spektrum an Alltagshandlungen 

unter Strafe zu stellen und das Übermaßverbot staatlichen Strafens sowie das 

Bestimmtheitsgebot zu verletzen535. Sozialadäquate Handlungen müssen aus dem 

Bereich der Norm ausgenommen werden. Die Abgrenzung bei Handlungen auf 

offener Straße zwischen strafwürdigem und sozialadäquatem Verhalten erscheint 

schwierig, insbesondere auch aufgrund der zusätzlichen Schwierigkeiten bei der 

Auslegung des „neuen Begriffs“ des höchstpersönlichen Lebensbereichs. Als 

Beispiel stelle man sich vor, eine Person wird am Badestrand fotografiert. Auf 

der Bildaufnahme sind im Hintergrund weitere unbeteiligte Personen „oben oh-

ne“ abgebildet. Je nachdem wie sehr diese Personen erkennbar in den Vorder-

grund gerückt sind oder sich im Hintergrund der Aufnahme befinden, ver-

schwimmt hier die Grenze zwischen strafwürdigem und sozialadäquatem Verhal-

ten. Eine räumliche Beschränkung ist daher geeignet, Bestimmtheit in den Tatbe-

stand zu bringen.  

Zu beachten ist außerdem, dass die oben genannten Opfer nicht völlig schutzlos 

gegen Aufnahmen, die außerhalb der geschützten Räumlichkeiten hergestellt 

wurden, sind. Bei einer Veröffentlichung der Bilder kann immer noch nach 

§ 33 KunstUrhG oder zivilrechtlich gegen den Fotografen vorgegangen werden. 

                                              
531 Eisele, JR 2005, 6 (11).  
532 Beispiel von Kühl, AfP 2004, 190 (194). 
533 BT-Drucks. 15/2466, S. 4; so auch Eisele, JR 2005, 6 (11). 
534 Kühl, AfP 2004, 190 (194). 
535 BT-Drucks. 15/2466, S. 4. 
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Um dem Subsidiaritätsprinzip des Strafrechts gerecht zu werden, ist die räumli-

che Beschränkung in § 201 a Abs. 1, 2 StGB daher akzeptabel.  

Anders hingegen ist die Beschränkung auf geschützte Räumlichkeiten in 

§ 201 a Abs. 3 StGB zu beurteilen. Die Beschränkung auf Bilder, die in den ge-

schützten Räumlichkeiten hergestellt worden sind, ist hier nicht überzeugend. 

Tathandlung im Sinne des Abs. 3 ist das unbefugte Zugänglichmachen einer be-

fugt hergestellten Aufnahme. Dabei kann es aber keinen wesentlichen Unter-

schied machen, ob die Aufnahme befugt in einer Wohnung oder befugt am Bade-

strand gemacht worden ist.536. Sie ist ohnehin befugt, also zum Beispiel mit Ein-

willigung der betroffenen Person aufgenommen worden, so dass der Ort, an dem 

sie hergestellt wurde, für die Beurteilung der Strafwürdigkeit nicht mehr relevant 

ist. Der häusliche Rückzugsbereich wurde von der abgebildeten Person bereits 

geöffnet und ist damit nicht mehr schutzwürdig.  

§ 201 a Abs. 3 StGB schützt folglich im Gegensatz zu den vorhergehenden Ab-

sätzen nicht den räumlichen, höchstpersönlichen Rückzugsbereich. Vielmehr ist 

§ 201 a Abs. 3 StGB in dem Sinne zu verstehen, dass er den Schutz des Rechts 

am eigenen Bild auf die Art und Weise bezweckt, selbst entscheiden zu können, 

welche höchstpersönlichen Bilder zur Kenntnisnahme Dritter gelangen sollen. 

Dann macht aber eine Beschränkung des Schutzes auf die Bilder, die in den ge-

schützten Räumlichkeiten hergestellt worden sind, keinen Sinn537. 

Im Ergebnis lässt sich zusammenfassen, dass die räumliche Beschränkung in 

§ 201 a Abs. 1, 2 StGB als akzeptabel angesehen werden kann, während sie in 

Abs. 3 der Norm als unnötig abzulehnen ist. 

d. Verstoß gegen das Bestimmtheitsgebot 

Bei mehreren Tatbestandsmerkmalen wurde kritisiert, sie seien zu unbestimmt 

und verletzten das Bestimmtheitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GG538. „Dieses Gebot 

verlangt, dass jedermann vorhersehen kann, welches Verhalten mit welcher Stra-

                                              
536 Eisele, JR 2005, 6 (10), vgl. Rahmlow, HRRS 2005, 84 (93). 
537 So auch Rahmlow, HRRS 2005, 84 (93). 
538 Tillmanns/Führ, ZUM 2005, 441 (444); Obert/Gottschalck, ZUM 2005, 436 (439); 

Schertz, AfP 2005, 421 (427), Borgmann, NJW 2004, 2133 (2134). 
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fe bedroht ist, um sein Verhalten entsprechend einrichten zu können“539. Die 

Vorwürfe der Unbestimmtheit sind jedoch unbegründet, wie bereits im Zusam-

menhang mit den jeweiligen Tatbestandsmerkmalen erläutert worden ist.  

III. Zusammenfassung – § 201 a StGB  

§ 201 a StGB weist einen sehr engen Schutzbereich auf. Er schützt lediglich eine 

lebende Person innerhalb ihres höchstpersönlichen Lebensbereichs vor der unbe-

fugten Herstellung von Bildaufnahmen. Die Konkretisierung des Begriffs des 

höchstpersönlichen Lebensbereichs erweist sich dabei als schwierig540. 

Zudem enthält der Tatbestand eine räumliche Einschränkung. Die betroffene Per-

son muss sich in einer Wohnung oder einem sichtgeschützten Raum aufhalten. 

Der Wohnungsbegriff ist dabei an § 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB zu orientieren541. Öf-

fentliche Orte sind nur eingeschränkt geschützt542, was dazu führt, dass einige 

strafwürdige Fälle wie zum Beispiel Aufnahmen von Unfallopfern auf offener 

Straße straflos bleiben.  

Der Begriff der Bildaufnahme ist enger als der Begriff des Bildnisses und bein-

haltet nur technisch hergestellte Aufnahmen. Darunter ist jedoch auch eine als 

solche nicht erkennbare Fotomontage zu verstehen543.  

Die Tathandlungen des § 201 a Abs. 1 StGB sind das Herstellen und Übertragen 

einer Bildaufnahme. Während das Herstellen eine Speicherung der Aufnahme 

erfordert, bezieht sich das Übertragen auf die direkte Übermittlung, die gerade 

keine Speicherung beinhaltet. Ein heimliches Vorgehen des Täters wird nicht 

verlangt544. 

Das Gebrauchen einer Aufnahme im Sinne des § 201 a Abs. 2 StGB ist ein-

schränkend auszulegen und umfasst nur Handlungen, bei denen die technischen 

Möglichkeiten des Bildträgers ausgenutzt werden. Das bloße Betrachten einer 

                                              
539 BGHSt 34, 171 (178); BVerfGE 73, 206 (234 ff.). 
540 Vgl. S. 93 ff. 
541 Vgl. S. 73. 
542 Vgl. Ausführungen auf S. 82 ff.  
543 Vgl. S. 85. 
544 Vgl. S. 87. 
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Aufnahme ist nicht tatbestandsmäßig545. Die Tathandlung des Zugänglichma-

chens erfordert, dass der Täter Dritten die Kenntnisnahme der Bildaufnahme er-

möglicht. Nicht notwendig ist, dass der Dritte die Aufnahme tatsächlich zur 

Kenntnis nimmt. 

§ 201 a Abs. 3 StGB bestraft das wissentlich unbefugte Zugänglichmachen einer 

befugt hergestellten Bildaufnahme, wobei „unbefugt“ trotz der Kombination mit 

dem Vorsatzelement „wissentlich“ lediglich als Hinweis auf mögliche Rechtfer-

tigungsgründe einzuordnen ist546. Der Absatz birgt mehrere Probleme und erfor-

dert eine teleologische Reduktion in den Fällen, in denen die Bildaufnahme von 

vornherein für anonyme Dritte bestimmt war, da in diesem Fall eine Berufung 

auf die Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereich ausgeschlossen ist547.  

Bezüglich der Rechtfertigungsmöglichkeiten ist lediglich auf die allgemeinen 

Rechtfertigungsgründe hinzuweisen. Auf einen besonderen Rechtfertigungsgrund 

für die Presse hat der Gesetzgeber verzichtet. Ebenso wurden die Strafbarkeit des 

Versuchs und eine Qualifikation für Amtsträger abgelehnt. 

 

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass erstens der Gesetzgeber die von ihm festge-

stellte Ungleichbehandlung zwischen dem Schutz des gesprochenen Wortes ge-

genüber dem des Bildes nicht beseitigt hat. Aufgrund des sehr engen Tatbestan-

des des § 201 a StGB besteht diese Ungleichbehandlung fort. Zweitens weisen 

einige Tatbestandsmerkmale und die Kombination „wissentlich unbefugt“ erheb-

liche Auslegungsschwierigkeiten auf und drittens sind Strafbarkeitslücken beste-

hen geblieben. Diese Gründe mögen dafür stehen, weshalb § 201 a StGB aus 

deutscher Sicht nicht als gelungene Vorschrift gelobt werden kann.  

Möglicherweise verdient § 201 a StGB aber eine andere, positivere oder auch 

negativere Bewertung, wenn man einen Vergleich zum spanischen Recht zieht. 

                                              
545 Vgl. S. 116 ff. 
546 Vgl. S. 125. 
547 Vgl. S. 126 ff. 
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B. Spanien  

In diesem Abschnitt wird der Schutz des Rechts am eigenen Bild im spanischen 

Strafgesetzbuch, dem Código Penal, untersucht, um die Unterschiede zum deut-

schen Recht herausarbeiten zu können.  

Das Recht am eigenen Bild wird im Código Penal (CP) von 1995 im 

10. Abschnitt (Título X) – Straftaten gegen die Privatsphäre, das Recht am eige-

nen Bild und die Unverletzlichkeit der Wohnung (Delitos contra la Intimidad, el 

Derecho a la Propia Imagen y la Inviolabilidad del Domicilio) – geschützt. Der 

mit § 201 a StGB zu vergleichende Art. 197 CP befindet sich im ersten Kapitel 

dieses Abschnitts – Ausspähen und Preisgabe von Geheimnissen (Del descubri-

miento y revelación de secretos). Zu bemerken ist zunächst, dass diese Vorschrift 

nicht nur Bildnisschutz, sondern den gesamten strafrechtlichen Datenschutz re-

gelt. Sie ist daher äußerst umfangreich. Es wird beabsichtigt, nur auf die für den 

Bildnisschutz relevanten Aspekte der Norm einzugehen.  

I. Tatbestand des Art. 197.1 CP 

“El que, para descubrir los secretos o vulnerar la intimidad de otro, sin su 

consentimiento, se apodere de sus papeles, cartas, mensajes de correo 

electrónico o cualesquiera otros documentos o efectos personales o intercepte 

sus telecomunicaciones o utilice artificios técnicos de escucha, transmisión, 

grabación o reproducción del sonido o de la imagen, o de cualquier otra señal 

de comunicación, será castigado con las penas de prisión de uno a cuatro años y 

multa de doce a veinticuatro meses”.  

Wer, um die Geheimnisse eines anderen auszuspähen oder die Privatsphäre eines 

anderen zu verletzen, ohne dessen Einwilligung seine Papiere, Briefe, elektro-

nisch übermittelte Nachrichten oder irgendwelche anderen persönlichen Doku-

mente [Urkunden]548 oder Sachen an sich bringt, seinen Fernmeldeverkehr ab-

fängt oder technische Kunstgriffe zum Abhören, zur Übertragung, Aufnahme 

                                              
548 Übersetzung nach Hoffmann, wobei statt der Übersetzung „Urkunden“ der Begriff 

„Dokumente“ vorgezogen wird, um eine Verwechslung mit dem Rechtsterminus 
„Urkunde“ im Sinne des StGB vorzubeugen. 
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oder Wiedergabe von Ton, Bild oder eines anderen Kommunikationszeichens 

anwendet, wird mit Gefängnis von einem Jahr bis zu vier Jahren und Geldstrafe 

von zwölf bis zu 24 Monaten bestraft549.  

1. Die „Privatsphäre“ als geschütztes Rechtsgut und das Recht am eigenen 

Bild 

Auffallend ist, dass Art. 197.1 CP nicht ausdrücklich das Recht am eigenen Bild 

schützt, sondern als geschütztes Rechtsgut die Privatsphäre vorsieht550. Das 

Recht am eigenen Bild wird aber in der Titelüberschrift – „Delikte gegen die Pri-

vatsphäre, das Recht am eigenen Bild und die Unverletzlichkeit der Wohnung“ – 

ausdrücklich genannt. Das Recht am eigenen Bild wird von einigen als Facette 

der Privatsphäre angesehen551, von anderen wird die Privatsphäre zumindest in 

dem weiten Sinn verstanden, dass sie in Bezug auf die Artikel dieses Titels des 

CP das Recht am eigenen Bild umfasst552. Jedenfalls wird das Recht am eigenen 

Bild indirekt durch Art. 197.1 CP geschützt. Oder anders ausgedrückt, es wird 

insoweit geschützt, als der Angriff auf die Privatsphäre durch die unbefugte Auf-

nahme von Bildern vollzogen wird553, mithin durch eine Verletzung des Rechts 

am eigenen Bild. 

Art. 197.1 CP und § 201 a StGB ähneln sich insoweit, dass sie das Recht am ei-

genen Bild nur innerhalb einer Sphäre, und zwar innerhalb des höchstpersönli-

chen Lebensbereichs oder der Privatsphäre, schützen.  

Um den höchstpersönlichen Lebensbereich mit der Privatsphäre vergleichen zu 

können, ist der Begriff der Privatsphäre näher zu erläutern. Dabei ist zunächst 

kurz auf die Übersetzung einzugehen. Privatsphäre ist meines Erachtens die 

Übersetzung im rechtlichen Sinne des spanischen Ausdrucks „Intimidad“. Der 

spanische Wortlaut „Intimidad“ erweckt den Eindruck, den Begriff mit „Intim-

                                              
549 Übersetzung nach Hoffmann. 
550 Conde-Pumpido Ferreiro, S. 616; vgl. Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 269; Ro-

meo Casabona, S. 31; González Rus in Cobo del Rosal, S. 348; Calderón Cere-
zo/Choclán Montalvo, S. 131; Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, 
S. 111. 

551 Córdoba Roda/García Arán, S. 451, 458; vgl. Rueda Martín, S. 20. 
552 Romeo Casabona, S. 31. 
553 Conde-Pumpido Ferreiro, S. 618. 
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sphäre“ zu übersetzen. Wörtlich übersetzt bedeutet „Intimidad“ tatsächlich Inti-

mität oder Vertrautheit. Die „Intimidad“ kann jedoch keinesfalls mit der Intim-

sphäre gleichgesetzt werden. Während zur Intimsphäre der innerste Kern der Pri-

vatheit zählt, umfasst der spanische Begriff weitere Bereiche. Indem 

Art. 197.5 CP eine Strafschärfung für den „núcleo duro de la privacy“554 („den 

harten Kern der Privatheit“) vorsieht, wird ebenfalls deutlich, dass die „Intimi-

dad“ nicht nur den engsten Kernbereich – nach deutschem Recht die Intimsphäre 

– umfasst. Vielmehr entspricht sie ihrem Sinngehalt nach der Privatsphäre. „In-

timidad“ ist daher mit dem weiteren Begriff der Privatsphäre übersetzt worden.  

Das Recht auf Privatsphäre wird von der Würde des Menschen abgeleitet, die in 

Art. 10.1 der spanischen Verfassung (CE) garantiert wird555. Zudem ist es aber 

auch selbst in der Verfassung in Art. 18.1 CE anerkannt. Es beinhaltet das Recht 

auf Geheimnisse, unbekannt zu sein, so dass andere nicht wissen, wer wir sind 

oder was wir machen, und verbietet zudem Dritten, seien es Private oder Behör-

den, zu entscheiden, was die Grenzen unseres privaten Lebens sind. Es gewährt 

jeder Person das Recht, sich einen sie vor fremder Neugier schützenden Raum zu 

reservieren und, was auch immer der Inhalt dieses Raumes sein mag, die Kennt-

nisnahme durch Dritte von den besagten Informationen ihrem Willen zu unter-

werfen und die Verbreitung ohne ihre Zustimmung zu verbieten. Allerdings fin-

det dieses Recht seine Grenzen in den restlichen Grundrechten und den von der 

Verfassung geschützten Rechtsgütern556. 

Kurz gesagt, das Recht auf Privatsphäre gibt einer Person das Recht, sie selbst zu 

sein und zu bestimmen, wann und bis wohin sie mit der Gesellschaft in Kontakt 

treten möchte557. Der Begriff der Privatsphäre ist weit auszulegen. Er beinhaltet 

einen privaten Bereich, der geschützt ist vor der Einmischung und Kenntnisnah-

me Dritter und notwendig ist, für die Ausübung anderer Rechte und die freie 

Entwicklung der Persönlichkeit558. Die Privatsphäre beinhaltet demnach einen 

                                              
554 Alonso de Escamilla in Lamarca Pérez, S. 185. 
555 Rodríguez Ramos, S. 494. 
556 STC 134/1999 vom 15.07., FJ 5; Rodríguez Ramos, S. 494. 
557 Romero Coloma, S. 38. 
558 Calderón Cerezo/Choclán Montalvo, S. 132. 
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persönlichen Rückzugsbereich. Der Begriff Privatsphäre ist ebenso wie die In-

timsphäre oder die Privatsphäre im deutschen Recht diffus. Aufgrund ihrer vielen 

Dimensionen muss hingenommen werden, dass von ihr kein endgültiges „Port-

rät“ geschaffen werden kann559.  

 

Der strafrechtliche Schutz der Privatsphäre kann in drei Hauptrichtungen einge-

teilt werden.  

An erster Stelle wird die Privatsphäre als „Festung“ für die Offenbarung der Per-

sönlichkeit im Privatleben geschützt („como reducto de la manifestación de la 

personalidad en la vida privada“). Sie bezieht sich auf den Bereich der Privat-

sphäre, der exklusiv und unmittelbar für ihren Inhaber reserviert bleibt, in dessen 

Händen es liegt, über die Größe diese Bereichs innerhalb gewisser Grenzen zu 

entscheiden. Es handelt sich dabei um einen physischen Raum560. In diesen Be-

reich gehört zum Beispiel die Wohnung als persönlicher Rückzugsbereich. 

An zweiter Stelle wird die Privatsphäre als Erscheinungsform einer gemeinsamen 

Vertraulichkeit („confidencialidad compartida“) geschützt. Damit sind die As-

pekte der Privatsphäre gemeint, zu denen Dritte durch Gesetz oder aufgrund der 

Natur der Sache berechtigten Zugang haben, dabei aber durch Gesetz zur Ver-

traulichkeit verpflichtet sind. Dem Schutz dieser Vertraulichkeit widmen sich die 

Art. 198, 199 CP561. 

An dritter Stelle wird die Privatsphäre in Bezug auf die Datenverarbeitung und 

Kommunikation mittels der modernen Informations- und Kommunikationstech-

nologien geschützt562. Auf diesen Aspekt der Privatsphäre wird hier aber nicht 

näher eingegangen. Vielmehr ist vor allem der erste Aspekt in Bezug auf einen 

Vergleich mit § 201 a StGB von Relevanz: die Privatsphäre als Ausdruck der 

Persönlichkeit in ihrem Privatleben. In diesen Bereich der Privatsphäre wird 

nämlich durch die unbefugte Herstellung von Bildaufnahmen eingegriffen. 

                                              
559 Vgl. Romeo Casabona, S. 31. 
560 Romeo Casabona, S. 37. 
561 Romeo Casabona, S. 38, 39. 
562 Romeo Casabona, S. 39. 
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Man könnte sagen, der Schutz des eigenen Bildes im Código Penal unterscheidet 

sich letztlich nicht von dem der Privatsphäre, da die unerlaubten Eingriffe in das 

Recht am eigenen Bild, die nicht die Privatsphäre betreffen (zum Beispiel die 

unbefugte kommerzielle Nutzung), lediglich zivilrechtlich verfolgt werden563. 

2. Differenzierung von drei Handlungsmodalitäten  

Art. 197.1 CP beinhaltet drei Modalitäten. Erstens das „Ansichbringen“ von Pa-

pieren, Briefen, Emails und anderen persönlichen Dokumenten und persönlichen 

Sachen („efectos personales“), zweitens das Abfangen von Fernmeldeverkehr 

und drittens der Gebrauch jeglicher technischer Kunstgriffe zum Abhören, zur 

Übertragung, Aufnahme oder Wiedergabe von Ton oder Bild. Alle Verhaltens-

weisen müssen mit dem Ziel vorgenommen werden, Geheimnisse auszuspähen 

oder die Privatsphäre zu verletzen. Auf die Handlungsmodalitäten wird im Rah-

men der Tathandlungen näher eingegangen, mit Ausnahme von dem Abfangen 

des Fernmeldeverkehrs, da diese Handlung im Hinblick auf § 201 a StGB keine 

Relevanz hat.  

Kritisiert wurde zu Recht , dass alle Modalitäten das gleiche Strafmaß vorsehen, 

obwohl die letzteren einen intensiveren Angriff beinhalten, indem sie eine besse-

re Sophistikation für den Gebrauch der technischen Kunstgriffe erfordern und der 

Angriff heimtückischer ist, da er gewöhnlich vom Opfer unbemerkt stattfindet564.  

Bemerkenswert ist, dass der CP im Gegensatz zum deutschen StGB nicht zwi-

schen dem Briefgeheimnis und dem unbefugten Herstellen von Tonaufnahmen 

oder Bildaufnahmen differenziert, sondern alle Handlungen in einer Strafrechts-

norm integriert.  

Auffallend ist im Allgemeinen, dass der Tatbestand sehr weit gefasst ist, indem 

er eine große Skala an „Geheimnisträgern“ einer Person schützt. Eine genaue 

Eingrenzung des Schutzbereiches erweist sich daher zum Teil, wie sich in den 

folgenden Ausführungen zeigen wird, als schwierig. 

                                              
563 Romeo Casabona, S. 38. 
564 Conde-Pumpido Ferreiro, S. 617; Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, 

S. 111; kritisch auch Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1060. 
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3. Tathandlungen 

a. Benutzung technischer Kunstgriffe zur Übertragung oder Aufnahme von Bil-

dern 

Die Tathandlung, die vor allem das Recht am eigenen Bild betrifft, ist die mit 

technischen Kunstgriffen („artificios técnicos“) vorgenommene Übertragung 

(„Transmisión“), Aufnahme („Grabación“) oder Wiedergabe („Reproducción“) 

des Bildes. Auch wenn diese Tatalternative sich erst am Ende der Norm befindet, 

wird sie vorrangig erörtert, da sie das Recht am eigenen Bild betrifft. 

aa. Bildbegriff 

Der Bildbegriff beinhaltet die körperlichen Expressionen des Individuums, die 

seiner freien Verfügungsgewalt unterliegen565. Der Begriff entspricht insoweit 

dem zivilrechtlichen Begriff des Bildnisses. Bilder von persönlichen Gegenstän-

den oder privaten Anwesen sind nicht tatbestandsmäßig. Nur Bildnisse von Per-

sonen sind strafrechtlich geschützt566. Dabei muss es sich um lebende Personen 

handeln. Bilder eines Leichnams sind nicht tatbestandlich. Dies ergibt sich aus 

dem Begriff eines „anderen“, worunter nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 

eine lebende Person und keine Leiche zu verstehen ist. Zudem setzt Art. 197 CP 

voraus, dass der Täter ohne Zustimmung der betroffenen Person handelt. Eine 

Zustimmung kann aber nur eine lebende Person erteilen. Die Norm enthält im 

Gegensatz zur zivilrechtlichen LO 1/1982 keine postmortalen Regelungen. Somit 

ergibt sich aus dem Wortlaut des Art. 197 CP ein Ausschluss des postmortalen 

Schutzes vor unbefugten Bildaufnahmen.  

bb. Technische Kunstgriffe 

Der Tatbestand verlangt die Benutzung technischer Kunstgriffe.  

Unter technischen Kunstgriffen sind alle technischen Mittel zu verstehen, mit 

denen man Bilder wahrnehmen, aufzeichnen oder wiedergeben kann567. Die Be-

                                              
565 Lozano Miralles in Bajo Fernández, S. 213. 
566 Romeo Casabona, S. 96. 
567 Rueda Martín, S. 46; Lozano Miralles in Bajo Fernández, S. 213. 
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nutzung von Fotoapparaten, Videokameras und Handykameras stellt demnach 

einen technischen Kunstgriff dar. 

Art. 197.1 CP lässt allerdings als Tathandlung nicht die Aufstellung der techni-

schen Geräte ausreichen, sondern verlangt zur Vollendung der Tat, dass das Bild 

erfasst worden ist568. 

cc. Strafbarkeit des „frechen Blickes“ 

Die Erfassung eines Bildes mittels natürlicher Sinne ist vom Tatbestand ausge-

schlossen569. Somit ist auch im spanischen Recht der „freche Blick“ mit dem 

bloßen Auge straflos. Diskutiert wird aber, ob auch die „simple Erfassung“ des 

Bildes mittels Ferngläsern, Fernrohren oder Teleobjektiven vom Tatbestand er-

fasst wird. Dies wird aus dem Grund abgelehnt, dass Apparate, die die natürliche 

Sehkraft verstärken, nicht ausreichend seien, sondern es erforderlich wäre, dass 

die Sehkraft ersetzt würde570. 

Der Wortlaut „technische Kunstgriffe“ schließt dagegen die Einbeziehung von 

Ferngläsern etc. nicht aus. Von den Befürwortern wird somit angeführt, dass als 

technisches Mittel jedes Gerät zu verstehen sei, das durch bestimmte Mechanis-

men dazu dient, ein bestimmtes Ergebnis – in diesem Fall die Erfassung eines 

Bildes – zu produzieren, unabhängig vom Schwierigkeitsgrad der Bedienung 

oder der technischen Komplexität. Ferngläser und Teleobjektive seien technische 

Geräte in diesem Sinne, fähig den Tatbestand zu verwirklichen. Der CP bestrafe 

nicht nur Verhaltensweisen, die ein Bild in einem bestimmten Träger in der Form 

fixieren, dass es später benutzt werden kann, sondern auch die simple visuelle, 

unbefugte Wahrnehmung durch technische Kunstgriffe571. Eine herrschende 

Meinung zu der Einbeziehung technischer Hilfsmittel ist nicht erkennbar. Aber 

der Tatsache, dass die Tat mit der Erfassung des Bildes vollendet ist572und nicht 

                                              
568 Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, S. 115; Romeo Casabona in 

Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Art. 197 Rn. 253. 
569 Romeo Casabona, S. 96; González Rus in Cobo del Rosal, S. 358. 
570 Luzón Peña nach Cobo del Rosal, S. 358.  
571 Gonzáles Rus in Cobo del Rosal, S. 359. 
572 Romeo Casabona, in Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Art. 197 Rn. 253.  
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mit einer Speicherung, kann entnommen werden, dass die Benutzung von Fern-

gläsern und ähnlichen Mitteln tatbestandlich sein kann. 

dd. Heimliches Vorgehen erforderlich? 

Der Tatbestand erfordert nach ganz herrschender Meinung den Gebrauch von 

heimlichen oder heimtückischen Mitteln („medios insidiosos“), auch wenn dies 

nicht aus dem Wortlaut der Norm hervorgeht573. Die Erforderlichkeit von heim-

tückischen Mitteln ergebe sich aus dem Begriff der technischen Kunstgriffe und 

aus dem Ultima-Ratio-Prinzip des Strafrechts, welches den strafrechtlichen 

Schutz auf solche Handlungen begrenzt, bei denen heimtückische Mittel ange-

wendet werden, die die Möglichkeiten der Selbstverteidigung des Opfers über-

schreiten574.  

Als Beispiele werden die heimliche Aufstellung von Filmapparaten oder das 

Filmen aus Distanz genannt575 sowie die Übertragung von Bildaufnahmen aus 

geschlossenen Räumen576. Zum Teil wird die heimliche Aufstellung von Filmap-

paraten in geschlossenen Räumen, wie zum Beispiel in der Wohnung oder im 

Büro, oder der Einsatz der besagten technischen Kunstgriffe, um von außen in 

geschlossene Räume zu filmen, verlangt577. Diese Voraussetzung liegt bei der 

heimlichen Aufnahme eines in seinem Schlafzimmer liegenden Opfers von der 

Terrasse aus jedenfalls vor578. Als anderes Beispiel kann der Fall genannt wer-

den, in dem in einem Zimmer heimlich aus einem Schrankversteck gefilmt wur-

de579.  

                                              
573 Calderón Cerezo/Choclàn Montalvo, S. 134, Romeo Casabona, S. 96.; Morales 

Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1060; vgl. Jorge Barreiro in 
Comentario Cobo del Rosal, S. 115, 116; vgl. SAP Pontevedra 15/2001 vom 18.05., 
FJ 2; STS vom 10.12.2004, RJ 7917, FJ 8. 

574 Calderón Cerezo/Choclàn Montalvo, S. 132, 135. 
575 Calderón Cerezo/Choclàn Montalvo, S. 134, Romeo Casabona, S. 96.; Morales 

Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1060; vgl. Jorge Barreiro in 
Comentario Cobo del Rosal, S. 115, 116.  

576 Corcoy Bidasolo, S. 375 Rn. 2.1.3; Morales Prats in Quintero Olivares/Morales 
Prats, S. 1060; Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, S. 116. 

577 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1060; ebenso: Jorge Barreiro 
in Comentario Cobo del Rosal, S. 116; Córdoba Roda/García Arán, S. 459. 

578 Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, S. 116. 
579 SAP Madrid 352/2002 vom 31.07., FJ. 1, 2. 
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Allgemeiner beschreibt Romeo Casabona, dass die Aufnahmen unter Umständen 

gemacht werden müssen, die zum Privatleben der Person gehören (wie zum Bei-

spiel in deren Wohnung oder am Arbeitsplatz), oder anders ausgedrückt, an Or-

ten, an denen die Person sich außerhalb der natürlichen Sichtweite von Dritten 

befindet580. In den Begriff „Orte“ könnte man ebenso wie im deutschen Recht 

zum Beispiel auch sichtgeschützte Gärten einbeziehen. 

Dagegen sollen Bildaufnahmen, die an öffentlichen Orten, zum Beispiel am 

Strand, gemacht werden, nur zivilrechtlich über die LO 1/1982 erfasst werden 

und zwar auch dann, wenn sie heimlich oder aus Distanz aufgenommen wer-

den581.  

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass jedenfalls das heimliche Her-

stellen von Bildaufnahmen von Personen, die sich in einem geschlossenen Raum 

befinden, vom Tatbestand erfasst wird, während an öffentlichen Orten der Schutz 

vor Bildaufnahmen ausgenommen ist. Nicht eindeutig ist, ob Personen auch au-

ßerhalb geschlossener Räume an sichtgeschützten Orten vor der heimlichen Her-

stellung von Bildaufnahmen geschützt werden.  

b. Das „Ansichbringen“ von Papieren, Briefen, elektronisch übermittelten  

Nachrichten und anderen persönlichen Dokumenten oder Sachen 

Als erste Tathandlung des Art. 197.1 CP wird das Ansichbringen von Papieren 

(„papeles“), Briefen („cartas“), elektronisch übermittelten Nachrichten („mensa-

jes de correo electrónico“) oder anderen persönlichen Dokumenten oder Sachen 

genannt. Diese Tatalternative bezieht sich nicht speziell auf den Bildnisschutz, 

sondern allgemein auf den Schutz der Privatsphäre. Da aber auch Bildaufnahmen 

unter die genannten Tatobjekte subsumiert werden können, wird auf diese Tat-

handlung eingegangen.  

                                              
580 Romeo Casabona, S. 96. 
581 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S.1060; Jorge Barreiro in 

Comentario Cobo del Rosal, S. 116; Córdoba Roda/García Arán, S. 459; 
ähnl. Romeo Casabona, S. 96. 
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aa. Papiere („papeles“) 

Der Begriff der „papeles“ (Papiere) ist weit auszulegen. Sie müssen keinen do-

kumentarischen Charakter haben oder juristischer Natur sein und beinhalten ne-

ben Texten, Illustrationen/Abbildungen, Drucksachen auch Zeichnungen und 

Grafiken, zum Beispiel Fotografien582. Es handelt sich also um Objekte, die eine 

räumliche Abbildung der Privatsphäre erlauben, begrenzt auf eine Körperlichkeit 

von Dokumenten oder persönlichen Sachen (wie zum Beispiel Fotos)583. Aus den 

Zitaten ergibt sich, dass es sich hierbei um Bildaufnahmen jeder Art handeln 

kann, die die Privatsphäre betreffen. Da diese Alternative nicht spezifisch das 

Recht am eigenen Bild, sondern die Privatsphäre im Allgemeinen schützt, muss 

die Bildaufnahme keine Person abbilden. Die Fotografien können auch persönli-

che Gegenstände beinhalten.  

bb. Briefe („cartas“) 

Als „cartas“ werden alle Schriftstücke bezeichnet, die an einen konkreten Emp-

fänger gerichtet sind und persönlichen Charakter haben, indem in ihnen Ideen, 

Gefühle, Vorschläge und Nachrichten kommuniziert werden584. Da Bildaufnah-

men nicht unter diesen Begriff subsumiert werden können, wird auf diese Alter-

native nicht näher eingegangen.  

cc. Elektronisch übermittelte Nachrichten („Mensajes de correo electrónico“) 

„Mensajes de correo electrónico“ ist wörtlich mit „Nachrichten durch elektroni-

sche Post“ zu übersetzen. Das spanische Recht enthält keine eigene Definition, 

von Romeo Casabona wird aber auf folgende Definition einer EU-Richtlinie 

verwiesen: „Todo mensaje de voz, sonido o imagen enviado a travéz de una red 

                                              
582 Rueda Martín, S. 43; Romeo Casabona, S. 78; Corcoy Bidasolo, S. 371 Rn. 1.5.4. 
583 SAP Valencia 114/2002 vom 13.05., FJ 3. 
584 Corcoy Bidasolo, S. 371 Rn. 1.5.4; Romeo Casabona in Comentario Díez 

Ripollés/Romeo Casabona Art. 197 Rn. 129. 
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de communicaciones pública que pueda almacenarse en la red o en el equipo 

terminal del receptor hasta que pueda accederse al mismo”585. 

„Jede über ein öffentliches Kommunikationsnetz verschickte Sprach-, Ton- oder 

Bildnachricht, die im Netz oder im Endgerät des Empfängers gespeichert werden 

kann, bis sie von diesem abgerufen wird“. Unter diese Definition können vor al-

lem Emails, aber auch andere elektronische Nachrichten wie zum Beispiel Faxe 

und Fernkopien, subsumiert werden586. Da auch Bildaufnahmen als Datei per 

Email versandt werden können, sind insofern auch sie taugliches Tatobjekt. 

dd. Andere persönliche Dokumente oder Sachen („Cualquier otro documento o 

efecto personal“) 

Der Begriff „documento“ ist in Art. 26 CP legaldefiniert: „A los efectos de este 

Código se considera documento todo soporte material que exprese o incorpore 

datos, hechos o narraciones con eficacia probatoria o cualquier otro tipo de 

relevancia jurídica”.  

„Mit Wirkung für diesen Código betrachtet man als Dokument alle Trägerfor-

men, die Daten, Tatsachen oder Erzählungen mit Beweiskraft oder jeglicher an-

derer juristischer Relevanz ausdrücken oder verkörpern“.  

Diese Legaldefinition ist jedoch äußerst ungenau und ermöglicht insbesondere 

durch den letzten Halbsatz großen Auslegungsspielraum. Der Begriff „documen-

to“ ist bis jetzt weder von der Literatur noch der Rechtsprechung genau skizziert 

worden587. Der Begriff schließt aber zum Beispiel Disketten, Magnetkarten, Au-

dio- und Videokassetten mit ein588. Alle Träger, die Daten, Töne oder Bilder ent-

halten, die der Definition entsprechen, sind inbegriffen589. Damit kann auch die 

Speicherkarte einer Digitalkamera ebenso wie ein bereits ausgedrucktes oder 

entwickeltes Bild unter den Begriff des Dokuments subsumiert werden. Voraus-

                                              
585 Art. 2. h der EU-RL 2002/58/EG zum Datenschutz für elektronische Kommunikation 

(Directiva 2002/58/CE, sobre privacidad y comunicaciones electrónicas); Romeo 
Casabona, S. 79. 

586 Vgl. Corcoy Bidasolo, S. 371 Rn. 1.5.4. 
587 Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 269. 
588 Queralt Jiménez, S. 169; Rueda Martín, S. 44; Morant Vidal, S. 62. 
589 Romeo Casabona, S. 81. 
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setzung ist aber, dass die Bilder beweiskräftig oder von irgendeiner anderen ju-

ristischen Relevanz sind.  

Für den Begriff „efecto personal“ gibt es keine wörtliche Übersetzung. Der Beg-

riff umfasst jedes materielle Objekt, welches für den Betroffenen eine private 

Bedeutung besitzt590. Es wird auch als Objekt des persönlichen Gebrauchs um-

schrieben, welches an sich keine Privatsphäre preisgibt, es sei denn, es wird ge-

braucht oder der Gebrauch wird dem Inhaber der Privatsphäre zugeschrieben591. 

Als Beispiele werden eine Zahnprothese oder eine Schachtel Präservative ge-

nannt592 oder auch Gepäck oder Postpakete593. Unter „efectos personales“ können 

damit jegliche Objekte des persönlichen Gebrauchs verstanden werden, die es 

erlauben, den Träger der Privatsphäre zu identifizieren594. Der Begriff „efectos 

personales“ kann mit „persönlichen Sachen“ übersetzt werden. 

ee. Das „Ansichbringen“ 

Der Tatbestand erfordert das Ansichbringen der genannten Tatobjekte, worunter 

auch eine Bildaufnahme fällt. 

(1) Physische Erlangung der Sache 

Das Ansichbringen wird verstanden als verbotene Erlangung oder „aprehen-

sión“595, was zum einen mit „Ergreifung“, zum anderen mit „Wahrnehmung“ der 

Tatobjekte übersetzt werden kann. So wird zum Teil vertreten, dass das An-

sichbringen in demselben Sinn zu verstehen ist wie bei den Vermögensdelikten, 

und zwar als „entreißen” oder „behalten”596.  

                                              
590Corcoy Bidasolo, S. 372 Rn. 1.5.4; Romeo Casabona in Comentario Díez 

Ripollés/Romeo Casabona, Art 197 Rn. 132. 
591 Queralt Jiménez, S. 169. 
592 Corcoy Bidasolo, S. 372 Rn. 1.5.4; Queralt Jiménez, S. 169. 
593 Corcoy Bidasolo, S. 372 Rn. 1.5.4. 
594 Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, S. 114. 
595 Rueda Martín, S. 41. 
596 Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, S. 113; Córdoba Roda/García Arán, 

S. 456; Lozano Miralles in Bajo Fernández, S. 210; Higuera Guimerá, AP 31/2002, 
S. 774, 775; STS vom 18.02.1999, RJ 510, FJ 1. 
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Da diese die engste Auslegung des Begriffs Ansichbringen ist, liegt unstrittig ein 

Ansichbringen vor, wenn die besagten Papiere etc. physisch in den Besitz des 

Täters gelangt sind. Nach ganz herrschender Meinung ist eine Kenntnisnahme 

des Inhalts nicht erforderlich597. Als Beispiel kann man einen Umschlag mit in-

timen Fotos nennen, den der Täter mitnimmt, ohne sich die Fotos angeschaut zu 

haben.  

(2) Herstellung einer Kopie der Sache 

Die Rechtsprechung verlangt aber nicht in jedem Fall eine physische Ansich-

nahme der Papiere oder Dokumente, sondern lässt eine virtuelle Ergreifung ge-

nügen und zwar der Art, dass sich der Täter den Inhalt auf jegliche technische 

Art und Weise zueigen macht, die es ihm erlaubt, den Inhalt später zu reprodu-

zieren, zum Beispiel mittels einer Fotografie598.  

Diese Ansicht hat auch in der Literatur Zustimmung gefunden599. Das bloße Fo-

tokopieren, Fotografieren oder auch Speichern von Emails auf Diskette soll als 

Ansichbringen ausreichen. Dies ergebe die teleologische Auslegung, nach der auf 

die Privatsphäre als Rechtsgut abzustellen sei und die Ansichnahme lediglich als 

ein Instrument anzusehen sei, um an die intimen Informationen zu kommen600.  

(3) Bloße Kenntnisnahme ausreichend? 

Des Weiteren wird in der Literatur diskutiert, ob bereits die bloße Kenntnisnah-

me des Inhalts für ein Ansichbringen ausreicht, ohne dass der Täter sich den Be-

sitz an dem Träger der Information verschafft601.  

                                              
597 Romeo Casabona, S. 84; Corcoy Bidasolo, S. 379 Rn. 2.6.2; Morales Prats in 

Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1057; Jorge Barreiro in Comentario Cobo del 
Rosal, S. 113; Mata y Martín, S. 127, 128; a.A.: Queralt Jiménez, S. 170: er 
verlangt, dass der Täter den Inhalt der Dokumente zur Kenntnis nimmt, sonst liege 
nur ein Versuch vor. 

598 STS vom 14.09.2000, RJ 7942, FJ 3. 
599 Calderón Cerezo/Choclàn Montalvo, S. 113; Romeo Casabona, S. 85; Romeo 

Casabona in Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Art. 197 Rn. 139. 
600 Romeo Casabona, S. 85; im Ergebnis so auch Mata y Martín, S. 129. 
601 Vgl. Romeo Casabona, S. 86 ff m.w.N; Morales Prats in Quintero Olivares/Morales 

Prats, S. 1055; Córdoba Roda/García Arán, S. 457. 
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Zum einen wird der Fall angesprochen, in dem der Täter direkt den Inhalt zur 

Kenntnis nehmen kann, ohne den Informationsträger überhaupt zu berühren, zum 

Beispiel ein Schreiben, das offen auf dem Tisch liegt. Demzufolge wäre ein An-

sichbringen schon dann zu bejahen, wenn jemand einen Brief, den ein anderer 

auf seinem Schreibtisch liegen gelassen hat, oder eine Email, die sich geöffnet 

auf dem Bildschirm eines Computers befindet, liest602. 

Gegen die Tatbestandsmäßigkeit eines solchen Verhaltens wird aber hervorge-

bracht, dass der Wortlaut verlangt, die Papiere etc. an sich zu nehmen und nicht 

bloß die in ihnen enthaltenen Informationen. Daher wird eine materielle Hand-

lung des Täters in Bezug auf den Träger gefordert, aufgrund derer der Träger, sei 

es auch nur für einen kurzen Moment, in die Verfügungsgewalt des Täters ge-

langt. Diese Verfügungsgewalt ist dabei als Fähigkeit zu verstehen, Zugang zur 

Kenntnis des Geheimnisses oder der persönlichen Information zu haben603. Auch 

Mata y Martín verlangt eine Art der Materialisierung des Tatobjektes, und zwar 

in einer Art und Weise, die es dem Täter erlaubt, die Sache wahrzunehmen. Da-

mit werden die Verhaltensweisen aus dem Tatbestand ausgeschlossen, mit denen 

keine Art der Materialisierung verbunden ist604. Zum Teil wird es aber auch ab-

gelehnt, die bloße Kenntnisnahme ausreichen zu lassen605. 

Romeo Casabona spricht als zweiten Fall an, dass der Täter zunächst ein Hinder-

nis beseitigen muss, um von der Information Kenntnis nehmen zu können, zum 

Beispiel das Öffnen eines Briefumschlages, um den Brief anschließend zu lesen. 

Der Inhaber des Informationsträgers muss objektiv den Willen zum Ausdruck 

gebracht haben, dass er das Geheimnis beschützen und außerhalb der Reichweite 

Dritter halten möchte606.  

Indem der Täter zunächst ein Hindernis beseitigt, findet eine Materialisierung des 

Objektes statt. Insofern müsste diese Ansicht mit den zuvor geforderten Voraus-

setzungen vereinbar sein. Dieser Fall scheint im Gegensatz zum erstgenannten 

                                              
602 Beispiele von González Rus in Cobo del Rosal, S. 349. 
603 González Rus in Cobo del Rosal, S. 349. 
604 Mata y Martín, S. 128. 
605 Higuera Guimerá, AP 31/2002, S. 774. 
606 Romeo Casabona in Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Art. 197 Rn. 140. 
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Fall eher vertretbar. Die spanische Literatur ist sehr geteilter Meinung, wie weit 

der Begriff „Ansichbringen“ ausgelegt werden kann607. Die Mehrheit der Litera-

tur betont wohl die physische Ansichnahme des Objekts608. 

(4) Das Ansichbringen von „elektronischer Post“ 

Wann von einem Ansichbringen „elektronischer Post“ gesprochen werden kann, 

ist ebenfalls umstritten. 

Von der Literatur wird zum Teil gefordert, das Ansichbringen auf Verhaltens-

weisen zu begrenzen, die einen physischen Ortswechsel von bereits ausgedruck-

ten Telefaxen oder Emails beinhalten609. Demnach würde eine Kopie einer Email 

den Tatbestand des Art. 197.1 CP nicht erfüllen.  

Dieser Meinung wird jedoch entgegnet, dass es der Natur von Emails entspricht, 

dass sie nicht materiell, sondern virtuell sind610. Würde man für die Tatbe-

standsmäßigkeit grundsätzlich einen Ausdruck der Emails verlangen, wäre ihre 

Erwähnung im Gesetzestext überflüssig gewesen, da sie als Ausdruck jedenfalls 

unter die Begriffe Papiere, Briefe oder Dokumente subsumiert werden könn-

ten611. Vorzugswürdiger erscheint daher die Meinung, nach der Emails nicht erst 

durch die Erlangung eines Ausdrucks, sondern bereits mit vorhergehenden Hand-

lungen, die den Zugriff erleichtern, an sich genommen werden. 

(5) Zusammenfassung  

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass diese Tatmodalität das Ansichbringen von 

Bildaufnahmen erfasst, die den Definitionen des „Papiers“ oder „Dokuments“ 

entsprechen oder die Datei einer Email darstellen. Zu beachten ist dabei, dass es 

sich auch um Bildaufnahmen von Gegenständen handeln kann. Die Rechtsinha- 

                                              
607 Romero Casabona in Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Art. 197 Rn. 197 

m.w.N. 
608 Vgl. Córdoba Roda/García Arán, S. 457. 
609 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1055. 
610 Romeo Casabona in Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Art. 197 Rn. 144; 

zust. Rueda Martín, S. 42. 
611 Romeo Casabona, S. 88; zust. Rueda Martín, S. 42, 43. 
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berschaft am Tatobjekt und am privaten Inhalt müssen aber derselben Person 

zustehen612. Dies ergibt sich aus der Benutzung des Possessivpronomens „sus 

papeles…“ (seine Papiere). Das heißt also, die auf einem privaten Foto abgebil-

dete Person muss auch der Inhaber des Fotos oder digitalen Bildträgers sein.  

4. Erfordernis eines Taterfolgs?  

Die Tathandlungen müssen dem Wortlaut nach mit dem Ziel vorgenommen wer-

den, Geheimnisse auszuspähen oder die Privatsphäre zu verletzen.  

Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch ist ein Geheimnis das Vertrauliche, Ver-

borgene, Vorbehaltene oder Verschwiegene. 

Darunter fallen Kenntnisse über eine Eigenschaft oder die Beschaffenheit einer 

Sache oder einer nützlichen Methode in der Medizin oder in einer anderen Wis-

senschaft, in der Kunst oder im Beruf613. 

Nach der Literatur versteht man unter dem strafrechtlichen Geheimnis Inhalte, 

von denen nur eine Person oder ein auf bestimmte Personen reduzierter Kreis 

Kenntnis hat und die der Betroffene in seinem Interesse nicht Dritten bekannt zu 

geben wünscht614.  

Es wird auch als die einem begrenzten Kreis von Personen vorbehaltene Kennt-

nis bezeichnet, die anderen verschwiegen wird oder verborgen bleibt615. Der Beg-

riff des Geheimnisses ist dabei in den Bereich des Rechtsguts „Privatsphäre“ ein-

gebunden616. Das Geheimnis ist nicht als strikte Verschwiegenheit zu verstehen, 

sondern muss in Beziehung zu der Privatsphäre stehen617. Die „geheimen Tatsa-

chen“ müssen demzufolge mit der Intimität oder der Privatheit in Zusammen-

                                              
612 Corcoy Bidasolo, S. 372 Rn. 1.6.1; Comentario Calderón Cerezo/Choclàn Montalvo, 

S. 454; Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, S. 112; Rueda Martín, S. 40; 
Morant Vidal, S. 63. 

613 Romeo Casabona, S. 65. 
614 Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 269; vgl. Rueda Martín, S. 35, 36. 
615 Romeo Casabona, S. 65. 
616 Rueda Martín, S. 35; Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 269; Suárez-Mira 

Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, S. 193; Morales Prats in Quintero 
Olivares/Morales Prats, S. 1056; Queralt Jiménez, S. 192; Córdoba Roda/García 
Arán, S. 456; Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, S. 118; Higuera 
Guimerá, AP 31/2002, S. 771; Corcoy Bidasolo, S. 370 Rn. 1.5.1. 

617 STS vom 14.09.2000, RJ 7942, FJ 3. 
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hang stehen618. Das ergibt sich zum einen auch aus dem geschützten Rechtsgut 

der Privatsphäre und zum anderen aus der Systematik des Abschnitts, der die 

Überschrift trägt, „Delikte gegen die Privatsphäre, das Recht am eigenen Bild 

und die Unverletzlichkeit der Wohnung“619. Zum Teil wird der Verweis auf die 

Geheimnisse daher als überflüssig angesehen, da die Geheimnisse kein eigenes, 

von der Privatsphäre zu unterscheidendes, geschütztes Rechtsgut darstellen und 

es ausgereicht hätte, lediglich die Privatsphäre in den Tatbestand aufzuneh-

men620.  

Der Begriff der Privatsphäre ist bereits als geschütztes Rechtsgut erläutert wor-

den, so dass hier auf die dortigen Ausführungen verwiesen werden kann. 

 

Eine andere Frage ist es, ob als Taterfolg die Privatsphäre durch die Handlung 

tatsächlich verletzt worden sein muss. Die Norm erfordert keine tatsächliche Ver-

letzung der Privatsphäre. Vielmehr reicht es aus, wenn der Täter die tatbestandli-

chen Handlungen mit der Absicht vornimmt, die Privatsphäre zu verletzen621. 

Somit ist also objektiv allein die Vornahme der tatbestandlichen Handlungen 

ausreichend, um die Erfüllung des Tatbestandes zu bejahen. Nicht erforderlich 

ist, dass die Privatsphäre verletzt wurde622. In Bezug auf die Tathandlung des 

Ansichbringens ist es durchaus möglich, dass die Privatsphäre nicht verletzt 

wird, zum Beispiel wenn der Täter einen Umschlag mit Bildaufnahmen gar nicht 

öffnet. In Bezug auf die Aufnahme oder Übertragung einer Bildaufnahme sind 

solche Fälle allerdings nur schwer denkbar. Hier beinhaltet gewöhnlich bereits 

der Gebrauch von Film- oder Tonaufnahmegeräten aufgrund seines Charakters 

ein Ausspähen der Privatsphäre und somit eine Verletzung623.  

                                              
618 Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 269. 
619 So Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1056. 
620 So Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1056; ebenso Córdoba 

Roda/García Arán, S. 456. 
621 Rodríguez Ramos, S. 495, 496; Córdoba Roda/García Arán, S. 455; STS vom 

10.12.2004, RJ 7917, FJ 8; Conde-Pumpido Ferreiro, S. 618; vgl. Alonso de 
Escamilla in Lamarca Pérez, S.183; Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, 
S. 114. 

622 Vgl. SAP Madrid 142/2003 vom 27.03., FJ 2. 
623 Vgl. Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1058. 
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Dennoch handelt es sich um ein abstraktes Gefährdungsdelikt („delito de peligro 

abstracto“)624, welches keinen Verletzungserfolg erfordert.  

Insofern bietet der Art. 197.1 CP stärkeren Schutz als § 201 a StGB, der als Tat-

erfolg die Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs erfordert. 

5. Subjektiver Tatbestand 

Der Täter muss vorsätzlich handeln, das heißt mit dem Bewusstsein und dem 

Willen, den objektiven Tatbestand zu verwirklichen625. Dabei ist jegliche Vor-

satzform, dolus ersten Grades, dolus zweiten Grades oder dolus eventualis, aus-

reichend. Zusätzlich muss der Täter aber mit der Absicht handeln, die Privatsphä-

re eines anderen zu verletzen626. Es handelt sich um ein Absichtsdelikt („delito de 

intención“). Uneinigkeit besteht in der spanischen Literatur aber darüber, welche 

Modalität eines Absichtsdeliktes gegeben ist. Es ist umstritten, ob es sich um ein 

„delito de resultado cortado“627 („Delikt mit abgeschnittenem Ergebnis“) oder 

um ein „delito mutilado de dos actos“628 („aus zwei Handlungen gekürztes De-

likt“) handelt. Ein „delito de resultado cortado“ liegt vor, wenn der Täter eine 

Handlung vornimmt, um ein bestimmtes, aber außerhalb des Tatbestandes lie-

gendes Ergebnis zu erzielen, dessen Erreichen nicht in der Herrschaftssphäre des 

Täters liegt, sondern von externen Faktoren abhängt.  

Ein „delito mutilado des dos actos“ dagegen ist gegeben, wenn der Täter ein De-

likt schon mit der ersten Handlung vollendet, die er aber in der Absicht vor-

nimmt, eine weitere Handlung zu bewirken und der Erfolg dieser zweiten Hand-

lung in der Herrschaftssphäre des Täters liegt629. Meines Erachtens handelt es 

sich bei Art. 197.1 CP um ein „delito mutilado de dos actos“, da es in der Herr-

schaftssphäre des Täters liegt, eine Verletzung der Privatsphäre tatsächlich her- 

                                              
624 Rueda Martín, S. 48; Romeo Casabona, S. 99. 
625 Rueda Martín, S. 49. 
626 Romeo Casabona, S. 99. 
627 Rueda Martín, S. 51; Queralt Jiménez, S. 171; STS vom 10.12.2004, RJ 7917, FJ 8. 
628 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1055; Romeo Casabona in 

Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Rn. 161; SAP Pontevedra 15/2001 
vom 18.05., FJ 5. Rodríguez Ramos, S. 495. 

629 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1055. 
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beizuführen. Eine vergleichbare Differenzierung ist dem deutschen Strafrecht 

unbekannt. Im deutschen Recht würde man lediglich von einem Delikt mit über-

schießender Innentendenz sprechen. 

II. Der Tatbestand des Art. 197.2 CP 

Art. 197.2 CP schützt die persönlichen, in EDV- oder elektronischen Karteien 

gespeicherten Daten von Personen vor unbefugtem Zugriff und Verfälschung. Er 

stellt den Grundtatbestand der Delikte gegen die „Datenverarbeitungsfreiheit“ 

(„libertad informática“) dar, das heißt der Delikte, die sich gegen die Privatsphä-

re der Personen richten, indem in ihnen, die in eine elektronische Datenverarbei-

tung eingegebenen persönlichen Daten offen gelegt oder illegal benutzt werden. 

Das Recht auf eine Privatsphäre ist hier als Bestätigung der eigenen Freiheit und 

Würde der Person gegenüber der Macht der Datenverarbeitung zu verstehen, in-

dem es dem Individuum Kontrollmöglichkeiten über seine computergestützten 

persönlichen Daten einräumt630.  

Geschütztes Rechtsgut ist die „Privatsphäre der elektronischen Datenverarbei-

tung“ („intimidad informática“), das heißt eine neue Dimension der Privatsphäre, 

die nicht nur die Befugnis zum Ausschluss Dritter enthält, sondern auch die Be-

fugnis zur Kontrolle der auf EDV umgestellten persönlichen Daten631. Bildnisse 

einer Person stellen jedoch keine Daten im Sinne dieser Norm dar. Das ergibt 

sich aus Art. 197.3 S.1 CP, der explizit von Daten oder Bildern spricht. Daher 

spielt dieser Absatz in Bezug auf das Recht am eigenen Bild keine Rolle und 

wird im Rahmen dieser Arbeit nicht näher erläutert. 

III. Tatbestand des Art. 197.3 CP 

Dieser Absatz stellt die Verbreitung, Preisgabe oder Überlassung der ausgespäh-

ten Daten oder der aufgenommenen Bilder an Dritte unter Strafe. Es ist zwischen 

Art. 197.3 S. 1 und S. 2 CP zu differenzieren. Gemäß Art. 197.3 S. 1 CP wird 

                                              
630 SAP Madrid 115/1999 vom 15.04., FJ 3; vgl. Jorge Barreiro in Comentario Cobo 

del Rosal, S. 125. 
631 Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, S. 126. 
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Gefängnisstrafe von zwei bis zu fünf Jahren verhängt, „wenn die ausgespähten 

Daten oder Tatsachen oder aufgenommenen Bilder, auf die sich die vorherge-

henden Ziffern beziehen, verbreitet, preisgegeben oder Dritten überlassen wer-

den“. Art. 197.3 S. 1 CP stellt eine Qualifikation dar. Er setzt voraus, dass der 

Täter bereits eine von Art. 197.1 CP umschriebene Handlung vorgenommen hat 

und darüber hinaus die gewonnenen Papiere, Tonaufnahmen oder Bilder an Drit-

te verbreitet632. Er ist demnach verwirklicht, wenn eine nach Art. 197.1 CP her-

gestellte Bildaufnahme anschließend von derselben Person verbreitet wird. Um 

ein Verbreiten zu bejahen, ist die Weitergabe an eine einzige Person ausrei-

chend633. Zum Teil wird aber auch die Bekanntgabe an mehrere Personen – min-

destens zwei– verlangt634.  

Als weitere Tathandlung wird das Verb „revelar“, was mit „offenbaren“ oder 

„preisgeben“ übersetzt werden kann, genannt. Die Tathandlung wird aber auch 

umschrieben als Aufdecken oder Kundgeben des Geheimnisses, wobei hier die 

Preisgabe gegenüber einer Person ausreichen soll635. Der Begriff „revelar“ ist 

kritisiert worden. „Revelar“ beinhalte, dass der Täter den geheimen oder intimen 

Inhalt erfasst habe, was jedoch für den Tatbestand des Art. 197 CP gar nicht nö-

tig sei636. Schließlich ist es ausreichend, wenn der Täter lediglich in der Absicht 

handelt, die Privatsphäre zu verletzen. Insofern ist der Begriff zu Recht zu kriti-

sieren. Die letzte alternative Tathandlung ist die Überlassung an Dritte.  

Der erhöhte Strafrahmen des Art. 197.3 S. 1 CP wird damit begründet, dass die 

Handlungen eine intensivere Verletzung des geschützten Rechtsguts beinhalten. 

Mit einer Verbreitung verlassen die Bilder die Sphäre des Täters und gelangen an 

eine unbegrenzte Anzahl Dritter, insbesondere bei der Nutzung des Internets637. 

Art. 197.3 S.2 CP sieht dagegen eine geringere Strafe vor als der Grundtatbe-

stand. Er stellt eine Privilegierung dar. Gemäß Art. 197.3 S. 2 CP wird mit Ge-

                                              
632 Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, S. 194; Conde-Pumpido 

Ferreiro, S. 620; Comentario Calderón Cerezo/Cholán Montalvo, S. 459. 
633 Romeo Casabona, S. 147. 
634 Higuera Guimerá, AP 31/2002, S. 781. 
635 Higuera Guimerá, AP 31/2002, S. 781. 
636 Romeo Casabona, S. 148. 
637 Romeo Casabona in Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Rn. 269. 
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fängnis von einem bis zu drei Jahren und Geldstrafe von zwölf bis zu 24 Mona-

ten bestraft, „wer in Kenntnis der rechtswidrigen Herkunft und ohne am Ausspä-

hen teilgenommen zu haben, die im vorhergehenden Absatz beschriebene Ver-

haltensweisen verwirklicht“. 

Die Vorschrift richtet sich an Täter, die zwar die illegale Herkunft der Bilder 

kennen, an der Aufnahme selbst aber nicht mitgewirkt haben638. Der Absatz stellt 

einen autonomen Tatbestand dar639. Er entspricht kriminalpolitischen Beweg-

gründen, die darin bestehen, die Straffreiheit von Tätern zu verhindern, die zwar 

nicht direkt im Sinne des Grundtatbestandes in die Privatsphäre eingegriffen ha-

ben, aber deren Handlungen die Privatsphäre gleichermaßen attackieren640. Der 

Tatbestand ist in Fällen relevant, in denen zum Beispiel der Redakteur einer Zeit-

schrift Bilder, deren illegale Herkunft ihm bekannt ist, veröffentlicht.  

IV. Weitere Qualifikationstatbestände des Art. 197 CP 

Art. 197 CP beinhaltet zudem eine Reihe weiterer Qualifikationen, die aufgrund 

der besonderen Täterqualität, einer besonderen Opferkonstitution, besonders sen-

sibler Daten oder der besonderen Motivation des Täters eine verschärfte Strafe 

vorsehen.  

1. Art. 197.4 CP 

Dieser Absatz enthält eine Qualifikation für den Fall, dass die in den Absätzen 1 

und 2 der Vorschrift beschriebenen Taten durch Personen begangen werden, die 

mit EDV-, elektronischen oder telematischen Karteien, Datenträgern, Archiven 

oder Registern betraut sind oder für sie verantwortlich sind. Als Strafe sind drei 

bis fünf Jahre Freiheitsstrafe vorgesehen. Voraussetzung des Art. 197.4 CP ist, 

dass die Personen nicht nur tatsächlich mit den Daten zu tun haben, sondern dass 

                                              
638 Vgl. Conde-Pumpido Ferreiro, S. 620; Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol 

Rodríguez, S. 194, 195; Alsonso de Escamilla in Lamarca Pérez, S. 185. 
639 Higuera Guimerá, AP 31/2002, S. 781; Rodríguez Ramos, S. 498, STS vom 

10.12.2004, RJ 7917, FJ 20. 
640 Rodríguez Ramos, S. 498, STS vom 10.12.2004, RJ 7917, FJ 20. 
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eine gesetzliche oder vertragliche Verpflichtung der Personen zur Überwachung 

der Daten besteht und sie diese verletzen641.  

Die Strafschärfung hat ihre Berechtigung darin, dass diese Personen vereinfach-

ten Zugriff auf persönliche Daten haben und zur Verschwiegenheit verpflichtet 

sind642. Bei einem tatbestandlichen Verhalten begehen sie damit zugleich eine 

Pflichtverletzung bezüglich der Verschwiegenheit und Treue, die ihnen durch 

Gesetz oder Vertrag auferlegt worden ist.  

2. Art. 197.5 CP 

Gemäß Art. 197.5 CP ist die Strafe aus der oberen Hälfte des Strafrahmens zu 

verhängen, wenn die in den vorhergehenden Absätzen beschriebenen Tatbestän-

de Daten persönlicher Art betreffen, die die Weltanschauung, Religion, den 

Glauben, die Gesundheit, die Abstammung oder das Sexualleben offenbaren oder 

wenn das Opfer minderjährig oder unmündig ist. 

Die Qualifikation wird aus folgenden Gründen als notwendig angesehen: zum 

einen aufgrund der sensiblen Natur der genannten Daten, die sich auf Aspekte 

beziehen, die den Kern der Privatheit643 darstellen, so dass der Angriff auf die 

Privatsphäre intensiver ist, und zum anderen, da die Opfer minderjährig oder 

unmündig sind644 und aufgrund ihrer persönlicher Eigenart gegenüber Angriffen 

auf ihre Privatsphäre verletzbarer sind645. Diese besondere Verletzbarkeit rührt 

entweder aus dem Alter her oder aus der Unmündigkeit, die die physische oder 

psychische Unreife widerspiegelt646. Minderjährig ist, wie im deutschen Recht, 

                                              
641 Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, S. 195. 
642 Romeo Casabona in Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Art. 197 Rn. 281; 

Conde-Pumpido Ferreiro, S. 620. 
643 STS vom 11.07.2001, RJ 1056, FJ 3; Morales Prats in Quintero Olivares/Morales 

Prats, S. 1073. 
644 Conde-Pumpido Ferreiro, S. 620. 
645 Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, S. 195. 
646 Romeo Casabona in Comentario Díez Ripollés/Romeo Casabona, Art. 197 Rn. 300. 
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wer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat647. Die Unmündigkeit einer Per-

son ist in Art. 25 CP geregelt648.  

3. Art. 197.6 CP 

Gemäß Art. 197.6 CP ist die in den Abs. 1-4 jeweils angedrohte Strafe aus der 

oberen Hälfte des Strafrahmens zu verhängen, wenn die Taten mit Bereiche-

rungsabsicht („fines lucrativos“) begangen werden. Wenn darüber hinaus die in 

Abs. 5 genannten Daten betroffen sind, beträgt die zu verhängende Strafe Ge-

fängnis von vier bis zu sieben Jahren.  

Der erhöhte Strafrahmen dieses Absatzes basiert auf der Überlegung, dass die 

Handlungen von einem Gewinnstreben geleitet werden649. Dieses Motiv führe zu 

einer größeren Schuld und größeren Vorwerfbarkeit650. Nicht erforderlich ist, 

dass tatsächlich ein ökonomischer Gewinn eingetreten ist. Allein die Motivation 

ist ausreichend651. Der Tatbestand ist damit vor allem für Paparazzi relevant, die 

kompromittierende Fotos herstellen, um diese an Zeitschriften zu verkaufen652. 

Er nimmt Bezug auf die Professionalität des Täters, der mit fremder Privatsphäre 

Handel in einem Land treibt, in dem sich in den letzten Jahren ein solider Markt 

für illegale Informationen stabilisiert hat653.  

V. Amtsträgerqualifikation des Art. 198 CP 

Art. 198 CP enthält eine Qualifikation für Amtsträger: Der Amtsträger oder Be-

amte, der in anderen als den gesetzlich erlaubten Fällen, ohne dass ein gesetzmä-

                                              
647 Vgl. Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 277. 
648 Art. 25 CP: Mit Wirkung für dieses Gesetzbuch ist eine Person ungeachtet dessen, 

ob sie als unmündig erklärt wurde oder nicht, als unmündig zu betrachten, wenn sie 
an einer dauerhaften Krankheit leidet, die ihr verbietet sich selbst oder ihre Rechts-
güter eigenständig zu verwalten („A los efectos de este Código se considera incapaz 
a toda persona, haya sido o no declarada su incapacitación, que padezca una erfer-
medad de carácter persistente que le impida gobernar su persona o bienes por si 
misma”).  

649 Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, S. 195. 
650 Comentario Calderón Cerezo/Choclán Montalvo, S. 459. 
651 Queralt Jiménez, S. 180; Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 277. 
652 Vgl. Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 277. 
653 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1075. 
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ßiges Verfahren wegen einer Straftat vorliegt, unter Ausnutzung seines Amtes 

eine der im vorhergehenden Artikel beschriebenen Verhaltensweisen verwirk-

licht, wird aus der oberen Hälfte des jeweils angedrohten Strafrahmens und zu-

sätzlich mit einer absoluten Untauglichkeitserklärung („inhabilitación“) für die 

Dauer von 6 bis zu 12 Jahren bestraft. 

Die Strafe der absoluten Untauglichkeitserklärung ist in Art. 41 CP geregelt. 

Demnach bewirkt sie einen endgültigen Entzug aller öffentlichen Ehren, Anstel-

lungen und Ämter, die der Bestrafte innehat, selbst wenn sie durch Wahl erlangt 

wurden. Außerdem führt sie zur Unfähigkeit, für die Dauer der Strafe diese oder 

andere öffentlichen Ehren, Ämter oder Anstellungen zu erlangen und für ein öf-

fentliches Amt gewählt zu werden.  

Der Tatbestand des Art. 198 CP erfordert, dass sich der Täter mit seinem Han-

deln über sein Amt hinwegsetzt und dass der illegale Zugriff auf die Privatsphäre 

stattfindet, obwohl kein gesetzmäßiges Verfahren und keine Ermittlungen lau-

fen654. Die Strafschärfung findet ihre Begründung in der subjektiven Qualität des 

Täters, der aufgrund seines Amtes leichteren Zugang zu intimen Informationen 

anderer hat. Zudem besteht eine größere Gefahr, dass die privilegierte Position 

und ihre widerrechtliche Nutzung von Seiten der Behörden als Mittel der Kon-

trolle der Bürger oder auch als Instrument der Spionage gegenüber politischen 

Gegnern benutzt werden könnten655.  

Zu beachten ist, dass Art. 198 CP immer vom Amtsdelikt des Art. 536 CP abzu-

grenzen ist. 

Art. 198 CP ist also nur anwendbar, wenn keinerlei Ermittlungen laufen656. 

Art. 198 CP regelt eine Qualifikation des Deliktes, beruhend auf der Qualität des 

Täters, der sich als öffentlicher Amtsträger unter Ausnutzung seiner Position au-

ßerhalb seiner Aufgaben bewegt657. 

                                              
654 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1077. 
655 Romeo Casabona, S. 171. 
656 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1077; Romeo Casabona, 

S. 175. 
657 Comentario Calderón Cerezo/Choclán Montalvo, S. 460. 
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Der Art. 536 CP dagegen schützt die Privatsphäre als rechtliche Garantie im 

Verhältnis von Bürger zu Staat und ist in den Fällen anwendbar, in denen der 

Amtsträger bei Ausübung seines Amtes seine Befugnisse überschreitet und gegen 

verfassungsrechtliche oder gesetzliche Garantien verstößt658. 

Wenn der illegale Zugriff auf die Daten im Rahmen einer strafrechtlichen Ermitt-

lung stattfindet, ist Art. 536 CP mit seiner geringeren Strafe anwendbar659. 

Art. 536 CP ist aber nicht in jedem Fall, in dem ein „Ermittlungsverfahren“ läuft, 

anwendbar. In Anbetracht seiner gegenüber Art. 198 CP geringeren Strafe muss 

hinzukommen, dass das Attentat gegen die Privatsphäre sich zugleich als eine 

Ermittlungstätigkeit darstellt, die eine Verletzung der Garantien der Bürger bein-

haltet660. Daraus folgt, dass Art. 198 CP anwendbar bleibt, wenn zwar ein Ermitt-

lungsverfahren läuft, aber völlig abseits der Ermittlungen eine Verletzung der 

Privatsphäre eintritt. 

VI. Rechtfertigungsgründe 

Zu beachten ist zunächst, dass die Einwilligung nicht rechtfertigend wirkt, son-

dern schon den Tatbestand ausschließt661. Die tatbestandsausschließende Wir-

kung kann man bereits dem Wortlaut der Norm entnehmen: „ (…) sin su consen-

timiento“ ist mit „ohne seine Einwilligung“ zu übersetzen. Es gibt aber auch in 

der Literatur eine Mindermeinung, die der Einwilligung erst rechtfertigende Wir-

kung zukommen lässt662. 

                                              
658 Comentario Calderón Cerezo/Choclán Montalvo, S. 460. 
659 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1077; Romeo Casabona, 

S. 175. 
660 Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, S. 1078.  
661 Romeo Casabona, S. 128; Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 270, 273; Alonso de 

Escamilla in Lamarca Pérez, S. 183; Jorge Barreiro in Comentario Cobo del Rosal, 
S. 117; Higuera Guimerá, AP 31/2002, S. 775; Morant Vidal, S. 64; 
SAP Pontevedra 15/2001 vom 18.05., FJ 2. 

662 Siehe Corcoy Bidasolo, S. 179 Rn. 2.7.1 m.w.N. 
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1. Rechtfertigungsgründe der LO 1/1982 

Die in Art. 8 LO 1/1982 aufgezählten Ausnahmefälle, in denen die Privatsphäre 

und das Recht am eigenen Bild nicht verletzt sind, müssen aufgrund der Einheit 

der Rechtsordnung auch in Bezug auf Art. 197 CP anwendbar sein. Zu denken ist 

insbesondere an die Ausnahme bei Aufnahmen von bekannten Persönlichkeiten 

an öffentlichen Orten663. Da diese Ausnahmen bereits eingehend erläutert worden 

sind664, erübrigen sich an dieser Stelle nähere Ausführungen. 

2. Allgemeine Rechtfertigungsgründe nach Art. 20 CP 

Die im Código Penal anerkannten allgemeinen Rechtfertigungsgründe sind die 

„legítima defensa“ (Art. 20.4 CP), der „estado de necesidad“ (Art. 20.5 CP) und 

die „ejercicio de un derecho“ (Art. 20.7 CP)665. Während die „legítima defensa“ 

und der „estado de necesidad“ mit Notwehr und Notstand zu übersetzen sind, 

gibt es im deutschen StGB keine dem Art. 20.7 CP entsprechende Norm.  

a. Art. 20.4 und 20.5 CP 

Zunächst ist auf Art. 20.4 und 20.5 CP kurz einzugehen, da Notwehr und Not-

stand, wie bezüglich des deutschen Rechts bereits festgestellt, auch bei der Her-

stellung einer Bildaufnahme eingreifen können. Auch in der spanischen Literatur 

wird darauf hingewiesen, dass diese Rechtfertigungsgründe bei Delikten des 

Título X des CP eingreifen können666.  

Nach Art. 20.4 CP ist nicht strafrechtlich verantwortlich, wer in Verteidigung der 

Person oder eigener oder fremder Rechte handelt, sofern die folgenden Voraus-

setzungen vorliegen: 

Erstens muss ein rechtswidriger Angriff gegeben sein. Im Falle der Verteidigung 

von Gütern wird der eine Straftat oder Übertretung entsprechende Angriff, der 

diese Güter in die schwere Gefahr der unmittelbar bevorstehenden Zerstörung 

                                              
663 Comentario Calderón Cerezo/Choclán Montalvo, S. 456. 
664 Vgl. hierzu S. 42 ff.  
665 Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, S. 218. 
666 Alonso de Escamilla in Lamarca Pérez, S. 194. 
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oder des unmittelbar bevorstehenden Verlusts versetzt, als rechtswidriger Angriff 

angesehen. Im Falle der Verteidigung der Wohnung oder ihrer Nebengebäude 

wird das unerlaubte Eindringen in diese als rechtswidriger Angriff angesehen. 

Zweitens muss eine vernunftgemäße Erforderlichkeit des zur Verhinderung oder 

Abwehr angewandten Mittels vorliegen. 

Drittes ist das Fehlen einer ausreichenden Provokation auf Seiten des Verteidi-

gers erforderlich667. 

 

Art. 20.5 CP regelt den Notstand. Nach ihm ist nicht strafrechtlich verantwort-

lich, wer im Notstand, um ein eigenes oder fremdes Übel zu vermeiden, ein 

Rechtsgut einer anderen Person verletzt oder gegen eine Pflicht verstößt, sofern 

die folgenden Voraussetzungen vorliegen: 

Erstens darf das verursachte Übel nicht größer sein als dasjenige, um dessen 

Vermeidung es geht. 

Zweitens darf der Notstand durch den Täter nicht absichtlich provoziert worden 

sein.  

Drittens darf der in Not Befindliche nicht aufgrund seines Berufes oder Amtes 

verpflichtet sein, sich aufzuopfern668. 

Der Notstand kann rechtfertigend wirken, wenn eine Bildaufnahme für Beweis-

zwecke hergestellt wird, um eine Straftat gegen Personen zu verhindern669. Dies 

gilt allerdings nur für Private und nicht für Amtsträger, deren Befugnisse be-

schränkend geregelt sind670. In der Praxis sind außer dem genannten Fall des 

Beweiszweckes kaum weitere Fälle denkbar, in denen die Herstellung einer Bild-

aufnahme ein geeignetes Mittel zur Vermeidung eines eigenen oder fremden 

Übels darstellt.  

                                              
667 Übersetzung nach Hoffmann. 
668 Übersetzung nach Hoffmann. 
669 Queralt Jiménez, S. 172. 
670 Queralt Jiménez, S. 172. 



 

 182

b. Art. 20.7 CP 

In der Literatur findet man jedoch im Zusammenhang mit Art. 197 CP mehr 

Verweise auf Art. 20.7 CP671. Nach dieser Vorschrift handelt derjenige außerhalb 

strafrechtlicher Verantwortung, der in Erfüllung einer Pflicht oder einer rechtmä-

ßigen Ausübung eines Rechtes, einer beruflichen Tätigkeit oder eines Amtes 

handelt. Die Norm stellt eine Generalklausel dar, die die Aufgabe erfüllt, Lücken 

im System zu schließen, da zuletzt Notwehr und Notstand nichts weiter sind als 

Konkretisierungen der Ausübung eines Rechts.  

Der erste Fall – Handeln in Erfüllung einer Pflicht – erfordert eine aus der 

Rechtsordnung abgeleitete rechtliche Pflicht, lediglich ethische Pflichten sind 

nicht ausreichend672. Diese Variante des Art. 20.7 CP hat die stärkste praktische 

Bedeutung in Bezug auf alle Personen, die öffentliche Ämter ausüben, insbeson-

dere die Sicherheitskräfte673. 

Interessanter ist jedoch der zweite Fall – die rechtmäßige Ausübung eines 

Rechts. Ein Recht in diesem Sinne ist nämlich die in Art. 20.1 CE gewährleistete 

Pressefreiheit. Steht die Pressefreiheit im Konflikt zum Recht auf Privatsphäre 

oder dem Recht am eigenen Bild, kann zugunsten von Journalisten der Rechtfer-

tigungsgrund des Art. 20.7 CP eingreifen674. So nahm das Gericht die legitime 

Ausübung eines Rechts zugunsten einer Journalistin an, die in einer Tageszeitung 

die Identität zweier Personen veröffentlichte, die Aids hatten und in einem Ge-

fängnis in der Küche arbeiteten675. 

Der Rechtfertigungsgrund verlangt im Rahmen des Art. 20.7 CP die Vornahme 

einer Interessenabwägung, bei der die Informationsfreiheit gegenüber dem Recht 

auf Privatsphäre überwiegt676. Die Rechtsprechung hat folgende Abwägungskri-

                                              
671 Zum Beispiel Rueda Martín, S. 53, Romeo Casabona in Comentario Díez 

Ripollés/Romeo Casabona, Art. 197 Rn. 218. 
672 Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, S. 235. 
673 Rodríguez Ramos, S. 96; Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, 

S. 235. 
674 Vgl. Quintero Olivares, S. 493. 
675 STS vom 18.02.1999, RJ 510, FJ 6. 
676 Rueda Martín, S. 53, 54; vgl. Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, 

S. 236. 
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terien entwickelt: Wenn die Informationsfreiheit in Bereichen geltend gemacht 

wird, die andere verfassungsrechtlich geschützte Güter betreffen – wie die Pri-

vatsphäre–, ist es notwendig, dass die Information von öffentlichem Interesse 

ist677. Dieser Rechtfertigungsgrund gründet auf dem Prinzip des überwiegenden 

Interesses, bei dem das Recht vorrangig ist, das sich auf die Kollektivinteressen 

auswirkt, wie zum Beispiel jegliche Aspekte politischer Handlungen.  

Es muss sich um Tatsachen oder Situationen handeln, die die Gemeinschaft inte-

ressieren und nicht nur um bloße fremde Neugier. Das Kriterium der allgemeinen 

Relevanz ist das entscheidende Element der Wertung, um den Konflikt zwischen 

den Ansprüchen auf Information auf der einen Seite und Diskretion auf der ande-

ren Seite aufzulösen678. Das Überwiegen des Informationsinteresses lässt nach, 

sobald sich die Kritik mit für die Ehre anderer demütigenden Behauptungen ver-

eint, die in jedem Fall unnötig sind für die öffentliche Meinungsbildung, oder 

wenn sich die Informationen ausschließlich auf Fragen beziehen, die das Privat-

leben von Personen beinhalten, Fälle also, in denen das Recht auf Ehre seine 

größte Wirksamkeit erreicht679. 

Demnach ist die Veröffentlichung von Bildaufnahmen nicht rechtswidrig, wenn 

sie der Information der Allgemeinheit dienen und zur öffentlichen Meinungsbil-

dung beitragen. Viele Fälle des investigativen Journalismus können damit über 

diese Klausel aus der Strafbarkeit herausgenommen werden. Dagegen sind die 

Fälle nicht zu rechtfertigen, in denen Paparazzi die Privatsphäre betreffende Auf-

nahmen von zum Beispiel Schauspielern herstellen, die nur der Befriedigung der 

Neugier dienen und von keiner informativen Relevanz sind. 

In der Praxis wird mittels des Art. 20.7 CP der relativ weite Tatbestand des 

Art. 197 CP letztlich sehr stark eingegrenzt. 

                                              
677 STC 127/2003 vom 30.06., FJ 8; STC 154/1999 vom 14.09., FJ 9. 
678 Rueda Martín, S. 54; STC 171/1990 vom 12.11., FJ 5; vgl. STC 121/2002 vom 

20.05., FJ 1.  
679 Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, S. 236. 
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VII. Strafbarkeit des Versuchs 

Der Versuch ist in den Art. 15.1, 16 CP geregelt. Im Unterschied zu anderen 

Rechtsordnungen unterzieht sich der Versuch im spanischen Recht den allgemei-

nen Strafbarkeitsregeln680. Der Versuch ist als allgemeine Form einer Straftat 

generell in Art. 15 CP für strafbar erklärt worden und in Art. 16 CP legaldefi-

niert681. Art. 15.1 CP: “Son punibles el delito consumado y la tentativa del 

delito”. „Strafbar sind das vollendete Delikt und der Versuch des Delikts“. Den-

noch wird auch im spanischen Recht der Versuch von „Übertretungen“ 682 gemäß 

Art. 15.2 CP nicht in jedem Fall bestraft: „Übertretungen werden nur bestraft,  

wenn sie vollendet wurden, mit Ausnahme versuchter Übertretungen gegen Per-

sonen oder das Vermögen“683. Im spanischen Recht ist der Versuch demnach bei 

„Übertretungen“, die gegen die Person oder das Vermögen gerichtet sind, stets 

strafbar. 

Auch der Versuch des Art. 197 CP ist strafbar684. Gemäß Art. 16.1 CP ist ein 

Versuch gegeben, wenn der Täter „die Ausführung der Tat unmittelbar durch 

äußere Handlungen beginnt und alle oder einen Teil derjenigen Handlungen vor-

nimmt, die objektiv den Erfolg herbeiführen würden, dieser jedoch aus von dem 

Willen des Täters unabhängigen Gründen nicht eintritt“. 

Zum Beispiel ist ein Versuch gegeben, wenn der Täter die Installation techni-

scher Geräte oder deren Vorbereitung vornimmt, ohne dass es ihm gelingt, sie 

anzuschließen685. Die heimliche Installation einer Videokamera oder einer Web-

cam stellt damit eine typische Versuchshandlung dar. Ebenso ist ein Versuch an-

zunehmen, wenn der Täter zu dem Zeitpunkt entdeckt wird, indem er gerade da-

bei ist, sich Zugang zum elektronischen Postfach zu verschaffen686. Die Strafan-

                                              
680 Quintero Olivares in Quintero Olivares/Morales Prats, S.122. 
681 Jiménez Díaz in Comentario Cobo del Rosal, S. 780. 
682 Übersetzung nach Hoffmann; „Übertretungen“ sind gemäß Art. 13.3 CP Taten, die 

das Gesetz mit leichter Strafe bestraft.  
683 Übersetzung nach Hoffmann. 
684 Vgl. Higuera Guimerá, AP 31/2002, S. 777; Rodríguez Ramos, S. 496. 
685 Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 274. 
686 Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol Rodríguez, S. 193. 
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drohung des Versuchs ist geringer als die des vollendeten Delikts und in 

Art. 62 CP geregelt. 

VIII. Strafe 

1. Strafmaß  

Der Art. 197.1 CP sieht als Strafe Freiheitsstrafe von einem bis zu vier Jahren 

und Geldstrafe von zwölf bis zu 24 Monaten vor. Zudem beinhaltet 

Art. 197 CP eine Reihe von Qualifikationen, die einen erhöhten Strafrahmen vor-

sehen. Die höchste Strafe beinhaltet Art. 197.6 S. 2 CP mit vier bis zu sieben Jah-

ren. Für Amtsträger ist außerdem in Art. 198 CP die Strafe der absoluten Untaug-

lichkeitserklärung für die Dauer von sechs bis zu zwölf Jahren vorgesehen. 

2. Strafantrag 

Ebenso wie im deutschen Recht wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. Das An-

tragserfordernis ergibt sich aus Art. 201 CP. Antragsberechtigt ist die verletzte 

Person oder ihr gesetzlicher Vertreter. Ist die Person minderjährig, unmündig 

oder hilflos, kann auch die Staatsanwaltschaft Strafanzeige stellen. Nach 

Art. 201.2 CP ist eine Strafanzeige allerdings bei Taten nach Art. 198 CP und 

wenn die Straftat die Interessen der Allgemeinheit oder eine Vielzahl von Perso-

nen betrifft, entbehrlich. 

3. „El Perdón del ofendido“ 

Gemäß Art. 201.3 CP führt das „Perdón“ des Verletzten oder gegebenenfalls sei-

nes gesetzlichen Vertreters zum Erlöschen der Strafklage oder der Vollstreckung 

der Strafe, unbeschadet der Regelung in Art. 130.4 Abs. 2.  

„Perdón del ofendido“ ist wörtlich mit „Verzeihung oder Begnadigung durch den 

Verletzten“ zu übersetzen.  

Eine solche „Begnadigung“ ist nur bei Antragsdelikten oder bei Strafanzeige des 

Geschädigten anwendbar und wenn das Gesetz dies ausdrücklich vorsieht. Dabei 

handelt es sich um Delikte, die ein Rechtsgut schützen, das der besonderen Dis-

ponibilität seines Inhabers untersteht, der frei entscheiden kann, ob er die Inter-
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vention der Gerichte wünscht oder die Stille über die Sache bevorzugt, zum Bei-

spiel bei einer Beleidigung687.  

Nach dem alten Art. 130.4 CP musste die Verzeihung ausdrücklich erklärt wer-

den, bevor die Vollstreckung der verhängten Strafe begonnen hat. Umstritten 

war, ob es vor dem Urteilsspruch oder auch noch nach Bekanntgabe des Urteils 

erteilt werden konnte688. Der Gesetzgeber hat den Streit aber inzwischen dahin-

gehend entschieden, dass gemäß Art. 130.5 S. 1 CP das Perdón erteilt werden 

muss, bevor das Urteil diktiert wurde. Dazu hat das Gericht den Verletzten zuvor 

anzuhören. Bei Delikten gegen Minderjährige oder Geschäftsunfähige kann der 

Richter das von den gesetzlichen Vertretern erteilte Perdón zurückweisen und die 

Fortführung des Prozesses unter Teilnahme der Staatsanwaltschaft nach 

Art. 130.5 S. 2 CP anordnen. Zuvor müssen die Vertreter des Minderjährigen 

oder Geschäftsunfähigen allerdings erneut gehört werden. 

Diese Rechtsfigur des „Perdón del ofendido“ wird nicht unkritisch gesehen. Es 

wird kritisiert, dass zu häufig eine Art Erpressung angeboten werde, indem eine 

Entschädigung entsprechend den finanziellen Möglichkeiten des Täters gefordert 

wird. Im Prinzip animiere dieses Institut, Taten anzuzeigen, in der Hoffnung eine 

Entschädigung zu erzielen689. Zudem wird auf den herausragenden öffentlichen 

Charakter des Strafrechts hingewiesen und darauf, dass die „Verzeihung“ nicht 

mit einer Wiedergutmachung des Schadens verwechselt werden dürfe, mittels der 

die Strafe in einigen Delikten umgangen werden könne690.  

Als ein vergleichbares deutsches Rechtsinstitut ist der in § 46 a StGB geregelte 

„Täter-Opfer-Ausgleich“ zu nennen. Danach kann das Gericht die Strafe nach 

§ 49 Abs. 1 StGB mildern, oder, wenn keine höhere Strafe als Freiheitsstrafe bis 

zu einem Jahr oder Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen verwirkt ist, von Strafe 

absehen. Voraussetzung dafür ist, dass der Täter entweder in dem Bemühen, ei-

nen Ausgleich mit dem Verletzten zu erreichen, seine Tat ganz oder zum über-

                                              
687 Quintero Olivares, S. 769. 
688 Erklärung vor dem Urteil; Morales Prats in Quintero Olivares/Morales Prats, 

S. 1096, auch nach dem Urteil: Rueda Martín, S. 135; Gracia Martín/Boldovar Pa-
samar/Alastuey Dobón, S. 287.  

689 Serrano Gomez/Serrano Maillo, S. 282. 
690 Quintero Olivares, S. 769. 
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wiegenden Teil wiedergutgemacht hat oder deren Wiedergutmachung ernsthaft 

erstrebt hat, oder in einem Fall, in welchem die Schadenswiedergutmachung von 

ihm erhebliche persönliche Leistungen oder persönlichen Verzicht erfordert hat, 

das Opfer ganz oder zum überwiegenden Teil entschädigt hat. 

IX. Zusammenfassung – Art. 197 CP 

Art. 197 CP regelt nicht nur den strafrechtlichen Bildnisschutz, sondern allge-

mein den strafrechtlichen Schutz der Privatsphäre in ihren verschiedenen Aus-

prägungen. Geschütztes Rechtsgut ist die Privatsphäre. Der Tatbestand erfordert 

aber keine Verletzung der Privatsphäre als Taterfolg, sondern verlangt lediglich, 

dass der Täter in der Absicht handelt, die Privatsphäre zu verletzen.  

Bezüglich des Rechts am eigenen Bild wird eine Person von Art. 197.1 CP vor 

einer mit technischen Kunstgriffen vorgenommenen Übertragung, Aufnahme 

oder Wiedergabe ihres Bildes geschützt. Ungeschriebene Voraussetzung ist da-

bei, dass der Täter heimlich vorgeht691. Auch wenn die Strafrechtsnorm keine 

räumliche Begrenzung enthält, ist nach herrschender Meinung der Schutz in der 

Öffentlichkeit ausgeschlossen692. Aufgrund dieser ungeschriebenen Vorausset-

zungen ist es fraglich, ob die Norm dem „deutschen Bestimmtheitsgebot“ gerecht 

werden würde.  

Art. 197.3 S.1 CP enthält eine Qualifikation, in der die unbefugte Verbreitung, 

Preisgabe oder Überlassung der gewonnenen Bilder an Dritte durch den Täter 

unter Strafe gestellt wird. Es ist aber auch eine Privilegierung für denjenigen 

vorgesehen, der die Bilder, ohne dass er selbst an deren Herstellung mitgewirkt 

hat, verbreitet, preisgibt oder Dritten überlässt.  

Art. 198 CP enthält eine Amtsträgerqualifikation, nach der neben einer erhöhten 

Strafe auch eine Art Berufsverbot in Form der absoluten Untauglichkeitserklä-

rung verhängt werden kann. 

Zudem sieht Art. 197.5 CP eine erhöhte Strafe vor, wenn das Opfer minderjährig 

oder unmündig ist oder die Aufnahme besonders persönlichen Charakter hat, 

                                              
691 Vgl. S. 162. 
692 Vgl. S. 163. 
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zum Bespiel wenn sie das Sexualleben betrifft. Ein höheres Strafmaß ist eben-

falls vorgesehen, wenn der Täter mit Bereicherungsabsicht handelt. 

Die Strafnorm ist damit durch eine Vielzahl an Qualifikationen gekennzeichnet. 

Der Versuch ist strafbar. 

 

Zusätzlich ist im Rahmen des Schutzes der Privatsphäre und privater Geheimnis-

se auch das „Ansichbringen“ von Bildaufnahmen strafbar. Diese Bildaufnahmen 

müssen jedoch nicht eine Person abbilden, sondern können jeglichen privaten 

Inhalt zum Gegenstand haben. Die Tatalternative bezieht sich nicht nur auf eine 

Verletzung der Privatsphäre, die eine Verletzung des Rechts am eigenen Bild 

beinhaltet, sondern auf die Privatsphäre im Allgemeinen. Das Ansichbringen ei-

ner Bildaufnahme ist zu bejahen, wenn der Täter die Aufnahme oder eine Kopie 

derselben physisch an sich genommen hat. Die bloße Kenntnisnahme ist nicht 

ausreichend693.  

 

Eine Rechtfertigung ist nach den allgemeinen Rechtfertigungsgründen möglich, 

wobei der in Deutschland unbekannte Rechtfertigungsgrund des Art. 20.7 CP, die 

„rechtmäßige Ausübung eines Rechts“, nennenswert ist. Er ermöglicht eine di-

rekte Abwägung mit der Pressefreiheit. 

 

Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass der Tatbestand zunächst einen weiten 

Eindruck macht. Durch das Erfordernis der Heimlichkeit wird dieser Eindruck 

aber revidiert. Eine Rechtfertigung, insbesondere der Presse, ist aufgrund des 

Art. 20.7 CP in großem Ausmaß möglich.  

                                              
693 Vgl. S. 168 ff. 
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C. Rechtsvergleich des § 201 a StGB mit Art. 197 CP 

Nach der Darstellung beider Strafrechtsnormen soll in einem letzten Teil der Ar-

beit herausgearbeitet werden, worin die Gemeinsamkeiten und die wesentlichen 

Unterschiede bestehen. Anschließend wird bewertet, welche der jeweils unter-

schiedlichen Regelungen sinnvoll sind und ob ein Anlass dazu bestünde, die Re-

geln des Art. 197 CP in § 201 a StGB zu übernehmen. 

I. Das Tatobjekt „Bildaufnahme“ 

§ 201 a StGB spricht von einer Bildaufnahme, worunter nur technisch 

hergestellte Aufnahmen fallen. Zeichnungen und Karikaturen sind darin 

nicht enthalten.  

Art. 197 CP dagegen begrenzt den Schutz nur in gewissem Sinne auf eine tech-

nisch hergestellte Bildaufnahme. Zum einen stellt er zwar die mit technischen 

Geräten vorgenommene Übertragung, Aufnahme oder Vervielfältigung des Bil-

des unter Strafe, so dass es sich um technisch hergestellte Aufnahmen handelt. 

Zusätzlich schützt er aber auch vor der unbefugten Ansichnahme von Papieren, 

worunter neben Fotos auch Zeichnungen und Karikaturen fallen können. Ebenso 

können Bildnisse von Personen auch unter den Begriff der „Dokumente“ subsu-

miert werden, vorausgesetzt sie sind von juristischer Relevanz. Das heißt, eine 

Person ist durch Art. 197 CP nur vor der Herstellung von technischen Bildauf-

nahmen geschützt und nicht vor der Herstellung einer Zeichnung. Bezüglich 

Zeichnungen ist eine Person lediglich davor geschützt, dass ein Dritter diese un-

befugt an sich nimmt. Das deutsche Recht und das spanische Recht stimmen in-

sofern überein, als die Herstellung einer Zeichnung oder Karikatur nicht in den 

speziellen strafrechtlichen Bildnisschutz einbezogen ist. Die Beeinträchtigung 

durch Karikaturen oder Zeichnungen ist qualitativ nicht mit der durch eine Foto-

grafie aus dem persönlichen Lebensbereich einer Person vergleichbar. Denn Ka-

rikaturen und Zeichnungen nehmen im Gegensatz zu einer Fotografie nicht für 

sich in Anspruch, die Wirklichkeit wiederzugeben. Für das Anfertigen von 

Zeichnungen oder Karikaturen ist daher der zivilrechtliche Schutz ausreichend. 

Zudem besteht bei einer ehrverletzenden Karikatur – wie zum Beispiel im „El 
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Jueves-Fall“ – die Möglichkeit der Strafverfolgung wegen Beleidigung694. Die 

Beschränkung der Strafbarkeit auf das Herstellen von Bildaufnahmen in beiden 

Normen ist daher zu befürworten.  

Kritik verdient dagegen der Ausschluss von Bildaufnahmen verstorbener Perso-

nen. Nicht nur § 201 a StGB, sondern auch Art. 197 CP sieht keinen postmorta-

len Schutz vor. Der Verzicht des Schutzes Verstorbener führt zu einer Strafbar-

keitslücke, bezüglich derer es in beiden Ländern einer Nachbesserung bedarf695. 

II.Tathandlungen 

Die tatbestandsmäßigen Handlungen beider Tatbestände weisen Unterschiede 

auf. § 201 a StGB stellt das unbefugte Herstellen und Übertragen einer Bildauf-

nahme unter Strafe ebenso wie das Gebrauchen oder Zugänglichmachen einer 

unbefugt hergestellten Bildaufnahme. Außerdem wird das wissentlich unbefugte 

Zugänglichmachen einer befugt hergestellten Aufnahme bestraft.  

Art. 197.1 CP stellt die Benutzung technischer Kunstgriffe zur Übertragung, 

Aufnahme oder Wiedergabe von Bildern ohne Zustimmung des Betroffenen un-

ter Strafe. Darüber hinaus ist auch das Ansichbringen von Bildern strafbar. 

1. Herstellung, Übertragung von Bildern 

In beiden Rechtsordnungen sind die Herstellung und die Übertragung einer Bild-

aufnahme strafbar.  

2. Wiedergabe eines Bildes 

Außerdem ist die Wiedergabe in beiden Normen tatbestandsmäßig, da die Wie-

dergabe eines Bildes mit technischen Mitteln, zum Beispiel das Vorführen eines 

Films, ein „Gebrauchen“ der Bildaufnahme im Sinne des § 201 a Abs. 2 StGB 

darstellt. Allerdings ist bei § 201 a Abs. 2 StGB erforderlich, dass es sich um das 

Gebrauchen einer unbefugt hergestellten Bildaufnahme handelt, während der  

                                              
694 Vgl. S. 47. 
695 Vgl. S. 148 ff. 
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Wortlaut des spanischen Art. 197.1 CP nicht zwischen unbefugt hergestellten 

und befugt hergestellten Bildaufnahmen differenziert, sondern nur von der Wie-

dergabe eines Bildes ohne Zustimmung der betroffenen Person spricht. Er erfasst 

somit auch die unbefugte Wiedergabe befugt hergestellter Aufnahmen. Der deut-

sche Gesetzgeber hat sich bewusst dagegen entschieden, das „Gebrauchen“ einer 

befugt hergestellten Aufnahme unter Strafe zu stellen696. Der Entscheidung des 

deutschen Gesetzgebers ist insofern zuzustimmen, als es sich bei der unbefugten 

Wiedergabe einer befugt hergestellten Aufnahme um einen Vertrauensbruch oder 

bei professionellen Fotos um einen Vertragsbruch handelt, dem mit Hilfe des 

Zivilrechts ausreichend begegnet werden kann. 

Aus den genannten Gründen ist der offene Wortlaut des Art. 197.1 CP, der die 

Wiedergabe einer befugt hergestellten Aufnahme ohne Zustimmung des Betrof-

fenen unter Strafe stellt, zu kritisieren.  

3. Zugänglichmachen 

Der Tathandlung des Zugänglichmachens im Sinne des § 201 a StGB, das heißt 

einem Dritten die Kenntnisnahme zu ermöglichen, entsprechen die in 

Art. 197.3 CP enthaltenen Tathandlungen des Verbreitens, Preisgebens oder 

Überlassens der aufgenommenen Bilder an Dritte.  

§ 201 a StGB differenziert zwischen dem Zugänglichmachen einer unbefugt her-

gestellten Aufnahme (Abs. 2) und dem wissentlich unbefugten Zugänglichma-

chen einer befugt hergestellten Bildaufnahme (Abs. 3). 

Der Código Penal dagegen kennt keine Strafbarkeit des Überlassens einer befugt 

hergestellten Aufnahme an Dritte. Er setzt eine unbefugt hergestellte Bildauf-

nahme voraus und differenziert nach der Täterqualität. Art. 197.3 S.1 CP ist ver-

wirklicht, wenn eine nach Art. 197.1 CP hergestellte Bildaufnahme anschließend 

von derselben Person verbreitet wird.  

Art. 197.3 S. 2 CP richtet sich an Täter, die zwar die illegale Herkunft der Bilder 

kennen, an der Aufnahme selbst aber nicht mitgewirkt haben697. Diese Differen-

                                              
696 BT-Drucks. 15/2995, S. 4 ff. 
697 Vgl. Conde-Pumpido Ferreiro, S. 620; Suárez-Mira Rodríguez/Judel Pietro/Piñol 

Rodríguez, S. 194, 195; Alsonso de Escamilla in Lamarca Pérez, S. 185. 
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zierung ist sachgerecht, denn der Täter, der eine Aufnahme zunächst selbst her-

gestellt und zusätzlich verbreitet, weist eine höhere kriminelle Energie auf als 

derjenige, der die Aufnahme „nur“ verbreitet.  

Die Strafbarkeit des wissentlich unbefugten Zugänglichmachens einer befugt 

hergestellten Bildaufnahme gemäß § 201 a Abs. 3 StGB ist in ihrer jetzigen Form 

abzulehnen. Der Tatbestand erfasst zu viele strafunwürdige Fälle des Alltags, 

bringt erhebliche Beweisprobleme mit sich und ist dem deutschen Gesetzgeber 

deutlich misslungen698.  

Eine Differenzierung nach der Täterqualität nach dem Vorbild des Art. 197.3 CP 

wäre dagegen in § 201 a Abs. 2 StGB zu befürworten.  

4. Der „freche Blick“ 

Während der „freche Blick“ in § 201 a StGB straflos geblieben ist, gilt dies auf 

spanischer Seite nur eingeschränkt. Der Blick mit dem bloßen Auge ist auch nach 

Art. 197.1 CP nicht strafbar. Teilweise wird aber eine Strafbarkeit des Beobach-

tens mittels Ferngläsern etc. befürwortet699. Dies ist im Ergebnis jedoch abzuleh-

nen. Zum einen ist der „freche Blick“ durch ein Fernglas mangels einer Fixierung 

des Bildes kaum nachweisbar. Zum anderen fehlt es auch an einer Strafbedürf-

tigkeit. Die Strafwürdigkeit des Verhaltens ist in Art. 197 CP und in 

§ 201 a StGB darin begründet, dass der Täter in einen privaten Bereich eindringt 

und dabei die abstrakte Gefahr schafft, dass zudem Dritte das Bild der betroffe-

nen Person wahrnehmen, sei es durch eine direkte Übertragung oder durch die 

Herstellung einer Bildaufnahme. Beobachtet der Täter lediglich einen anderen, 

nimmt nur er an dessen Bild Anteil. Eine abstrakte Gefährdung der Privatsphäre 

durch die Kenntnisnahme weiterer Personen ist nicht gegeben. Es kommt daher 

nicht darauf an, ob der Täter Hilfsmittel zur Beobachtung einsetzt.  

                                              
698 Vgl. S. 128. 
699 Vgl. Gonzáles Rus in Cobo del Rosal, S. 359. 
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5. Heimlichkeit des Vorgehens 

Bezüglich Art. 197.1 CP vertritt die herrschende Meinung, dass der Tatbestand 

nur erfüllt ist, wenn der Täter heimliche oder heimtückische Mittel benutzt700, 

während bei § 201 a StGB dagegen kein heimliches Vorgehen erforderlich ist701. 

An dieser Stelle erfährt der Schutz des Bildnisses erstmals eine Einschränkung 

auf spanischer Seite. Aufgrund des weiten Tatbestandes des Art. 197.1 CP ist 

dies sinnvoll, wobei aber zu bemängeln ist, dass die Heimlichkeit des Vorgehens 

nicht aus dem Wortlaut der Norm entnommen werden kann.  

In Bezug auf § 201 a StGB ist ein heimliches Vorgehen zur Einschränkung des 

Tatbestandes nicht notwendig. Der Tatbestand ist bereits durch die räumlichen 

Voraussetzungen eingegrenzt. Außerdem würde das Erfordernis der Heimlichkeit 

besonders dreiste Fotografen, die Personen direkt gegenübertreten, um sie zu fo-

tografieren, privilegieren. § 201 a StGB verzichtet daher zu Recht auf die Vor-

aussetzung der Heimlichkeit. 

6. Die bloße Kenntnisnahme von Bildern und der bloße Besitz 

Eine weitere Besonderheit des Art. 197.1 CP ist, dass er auch die Inbesitznahme 

von Bildern, das „Ansichbringen“, ohne Zustimmung des Inhabers unter Strafe 

stellt. Unstrittig hat der Täter das Bild an sich gebracht, wenn er es physisch er-

langt hat. Es reicht also aus, wenn ein Foto eingesteckt und mitgenommen wird. 

Umstritten ist in der spanischen Literatur, ob die bloße Kenntnisnahme des Bil-

des ebenfalls ausreichend ist. 

Auch im deutschen Recht werden diese Möglichkeiten in Bezug auf die Tathand-

lung des „Gebrauchens“ diskutiert. Der bloße Besitz und das Betrachten einer 

Bildaufnahme stellen im Ergebnis aber kein „Gebrauchen“ im Sinne der Norm 

dar, da das Gebrauchen nur Handlungen erfassen soll, bei denen die Bildaufnah-

me mit technischen Mitteln gebraucht wird, wie zum Beispiel beim Scannen oder 

Kopieren702.  

                                              
700 Vgl. S. 162. 
701 Vgl. S. 87. 
702 Vgl. S. 115 ff. 



 

 194

Die bloße Kenntnisnahme eines Bildes muss außerhalb des Straftatbestandes 

bleiben. Die Gefahr wäre zu groß, dass Alltagshandlungen strafbar würden, ganz 

abgesehen von den unlösbaren Beweisschwierigkeiten bezüglich einer möglichen 

stattgefundenen Bildwahrnehmung.  

Eine andere Frage ist, wie es zu bewerten ist, die bloße Inbesitznahme von Bild-

aufnahmen unter Strafe zu stellen.  

Bei § 201 a Abs. 2 StGB ist die Inbesitznahme einer Bildaufnahme als eine Form 

des „Gebrauchens“ nur unter der Voraussetzung strafbar, dass der Besitz auf 

technischem Wege ergriffen wird, zum Beispiel durch das Abspeichern oder Ar-

chivieren einer Datei. Die bloße Inbesitznahme einer Bildaufnahme ohne Nut-

zung technischer Mittel, wie zum Beispiel das Mitnehmen eines Bildes, ist nicht 

vom Tatbestand erfasst.  

Da das bloße Betrachten im Rahmen des § 201 a StGB überwiegend als nicht 

tatbestandsmäßiges Verhalten angesehen wird und auch im spanischen Recht 

höchst umstritten ist, muss meines Erachtens auch das bloße Ansichbringen eines 

Bildes straffrei bleiben. Denn in diesem Fall hat der Täter noch nicht einmal 

Kenntnis von der Aufnahme genommen. Er versetzt sich durch das Ansichbrin-

gen des Bildes nur in die Lage einer möglichen, späteren Kenntnisnahme oder 

Verwertung des Bildes. Der Täter entzieht das Bild nur seinem Inhaber. Dieses 

Verhalten beinhaltet aber noch keine Verletzung des höchstpersönlichen Lebens-

bereichs oder der Privatsphäre, da weder der Täter noch ein Dritter von deren 

Inhalt Kenntnis haben. Die Strafbarkeit der bloßen Inbesitznahme ist im Ergebnis 

zu Recht nicht in § 201 a StGB vorgesehen.  

III. Räumliche Einschränkungen des Schutzes 

§ 201 a StGB beinhaltet räumliche Voraussetzungen. Die aufgenommene Person 

muss sich in einer Wohnung oder einem gegen Einblick besonders geschützten 

Raum befinden.  

Art. 197.1 CP sieht seinem Wortlaut nach keine räumlichen Einschränkungen vor 

und erfordert auch keinen Sichtschutz. Es wird aber in der Literatur überwiegend 

vertreten, dass Bildaufnahmen in der Öffentlichkeit nicht vom Tatbestand erfasst 
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werden, sondern nur zivilrechtlich bekämpft werden können703. Auch im spani-

schen Recht ist demnach der Gedanke der räumlichen Einschränkung vorhanden. 

Aufgrund des Bestimmtheitsgebotes wäre es wünschenswert, wenn dieser auch 

im Gesetzestext zum Ausdruck gekommen wäre. So ist nicht ganz eindeutig, ob 

der Schutz vor unbefugten Bildaufnahmen in Spanien nur in geschlossenen 

Räumen besteht oder auch an anderen sichtgeschützten Orten, wie zum Beispiel 

in einem Garten. 

Eine ausdrückliche räumliche Einschränkung des Schutzes in § 201 a StGB ist 

im Vergleich zum spanischen Recht vorzugswürdig. 

Wie bereits dargelegt, ist es im Allgemeinen akzeptabel, den Schutz räumlich 

einzuschränken, da der Einzelne damit rechnen muss, in der allgemeinen Öffent-

lichkeit fotografiert zu werden. Dies ist wohl im Zuge des Zeitalters der „Handy-

kameras“ eine Tatsache, der das Strafrecht nicht entgegenwirken kann.  

IV. Taterfolg 

1. Erfolgs- oder Gefährdungsdelikt 

§ 201 a StGB verlangt die Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs als 

Taterfolg. Es handelt sich damit um ein Erfolgsdelikt.  

Art. 197.1 CP dagegen verlangt keine Verletzung der Privatsphäre, sondern lässt 

es ausreichen, wenn der Täter in der Absicht handelt, diese zu verletzen. Es han-

delt sich um ein abstraktes Gefährdungsdelikt.  

Den Bildnisschutz als abstraktes Gefährdungsdelikt zu konstruieren, ist meines 

Erachtens vorzugswürdig gegenüber der Konstruktion als Erfolgsdelikt. Es ist 

nach Art. 197.1 CP nicht erforderlich, dass das Bild selbst eine Verletzung der 

Privatsphäre beinhaltet, sondern allein die Handlung der Herstellung des Bildes 

in der entsprechenden Absicht ist ausreichend. Mit der Anfertigung einer Bild-

aufnahme in der Absicht, in den persönlichen Bereich des Abgebildeten einzu-

dringen, wird meines Erachtens bereits sein Recht am eigenen Bild verletzt und 

die Privatsphäre derart gefährdet, dass eine strafrechtliche Verfolgung angemes-
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sen ist. Die tatsächliche Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs oder 

der Privatsphäre ist zur Begründung der Strafbarkeit nicht erforderlich. Dafür 

spricht auch die aus der Einordnung als Grundrecht in der spanischen Verfassung 

zum Ausdruck kommende große Bedeutung des Rechts auf Privatsphäre. In Be-

zug auf § 201 a StGB kommt hinzu, dass außerdem bereits eine starke räumliche 

Beschränkung des Schutzbereiches besteht. Eine Wohnung oder ein gegen Ein-

blick besonders geschützter Raum stellt einen privaten Rückzugsbereich dar. Ein 

Eindringen in diesen Bereich mit der entsprechenden Verletzungsabsicht ist mei-

nes Erachtens daher ausreichend, um eine Strafbarkeit des Verhaltens zu begrün-

den.  

Die Einordnung als Absichtsdelikt führt zudem dazu, dass gerade diejenigen, die 

zielgerichtet um der privaten Situationen willen Bilder herstellen, wie zum Bei-

spiel Paparazzi, den Tatbestand erfüllen. Bildaufnahmen, die im Kreis von 

Freunden oder der Familie gemacht werden, ohne die Absicht den privaten Be-

reich zu verletzen, bleiben dagegen zu Recht straffrei. Der in Art. 197.1 CP dar-

gelegte Bildnisschutz als abstraktes Gefährdungsdelikt ist in der Konsequenz also 

dem Schutz durch § 201 a StGB als Erfolgsdelikt vorzuziehen. 

2. Höchstpersönlicher Lebensbereich oder Privatsphäre 

§ 201 a StGB schützt den höchstpersönlichen Lebensbereich. Zum höchstpersön-

lichen Lebensbereich gehören nach der hier vertretenen Ansicht persönliche oder 

familiäre Situationen, bei denen nach allgemeiner Lebenserfahrung davon auszu-

gehen ist, dass die an ihnen Beteiligten sie aufgrund ihres intimen Bezuges nicht 

an die allgemeine Öffentlichkeit getragen haben wollen. Als Indiz dient zum ei-

nen die Eignung, den Ruf des Abgebildeten zu schädigen oder ihn in der Öffent-

lichkeit herabzuwürdigen, und zum anderen die Nähe des Geschehens zur Intim-

sphäre704. Der höchstpersönliche Lebensbereich ist damit ein sehr enger Bereich. 

Indem Art. 197 CP die Privatsphäre als geschütztes Rechtsgut vorsieht, beinhal-

tet er einen wesentlich größeren Schutzbereich als § 201 a StGB. Der Begriff ist 

im Gegensatz zum „höchstpersönlichen Lebensbereich“ weit auszulegen. Auch 
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die von Kühl genannten Lebensäußerungen, mit denen man allein gelassen wer-

den will und die andere nichts angehen705, würden zum Beispiel dem Bereich der 

Privatsphäre zuzuordnen sein.  

Das spanische Recht hat im Gegensatz zum deutschen Recht einen weiten Beg-

riff gewählt. Ein Vorteil dieses weiten Tatbestandes ist der großzügige Opfer-

schutz. Alle Bildaufnahmen, die vom Täter in der Absicht angefertigt werden, in 

den persönlichen Bereich des Abgebildeten einzudringen, werden tatbestandlich 

erfasst.  

Gegen einen derart weiten Schutzbereich ist aber das ultima-ratio-Prinzip des 

Strafrechts anzuführen. Ebenso ist es zumindest diskutabel, ob der weite Begriff 

der Privatsphäre dem Bestimmtheitsgebot entspricht. Im Zusammenhang mit ei-

ner fehlenden ausdrücklichen räumlichen Einschränkung des spanischen Tatbe-

standes und dem weiten Begriff der Privatsphäre dürfte es sich für einen poten-

tiellen Täter als schwierig erweisen, die Strafbarkeit seines Verhaltens im Einzel-

fall zu bestimmen. Unter diesem Aspekt betrachtet, scheint der Schutz durch 

§ 201 a StGB also zunächst geeigneter als der durch Art. 197 CP.  

Beinhaltet der Tatbestand aber eine räumliche Beschränkung des Schutzes wie 

§ 201 a StGB, ist der weite Begriff der Privatsphäre meines Erachtens mit dem 

Bestimmtheitsgebot vereinbar. In Bezug auf § 201 a StGB erscheint der weite 

Begriff der Privatsphäre sogar vorzugswürdig gegenüber dem des „höchstpersön-

lichen Lebensbereichs“. Die Privatsphäre bzw. der ihr entsprechende persönliche 

Lebensbereich als Schutzgut stände nämlich im Einklang mit der Systematik des 

15. Abschnitts des StGB, der den Titel „Verletzung des persönlichen Lebens- 

und Geheimbereichs“ trägt. Dem Übermaßverbot und dem Bestimmtheitsgebot 

des Strafrechts wird der Tatbestand bereits durch die räumliche Einschränkung 

gerecht. Zudem könnte gerade auch hinsichtlich der Bestimmtheit auf eine be-

reits bestehende umfassende Rechtsprechung zum Begriff des persönlichen Le-

bensbereichs zurückgegriffen werden. Im Ergebnis bleibt damit festzuhalten, 

dass bei einer räumlichen Einschränkung des Tatbestandes der Begriff des „per-
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sönlichen Lebensbereichs“ gegenüber dem des „höchstpersönlichen Lebensbe-

reichs“ vorzugswürdig ist. 

V. Rechtfertigungsmöglichkeiten 

Als erster Unterschied ist zu nennen, dass die Einwilligung in § 201 a StGB 

rechtfertigend wirkt, während ihr in Bezug auf Art. 197 CP nach herrschender 

Meinung bereits tatbestandsausschließende Wirkung zugeschrieben wird. Die 

tatbestandsausschließende Wirkung der Einwilligung in Art. 197 CP geht aus-

drücklich aus dem Wortlaut „sin su consentimiento“ (ohne seine Einwilligung) 

hervor. Meines Erachtens ist eine rechtfertigende Wirkung der Einwilligung vor-

zugswürdig, weil auf diese Weise zum Ausdruck gebracht wird, dass der höchst-

persönliche Lebensbereich für andere grundsätzlich unantastbar ist, und eine Be-

einträchtigung desselben an sich bereits Unrecht darstellt. 

Beiden Rechtssystemen gemein ist die Möglichkeit einer Rechtfertigung durch 

Notwehr und Notstand.  

Ein wesentlicher Unterschied ergibt sich aber aus Art. 20.7 CP, der insbesondere 

einen Rechtfertigungsgrund für die Presse darstellt. Er ermöglicht eine Abwä-

gung zwischen dem Interesse der betroffenen Person und der allgemeinen Presse-

freiheit. 

Die Einführung eines besonderen Rechtfertigungsgrundes für die Presse und da-

mit auch eine Abwägung zwischen der Pressefreiheit und dem Recht der abge-

bildeten Person wurde vom deutschen Gesetzgeber abgelehnt. Es ist lediglich 

eine Interessenabwägung im Rahmen des § 34 StGB möglich. Dabei ist zwar 

nicht unproblematisch, ob auch das allgemeine Informationsinteresse abwä-

gungsfähig ist706, jedoch wird von der herrschenden Meinung bejaht, dass auch 

Rechtsgüter der Allgemeinheit durch § 34 StGB geschützt werden707. Allerdings 

ist für die Berufung der Presse auf § 34 StGB immer erforderlich, dass die Bild-

herstellung der Gefahrabwendung von einem Rechtsgut dient, welches gegenüber 

                                              
706 Tillmanns/Führ, ZUM 2005, 441 (447). 
707 Krey, AT 1, Rn. 544; Kühl AT, § 8 Rn. 21 ff.; Fischer § 34 Rn. 3a;                        

LK-StGB/Zieschang § 34 Rn. 23; Lenckner/Perron in Schönke/Schröder, § 34 
Rn. 10; a. A: SK-StGB/Günther, § 34 Rn. 23. 
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dem Persönlichkeitsrecht der abgebildeten Person überwiegt. Die Möglichkeit 

der Presse, auf § 34 StGB zu verweisen, ist daher sehr begrenzt. Wie bereits dar-

gestellt, besteht aufgrund des engen Tatbestandes des § 201 a StGB aber auch 

kein Anlass für einen besonderen Rechtfertigungsgrund der Presse708.  

Anders verhielte es sich nur, wenn der Tatbestand eine Verletzung des persönli-

chen Lebensbereichs erfordern würde. In diesem Fall bestände eine größere Ge-

fahr für die Tatbestandsmäßigkeit von Presseaufnahmen und damit auch Anlass 

für einen besonderen Rechtfertigungsgrund. Zu befürworten wäre in diesem Fall 

ein Rechtfertigungsgrund in Anlehnung an § 201 Abs. 2 S. 3 StGB, nach dem die 

Tat nicht rechtswidrig ist, wenn die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung 

überragender öffentlicher Interessen gemacht wird. 

VI. Qualifikationen 

Art. 197 CP sieht eine Reihe von Qualifikationen vor. Im Rahmen des Gesetzge-

bungsprozesses des § 201 a StGB wurde zwar ebenfalls eine Amtsträgerqualifi-

kation in Erwägung gezogen, letztlich wurde sie aber abgelehnt. § 201 a StGB 

stellt daher lediglich einen Grundtatbestand ohne jegliche Qualifikationen oder 

Strafschärfungen dar. 

Die Qualifikationen des Art. 197 CP sind jedoch zum Teil durchaus zu befürwor-

ten. Die Qualifikation des Art. 197.4 CP richtet sich an Sachbearbeiter von Kar-

teien, Registern etc., also an Personen, die einen privilegierten Zugang zu persön-

lichen Daten haben. Die Vorschrift bezieht sich auf den allgemeinen Daten-

schutz. Da Art. 197 CP nicht nur den Bildnisschutz regelt, sondern eine generelle 

Datenschutznorm darstellt, ist die Qualifikation vertretbar. Eine Übertragung 

auf § 201 a StGB, der sich lediglich mit dem Bildnisschutz befasst, macht dage-

gen keinen Sinn.  

Anders sieht es aber mit den Qualifikationen des Art. 197.5 CP und 

Art. 197.6 CP aus.  

                                              
708 Vgl. S. 146 ff. 
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1. Besonderer Minderjährigenschutz? 

Art. 197.5 CP enthält eine Qualifikation, die auf der besonderen Qualität der In-

formation und auf der besonderen Verletzbarkeit des Opfers beruht. Eine ver-

schärfte Strafe aufgrund der besonderen persönlichen Qualität der Informationen, 

wie zum Beispiel des Sexualbezugs, ist für den weiten Tatbestand des 

Art. 197.1 CP sinnvoll. Für den sehr engen Tatbestand des § 201 a StGB, der von 

vornherein nur den höchstpersönlichen Lebensbereich schützt, ist sie aber irrele-

vant.  

Dagegen ist die Qualifikation aufgrund der besonderen Verletzbarkeit des Opfers 

auch für § 201 a StGB von Interesse. Nach Art. 197.5 CP ist die Strafe aus der 

oberen Hälfte des Strafrahmens zu verhängen, wenn das Opfer ein Minderjähri-

ger oder eine unmündige Person ist. Minderjährige befinden sich noch in einem 

Prozess der Persönlichkeitsentwicklung. Eine gesunde Entwicklung der Persön-

lichkeit kann durch die Herstellung und vor allem durch die Veröffentlichung 

von Bildaufnahmen aus dem privaten Bereich empfindlich gestört werden. Daher 

verdienen sie einen besonderen Schutz ihrer Intimsphäre und des privaten Be-

reichs. Da Unmündige eine vergleichbare Unreife aufweisen, ist auch ihr Privat-

bereich besonders zu schützen. 

Diese Überlegungen sind auf § 201 a StGB übertragbar. Gerade auch im Hin-

blick auf die Gefahr pornografischer oder zumindest in diese Richtung gehender 

Bildaufnahmen von Kindern ist eine Strafschärfung angemessen.  

2. Handeln mit Bereicherungsabsicht 

Auch die Qualifikation des Art. 197.6 CP ist interessant. Demnach ist die Strafe 

aus der oberen Hälfte des Strafrahmens zu verhängen, wenn die vorangehenden 

Tathandlungen mit Bereicherungsabsicht vorgenommen werden. Wenn darüber 

hinaus noch besonders persönliche Daten im Sinne des Art. 197.5 CP betroffen 

sind, liegt die Strafe bei vier bis zu sieben Jahren. 

Das Ziel, sich mit der Herstellung oder dem Verkauf von Bildaufnahmen zu be-

reichern, verfolgen vor allem Berufsfotografen, insbesondere Paparazzi. Diese 

sind es auch, die auf der „Jagd nach Fotos“ besonders rücksichtslos in den priva-

ten Lebensbereich von Personen eindringen. Eine höhere Strafandrohung in die-
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sen Fällen zu ermöglichen, wird dem besonders egoistischen, rücksichtslosen 

Vorgehen gerecht. Gerade da es sich bei § 201 a StGB um eine Aufnahme aus 

dem höchstpersönlichen Lebensbereich handeln muss, ist es angemessen, bei 

einem Eindringen in diesen Bereich einen höheren Strafrahmen vorzusehen, ins-

besondere wenn der Täter mit dem Ziel der finanziellen Ausnutzung des Abbil-

des der betroffenen Person handelt. 

3. Amtsträgerqualifikation? 

Eine Qualifikation für Amtsträger sieht Art. 198 CP vor. Verwirklicht ein Beam-

ter einen der vorhergehenden Tatbestände unter Überschreitung seiner Befugnis-

se ist die jeweilige Strafe aus der oberen Hälfte des jeweiligen Strafrahmens zu 

verhängen. Zudem wird er mit einer absoluten Untauglichkeitserklärung für die 

Dauer von sechs bis zu zwölf Jahren bestraft.  

Der Entwurf des § 201 a StGB der FDP-Fraktion und der Entwurf der 

CDU/CSU-Fraktion sahen noch in einem Absatz 4 bzw. Absatz 3 eine Qualifika-

tion für Amtsträger vor mit einer Strafe von bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe709. 

Im fraktionsübergreifenden Entwurf wurde aber letztlich die Amtsträgerqualifi-

kation abgelehnt, da ein „zwingendes Bedürfnis für eine solche Strafschärfung“ 

nicht erkennbar sei710.  

Wieso kein Strafbedürfnis bestehen soll, ist aber nicht nachvollziehbar. Denn 

auch § 201 Abs. 3 StGB, der dem Schutz des gesprochenen Wortes dient, sieht 

eine solche Amtsträgerqualifikation mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren vor. 

Die ähnlichen Schutzgüter des § 201 StGB und § 201 a StGB sprechen für eine 

gleiche Behandlung von Amtsträgern, die ihre Stellung zu einer Verletzung von 

Persönlichkeitsrechten missbrauchen. Im Fall des § 201 a StGB ist zum Beispiel 

an Beamte zu denken, die eine Wohnungsobservation durchführen. Selbst wenn 

im Rahmen der Observation tatbestandliche Aufnahmen von einer Ermächti-

gungsnorm gedeckt und damit befugt hergestellt werden sollten, würde sich ein 

Beamter mit einer unbefugten Verbreitung der Aufnahmen nach 

§ 201 a Abs. 3 StGB strafbar machen. In diesem Fall wäre eine Strafschärfung 

                                              
709 BT-Drucks. 15/361, S. 2, 4; BT-Drucks. 15/533, S. 2. 
710 BT-Drucks. 15/2466, S. 4. 
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angemessen. Der Beamte würde nämlich Aufnahmen aus dem höchstpersönli-

chen Lebensbereich, auf die er nur aufgrund polizeilicher Befugnisnormen 

Zugriff hat, einem Dritten oder einer größeren Anzahl von „Außenstehenden“ 

zugänglich machen und somit sein Amt zu einer Straftat ausnutzen. Gerade der 

Staat hat aber ein großes Interesse an der Achtung der Persönlichkeitsrechte der 

Bürger durch seine Beamten. Die Ablehnung einer Amtsträgerqualifikation ist 

daher im Ergebnis zu kritisieren. 

VII. Strafbarkeit des Versuchs 

Die Entwürfe der FDP-Fraktion, CDU/CSU-Fraktion sowie des Bundesrates be-

inhalteten eine Strafbarkeit des Versuchs711. Auch diese wurde jedoch im Laufe 

des Gesetzgebungsverfahrens abgelehnt. Eine solche Vorverlagerung der Straf-

barkeit in das Vorfeld der eigentlichen Rechtsgutsverletzung wurde unter Hin-

weis auf die Tatsache, dass es sich um ein Gefährdungsdelikt mit einer niedrigen 

Strafandrohung handele, als nicht geboten angesehen712. Das spanische Recht 

dagegen sieht die Strafbarkeit des Versuchs vor. Zu beachten ist dabei aber, dass 

im spanischen Recht – anders als im deutschen Recht – der Versuch auch bei 

„Übertretungen“ gegen die Person oder das Vermögen gemäß Art. 15. 2 CP stets 

strafbar ist. Im deutschen Recht dagegen ist gemäß § 23 Abs. 1 StGB nur der 

Versuch von Verbrechen (Mindeststrafe von einem Jahr) stets strafbar, der Ver-

such von Vergehen nur dann, wenn das Gesetz es ausdrücklich bestimmt.  

Eine solche Bestimmung sieht § 201 a StGB nicht vor. Fraglich ist, ob sie wün-

schenswert gewesen wäre.  

Im spanischen Recht wird in Bezug auf das Herstellen oder Übertragen von Bild-

aufnahmen im Sinne des Art. 197.1 CP der Versuch bejaht, wenn der Täter zum 

Beispiel die Installation technischer Geräte vornimmt, ohne dass es ihm gelingt, 

diese anzuschließen. Nach deutschem Recht, gemäß § 22 StGB, ist ein Versuch 

gegeben, wenn der Täter nach seiner Vorstellung von der Tat zur Verwirklichung 

des Tatbestandes unmittelbar ansetzt. Auch bei § 201a StGB könnte man ein un-
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mittelbares Ansetzen in dem Aufstellen der Kamera sehen. Andererseits könnte 

man es aber auch erst in dem Einschalten der Kamera oder im Anvisieren des 

Opfers erblicken. Diese Abgrenzungsschwierigkeiten der Vorbereitungshandlung 

vom Versuch ist jedoch ein allgemeines Problem der Versuchsstrafbarkeit und 

spricht daher nicht spezifisch gegen die Strafbarkeit des Versuchs bei 

§ 201 a StGB.  

Letztlich ist die Versuchsstrafbarkeit davon abhängig, ob eine Strafwürdigkeit 

besteht, die eine Vorverlagerung der Strafbarkeit rechtfertigt. 

Zum Strafgrund des Versuchs werden mehrere Theorien vertreten. Die Recht-

sprechung sieht den Strafgrund des Versuchs in der Betätigung des rechtsfeindli-

chen Willens713. Von einem Teil der Literatur wird dagegen auf die tatbestands-

nahe Gefährdung verwiesen714, andere stellen auf den „rechtserschütternden Ein-

druck“ ab, den das Täterverhalten auslöst715. 

Fraglich ist, ob in einer potentiellen Versuchshandlung wie zum Beispiel dem 

Anvisieren eines Opfers bereits eine Betätigung des rechtsfeindlichen Willens 

gesehen werden kann und ein derart „rechtserschütternder Eindruck“ entsteht, 

dass eine Strafbarkeit des Versuchs gerechtfertigt ist. Diese Frage ist meines Er-

achtens zu verneinen. Der Täter, der eine Person mit der Kamera anvisiert, macht 

nichts anderes als diese zu beobachten, bis zu dem Zeitpunkt, in dem er den Aus-

löser betätigt. Das bloße Beobachten einer Person (auch mittels eines Ferngla-

ses), der sog. „freche Blick“, wurde aber bereits als keine der Strafe würdige, 

bloße Moralwidrigkeit abgetan716. Daher kann durch dieses Verhalten auch kein 

„rechtserschütternder Eindruck“ entstehen. 

Zudem bestände ein Problem in der Beweiserbringung. Ähnlich wie beim „fre-

chen Blick“ ist es schwer nachweisbar, dass mit der Kamera eine Person anvisiert 

wurde, um eine Bildaufnahme herzustellen. Mittels der hervorragenden Vergrö-

ßerungsmöglichkeiten moderner Kameras kann eine Kamera zum Beispiel auch 

                                              
713 RGSt 1, 439 (441); 8, 198 (203); BGHSt 11, 324 (327). 
714 Roxin, AT II, § 29 Rn. 10 ff. m.w.N. 
715 Wessels/Beulke, Rn. 594; Eser in Schönke/Schröder, vor § 22 Rn. 22. 
716 Vgl. BT-Drucks. 15/1891, S. 6; BT-Drucks. 15/2466, S. 4.  
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lediglich als Fernglas genutzt werden. In diesem Fall ist die Beweisführung na-

hezu unmöglich. 

Als ein Argument für eine Strafbarkeit des Versuchs des § 201 a StGB kann le-

diglich der Vergleich zu § 201 StGB, der in einem Absatz 4 die Strafbarkeit des 

Versuchs bestimmt, herangezogen werden. 

Bezüglich der Versuchsstrafbarkeit ist jedoch, trotz der Vergleichbarkeit der ge-

schützten Rechtsgüter der § 201 StGB und § 201 a StGB, eine Orientierung an 

§ 201 StGB abzulehnen. Zum einen ist es meines Erachtens bereits fraglich, ob 

eine Versuchsstrafbarkeit bei § 201 StGB gerechtfertigt ist. Dies ist jedoch vom 

Gesetzgeber entschieden worden und steht an dieser Stelle nicht in Frage.  

Zum anderen erweist sich der Versuch des Abhörens mittels Aufnahmegeräten 

im Vergleich zur versuchten Herstellung einer Bildaufnahme als strafwürdiger. 

Abhörgeräte, wie zum Beispiel „Wanzen“, sind unter Normalbürgern nicht ver-

breitet, so dass die Verwirklichung bzw. Planung einer Tat nach § 201 StGB eine 

höhere kriminelle Energie – angefangen bei der Beschaffung der erforderlichen 

Abhörgeräte – beinhaltet. Dagegen trägt inzwischen jeder Normalbürger ein Fo-

tohandy einsatzbereit bei sich. Eine Diskrepanz zwischen der Strafbarkeit des 

Versuchs bei § 201 StGB und § 201 a StGB ist daher hinnehmbar.  

Hinzu kommt, dass § 201 StGB die einzige Norm im 15. Abschnitt des StGB ist, 

die eine Versuchsstrafbarkeit vorsieht und damit eine Ausnahmevorschrift dar-

stellt. Insofern stimmt eine Straflosigkeit des Versuchs bei § 201 a StGB mit der 

Systematik des 15. Abschnitts des StGB überein und es erscheint vertretbar, in 

diesem Fall von einer Orientierung an § 201 StGB abzuweichen. Im Ergebnis 

wurde meines Erachtens zu Recht auf die Strafbarkeit des Versuchs verzichtet. 

VIII. Strafrahmen 

Die Strafrahmen der jeweiligen Tatbestände weisen stark voneinander ab. Wäh-

rend § 201 a StGB eine geringe Strafe von Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu 

einem Jahr vorsieht, weist Art. 197 CP schon in seinem Grundtatbestand eine 

erheblich höhere Strafandrohung von einem bis zu vier Jahren Freiheitsstrafe und 

Geldstrafe von 12 bis zu 24 Monaten auf. Im Rahmen der Qualifikationen ist so-
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gar eine Freiheitsstrafe von bis zu sieben Jahren möglich. Diese Strafandrohung 

ist meines Erachtens unverhältnismäßig. Denn der Código Penal sieht selbst für 

einen Raub mit Gewalt gegen Personen nach Art. 242 .1 CP „nur“ eine Freiheits-

strafe von zwei bis zu fünf Jahren vor. 

Die Strafandrohung des § 201 a StGB ist dagegen nicht nur im Vergleich zu 

Art. 197 CP niedrig, sondern liegt auch im Rahmen des 15. Abschnitts des StGB 

im unteren Bereich der allgemeinen Strafandrohung. Aufgrund des gleichen 

Schutzbedürfnisses des Rechts am eigenen Wort und des Rechts am eigenen Bild 

wäre meines Erachtens der Strafrahmen des § 201 StGB von bis zu drei Jahren 

oder Geldstrafe in Bezug auf § 201 a StGB zu übernehmen gewesen.  

Ebenso wäre in den bereits genannten Fällen eine Strafschärfung angebracht ge-

wesen. Die Strafe sollte jedoch eine Freiheitsstrafe von fünf Jahren, die auch in 

§ 201 Abs. 3 StGB für Amtsträger vorgesehen ist, nicht überschreiten. 

D. Fazit bezüglich § 201 a StGB 

Im Vergleich zum spanischen Recht ist positiv zu bewerten, dass das StGB keine 

allgemeine die Privatsphäre und die persönlichen Daten schützende Norm ent-

hält, sondern zwischen den einzelnen Facetten des Persönlichkeitsschutzes diffe-

renziert. § 201 a StGB regelt ausschließlich den Bildnisschutz. Diese Entschei-

dung führt zu einer größeren Rechtssicherheit. Die Differenzierung trägt von 

vornherein zu einer ausreichenden Bestimmtheit der jeweiligen Tatbestände bei 

und verhindert damit unklare, allgemeine Formulierungen.  

Dem engen Tatbestand des § 201a StGB kann meines Erachtens nicht der Vor-

wurf der Unbestimmtheit oder der Vorwurf des Verstoßes gegen das Übermaß-

verbot des Strafrechts gemacht werden. Durch die räumliche Einschränkung des 

Schutzes werden sozialadäquate Fälle aus dem Tatbestand ausgeschlossen. Dabei 

ist leider in Kauf zu nehmen, dass dadurch Strafbarkeitslücken bezüglich Auf-

nahmen „auf offener Straße“ verbleiben. Aber aufgrund der unbestimmten An-

zahl denkbarer Situationen auf offener Straße, ist es kaum möglich, eine be-

stimmte, dem Übermaßverbot des Strafrechts gerecht werdende Regelung zu 

schaffen. Eine räumliche Einschränkung erscheint das einzige geeignete Mittel 
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zu sein. Zudem schützt auch § 201 StGB nur das nichtöffentlich gesprochene 

Wort. 

Übereinstimmend mit dem spanischen Recht ist die Ausgestaltung als Antragsde-

likt zutreffend. In dem persönlichen Bereich soll die betroffene Person selbst die 

Entscheidung der Strafverfolgung treffen können.  

Im Vergleich zum spanischen Recht ist aber auch Kritik angebracht. Der spani-

sche Gesetzgeber hat Art. 197 CP als Delikt mit überschießender Innentendenz 

ausgestaltet und lässt es ausreichen, wenn der Täter in der Absicht handelt, die 

Privatsphäre zu verletzen. Zudem gewährt das spanische Recht, indem es auf die 

Privatsphäre abstellt, einen weiteren Schutz des eigenen Bildes.  

§ 201 a StGB dagegen verlangt als Taterfolg die Verletzung des höchstpersönli-

chen Lebensbereichs. Die Tatbestandsvoraussetzung der Verletzung des höchst-

persönlichen Lebensbereichs ist in vielerlei Hinsicht problematisch. Zum einen 

ist umstritten, ob die Verletzung auf der Bildaufnahme erkennbar sein muss. Zum 

anderen stellt der Begriff des „höchstpersönlichen Lebensbereichs“ ein Novum 

im StGB dar. Diese Probleme hätten mit dem vorzugswürdigen Begriff des „per-

sönlichen Lebensbereichs“ und der Ausgestaltung als Absichtsdelikt umgangen 

werden können. Dem § 201 a StGB fehlt – davon abgesehen – ebenso wie sei-

nem spanischen Pendant, dem Art. 197 CP, der meines Erachtens erforderliche 

postmortale Schutz. Es ist nicht einzusehen, weshalb Bildaufnahmen eines Ver-

storbenen keines strafrechtlichen Schutzes bedürfen. 

Die Einführung des § 201 a StGB hat aber dennoch den Bildnisschutz insgesamt 

verbessert. Bisher griff der zivilrechtliche und strafrechtliche Schutz nur ein, 

wenn das Bild bereits veröffentlicht war und somit sprichwörtlich „das Kind 

schon in den Brunnen gefallen war“717. Die Medien mussten nur mit Verfahren 

im Nachhinein rechnen, nachdem sie die Bilder bereits gewinnbringend verwer-

tet hatten. Indem § 201 a StGB bereits die Herstellung einer Aufnahme unter 

Strafe stellt, ist jetzt auch ein gerichtliches Vorgehen, bevor das Bild an die Öf-

fentlichkeit gelangt, möglich. 

                                              
717 Schertz, AfP 2005, 421 (426). 



 

 207

Hinzu kommt, dass sich das Risiko einer Veröffentlichung in den Medien jetzt 

nicht mehr auf die Verfahrenskosten und eventuelle Schadensersatzzahlungen 

beschränkt, sondern auf strafrechtliche Vorstrafen. Der verantwortliche Fotograf 

oder Redakteur haftet persönlich. Das Unternehmen kann die Folgen einer Verur-

teilung nicht wie im Zivilprozess durch Zahlung der Schadensersatzsumme über-

nehmen. Das könnte die positive Folge haben, dass Fotografen umsichtiger be-

züglich der Persönlichkeitsrechte bei der Anfertigung ihrer Aufnahmen handeln. 

 

Auch wenn es illusorisch ist zu denken, dass die Einführung eines Straftatbestan-

des in das StGB die allgemeine Entwicklung der zunehmenden Verletzung des 

Rechts am eigenen Bild und allgemein der Persönlichkeitsrechtsverletzungen 

aufhalten kann, so trägt die Einführung des § 201 a StGB ihren Teil dazu bei, das 

eigene Bild im Zeitalter der Massenmedien, insbesondere des Internets, zu be-

wahren. Während im Jahr 2005 bundesweit lediglich 19 Verfahren wegen 

§ 201 a StGB abgeurteilt worden sind, betrug die Zahl im Jahr 2006 bereits 55718. 

Ob die Zahl der Verfahren weiter steigen wird, bleibt abzuwarten. Unabhängig 

davon wird aber auch das Strafrecht den gesellschaftlichen Wandel im Hinblick 

auf den Bildnisschutz mit verfolgen müssen. Daher ist eine Modifizierung des 

§ 201 a StGB bezüglich der in der vorliegenden Arbeit kritisierten Punkte erstre-

benswert.  

                                              
718 Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 3, 2005; Statistisches Bundesamt, 

Fachserie 10, Reihe 3, 2006. 
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Anhang 

Gesetzesentwürfe und Gesetzestexte 

 

Gesetzesentwürfe zu § 201 a StGB: 

 

Entwurf der FDP-Fraktion719: 

 

§ 201 a  

Verletzung der Intimsphäre durch unbefugte Bildaufnahme und Beobach-

tung 

 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird betraft, wer 

die Intimsphäre einer anderen Person dadurch verletzt, dass er 

1. sie unbefugt auf einen Bildträger aufnimmt oder 

2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich 

macht. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt die Intimsphäre einer anderen Person da-

durch verletzt, dass er sie mit einem Bildaufnahmegerät oder technischen Mitteln 

beobachtet. 

 

(3) Die Tat ist nur strafbar, wenn sie geeignet ist, berechtigte Interessen der ver-

letzten Person zu beeinträchtigen. Die Tat nach Abs. 1 Nr. 2 ist nicht rechtswid-

rig, wenn sie zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen begangen 

wird. 

 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer als 

Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter die In-

                                              
719 BT-Drucks.15/361. 

timsphäre verletzt (Absätze 1 und 2). 
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(5) Der Versuch ist strafbar. 

 

(6) Die Bildaufnahmegeräte, Bildträger oder andere technische Mittel, die der 

Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74a ist an-

zuwenden. 

 

Entwurf der CDU/CSU-Fraktion720: 

 

§ 201 a  

Verletzung des persönlichen Lebensbereichs 

 

(1) Wer den persönlichen Lebensbereich einer anderen Person dadurch verletzt, 

dass er 

1. sie unbefugt auf einen Bildträger aufnimmt oder  

2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht 

oder 

3. eine befugt hergestellte Aufnahme gegen den Willen der berechtigten Person 

gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(2) Wer die Tat zur Ausführung oder Verteidigung von Rechten oder zur Wahr-

nehmung berechtigter Interessen begeht, handelt nicht rechtswidrig. 

 

(3) Wer als Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter 

den persönlichen Lebensbereich verletzt (Absatz 1) wird mit Freiheitsstrafe bis 

zu 5 Jahren oder Geldstrafe betraft. 

 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

                                              
720 BT-Drucks. 15/533. 
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(5) Die Bildaufnahmegeräte, Bildträger oder andere technische Mittel, die der 

Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74a ist an-

zuwenden. 

 

Entwurf des Bundesrates (gleichzeitig modifizierter Entwurf des Landes Baden-

Württemberg)721:  

 

§ 201 a  

Verletzung der Intimsphäre durch Bildaufnahmen 

 

(1) Wer von einer in einer Wohnung oder einem gegen Einblick besonders ge-

schützten Raum befindlichen anderen Person unbefugt Bildaufnahmen herstellt 

oder überträgt und dadurch deren höchstpersönlichen Lebensbereich verletzt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine durch eine Tat nach Absatz 1 hergestellte 

Bildaufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 

 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

 

(4) Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder andere technische Mittel, die 

der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74 a ist 

anzuwenden. 

 

                                              
721 BT-Drucks. 15/1891; BR-Drucks. 164/1/03. 
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Fraktionsübergreifender Entwurf722: 

 

§ 201 a 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen 

 

(1) Wer von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung oder einem gegen 

Einblick besonders geschützten Raum befindet, unbefugt Bildaufnahmen her-

stellt oder überträgt und dadurch deren höchstpersönlichen Lebensbereich ver-

letzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe betraft. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine durch eine Tat nach Absatz 1 hergestellte 

Bildaufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 

 

(3) Wer eine befugt hergestellte Bildaufnahme von einer anderen Person, die sich 

in einer Wohnung oder einem gegen Einblick besonders geschützten Raum be-

findet, unbefugt gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht und dadurch 

deren höchstpersönlichen Lebensbereich verletzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(4) Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder andere technische Mittel, die 

der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74 a ist 

anzuwenden. 

 

Spanische Gesetzestexte: 

 

Constitución Española 

 

Art. 18 

(1) Se garantiza el derecho al honor, a la intimidad personal o familiar y a la 

propia imagen.  

                                              
722 BT-Drucks. 15/2466. 
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Art. 20  

(1) Se reconozen y protegen los derechos: 

(...) 

 

d. A comunicar o recibir libremente información veraz por cualquier medio de 

difusión. La ley regulará el derecho a la cláusula de conciencia y al secreto 

profesional en ejercicio de estas libertades. 

(...) 

 

(4) Estas libertades tienen su límite en el respeto a los derechos reconocidos en 

este Título, en los preceptos de las Leyes que lo desarollan y, especialmente, en 

el derecho al honor, a la intimidad, a la propia imagen y a la protección de la 

juventud y de la infancia. 

 

Ley Orgánica 1/1982 de 5 de Mayo, de la Protección Civil del derecho al 

Honor, a la Intimidad Personal y Familiar y a la Propia Imagen 

 

Capítulo primero 

 

Disposiciones generales 

 

Art. 1 

(1) El derecho fundamental al honor, a la intimidad personal y familiar y a la 

propia imagen, garantizado en el artículo 18 de la Constitución, será protegido 

civilmente frente a todo género de intromisiónes ilegítimas, de acuerdo con lo 

establecido en la presente Ley Orgánica. 

 

(2) El carácter delictivo de la intromisión no impedirá el recurso al 

procedimiento de tutela judicial previsto en el artículo 9 de esta Ley. En cualqier 

caso, serán aplicables los criterios de esta Ley para la determinación de la 

responsabilidad civil derivada de delito. 
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(3) El derecho al honor, a la intimidad personal y familiar y a la propia imagen es 

irrenunciable, inalienable e imprescriptible. La renuncia a la protección prevista 

en esta Ley será nula, sin perjuicio de los supuestos de autorización o 

consentimiento a que se refiere el artículo segundo de esta Ley. 

 

Art. 2 

(1) La protección civil del honor, de la intimidad personal y familiar y de la 

propia imagen quadará delimitada por las leyes y por los usos sociales 

atendiendo al ámbito que, por sus propios actos, mantenga cada persona 

reservado para sí misma o su familia. 

 

(2) No se apreciará la existencia de intromisión ilegítima en el ámbito protegido 

cuando estuviese expresamiente autorizada por Ley o cuando el titular del 

derecho hubiere otorgado al efecto su consentimiento expreso. 

 

(3) El consentimiento a que se refiere el párrafo anterior será revocable en 

cualquier momento, pero habrán de indemnizarse, en su caso, los daños y 

perjuicios causados, incluyendo en ellos las expectativas justificadas. 

 

Art. 3 

(1) El consentimiento de los menores e incapaces deberá prestarse por ellos 

mismos si sus condiciones de madurez lo permiten, de acuerdo con la legislación 

civil. 

 

(2) En los restantes casos, el consentimiento habrá de otorgarse mediante escrito 

por su representante legal, quien estará obligado a poner en conocimiento previo 

del Ministerio Fiscal el conocimiento proyectado. Si en el plazo de ocho días el 

Ministerio Fiscal se opusiere, resolverá el Juez. 
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Art. 4 

(1) El ejercicio de las acciones de protección civil del honor, la intimidad o la 

imagen de una persona fallecida corresponde a quién ésta haya designado a tal 

efecto en su testamento. La designación puede recaer en una persona jurídica. 

 

(2) No existiendo designación o habiendo fallecido la persona designada, estarán 

legitimados para recabar la protección el cónyuge, los descendientes, 

ascendientes y hermanos de la persona afectada que viviesen al tiempo de su 

fallecimiento. 

 

(3) A falta de todos ellos, el ejercicio de las acciones de protección corresponderá 

al Ministerio Fiscal, que podrá actuar de oficio o a instancia de persona 

interesada, siempre que no hubieren transcurrido más de ochenta años desde el 

fallecimiento del afectado. El mismo plazo se observará cuando el ejercicio de 

las acciones mencionadas corresponda a una persona jurídica designada en 

testamento. 

 

Art. 5 

(1) Cuando sobrevivan varios parientes de los señalados en el artículo anterior, 

cualquiera de ellos podrá ejercer las acciones previstas para la protección de los 

derechos del fallecido. 

 

(2) La misma regla se aplicará, salvo disposición en contrario del fallecido, 

cuando hayan sido varias personas designadas en su testamento. 

 

Art. 6 

(1) Cuando el titular del derecho lesionado fallezca sin haber podido ejercitar por 

sí o por su representante legal las acciones previstas en esta Ley, por las 

circunstancias en que la lesión se produjo, las referidas acciones podrán 

ejercitarse por las personas señaladas en el artículo 4. 
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(2) Las mismas personas podrán continuar la acción ya entablada por el titular 

del derecho lesionado cuando falleciere.  

 

Capítulo II 

 

De la protección civil del honor, de la intimidad y de la propia imagen 

 

Art. 7 

Tendrán la consideración de intromisiones ilegítimas en el ámbito de protección 

delimitado por el artículo 2 de esta Ley: 

 

(1) El emplazamiento en cualquier lugar de aparatos de escucha, de filmación, de 

dispositivos ópticos o de cualquier otro medio apto para grabar o reproducir la 

vida íntima de las personas. 

 

(2) La utilización de aparatos de escucha, dispositivos ópticos o de cualquier otro 

medio para el conocimiento de la vida íntima de las personas o de 

manifestaciones o cartas privadas no destinadas a quien haga uso de tales medios, 

así como su grabación, registro o reproducción. 

 

(3) La divulgación de hechos relativos a la vida privada de una persona o familia 

que afecten a su reputación y buen nombre, así como la revelación o publicación 

del contenido de cartas, memorias u otro escritos personales de carácter íntimo. 

 

(4) La revelación de datos privados de una persona o familia conocidos a través 

de la actividad profesional u oficial de quien los revela. 

 

(5) La captación, reproducción o publicación por fotografía, filme o cualqier otro 

procedimiento, de la imagen de una persona en lugares o momentos de su vida 

privada o fuera de ellos, salvo los casos previstos en el artículo 8.2. 
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(6) La utilización del nombre, de la voz o de la imagen de una persona para fines 

publicitarios, comerciales o de naturaleza análoga. 

 

(7) La imputación de hechos o la manifestación de juicios de valor a través de 

acciones o expresiones que de cualquier modo lesionen la dignidad de otra 

persona, menoscabando su fama o atentando contra su propia estimación. 

 

Art. 8 

(1) No se reputarán de cáracter general, intromisiones ilegítimas las actuaciones 

autorizadas o acordadas por la Autoridad competente de acuerdo con la Ley, ni 

cuando predomine un interés histórico, científico o cultural relevante. 

 

(2) En particular, el derecho a la propia imagen no impedirá: 

a) Su captación, reproducción o publicación por cualquier medio cuando se 
trate de personas que ejerzan un cargo público o una profesión de 
notoriedad o proyección pública y la imagen se capte durante un acto 
público o en lugares abierto al público. 

b) La utilización de la caricatura de dichas personas, de acuerdo con el uso 
social. 

c) La información gráfica sobre un suceso o acaecimiento público cuando la 
imagen de una persona determinada aparezca como meramente accesoria. 

Las excepciones contempladas en los párrafos a) y b) no serán de aplicación 

respecto de las autoridades o personas que desempeñen funciones que por su 

naturaleza necesiten el anonimato de la persona que las ejerza. 

 

Art. 9 

(1) La tutela judicial frente a las intromisiones ilegítimas en los derechos a que se 

refiere la presente Ley, podrá recabarse por las vías procesales ordinarias o por el 

procedimiento previsto en el artículo 53.2 de la Constitución. También podrá 

acudirse, cuando proceda, al recurso de amparo ante el Tribunal Constitucional. 

 

(2) La tutela judicial comprenderá la adopción de todas las medidas necesarias 

para poner fin a la intromisión ilegítima de que se trate y restablecer al 

perjudicado en el pleno disfrute de sus derechos, así como para prevenir o 

impedir intromisiones ulteriores. Entre dichas medidas podrán incluirse las 
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cautelares encaminadas al cese inmediato de la intromisión ilegítima, así como el 

reconocimiento del derecho a replicar, la difusión de la sentencia y la condena a 

indemnizar los perjuicios causados. 

 

(3) La existencia de perjuicio se presumirá siempre que se acredite la intromisión 

ilegítima. La indemnización se extenderá al daño moral que se valorará 

atendiendo a las circunstancias del caso y a la gravedad de la lesión 

efectivamente producida, para lo que se tendrá en cuenta, en su caso la difusión o 

audiencia del medio a través del que se haya producido. También se valorará el 

beneficio que haya obtenido el causante de la lesión como consecuencia de la 

misma. 

 

(4) El importe de la indemnización por el daño moral en el caso del artículo 4, 

corresponderá a las personas a que se refiere su apartado 2 y en su defecto, a sus 

causahabientes, en la proporción en que la sentencia estime que han sido 

afectados. En los casos del artículo 6, la indemnización se entenderá 

comprendida en la herencia del perjudicado. 

 

(5) Las acciones de protección frente a las intromisiones ilegítimas caducarán 

transcurridos cuatro años desde que el legitimado pudo ejercitarlas. 

 

Disposiciones derogatorias 

 

Quedan derogadas cuantas disposiciones de igual o inferior rango se opongan a 

lo previsto en la presente Ley Orgánica. 

 

Disposiciones transitorias 

 

Primera (Derogada). 

 

Segunda. En tanto no sean desarroladas las precisiones del artículo 53.2 de la 

Constitución sobre establecimiento de un procedimiento basados en los 
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principios de preferencia y sumariedad, la tutela judicial de los derechos al 

honor, a la intimidad personal y familiar y a la propia imagen se podrá recabar, 

con las pecularidades que establece esta Ley sobre la legitimación de las partes, 

por cualquiera de los procedimientos establecidos en las Secciones II y III de la 

Ley 62/1978, de 26 de diciembre, de Protección Jurissdiccional de los derechos 

fundamentales de la persona. Agotado el procedimiento seguido, quedará 

expedito el recurso de amparo constitucional en los supuestos a que se refiere el 

capítulo I del título III de la Ley Orgánica 2/1979, de 3 de octubre, del Tribunal 

Constitucional. 

 

Código Penal 

 

Art. 15 

1. Son punibles el delito consumado y la tentativa del delito. 

 

2. Las faltas sólo se castigarán cuando hayan sido consumadas, excepto las 

intentadas contra las personas o el patrimonio. 

 

 

Art. 16 

1. Hay tentativa cuando el sujeto da principio a la ejecución del delito 

directamente por hechos exteriores, practicando todos o parte de los actos que 

objectivamente deberían producir el resultado, y sin embargo éste no se produce 

por causas independientes de la voluntad del autor. 

 

(...) 

 

Art. 20 

Están extentos de responsabilidad criminal: 

 

(...) 
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4. El que obre en defensa de la persona o derechos propios o ajenos, siempre que 

concurran los requisitos siguientes: 

Primero. Agresión ilegítima. En caso de defensa de los bienes se reputará 

agresión ilegítima el ataque a los mismos que constituya delito o falta y los 

ponga en grave peligro de deterioro o pérdida inminentes. En caso de defensa de 

la morada o sus dependencias se reputará agresión ilegítima la entrada indebida 

en aquélla o éstas. 

Segundo. Necesidad racional del medio empleado para impedirla o repelerla. 

Tercero. Falta de provocación suficiente por parte del defensor. 

 

5. El que, en estado de necesidad, para evitar un mal propio y ajeno lesione un 

bien jurídico de otra persona o infrinja un deber, siempre que concurran los 

siguientes requisitos: 

Primero. Que el mal causado no sea peor que el que se trate de evitar. 

Segundo. Que la situación de necesidad no haya sido provocada 

intencionadamente por el sujeto. 

Tercero. Que el necesitado no tenga, por su oficio o cargo, obligación de 

sacrificarse. 

 

(...) 

 

7. El que obre en cumplimiento de un deber o un ejercicio legítimo de un 

derecho, oficio o cargo. 

 

Art. 41 

La pena de inhabilitación absoluta produce la privación definitiva de todos los 

honores, empleos y cargos públicos que tenga el penado, aunque sean electivos. 

Produce, además, la incapacidad para obtener los mismos o cualesquiera otros 

honores, cargos o empleos públicos, y la de ser elegido para cargo público, 

durante el tiempo de la condena. 
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Art. 197  

1. El que, para descubrir los secretos o vulnerar la intimidad de otro, sin su 

consentimiento, se apodere de sus papeles, cartas, mensajes de correo electrónico 

o cualesquiera otros documentos o efectos personales o intercepte sus 

telecomunicaciones o utilice artificios técnicos de escucha, transmisión, 

grabación o reproducción del sonido o de la imagen, o de cualquier otra señal de 

comunicación, será castigado con las penas de prisión de uno a cuatro años y 

multa de doce a veinticuatro meses.  

 

2. Las mismas penas se impodrán al que, sin estar autorizado, se apodere , utilize 

o modifique, en perjuicio de tercero, datos reservados de carácter personal o 

familiar de otro que se hallen registrados en ficheros o soportes informáticos, 

electrónicos o telemáticos, o en cualquier otro tipo de archico o registro público o 

privado. Iguales penas se impodrán a quien, sin estar autorizado, acceda por 

cualquier medio a los mismos y a quien los altere o utilice en perjuicio del titular 

de los datos de un tercero. 

 

3. Se impondrá la pena de prisión de dos a cinco años si se difunden, revelan o 

ceden datos o hechos descubiertos o las imágenes captadas a que se refieren los 

números anteriores.  

Será castigado con las penas de prisión de uno a trés años y multa de doce a 

veinticuatro meses, el que, con conocimiento de su orígen ilícito y sin haber 

tomado parte en su descubrimiento, realizaré la conducta descrita en el párrafo 

anterior. 

 

4. Si los hechos descritos en los apartados 1 y 2 de este artículo se realizan por 

las personas encargadas o responsables de los ficheros, soportes informáticos, 

electrónicos o telemáticos, archivos o registros, se impondrá la pena de prisión de 

tres a cinco años, y se difunden, ceden o revelan los datos reservados, impondrá 

la pena en su mitad superior. 
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5. Igualmente, cuando los hechos descritos en los apartados anteriores afecten a 

datos de carácter personal que revelen la ideología, religión, creencias, salud, 

origen racial o vida sexual, o la víctima fuere un menor de edad o un incapaz, se 

impondrán las penas previstas en su mitad superior.  

 

6. Si los hechos se realizen con fines lucrativos, se impondrán las penas 

respectivamente previstas en los apartados 1 al 4 de este artículo en su mitad 

superior. Si además afectan a datos de los mencionados en el apartado 5, la pena 

a imponer será de prisión de cuatro a siete años. 

 

Art. 198 

La autoridad o funcionario público que, fuera de los casos permitidos por la Ley, 

sin mediar causa legal por delito, y prevaliéndose de su cargo, realizaré 

cualquiera de las conductas descritas en el artículo anterior, será castigado con 

las penas respectivamente previstas en el mismo, en su mitad superior y, además, 

con la inhabilitación absoluta por tiempo de seis a doce años. 

 

Art. 201 

1. Para proceder los delitos previstos en este capítulo será necesaria denuncia de 

la persona agraviada o de su representante legal. Cuando aquélla sea menor de 

edad, incapaz o una persona desvalida, también podrá denunciar el Ministerio 

Fiscal. 

 

2. No será precisa la denuncia exigida en el apartado anterior para proceder por 

los hechos descritos en el artículo 198 de este Código, ni cuando la comisión del 

delito afecte a los intereses generales o a una pluralidad de personas. 

 

3. El perdón del ofendido o de su representante legal, en su caso, extingue la 

acción penal o la pena impuesta, sin perjuicio de lo dispuesto en el segundo 

párrafo del número 4 del artículo 130.  
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Übersetzungen 

 

Spanische Verfassung 

 

Art. 18  

(1) Das Recht auf Ehre, auf persönliche und familiäre Privatsphäre und am eige-

nen Bild werden garantiert. 

(…) 

 

Art. 20 

1. Folgende Rechte werden anerkannt und geschützt: 

 (…) 

 

d. Das Recht auf freie und wahre Berichterstattung und auf Empfang von Infor-

mationen über jedwedes Verbreitungsmedium. Das Gesetz regelt das Recht der 

Berufung auf Gewissensgründe und das Berufsgeheimnis bei der Ausübung die-

ser Freiheiten. 

(…) 

 

4. Diese Freiheiten haben ihre Grenzen in der Achtung der in diesem Titel aner-

kannten Rechte, in den Vorschriften der sie regelnden Gesetze und insbesondere 

im Recht auf Ehre, auf persönliche und familiäre Privatsphäre, am eigenen Bild 

und auf den Schutz der Jugend und der Kinder. 

 

Organgesetz 1/1982 vom 5. Mai, über den zivilrechtlichen Schutz des Rechts 

auf Ehre, auf persönliche und familiäre Privatsphäre und am eigenen Bild. 

 

Erstes Kapitel 

 

Allgemeine Bestimmungen 
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Art. 1 

(1) Das Grundrecht auf Ehre, persönliche und familiäre Privatsphäre und am ei-

genen Bild wird gegen jede Art rechtswidriger Eingriffe nach Maßgabe des vor-

liegenden Organgesetzes geschützt.  

 

(2) Dem Deliktcharakter des Eingriffs steht der Rückgriff auf das Rechtsschutz-

verfahren in Art. 9 dieses Gesetzes nicht entgegen. In jedem Fall sind die Krite-

rien dieses Gesetzes anwendbar, um die zivilrechtliche Verantwortlichkeit, wel-

che aus dem Delikt hervorgeht, zu bestimmen. 

 

(3) Das Recht auf Ehre, persönliche und familiäre Privatsphäre und am eigenen 

Bild ist unverzichtbar, unübertragbar und unverjährbar. Der Verzicht auf den 

vorgesehenen Schutz ist nichtig, außer im Fall der Genehmigung oder der Ein-

willigung gemäß Art. 2 dieses Gesetzes. 

 

Art. 2  

(1) Der zivilrechtliche Schutz der Ehre, der Privatsphäre und des eigenen Bildes 

bleibt begrenzt durch die Gesetze und die sozialen Gebräuche, wobei der Bereich 

berücksichtigt wird, den sich jede Person durch ihre eigenen Handlungen für sich 

selbst oder für ihre Familie vorbehalten hat. 

 

(2) Ein unerlaubtes Eindringen in den geschützten Bereich liegt nicht vor, wenn 

dies ausdrücklich durch Gesetz genehmigt ist oder wenn der Rechtsinhaber aus-

drücklich seine Einwilligung erteilt hat. 

 

(3) Die Einwilligung, auf die sich der vorhergehende Absatz bezieht, ist jederzeit 

widerrufbar, für die verursachten Schäden oder Nachteile, einschließlich der be-

rechtigten Erwartungen muss jedoch Schadensersatz geleistet werden. 
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Art. 3 

(1) Die Einwilligung von Minderjährigen oder Unmündigen muss, sofern ihre 

Reife es erlaubt, in Einklang mit der Zivilgesetzgebung durch sie selbst erteilt 

werden. 

 

(2) In den übrigen Fällen ist die Einwilligung schriftlich durch den gesetzlichen 

Vertreter zu erteilen, der verpflichtet ist vorher die Staatsanwaltschaft über die 

bevorstehende Einwilligung in Kenntnis zu setzen. Wenn die Staatsanwaltschaft 

innerhalb von acht Tagen Einwendungen erhebt, entscheidet der Richter. 

 

Art. 4 

(1) Die Geltendmachung der Ansprüche auf Schutz der Ehre, der Privatsphäre 

und des eigenen Bildes einer verstorbenen Person, obliegt demjenigen, der im 

Testament dafür bestimmt worden ist. Es kann auch eine juristische Person be-

stimmt werden. 

 

(2) Ist keine Person bestimmt worden oder ist die bestimmte Person verstorben, 

sind der Ehepartner, die Nachkommen, Verwandte in aufsteigender Linie und 

Geschwister der betroffenen Person, die zu dem Zeitpunkt leben, legitimiert. 

 

(3) In Ermangelung dieser Personen obliegt der Staatsanwaltschaft die Geltend-

machung der Ansprüche, wobei sie von Amts wegen oder auf Gesuch einer inte-

ressierten Person hin tätig werden kann, sofern nicht mehr als 80 Jahre seit dem 

Tod des Betroffenen vergangen sind. Die gleiche Frist ist einzuhalten, wenn die 

Geltendmachung der Ansprüche einer im Testament bestimmten juristischen Per-

son obliegt. 

 

Art. 5 

(1) Wenn mehrere der im vorherigen Artikel genannten Angehörigen leben, kann 

jeder von ihnen die Ansprüche zum Schutz der Rechte des Verstorbenen geltend 

machen. 
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(2) Die gleiche Regel findet Anwendung, außer im Falle gegensätzlicher Be-

stimmungen des Verstorbenen, wenn im Testament mehrere Personen bestimmt 

worden sind. 

 

Art. 6 

(1) Wenn der Inhaber des verletzten Rechts verstirbt, ohne selbst oder durch sei-

nen gesetzlichen Vertreter aufgrund der Umstände, mittels derer sich die Verlet-

zung verwirklicht hat, die in diesem Gesetz vorgesehenen Ansprüche geltend 

machen zu können, können die Ansprüche durch die in Art. 4 genannten Perso-

nen geltend gemacht werden. 

 

(2) Dieselben Personen können die vom Inhaber des verletzten Rechts einge-

reichte Klage fortführen, wenn dieser verstirbt. 

 

Zweites Kapitel 

 

Über den zivilrechtlichen Schutz der Ehre, der Privatsphäre und des eigenen 

Bildes 

 

Art. 7 

Als unerlaubtes Eindringen in den durch Art. 2 begrenzten Schutzbereich wird 

betrachtet: 

 

(1) Die Aufstellung an irgendeinem Ort von Abhöreinrichtungen, Filmgeräten, 

optischen Vorrichtungen oder jeglichen anderen Mitteln, die geeignet sind, das 

intime Leben von Personen aufzunehmen oder zu reproduzieren. 

 

(2) Der Gebrauch von Abhöreinrichtungen, optischen Vorrichtungen oder jegli-

chen anderen Mitteln, um das Intimleben von Personen, intime Bekundungen 

oder private Briefe, die nicht für denjenigen, der diese Mittel benutzt, bestimmt 

waren, in Erfahrung zu bringen, ebenso wie eine diesbezügliche Aufzeichnung, 

Registrierung oder Reproduktion. 
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(3) Die Verbreitung von Tatsachen aus dem Privatleben einer Person oder Fami-

lie, welche den Ruf oder den guten Namen beeinträchtigen, ebenso wie die 

Preisgabe oder Veröffentlichung des Inhalts von Briefen, Erinnerungen oder an-

deren persönlichen Schriftstücken intimen Charakters.  

 

(4) Die Preisgabe privater Daten einer Person oder Familie, die jemand mittels 

seiner beruflichen oder offiziellen Tätigkeit in Erfahrung gebracht hat. 

 

(5) Die Erfassung, Vervielfältigung oder Veröffentlichung des Bildes einer Per-

son durch Fotografie, Film oder jegliches anderes Vorgehen an Orten oder wäh-

rend Momenten ihres Privatlebens oder außerhalb davon, abgesehen von denen 

in Art. 8.2 genannten Ausnahmen.  

 

(6) Der Gebrauch des Namens, der Stimme oder des Bildes einer Person zu Wer-

be –, kommerziellen oder analogen Zwecken. 

 

(7) Die Beschuldigung von Tatsachen oder Meinungsäußerungen durch Hand-

lungen oder Ausdrücke, die auf irgendeine Weise die Würde einer anderen Per-

son verletzen, indem sie ihren Ruf oder ihre eigene Wertschätzung beeinträchti-

gen. 

 

Art. 8 

(1) Es liegt grundsätzlich kein unerlaubtes Eindringen vor, wenn die Handlungen 

autorisiert oder von der zuständigen Behörde in Übereinstimmung mit dem Ge-

setz angeordnet werden oder wenn ein relevantes historisches, wissenschaftliches 

oder kulturelles Interesse überwiegt.   

 

(2) Insbesondere verbietet das Recht am eigenen Bild nicht: 

 

a. Die Anfertigung, Vervielfältigung oder Veröffentlichung durch jegliches Me-

dium, wenn es sich um Personen handelt, die ein öffentliches Amt oder einen 
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Beruf von öffentlichem Interesse ausüben und das Bildnis während eines öffent-

lichen Aktes oder an einem öffentlichen Ort hergestellt wird. 

 

b. Die Nutzung von Karikaturen besagter Personen in Übereinkunft mit dem so-

zialen Gebrauch. 

 

c. Die grafische Information über ein Geschehen oder ein öffentliches Ereignis, 

wenn das Bild der betroffenen Person lediglich nebensächlich erscheint. 

 

Die Ausnahmen der Absätze a und b finden keine Anwendung auf Amtsträger 

oder Personen, die Funktionen wahrnehmen, die ihrer Natur nach Anonymität 

erfordern.   

 

Art. 9  

(1) Der gerichtliche Schutz gegenüber unerlaubtem Eindringen in die Rechte, auf 

die sich dieses Gesetz bezieht, kann auf dem ordentlichen Rechtsweg oder durch 

das in Art. 53.2 der Verfassung vorgesehene Verfahren geltend gemacht werden. 

Es kann auch, wenn es zulässig ist, Verfassungsbeschwerde vor dem Tribunal 

Constitucional eingelegt werden. 

 

(2) Der gerichtliche Schutz umfasst die Ergreifung aller Maßnahmen, die not-

wendig sind, um dem unerlaubten Eingriff ein Ende zu setzen und den Geschä-

digten in den vollen Genuss seiner Rechte wiedereinzusetzen, sowie um weiteren 

unerlaubten Eingriffen vorzubeugen oder diese zu verhindern. Zu diesen Maß-

nahmen gehören einstweilige Maßnahmen, die dazu dienen, den Eingriff unmit-

telbar zu beenden, sowie die Anerkennung des Rechts auf Gegendarstellung, die 

Veröffentlichung des Urteils und die Verurteilung zum Ersatz der verursachten 

Schäden. 

 

(3) Das Bestehen eines Schadens wird immer dann vermutet, wenn ein unerlaub-

ter Eingriff vorliegt. Die Entschädigung erstreckt sich auch auf den immateriellen 

Schaden, der nach den Umständen des Einzelfalles und der Schwere der tatsäch-
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lich zugefügten Verletzung bewertet wird, wobei die Verbreitung oder das Publi-

kum des Mediums, durch welches sie zugefügt wurde, zu berücksichtigen ist. 

Ebenso wird der Gewinn, den der Verursacher der Verletzung durch diese erhal-

ten hat, gewertet. 

 

(4) Der Betrag für die Entschädigung wegen eines immateriellen Schadens im 

Fall des Art. 4 steht den Personen, auf welche sich Absatz 2 bezieht bzw. ihren 

Rechtsnachfolgern in dem Maße zu, in dem das Urteil annimmt, dass sie beein-

trächtigt wurden. In den Fällen des Art. 6 wird angenommen, dass die Entschädi-

gung im Nachlass des Geschädigten inbegriffen ist. 

 

(5) Die Rechte zum Schutz gegen unerlaubte Eingriffe erlöschen, wenn vier Jah-

re verstrichen sind, seit dem Zeitpunkt, in dem der Berechtigte sie ausüben konn-

te. 

 

Aufhebende Bestimmung 

 

Bestimmungen von gleichem oder niedrigerem Rang, die diesem Gesetz wider-

sprechen, werden aufgehoben. 

 

Übergangsbestimmungen 

 

Erste (Aufgehoben). 

 

Zweite. Sofern die in Art. 53.2 der Verfassung vorgesehenen Bestimmungen über 

die Inkraftsetzung eines Verfahrens, welches auf den Prinzipien des Vorrangs 

und der Schnelligkeit basiert, noch nicht umgesetzt worden sind, kann der ge-

richtliche Schutz des Rechts auf Ehre, auf persönliche oder familiäre Privatsphä-

re und am eigenen Bild durch jedes der in Sektion II und III des Gesetzes 

62/1978 vom 26. Dezember 1978 über gerichtlichen Schutz der Grundrechte der 

Person vorgesehene Verfahren geltend gemacht werden, mit den Besonderheiten, 

die dieses Gesetz über die Legitimation der Parteien bestimmt. 
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Nach der Erschöpfung des Rechtsweges kann Verfassungsbeschwerde erhoben 

werden unter den Voraussetzungen, auf die sich Kapitel 1 des Titels III des Or-

gangesetzes 2/1979 vom 3. Oktober 1979 des Tribunal Constitucional bezieht. 

 

Código Penal723 

 

Art. 15 

1. Strafbar sind die vollendete Straftat und der Versuch der Straftat. 

 

2. Übertretungen werden nur bestraft, wenn sie vollendet wurden, mit Ausnahme 

versuchter Übertretungen gegen Personen oder das Vermögen. 

 

Art. 16 

1. Versuch liegt vor, wenn der Täter durch äußere Handlungen unmittelbar mit 

der Ausführung der Straftat beginnt und alle oder einen Teil der Handlungen 

vornimmt, die objektiv den Erfolg herbeiführen würden, dieser jedoch aus Grün-

den, die vom Willen des Täters unabhängig sind, nicht eintritt.  

(…) 

 

Art. 20 

Nicht strafrechtlich verantwortlich ist: 

(…) 

 

4. Wer in Verteidigung der Person oder eigener oder fremder Rechte handelt, 

sofern die folgenden Voraussetzungen vorliegen: 

Erstens: Rechtswidriger Angriff.  

Im Falle der Verteidigung von Gütern wird der eine Straftat oder Übertretung 

entsprechende Angriff, der diese Güter in die schwere Gefahr der unmittelbar 

bevorstehenden Zerstörung oder des unmittelbar bevorstehenden Verlusts ver-

setzt, als rechtswidriger Angriff angesehen. Im Falle der Verteidigung der Woh-

                                              
723 Die Übersetzung des Código Penal folgt im Wesentlichen Hoffmann. 
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nung oder ihrer Nebengebäude wird das unerlaubte Eindringen in diese als 

rechtswidriger Angriff angesehen. 

Zweitens: Vernunftgemäße Erforderlichkeit des zur Verhinderung oder Abwehr 

angewandten Mittels. 

Drittens: Fehlen einer ausreichenden Provokation auf Seiten des Verteidigers. 

 

5. Wer im Notstand, um ein eigenes oder fremdes Übel zu vermeiden, ein 

Rechtsgut einer anderen Person verletzt oder gegen eine Pflicht verstößt, sofern 

die folgenden Voraussetzungen vorliegen: 

Erstens: Das verursachte Übel darf nicht größer sein als dasjenige, um dessen 

Vermeidung es geht. 

Zweitens: Der Notstand darf durch den Täter nicht absichtlich provoziert worden 

sein.  

Drittens: Der in Not Befindliche darf nicht aufgrund seines Berufes oder Amtes 

verpflichtet sein, sich aufzuopfern. 

(…) 

 

7. Wer in Erfüllung einer Pflicht oder in rechtmäßiger Ausübung eines Rechts, 

einer beruflichen Tätigkeit oder eines Amtes handelt. 

 

Art. 41 

Die Strafe der absoluten Untauglichkeitserklärung bewirkt den endgültigen Ent-

zug sämtlicher öffentlicher Ehren, Anstellungen und Ämter, die der Bestrafte 

innehat, selbst wenn sie durch Wahl erlangt wurden. Außerdem führt sie zur Un-

fähigkeit für die Dauer der Strafe diese oder andere öffentliche Ehren, Ämter 

oder Anstellungen zu erlangen und für ein öffentliches Amt gewählt zu werden. 

 

Art. 197  

1. Wer, um die Geheimnisse eines anderen auszuspähen oder die Privatsphäre 

eines anderen zu verletzen, ohne dessen Einwilligung seine Papiere, Briefe, 

elektronisch übermittelte Nachrichten oder irgendwelche anderen persönlichen 
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Dokumente [Urkunden724] oder Sachen an sich bringt, seinen Fernmeldeverkehr 

abfängt oder technische Kunstgriffe zum Abhören, zur Übertragung, Aufnahme 

oder Wiedergabe von Ton, Bild oder eines anderen Kommunikationszeichens 

anwendet, wird mit Gefängnis von einem Jahr bis zu vier Jahren und Geldstrafe 

von zwölf bis zu 24 Monaten bestraft.  

 

2. Dieselben Strafen werden demjenigen auferlegt, der, ohne dazu berechtigt zu 

sein, zum Nachteil eines Dritten vertrauliche Daten persönlicher oder familiärer 

Art, die in EDV-, elektronischen oder telematischen Karteien oder auf EDV-, 

elektronischen oder telematischen Datenträgern oder in einer anderen Art von 

öffentlichem oder privatem Archiv oder Register erfasst sind, an sich bringt, be-

nutzt oder verändert. Dieselben Strafen werden demjenigen auferlegt, der sich, 

ohne dazu berechtigt zu sein, auf eine Weise Zugang zu diesen Daten verschafft, 

und demjenigen, der sie zum Nachteil des an den Daten Berechtigten oder eines 

Dritten verändert oder benutzt. 

 

3. Gefängnisstrafe von zwei bis zu fünf Jahren wird verhängt, wenn die ausge-

spähten Daten oder Tatsachen oder aufgenommenen Bilder, auf die sich die vor-

hergehenden Ziffern beziehen, verbreitet, preisgegeben oder Dritten überlassen 

werden. 

Mit Gefängnis von einem Jahr bis zu drei Jahren und Geldstrafe von 12 bis zu 24 

Monaten wird bestraft, wer in Kenntnis der rechtswidrigen Herkunft und ohne 

am Ausspähen teilgenommen zu haben, das im vorhergehenden Absatz beschrie-

bene Verhalten verwirklicht. 

 

4. Werden die in Abs.1 und 2 dieses Artikels beschriebenen Taten durch die Per-

sonen verwirklicht, die mit den EDV-, elektronischen oder telematischen Kartei-

en, Datenträgern, den Archiven oder Registern betraut oder für sie verantwortlich 

sind, wird Gefängnisstrafe von drei bis zu fünf Jahren verhängt, und wenn die 

                                              
724 Der Übersetzung Hoffmanns des Begriffs „documentos“ mit „Urkunden“ wird der 

Begriff „Dokumente“ vorgezogen, um eine Verwechslung mit dem Rechtsterminus 
„Urkunde“ im Sinne des StGB vorzubeugen. 
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vertraulichen Daten verbreitet, überlassen oder preisgegeben werden, ist die Stra-

fe aus der oberen Hälfte zu verhängen. 

 

5. Die angedrohten Strafen werden ebenfalls aus der oberen Hälfte verhängt, 

wenn die in den vorhergehenden Absätzen beschriebenen Taten Daten persönli-

cher Art betreffen, welche die Weltanschauung, Religion, Überzeugung, Ge-

sundheit, Herkunft in Bezug auf die Rasse oder das Sexualleben offenbaren oder 

wenn das Opfer minderjährig oder unmündig ist. 

 

6. Werden die Taten mit Bereicherungsabsicht verwirklicht, sind die in Abs. 1 bis 

4 dieses Artikels jeweils angedrohten Strafen aus der oberen Hälfte zu verhän-

gen. Betreffen sie außerdem die in Abs. 5 genannten Daten, ist die zu verhängen-

de Strafe Gefängnis von vier bis zu sieben Jahren. 

 

Art. 198 

Der Amtsträger oder Beamte, der in anderen als den gesetzlich erlaubten Fällen, 

ohne dass ein gesetzmäßiges Verfahren wegen einer Straftat vorliegt, unter Aus-

nutzung seines Amtes, eine der im vorhergehenden Artikel beschriebene Verhal-

tensweise verwirklicht, wird aus der oberen Hälfte der jeweils angedrohten Stra-

fen bestraft und zusätzlich mit einer absoluten Untauglichkeitserklärung für die 

Dauer von 6 bis zu 12 Jahren belegt. 

 

Art. 201 

1. Um wegen der in diesem Kapitel aufgeführten Straftaten ein Verfahren einzu-

leiten, bedarf es der Strafanzeige durch die verletzte Person oder ihren gesetzli-

chen Vertreter. Ist die Person minderjährig, unmündig oder hilflos, kann auch die 

Staatsanwaltschaft Strafanzeige erstatten. 

 

2. Die im vorhergehenden Absatz geforderte Anzeige ist weder notwendig, um 

wegen der in Art. 198 dieses Gesetzbuchs beschriebenen Taten ein Verfahren 

einzuleiten, noch wenn die Begehung der Straftat die Interessen der Allgemein-

heit oder eine Vielzahl von Personen betrifft. 
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3. Die Verzeihung des Verletzten oder gegebenenfalls seines gesetzlichen Vertre-

ters lässt die Strafklage oder die verhängte Strafe erlöschen, unbeschadet der Re-

gelung des Art. 130 Ziff. 4 Abs. 2. 
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Sala Primera 06.06.1990 RTC 105/1990 

Sala Segunda 12.11.1990 RTC 171/1990 

Sala Primera 15.07.1999 RTC 134/1999 

Sala Primera 14.09.1999 RTC 154/1999 

Sala Segunda 26.03.2001 RTC 81/2001 

Sala Primera 18.06.2001 RTC 139/2001 

Sala Primera  22.04.2002 RTC 83/2002 

Sala Segunda  20.05.2002 RTC 121/2002 

Sala Segunda  28.01.2003 RTC 14/2003 

Sala Segunda  30.06.2003 RTC 127/2003 

 

Sentencia Tribunal Supremo (STS) 

„Sala“  Datum Fundstelle 

Sala Primera    28.10.1986 AC 1041/1986 

Sala de lo Civil  29.03.1988 AC 586/1988 

Sala de lo Civil  11.04.1988 AC 640/1988 
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Sala de lo Civil   09.05.1988 AC 732/1988 

Sala de lo Civil  03.11.1988 AC 268/1989 

Sala de lo Civil  19.10.1992 AC 108/1993 

Sala de lo Penal  18.02.1999 RJ 510/1999 

Sala de lo Penal   14.09.2000 RJ 7942/2000 

Sala de lo Penal  11.07.2001 RJ 1056/2003 

Sala de lo Civil, Sec. 1 17.03.2004 RJ 1927/2004 

Sala de lo Civil, Sec. 1 08.07.2004 RJ 694/2004 

Sala de lo Penal  10.12.2004 RJ 7917/2004 

Sala de lo Civil, Sec. 1 18.05.2007 RJ 2325/2007 

 

Sentencia Audiencia Provincial (SAP) 

“Sala” Datum número Fundstelle 

 

Madrid 

Penal, Sec.15 15.04.1999 115/1999 ARP 1999/1762 

Penal, Sec. 1 31.07.2002 352/2002 ARP 2002/475 

Penal, Sec. 15 27.03.2003 142/2003 JUR 2003/181600 

Civil, Sec. 19 07.03.2006 117/2006 AC 2006/759 

Civil, Sec. 9 06.06.2006 51/2006 AC 2006/1914 

Civil, Sec. 19 11.05.2007 268/2007 JUR 2007/247361 

Civil, Sec. 21 05.06.2007 312/2007 JUR 2007/259600 

 

Pontevedra 

Penal, Sec. 1 18.05.2001 15/2001 ARP 2001/602 

 

Valencia 

Penal, Sec. 4 13.05.2002 114/2002 JUR 2002/188249 

 

Zaragoza 

Civil, Sec. 4 20.01.2004 32/2004 JUR 2004/61680 
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Lebenslauf 

 

Anke Marie Gertzen wurde am 12. März 1981 in Bremen geboren. Sie wuchs in 

Bremen auf und verbrachte auch ihre Schulzeit dort bis zum Erwerb des Abiturs 

im Jahr 2000.  

Im Oktober 2000 begann sie ihr Studium der Rechtswissenschaften an der Chris-

tian-Albrechts-Universität zu Kiel. Dabei absolvierte sie das Wintersemester 

2002/2003 als Auslandssemester an der Universitat de Barcelona in Spanien und 

nahm zudem im Wintersemester 2003/2004 am Willem C. Vis International 

Commercial Arbitration Moot in Wien teil. Ihr Studium schloss sie mit einem 

Prädikatsexamen im Jahr 2007 ab.  

Seit Februar 2008 befindet sie sich im juristischen Vorbereitungsdienst bei dem 

Hanseatischen Oberlandesgericht Bremen. Ihre bisherigen Stationen hat sie bei 

der dritten Zivilkammer des Landgerichts Bremen, der Staatsanwaltschaft Bre-

men, der Deutschen Botschaft in Buenos Aires sowie der Sozietät Castringius 

Rechtsanwälte & Notare in Bremen absolviert. 






